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Vorrede. 


Die lange Erfahrung hat mich überzeugt, daß es 
beſonders angehenden Practikern im Civil-Juſtiz⸗Fa⸗ 
che, und jenen Juſtiziären auf dem Lande, welche nicht 
Gelegenheit finden, in vorkommenden ſchwierigen 
Fällen ſich mit erfahrnen Männern zu berathen, 
ſehr wünſchenswerth ſeyn dürfte, einen Leitfa— 
den zu finden, den fie bey vorkommenden zweifel- 
haften, oder ihre Erfahrungen überſteigenden Fäl— 
len zu Rathe ziehen könnten, beſonders, da das 
juridiſche Feld, welches in vorliegender Abhand— 
lung bearbeitet wird, theils nur hie und da durch 
poſitive Geſetze begränzt, theils aber mit ſo vie— 
len Unebenen vermiſcht iſt, daß es nur ein theore— 
tiſch⸗practiſch geübter Juriſt zu überſehen vermag. 

Ich hätte mich bey dieſer Abhandlung füglich 
nur ſtrenge an den vorgeſetzten Titel halten, und 
nur allein von der eigentlichen Vertheilung des Ver— 
mögens der Schuldner handeln können; allein da— 
mit wäre nach meiner Meinung dem Bedürfniſſe 
nicht abgeholfen worden, weil die Vorverhandlun— 
gen, und ſelbſt die vorhergegangenen Privateinſchrei— 
tungen mit der eigentlichen Vertheilung in dem eng⸗ 
ſten Zuſammenhange ſtehen, dergeſtalt, daß bey die- 
ſer ein immerwährender Rückblick auf jene nöthig iſt. 

Da ich aber gefunden habe, daß in Betreff der 
Erwerbung und der Wirkſamkeit des Pfandrechtes 
viele Differenzen in der Praxis obwalten, daß über 
Vornahme von gerichtlichen Schätzungen durchaus 
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kein genügender Leitfaden beſteht, daß über das Ver⸗ 
fahren über Feilbiethungsgeſuche, über Feilbiethun— 
gen ſelbſt, Jo wie über Sequeſtrations- und Con- 
cursverhandlungen nur unvollſtändige mitzu gerin— 
ger theoretiſch⸗practiſcher Unſicht ausgeführte Ab— 
handlungen beſtehen; ſo habe ich über die Vorberei— 
tungen zur Befriedigung der Gläubiger, in ſo weit 
ſie mit dieſer im unmittelbaren Zuſammenhange ſte— 
hen, eben ſo wie über die Vertheilungen ſelbſt die— 
ſe Abhandlung ausgedehnt. 

In Betreff der hie und da vorkommenden Streit— 
fragen habe ich lediglich meine Meinung angeführt, 
und dieſelbe mit Bezug auf die geſetzlichen Vor— 
ſchriften zu begründen verſucht. Mag nun jeder Le— 
fer ſelbſt dieſe Meinungen prüfen, und können fie 
ihn auch nicht überzeugen, ſo iſt er doch um eine 
Anſicht reicher geworden, und kann in der Polemik 
mit deſto beſſerem Erfolge arbeiten, um ſo mehr, 
da ich mich auch beſonders beſtrebte, die Anſicht 
der Practiker und der mir bekannten juridiſchen 
Schriftſteller daneben hinzuſtellen. 

Wenn dieſe Abhandlung, welche ich nur in der 
Erhohlungszeit von meinen Berufsgeſchäften zuſam— 
mengeſchrieben habe, hie und da Lücken haben ſoll⸗— 
te, ſo möge theils die Schwierigkeit des Gegen— 
ſtandes, theils die Beſchränktheit meiner Zeit zur 
Ausarbeitung dieſes Werkes, theils aber der allbe— 
kannte Satz, daß Nichts Menſchliches zur Vollkom— 
menheit gelange, zu meiner Entſchuldigung dienen. 


Der Verfaſſer. 


Einleitung. 


Wenn aus dem Vermögen des Schuldners alle Gläu— 
biger befriediget werden können, unterliegt der richterliche Ace 
der Vertheilung keinen Schwierigkeiten, und es kömmt wenig 
darauf an, nach welcher Ordnung dieſe Befriedigung vorge— 
nommen werde; die Wichtigkeit dieſer Amtshandlung zeigt 
ſich erſt dann, wenn einige Gläubiger wegen nicht zureichen— 
den Vermögens gar nicht zur Befriedigung gelangen, oder 
wenn es ſich darum handelt, welche Gläubiger früher, und 
welche ſpäter ihre Bezahlung erhalten ſollen. 


Die Erfahrung lehrt es faſt täglich, daß in Betreff der 
Meiſtbothsvertheilungen, ſowohl außer als in Concursſachen, 
eine auffallende, für die Intereſſenten keineswegs gleichgültige 
Verſchiedenheit obwalte, welche Verſchiedenheit theils in un— 
richtigen Anſichten über die Wirkungen des Pfandrechtes, 
theils in dem vorausgegangenen unrichtigen Verfahren bey 
den Vorbereitungs-Acten zur Befriedigung der Gläubiger 
theils aber in den irrigen Anſichten über die Vertheilungen 
und die dieſen zum Grunde liegenden Prinzipien ſelbſt ihren 
Grund haben. 

Da es aber nur Eine wahre Art der Vermögens-Ver— 
theilung unter die concurrirenden Gläubiger geben kann, fo 
wie es nur Eine Wahrheit gibt, ſo ſoll bier eine ſolche durch, 
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aus auf juridiſche Prinzipien geſtützte e auf⸗ 
zuſtellen verſucht werden. 


Um dieſem Zwecke gehörig zu entſprechen, witd in die⸗ 
ſem Bande 
1. von den verſchiedenen Forderungen, welche zur Befrie⸗ 
digung concurriren können, und von ihren verſchie— 
denen Eigenſchaften, und 
2. von den nothwendigen Vorkehrungen zur Befriedigung 
der Gläubiger gehandelt werden. 


Weil aber die Vorkehrungen zur Befriedigung concur— 
rirender Gläubiger theils allgemeine, ſowohl auf die Befrie— 
digung außer als in Concursfällen Bezug nehmende Amts— 
bandlungen und Privateinſchreitungen enthalten, theils aber 
bey jeder Befriedigungsart eigenthümliche Vorkehrungen ein— 
treten; ſo werden nur die allgemeinen Vorkehrungen und 
Einſchreitungen beſonders, die beſonderen aber bey Gelegen— 
beit abgehandelt werden. So gehen bey der Sequeſtration 
und bey der Concurs-Verhandlung der Befriedigung eigen— 
thümliche Vorkehrungen und Einſchreitungen vor, welche auch 
dort, in ſo weit ſie auf die Befriedigung Einfluß nehmen, 
beſprochen werden. 


Bon den Forderungen überhaupt, 


9. 1. 


Definition einer Forderung. 


Ir einer Forderung verſteht man in der weiteſten Bedeutung 
des Wortes den Anſpruch auf eine Leiſtung, Geſtattung oder Unter⸗ 
lafjung einer Handlung. 

Der Menſch in dem Naturzuſtande, d. i. bloß mit den ange⸗ 
bornen Rechten gedacht, hat ſchon Forderungen an feine Mitmen⸗ 
ſchen, nämlich die der Unterlaſſung aller jener Handlungen, wo— 
durch die Nechtsſphäre desſelben beſchränkt werden würde, weiter dehnt 
ſich aber fein Forderungsrecht nicht aus; wird er aber in feiner Rechts» 
ſphäre beſchränkt, ſo kann er die Wiederherſtellung derſelben, und 
nach Umſtänden Erſtattung verlangen. Da aber der Menſch zwar 
das Necht der Perfönlichkeit nicht aufgeben, wohl aber feine ange— 
boruen Rechte beſchränken, die erworbenen Rechte aber theils ganz 
aufgeben, theils an Andere übertragen, theils aber beſchränken kann; 
ſo wird es erklärbar, daß in dem practiſchen Leben Einer von dem 
Andern zu fordern berechtiget ſeon kann, daß er ihm etwas lelſte; 
daß er geſtatte, daß ein Anderer ſeine eigenthümlichen Sachen zu 
ſeinem Nutzen verwende; oder daß er zu Gunſten eines Andern ſo— 
gar etwas unterlaſſe, was er nach dem Rechte feiner Perſönlichkeit 
zu thun berechtiget geweſen wäre. 

Da aber die Leiſtungen, Geſtattungen und Unterlaſſungen die⸗ 
fer letztern Art immer einen Act der Willensvereinigung vorausſetzen, 
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und in dem Nechte der Perſoͤnlichkeit nicht begriffen find, fo muß auch 
der Fordernde die Richtigkeit ſeines Anſpruches erweiſen. (§. 17 
b. G. B.) 

Da in dieſer Abhandlung nur von der Befriedigung der 
Forderungen die Rede iſt, ſo muß hier das Wort „Forderung“ 
in einer engeren Bedeutung genommen werden. 

In dieſer Beziehung iſt die Forderung ein rechtlicher Anſpruch, 
wodurch das vermeintliche oder wahre Vermögen des Schuldners durch 
die Befriedigung des Forderungsſtellers vermindert werden ſoll. 

Daher gehören die Unterlaſſungs-Anſprüche nur in fo weit hie— 
her, als ſie, in Geld angeſchlagen, das Vermögen des Schuldners 
vermindern. 


5. 2. 
Eintheilung der Forderungen. 


Die Forderungen, als Lelſtungen oder eee gedacht, 
thellen ſich: 

a. hinſichtlich des Gegenſtandes; 
b. hinſichtlich ihrer Beſchaffenhelt. 

Dem Gegenſtande nach beſtehen ſie entweder in perſönlichen 
Leiſtungen, d. h. in ſolchen, wobeh die Cauſalität des Leiſtenden un— 
mittelbar in Anſpruch genommen wird; oder in dem Anſpruche auf 
eine beſtimmte Sache, welche ſich in dem Beſitze des Andern befin— 
det; — Eigenthums-Anſpruch — oder in dem Anſpruche eines Nech- 
tes auf eine beſtimmte Sache, z. B. des Fruchtgenuſſes, des Weis 
derechtes u. ſ. w.; in dem Anſpruche zur Leiſtung — Verſchaf⸗ 
fung — einer der Quantität und Qualität nach beſtimmten, nicht 
in dem Beſitze des Schuldners ſich befindlichen Sache; oder endlich 
in einer Geldforderung. 

Der Beſchaffenheit nach ſind die Forderungen entweder 

1. bedingte oder unbedingte, je nachdem das Beſtehen der⸗ 
ſelben von dem Eintreffen oder Nichteintreffen eines noch 
ungewiſſen Ereigniſſes abhängt, oder das Beſtehen derſel⸗ 
ben ſchon an und für ſich beſtimmt iſt; 
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2. liquide, oder nicht liquide. 

Liquid oder richtig nennt man aber eine Forderung, wenn 
gegen dieſelbe kein gerichtlicher Einſpruch mehr Statt findet, folg⸗ 
lich, wenn fie durch einen gerichtlichen Vergleich, oder durch ein 
rechtskräftiges Urtheil außer Zweifel geſetzt iſt; 

3. priorirte oder nicht priorirte, und zwar jene entweder 
vor allen, oder nur vor gewiſſen Gläubigern priorirt 

Man nennt aber jene Forderungen priorirt, welche im Zuſam⸗ 
mentreffen mit andern Forderungen, ohne Hinzuthun eines recht: 
lichen Actes — ſchon dem Geſetze gemäß — dergeſtalt zu befrie— 
digen ſind, daß die nicht priorirten ſich mit dem über die Befriedi⸗ 
gung jener verbleibenden Reſte begnügen müſſen, wenn ſie auch 
ihre volle Befriedigung nicht erhalten. Die nicht priorirten Forde⸗ 
rungen ſind: 

4. entweder verſicherte, oder nicht verſicherte. 

Verſichert aber nennt man jene Forderungen, bey welchen vers 
tragsmäßig außer der bloßen Zahlungs-Verbindlichkeit des Schuld: 
ners noch insbeſondere eine Verbindlichkeit eingegangen wird, wo— 
durch der Gläubiger die Ueberzeugung, oder doch die Wahrſchein— 
lichkeit erlangt, daß er mit feiner Forderung, wenn auch der eis 
gentliche Schuldner nicht zahlen könnte, befriediget werden wird. 
Die verſicherten Forderungen ſind wieder 

5. entweder durch Bürgſchaft, d. i. durch den Veytritt eines 
Dritten, der die Zahlung, im Falle ſelbe von dem Schuld- 
ner nicht geleiſtet werden würde, zu leiſten verſpricht, oder 
durch Pfand, d. i. durch die Uebergabe einer dem Schuldner 
oder einem Dritten gehörigen Sache, woraus der Gläubiger zur 
Verfallszeit feine Befriedigung erhalten könnte , verſichert. 
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Von dem Einfluſſe der verſchiedenen Gattungen 
der Forderungen auf die Befriedigung concurri— 
render Gläubiger. 


Es verſteht fi) von ſelbſt, daß die Forderungen auf bloß pers 
ſönliche Leiſtungen des Schuldners als ſolche keinen Einſtuß auf 
1 
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die Geſammtbefriedigung der Gläubiger äußern, weil dieſelben bloß 
auf die Cauſalität des Schuldners, nicht auf deſſen Vermögens-Ver⸗ 
minderung hinwirken. Werden ſie aber in ein Geldrelutum umge⸗ 
ändert, was nicht ſelten dadurch geſchieht, daß auf die perſönliche 
Leiſtung, oder auf die Zahlung des Werthes der Leiſtung alternatis 
geklagt wird, oder daß die perſönliche Leiſtung im Exeeutions-We⸗ 
ge durch einen Andern gerichtet, und dann von dem Schuldner der 
gezahlte Lohn in Anſpruch genommen wird; ſo wird die Natur der 
Forderung geändert, und die perſönliche Leiſtung geht in eine Geld— 
forderung über. 

Hingegen hat der Anſpruch auf eine beſtimmte Sache aller⸗ 
dings einen weſentlichen Einfluß auf die Befriedigung concurriren— 
der Gläubiger; denn befindet ſich die in Anſpruch genommene Sa— 
che noch in dem Beſitze des Schuldners, ſo muß dieſelbe, wenn 
der Kläger nach §. 366 b. G. B. das Eigenthum, oder nach 
§. 372 G. B. den beſſeren Beſitz derſelben behauptet, aus den 
Geſammtſachen des bisherigen Beſitzers abgeſondert, und dem Klä— 
ger übergeben werden; es verſchwindet daher für die übrigen Gläu— 
biger dieſer Theil, welcher ſonſt zu ihrer Befriedigung mitgedient 
haben würde. 

Befindet ſich aber die in Anſpruch genommene Sache nicht 
mehr in der Innehabung des Geklagten, war er aber ein unredli— 
cher oder unechter Beſitzer, oder hat er den Beſitz derſelben nach 
dem ihm bekannt gewordenen gegneriſchen Anſpruche fahren laſſen; 
fo tritt nach den §. §. 345, 346 und 378 b. G. B. die Verbindlichkeit 
zum Erſatze ein, wodurch bewirkt wird, daß der Kläger mit den 
übrigen Gläubigern nach Verhältniß der Forderungen, und der 
zwiſchen ihnen beſtehenden Vorrechte, an dem Vermögen des Schuld— 
ners Antheil nimmt, und folglich, wenn dieſes zur Befriedigung 
Aller nicht zureicht, den Antheil eines jeden mit ihm gleichſtehen— 
den Gläubigers vermindert. 
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Insbeſondere von dem Einfluffe der Forderung ei⸗ 
nes Rechtes auf eine beſtimmte Sache des 
Schuldners. 


Befonders wichtig iſt die Erörterung des Einfluſſes der Forde— 
rung eines Rechtes auf eine beſtimmte Sache des Schuldners, 
worunter aber das Pfandrecht, als ein bloß zur Sicherung einer 
Forderung beſtimmtes Necht, nicht begriffen iſt. 

Dieſe Nechte find nach §. 313 b. G. B. entweder Geſtat⸗ 
tungs- Geboths- oder Verbothsrechte. 

Bey dieſen Rechten und den gegenüberſtehenden Verbindlichkei— 
ten iſt zu unterſcheiden, ob dieſelben mit der Sache in eine blei— 
bende Verbindung geſetzt ſind, oder nicht. Sie ſind aber nur dann 
in einer bleibenden Verbindung mit der Sache, wenn ſie von jedem 
Beſitzer derſelben als gültig anerkannt werden müſſen. 

Rückſichtlich des Entſtehungsgrundes find dieſe Nechte und 
reſp. Verbindlichkeiten von zwegerleg Art: Entweder fie gründen 
ſich auf die Staats- und Landes-Verfaſſung, oder auf einen Er⸗ 
werbungsact eines Dritten. Zu den Erſteren gehören die öffentlichen, 
oder beſonders in der Verfaſſung gegründeten Laſten, als: Steuern, 
Zehende, Dominical-Gaben ꝛc.; zu den Letzteren aber die Dienft- 
barkeiten und andere dingliche Nechte. 

Die erſtere Gattung dieſer bleibenden Laſten hat auf die 
Befriedigung concurrirender Gläubiger in ſo ferne einen Einfluß, 
als ſie den Werth des zur Befriedigung dienenden Gutes vermin— 
dern, und in ſo ferne aus dieſen Laſten ein Nückſtand beſteht, der— 
ſelbe aus dem Vermögen des Schuldners gezahlt werden muß, folg⸗ 
lich im Allgemeinen den Zahlungsfond vermindert.. 

Dienſtbarkeiten und andere dingliche Rechte können auf un 
bewegliche Güter nur durch Intabulation erworben werden, §. 481 
b. G. B. 

Dergleichen Tabularlaſten ſind aber entweder ſolche, welche 
nicht nur allein der Beſitzer der Sache, ſondern auch alle intabu— 
lirten Gläubiger als giltig fortbeſtehend anerkennen müſſen, oder ſol⸗ 


che, welche rückſichtlich dieſer, oder einiger derſelben, als gar nicht 
beſtehend anzuſehen ſind, und folglich auf die Befriedigung derſel— 
ben gar keinen Einfluß nehmen. 

Es iſt nämlich außer allem Zweifel, daß derleßh intabulirte 
Laſten den Werth des Gutes verringern, und daß jeder Meiſtbie— 
ther dieſelben nach der Größe der Laſt bey feinem Anbothe berück— 
ſichtigen werde, daß fohin der Beſitzer einer Nealität dieſelbe in 
ihrem Preiſe beynahe ganz werthlos machen könne, wenn er das 
Gut mit mehreren, und zumahl bedeutenden ſolchen Laſten be— 
ſchweret. Es unterliegt ferner keinem Zweifel, daß eine ſolche Bela— 
ſtung den früher intabulirten Gläubigern nicht zum Schaden gerei— 
chen könne, und daß folglich diejenigen, welche dadurch beeinträch- 
tiget werden dürften, und in dem Maße, als ſie durch ſolche Ge— 
ſtattungs⸗, Geboths- oder Verbothsrechte Schaden leiden ſollten, 
gegen das Fortbeſtehen derſelben proteſtiren, und verlangen können, 
daß ihre Pfandrealität dergeſtalt veräußert werde, als wenn dieſe 
Rechte darauf gar nicht fichergeftellet worden wären; in welchem 
Falle ſte, ſo wie bloß perſönliche mit Pfandrecht verſicherte Forde— 
rungen, die Realität nur in ſo ferne beſchweren, als für ſelbe aus 
dem Meiſtbothe, und in ſo weit dieſer nicht zureicht, aus dem übri⸗ 
gen Vermögen des Schuldners nur der Entſchädigungs-Betrag aus⸗ 
gemittelt werden muß, womit dann die Berechtigten mit den übri⸗ 
gen Gläubigern in das Vermögen des Schuldners concurriren ). 


6. 5. 


Von den nicht liquiden Forderungen. 


Nicht liquide Forderungen und Rechte ſind kein Gegenſtand 
einer Befriedigung aus dem Vermögen des Schuldners; es muß 
daher, wenn eine geſtellte Forderung zur Befriedigung gelangen 
ſoll, ihre Nichtigkeit vorher außer Zweifel geſetzt werden. 

Auf welche Art aber die Liquidirung der Forderungen vor den 
Vertheilungen außer und in Konkursſachen zu pflegen ſey, wird 
an den W Orten aus einander geſetzt werden. 


1 Siehe meine ee in der öſtr. Zeitſchrift vom 1 Sebtmb. 1336, 
Heft IX. Seite 1285. 3 
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Wird eine Forderung nur zum Theile, oder nur bedingt für 
richtig erkannt, ſo iſt ſie auch nur in dieſem Theile, oder bey dem 
Eintritte dieſer Bedingung zur Befriedigung geeignet. 

Liquide Forderungen aber concurriren mit den übrigen Gläu⸗ 
bigern, und nehmen daher auf die Geſammtbefriedigung einen wich⸗ 
tigen Einfluß. ö 


. 6. 


Von dem Einfluſſe priorirter und geſicherter 
Forderungen.“ 


Einen ſehr wichtigen Einfluß auf die Geſammtbefriedigung 
der Gläubiger üben die priorirten Forderungen aus; es iſt da— 
her ſehr wichtig in vorkommenden Fällen genau zu beurtheilen, 
rückſichtlich welcher Forderungen und welchen Vermoͤgenszweiges ſie 
als priorirt erſcheinen, was an dem gehörigen Orte auseinander 
geſetzt werden wird. 

Die durch eine Bücgſchaft verſicherten Forderungen find den 
nicht verſicherten in Betreff der Befriedigung in Concurrenz mit 
andern Forderungen ganz gleich zu halten; denn der durch Bürg⸗ 
ſchaft Verſicherte hat in Hinſicht des zur Befriedigung der Glaubi⸗ 
ger dienenden Vermögens aus dem Grunde der Bürgſchaft vor den 
übrigen Gläubigern gar keinen Vorzug, ſondern es ſteht ihm nur 
das Necht zu, feine volle Befriedigung aus dem Vermögen des Bür⸗ 
gen zu ſuchen, §. 1346. a. b. G. B. Hingegen nehmen die 
durch Pfand verſicherten Gläubiger einen ſehr wichtigen Einfluß auf 
die Befriedigung der Uebrigen; weit jene in Folge ihres Pfand— 
rechtes ihre Befriedigung aus dem Erlöfe des Pfandes vor den nicht 
verſicherten Gläubigern erhalten, und in das übrige Vermögen des 
Schuldners in ſo weit concurriren, als ſie aus dem Pfande ihre 
vollkommene Befriedigung nicht erlangen konnten. a 
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II. Abſchnitt. 


Von den nothwendigen Vorkehrungen zur 
Befriedigung concurrirender Gläubiger. 


5. rm 


Von den nothwendigen Vorkehrungen überhaupt. 


In. der bürgerlichen Geſellſchaft darf ſich Niemand ſelbſt Be— 
friedigung verſchaffen, ſondern in dem Staatsvereine iſt Jedermann 
angewieſen, ſein Recht gegen Andere nach Vorſchrift der Geſetze 
durch den ordentlichen Richter zu ſuchen, und ſich im ordentlichen 
Nechtswege die Befriedigung zu verſchaffen, wenn der Schuldner 
zur gehörigen Zeit, und über außergerichtliche Einmahnung die 
ihm obliegende Verbindlichkeit nicht erfüllet; daher muß es ſich auch 
Jeder gefallen laſſen, daß jene gerichtlichen Vorkehrungen getroffen 
werden, welche in der Regel der zwangsweiſen Befriedigung voraus- 
gehen müſſen. 

Da illiquide Forderungen, wie bereits erwähnt, kein Gegen⸗ 
ſtand einer Befriedigung ſind, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß 
die erſte und nothwendigſte Bedingung derſelben die Liquidirung 
der in Anſpruch genommenen Forderung ſey; daher fagt der §. 
298 allg. G. O.: Es ſoll eine Execution nur über ein rechtskräf⸗ 
tiges Urtheil oder einen gerichtlichen Vergleich bewilliget werden 

Die Liquidität der Forderung vorausgeſetzt, iſt es zwar richtig, 
daß die Befriedigung des Gläubigers oft durch einen einzigen Exe⸗ 
cutions⸗Act erzweckt werden kann, wenn nämlich nur Ein Gläubi⸗ 
ger ohne Concurrenz mit andern die Execution auf eine beſtimmte, 
in der Innehabung des Geklagten ſich befindliche Sache führt; 


9 
oder wenn ihm ein dingliches Necht auf ein liegendes Gut des 
Gegners zugeſprochen wurde, in deſſen Beſitz der Kläger ſchon 
durch die Einverleibung des Spruches in die öffentlichen Bücher ges 
langt; oder wenn er ſich zu ſeiner Befriedigung eine Forderung, 
oder eine Rente feines Gegners einantworten läßt, auf welche bis⸗ 
her kein anderer Gläubiger Nechte erworben hat u. ſ. w. Allein 
dieſe Fälle liegen außer den Gränzen der vorliegenden Abhandlung, 
indem ſelbe ſich nur mit der Befriedigung der Gläubiger für den 
Fall befaßt, wenn eine Concurrenz derſelben obwaltet, folglich die 
Befriedigung aus einem ſolchen Vermögen des Schuldners gefucht 
wird, auf welches mehreren Gläubigern bereits erworbene Rechte zu 
ſtehen, oder wenn aus dem Geſammtvermögen des Schuldners all 
Gläubiger befriediget werden ſollen. f 

In dieſen Fällen iſt es mit einer einfachen Einantwortung 
nicht abgethan, ſondern es muß das Rechtsverhältniß dieſer Glär⸗ 
biger zu einander berückſichtiget, und jedem die Befriedigung nach 
dem ihm zuſtehenden Vorrechte verſchafft werden. 

Beſtände das zur gemeinſchaftlichen Befriedigung gehörige Ver— 
mögen bereits in barem Gelde, ſo müßte nach der bewilligten 
Execution erſt die Vertheilung nach Maßgabe des Vorrechtes gepflo- 
gen werden; beſteht aber das gemeinſchaftlich in Anſpruch genom⸗ 
mene Vermögen in andern beweglichen oder unbeweglichen Gütern, 
fo muß vor der Vertheilung dasſelbe in bares Geld umgeſtaltet 
werden. In dieſem Falle geht der Vertheilung im Executions-Zuge 
die Pfändung, Schätzung und Feilbiethung voraus; daher zerfällt 
dieſer zweyte Abſchnitt wieder in drey Hauptſtücke: 

a) von der Pfändung und dem Pfandrechte insbeſondere; 
b) von den gerichtlichen Schätzungen, und 
c) von den gerichtlichen Feilbiethu ngen. 
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I. Hauptftüc. 
Von der Pfändung und dem Pfandrechte insbeſondere. 


J. 8. 
E kümmerten & 


Eigentlich ſollte hier bloß von der erecutiven Pfändung, als 
Vorbereitungsſchritt zur geſetznäßigen Befriedigung gehandelt wer— 
den. Da aber durch die gerichtliche Pfändung dem Gläubiger das 
Pfandrecht ertheilt wird, dieſes aber auch auf andere Arten erwor⸗ 
ben werden kann; da ferner das Pfandrecht überhaupt, ſey es 
dann im Executionswege, oder auf andere Arten erworben worden, 
auf die Geſammtbefriedigung der Gläubiger einen bedeutenden Gin 
fluß ausübet, irrige Begriffe von der Wirkſamkeit des Pfandrechtes, 
von ſeiner Ausdehnung und Gültigkeit bey den Vertheilungen ſchon 
zu verſchiedenen Miß griffen Beranlaffung gegeben haben; fo. wird 
es Niemand für zweckwidrig finden, wenn hier von dem Pfand— 
rechte überhaupt jene Grundſätze aufgeſtellt, und jene Fragen be- 
antwortet werden, welche ſich als mas einer richtigen Ver⸗ 
theilung darſtellen. N 1 


BEE 
Von dem Pfandrechte überhaupt. 


Das Pfandrecht iſt jenes dingliche Recht, welches dem Gläu— 
biger auf eine Sache eingeräumt wird, damit er aus derſelben, 
wenn die Verbindlichkeit zur beſtimmten Zeit nicht erfüllet wird, 
ſeine Befriedigung erlange. 

Die Sache, worauf Jemanden dieſes Recht zuſteht, heißt über⸗ 
haupt Pfand; iſt die zum Pfande gegebene Sache beweglich, ſo iſt 
ein Handpfand, iſt aber die Pfandſache unbeweglich, ſo iſt eine 
Hypothek vorhanden; wird aber von dem Pfandberechtigten die Pfand— 
ſache an einen Dritten weiter verpfändet, fo entſteht ein After: 
pfand. (§§. 447, 448, 454 b. G. B.) 
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9. 10. 


Von der Erwerbung des Pfandrechtes. 


Die erſte Bedingung zur Erwerbung eines Pfandrechtes iſt das 
Vorhandenſehn einer Forderung, weil nur dieſe durch das Pfand 
geſichert werden ſoll, folglich ſich ein Pfandrecht ohne Forderung 
gar nicht denken läßt. Eine ſolche Forderung vorausgeſetzt, gehört 
ferner zur Erwerbung des Pfandrechtes, ſo wie zur Erwerbung ei— 
nes jeden andern Rechtes, ein Titel und eine Erwerbungsart; da— 
her drückt ſich der §. 449 b. G. B. dahin aus: „Das Pfandrecht 
bezieht ſich zwar immer auf eine gültige Forderung, aber nicht jede 
Forderung gibt einen Titel zur Erwerbung des Pfandrechtes. Die: 
ſer gründet ſich auf das Geſetz; auf einen richterlichen Ausſpruch; 
auf einen Vertrag; oder den letzten Willen des Eigenthümers.“ 

Die Erwerbungsart iſt entweder mit dem Entſtehen eines Nechts— 
verhältniſſes unmittelbar verbunden, oder ſie gründet ſich auf einen 
beſonderen Act; in dem erſten Falle iſt ein geſetzliches, in dem 
zwehten ein erworbenes Pfandrecht Fu Haren, 


3. 11. 
Von dem geſetzlichen Pfandrechte. 8 


Wenn das Pfandrecht ſchon mit dem Entſtehen eines. Rechts: 
verhältniſſes aus den geſetzlichen Vorſchriften von ſelbſt, ohne einen 
ferneren rechtlichen Act des Pfandberechtigten gegeben iſt; fo iſt ein 
geſetzliches Pfandrecht vorhanden, bey welchem nicht nur der Titel, 
ſondern auch die Erwerhungsart in der Vorſchrift der Geſetze liegt. 
Hieher gehoͤrt: 

1. Das den Unterthans-, Waiſen- und Depoſiten-Forderun⸗ 

gen auf die betroffene Grundherrſchaft mit Patent vom 
18. April 1784 und 10. Jul) 1789 3. 1030 eingeräumte 
Pfandrecht; 

2. das den Erbſteuer⸗ Nückſtänden mit Patent vom 13. Selb. 
1810 F. 48 in Concursfällen gebührende allgemeine Pfand⸗ 
recht nach den intabulirten Poſten; 

3. das den Feuerloſchkoſten in Wien im $. 28 der Feuerlöſch⸗ 
ordnung dom 31. Dec. 1817, und das denſelben Koſten 


— 
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in Grätz aus dem $. 444 der Feuerlöſchordnung vom 20. 
Nov. 1822 vor allen Tabulargläubigern eingeräumte Pfand- 
recht; 

4. das den landesfürſtlichen Steuern auf das ſteuerbare Gut mit 
Hofdecret vom 16. Sept. 1825 zugewieſene Pfandrecht; 

5. das mit derſelben Verordnung und den darauf Bezug neh— 
menden weitern Verordnungen den ex nexu subditelae 
entſpringenden herrſchaftlichen Giebigkeiten eingeräumte ge— 
ſetzliche Pfandrecht, und 

. das dem Vermiether und Verpächter in dem $. 1101 b. G. B. 
\ zugeſtandene Pfandrecht auf die invecta et illata. 


5. 12. 
Nähere Betrachtung des aus dem b. 1101 b. G. B. 
hervorgehenden geſetzlichen Pfandrechtes. 


Ueber die Weſenheit des in dieſem Paragraphe dem Vermiether 
und Verpächter eingeräumten Pfandrechtes ſind ſchon mehrere Ab— 
handlungen erſchienen, in welchen nicht überall die gleiche Anſicht 
ausgeſprochen wurde. 

So behauptet Herr Dr. Franz Auſſez, k. k. Landrath '), daß 
der $. 1101 dem Vermiether und Verpächter nur den Titel zum 
Pfandrechte, aber nicht ein wirkliches Pfandrecht gebe; hingegen 
behauptet Herr Hofrath Benoni 7) und Herr Appellationsrath Nip— 
pel 3), daß der F. 1101 b. G. B. dem Vermiether und Verpäch— 
ter nicht nur einen Titel zum Pfandrechte, ſondern das wirkli— 
che Pfandrecht ertheile, und daß dasſelbe ſchon in jenem Zeit- 
puncte vorhanden ſey, in welchem die Sachen in das gemiethete 
Haus oder auf das Pachtgut gebracht werden. 

Nicht nur der F. 1101 b. G. B., ſondern vorzüglich das Hof- 
decret vom 5. November 1819, Zahl 1621 und das Hofdecret vom 
16. April 1826 beſtimmen auch mich, der Meinung dieſer letztern 
Schriftſteller beyzupflichten; jedoch damit ſcheinen noch lange 
nicht alle Schwierigkeiten, die ſich in dem practiſchen Leben aus 


4) Siehe öfter. Zeitſch. Band H. 1831. Seite 187. 
2) Oeſt. Zeitſch. B II. Seite 311. 
3) Siehe Nippels Comment. zum g. 1101 B. vn. 1. Abth. Seite 283. 
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dieſem Paragraphe ergeben, beſeitiget zu feyn, wenn man den Ver= 
miether und Verpächter ſich im Conflicte mit andern concurrirenden 
Gläubigern denkt. Geſetzt es würden während der Miethezeit die 
invecta et illata des Miethers von einem Dritten in Pfändung 
gezogen, geſchätzt und verſteigert, und es handle ſich, da auch der 
Vermiether mit ſeinem Miethzinſe noch nicht befriediget iſt, um die 
Vertheilung dieſes Meiſtbothes; geſetzt ferner, es breche über den 
Miether der Concurs aus, und es würden die in der Wohnung 
befindlichen Gegenſtände in das Goneurs- Inventar aufgenommen, 
und verſteigert; wird der Vermiether, wenn er noch keine Klage 
überreicht hat, in dem erſten Falle aus dem Meiſtbothe kraft ſeines 
Pfandrechtes befriediget, und im Falle eines Concurſes in die zwegte 
Claſſe geſetzt werden können? 

Man ſollte glauben, daß dießfalls kein Anſtand beſtehen kön— 
ne, weil das Pfandrecht, als dingliches Necht, zu allen Zeiten und 
gegen Jedermann wirkſam iſt; allein der $. 1101 b. G. B. hat 
durch den Beyſatz, „welche zur Zeit der Klage noch darin befindlich 
ſind,“ auch zugleich den Zeitraum beſtimmt, wann dieſes ſchon ur— 
ſprünglich vorhanden geweſene Pfandrecht wieder erlöſche. 

Das Pfandrecht entſteht in dem Augenblicke, als die beweglis 
chen Güter in die gemiethete Wohnung, oder auf das gepachtete 
Gut gebracht werden; aber dieſes Pfandrecht iſt eben ſo wirkungs— 
los, als das Pfandrecht eines intabulirten Gläubigers auf die auf 
dem Pfandgute ſtehenden Früchts, der Eigenthümer kann frey hie— 
mit verfügen bis zu jenem Zeitpuncte, in welchem wegen nicht 
erfüllter Verbindlichkeit die Execution geführt wird. Eben ſo kann 
der Miether und Pächter über die invecta et illata theilweiſe oder 
im Ganzen bis zur Zeit der Klage frey verfügen, und das ſchon 
beſtandene Pfandrecht erliſcht in dem Augenblicke, als ein Stück 
vor der Klage aus der gemietheten Wohnung oder dem gepachteten 
Gute ausgeſchieden wird. Wenn daher ein Dritter auf dieſe Gegen— 
ſtände vor der überreichten Klage des Vermiethers oder Verpächters 
die Execution geführt, und dieſelben zur Verſteigerung gebracht hat, 
ſo mag er allerdings aus dem Meiſtbothe befriediget werden, ohne 
daß der Vermiether oder Verpächter rückſichtlich des rückſtändigen 
Mieth⸗ oder Pachtzinſes auf denſelben einen Anſpruch zu machen 
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berechtiget wäre, weil die Pfandgegenſtände vor der überreichten 
Klage durch die gerichtliche Verſteigerung von der Wohnung oder 
dem Pachtgute abgeſondert worden ſind, und dadurch das Pfandrecht 
des Vermiethers oder Verpächters erloſchen iſt. 

Dieſes gilt auch bey einem ausgebrochenen Concurſe, wenn 
die invecta et illata ſchon vor überreichter Anmeldungs-Klage des 
Vermiethers oder Verpächters verſteigert oder transferirt worden ſind. 
Befanden ſie ſich aber zur Zeit der Anmeldungsklage noch in der 
gemietheten Wohnung, oder auf dem gepachteten Gute; ſo beſteht 
das Pfandrecht, und der rückſtändige Mieth- oder Pachtzins iſt rück— 
ſichtlich dieſer Gegenſtände, wenn fie gleich ſchon früher in das 
Crida-Inventar aufgenommen wurden, in die zwehte Claſſe zu 
ſetzen: ! denn da zur Zeit der überreichten Liquidirungsklage dieſe 
Gegenſtände ſich noch in der gemietheten Wohnung oder auf dem 
gepachteten Gute befanden; fo iſt das Pfandrecht nicht erloſchen, 
und bleibt in der Concursverhandlung eben fo, wie außer dem 
Concurſe wirkſam, und es muß dem Vermiether oder Verpächter 
auch noch nach ausgebrochenem Concurſe und nach überreichter Li⸗ 
quidirungs⸗Klage nach dem Hofdecrete vom 5. Novmb. 1819 das 
Recht zuſtehen, die gerichtliche Beſchreibung dieſer Gegenſtände zu 
verlangen. 
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Fälle, in welchen bloß der Titel zum Pfandrechte 
in dem Geſetze liegt, das Pfandrecht ſelbſt aber 
einen beſondern Erwerbungsact fordert. 


Zuweilen ertheilt das Geſetz dem Gläubiger nur den Titel 
zum Pfandrechte, nicht aber das Pfandrecht ſelbſt, und in dieſen 
Fällen wird ein beſonderer Act des Gläubigers zur wirklichen Er— 
werbung desſelben erfordert. So enthält der §. 458 b. G. B. den 
Titel zum Pfandrechte, wenn der Werth des bereits gegebenen Pfan— 
des aus Verſchulden des Pfandgebers, oder wegen eines erſt offen— 
bar gewordenen Mangels der Sache zur Bedeckung der Schuld 
nicht mehr zureichend befunden wird; der §. 1135 gibt dem Erb- 
zinsherrn auf die Nutzung des Erbzinsgutes, und der §. 1136 dem 
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Erbpachtherrn auf die Nutzungen des Erbpachtgutes wegen rückſtän— 
digen Erb- oder Pachtzinſes den Titel zum Pfandrechte; eben ſo 
liuiegt der Titel zum Pfandrechte in dem F. 1321 b. G. B., nach wel: 
chem es dem Grundeigenthümer geſtattet wird, das auf ſeinem 
Grunde gefundene fremde Vieh zu pfänden; nicht weniger liegt in 
dem F. 298 G. O. ein Titel zum Pfandrechte, indem er dem mit 
einer vollen Glauben verdienenden Urkunde verſehenen Gläubiger die 
Execution bis zur Sicherſtellung geſtattet. Aber in allen dieſen 
Fällen muß das wirkliche Pfandrecht erſt durch einen Act erworben 
werden. 

Herr Appellat. Nath Nippel *) zählt zwar mehrere Fälle 
auf, in welchen der Titel zum Pfandrechte in dem Geſetze liege; 
allein die dort aufgezählten mehreren Fälle gehören theils in das 
Gebieth der Entſchädigung, theils aber ſind es Fälle, in welchen 
das Geſetz nur überhaupt den Titel auf Sicherſtellung ertheilt. Da 
aber eine Sicherſtellung nicht bloß durch ein Pfand, ſondern auch 
auf eine andere Art, z. B. durch Bürgſchaft, Depoſitirung u. dgl. 
geleiſtet werden kann; ſo kann man nicht behaupten, daß in dieſen 
Fällen implicite der Titel zum Pfandrechte in dem Geſetze liege. 


5. 14. 


In welchen Fällen der Richter den Titel zum 
Pfandrechte ertheile. 


In wie ferne der Richter durch ſeinen Ausſpruch den Titel 
zum Pfandrechte ertheilen könne, wird in der allg. G. O. feſtge— 
ſetzt; es ſind nämlich jene Fälle, in welchen der Richter im Exe— 
cutionswege die Bewilligung zum Pfandrechte ertheilt; denn daß in dies 
ſer Bewilligung nur der Titel zum Pfandrechte, nicht aber das Pfand— 
recht ſelbſt liege, erhellet daraus, daß über die vorliegende Bewilli— 
gung erſt die wirkliche Pfändung, als Erwerbungsart des Pfand— 

rechtes vorgenommen werden muß. Denn iſt die Mobilar-Pfän⸗ 
dung zwar gerichtlich bewilliget, aber die Pfändung, d. i. die 
Pfandbeſchreibung vor Ausbruch des Concurſes über den Exequirten 


1) Siehe deſſen Comment. des b. G. B. zum F. 430 pag. #39, 
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nicht vorgenommen worden, ſo ſteht dem Exeeutionsführer kein 
Pfandrecht zu. 


9. 15. 
Von der Erwerbungs-Art des Pfandrechtes. 


Die wirkliche Erwerbung des Pfandrechtes geſchieht durch eine 
von dem Geſetze vorgeſchriebene Handlung, welche entweder in ei— 
ner Privathandlung oder in einem gerichtlichen Acte beſteht. 
Die Privathandlung, wodurch das Pfandrecht erworben wird, 
iſt entweder die Uebergabe der beweglichen Sache an den Pfand— 
inhaber, welche wieder eine wirkliche, oder eine ſimboliſche ſeyn 
kann $$. 451, 452 und 427 b. G. B., oder nach §. 1321 die eis 
genmächtige Pfändung. 

Es wäre hier auch die Frage zu beantworten: Ob man das 
Pfandrecht auf bewegliche Sachen auch aus der Uebergabe durch 
Erklärung erlangen könne? 

Der § 428 b. G. B. ſpricht ſich dahin aus: „Durch Erklärung 
wird die Sache übergeben, wenn der Veräußerer auf eine erweisli⸗ 
che Art ſeinen Willen an den Tag legt, daß er die Sache künftig 
im Namen des Uebernehmers inne habe; oder daß der Ueberneh— 
mer die Sache, welche er bisher ohne dingliches Necht inne hatte, 
künftig aus einem dinglichen Nechte beſitzen ſoll.“ 

Dieſer Paragraph enthält zwey Arten der Uebergabe durch Er— 
klärung: Nach der erſteren bleibt der Uebergeber Innehaber der 
zu übergebenden Sache — Constitutum possessorium, — nach 
der zweiten Art aber iſt derjenige, dem die Sache übergeben werden 
ſoll, bereits Innehaber, und die Erklärung geht nur dahin, daß 
er künftig die Sache aus dem Grunde eines dinglichen Rechtes in— 
ne haben möge. Z. B. Jemand hat die Uhr eines Dritten als De— 
poſitar in Verwahrung; fie wird ihm nun verkauft, und der Des 
ponent erklärt, daß fie nun der Käufer als Eigenthum behalten ſoll. 

Offenbar genüget nur dieſe zweite Art der Uebergabe durch 
Erklärung zur Erlangung des Pfandrechtes; denn der §. 451 b. G. B. 
ordnet ausdrücklich au: „Um das Pfandrecht wirklich zu erwerben, 
muß der mit einem Titel verſehene Gläubiger die verpfändete Sa⸗ 
che, wenn ſie beweglich iſt, in Verwahrung nehmen,“ und nur 
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bey jenen beweglichen Sachen, welche keine Uebergabe von Hand 
zu Hand zulaſſen, geſtattet der §. 452 des b. G. B. die ſimboliſche 
Uebergabe, bey welcher man ſich jedoch ſolcher Zeichen bedienen 
muß, woraus Jedermann die Verpfändung leicht erfahren kann. 

Bey der erſteren Art der Uebergabe durch Erklärung bleibt 
der Uebergeber Inhaber der Pfandfache; es wird daher die Bedin— 
gung des §.45 1 b. G. B. nicht erfüllt, auch iſt es nicht leicht möge 
lich, daß, ſo lange der Verpfänder in der Inhabung der Pfand— 
ſache bleibt, die Verpfändung Jedermann erkenne. Ueber dieß be= 
ruft ſich der §. 452 b. G. B. nur auf den $. 427, nicht auf den 
§. 428, und es iſt überhaupt in der ganzen Abhandlung 
von dem Pfandrechte von einer Uebergabe durch Erklärung keine 
Nede. 

Die zweyte Art der Uebergabe durch Erklärung iſt aber in 
dem F. 451 b. G. B. enthalten, weil nach derſelben der Pfandbe⸗ 
rechtigte die ihm verpfändete Sache wirklich in Verwahrung behält, 
und es kann der Umſtand, daß er ſelbe ſchon früher inne hatte, 
durchaus keinen Unterſchied in dem Nechtsverhältniſſe hervorbringen. 


9. 16. 


Einwendungen gegen dieſe; ehauptung und 
deren Beantwortu ung. | 


Man könnte fih zwar auf den §. 467 b. G. B. berufen, und 
behaupten, daß das Pfandrecht auf bewegliche Sachen nach dieſem 
Paragraphe auch ohne Inhabung von Seite des Pfandberechtigten be= 
ſtehen könne, weil das Pfandrecht auf eine bewegliche Sache auch 
noch dann fortbeſteht, wenn man dieſelbe mit Vorbehalt des Pfand⸗ 
rechtes dem Eigenthümer zurückgeſtellt hat. 

Allein dieſer Paragraph findet hier keine Anwendung, denn er 
handelt nicht von der Erwerbung, ſondern von der Erlöſchung des 
Pfandrechtes. Eine andere Frage iſt es, ob das bereits erworbene 
Pfandrecht mit dem Aufhören der Inhabung und der Verwahrung 
der Sache erlöſche, oder ob das Pfandrecht ohne Empfangnahme der 
Sache erworben werden könne? Zur Erwerbung wird die Verwahrung— 
nahme ausdrücklich erfordert; allein das einmahl erworbene Pfand— 
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recht erliſcht nicht mit dem Aufhören der Inhabung der Pfandſache, 
weil dasſelbe ein dingliches, daher gegen jeden Beſitzer der Pfand— 
ſache wirkendes Recht iſt; folglich kann das Pfandſtück ſogar dem 
Eigenthümer mit Vorbehalt des Pfandrechtes zurückgeſtellt werden, 
ohne daß deßhalb das ſchon erworbene Pfandrecht aufhört. 

Herr Appellationsrath Nippel “) behauptet zwar, daß auch die 
erſte Art der Uebergabe durch Erklärung um ſo mehr zur Erwer— 
bung des Pfandrechtes genügen müſſe, als dadurch ſogar das Ei— 
genthum der Sache erworben werden könne. Allein dieſer Schluß 
ſcheint mir nicht ganz richtig zu ſehn. Der Geſetzgeber hat ganz 
andere Vorſchriften zur Erwerbung des Pfandrechtes, als zur Er— 
werbung des Eigenthums erlaſſen; man kann daher nicht behaup— 
ten, daß die zur Erwerbung des Eigenthums erlaſſenen Anordnuns 
gen auch ohne Ausnahme auf die Erwerbung des Pfandrechtes über— 
tragen werden dürfen, und zwar um ſo weniger, wenn dadurch eine 
allgemein lautende Vorſchrift beſchränkt, oder theilweiſe ganz auf— 
gehoben würde, wie es vorliegend der Fall iſt. Denn der §. 451 
Spricht ſich allgemein dahin aus, daß der Pfandberechtigte die bes 
wegliche Sache in Verwahrung nehmen müſſe, und macht im §. 152 
nur bey jenen Sachen eine Ausnahme, bey welchen eine Uebergabe 
von Hand zu Hand nicht möglich iſt; würde nun der erſte Theil 
des F. 428 b. G. B. auch auf die Erwerbung des Pfandrechtes ange— 
wendet, ſo würde man das Pfandrecht auf bewegliche Sachen auch 
ohne Inhabung erwerben können, wodurch für dieſen Fall die An⸗ 
ordnung des $. 451 aufgehoben wäre. 


b. 17. 


Erwerbungsarten des Pfandrechtes durch gericht— 
liche Acte. 


Außer der Uebergabe und der eigenmächtigen Pfändung kann 
das Pfandrecht durch Privathandlungen nicht erworben werden; 
denn alle übrigen Erwerbungsarten liegen in gerichtlichen Einſchrei— 


tungen, welche aber jedesmahl ein Anſuchen von Seite der Parthey 
vor ausſetzen. 


1) Siehe deſſen Commentar des allg. b. G. B. zum g. 452 pag. 482. 
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Die gerichtlichen Acte, wodurch ein Pfandrecht erworben wird, 

find bey unbeweglichen Gütern: die Intabulation, die Superinta⸗ 

bulation, die Pränotation und Superpränotation; dann bey be— 

weglichen Gütern: die Pfandbeſchreibung und die Veranlaſſung der 
Vormerkung in den betreffenden Caſſe- und Depoſitenbüchern. 


5. 18. 
Von der In- und Superintabulation. 


Die Intabulation einer Forderung hat nur dann Statt, wenn 
eine zur Intabulation geeignete Urkunde vorliegt, d. h. nach §. 
435 b. G. B. eine ſolche, in welcher die Perſonen des Gläubigers 
und Schuldners, der Titel der Forderung mit dem Betrage und 
den etwaigen Bedingungen, die Zeit und der Ort der eingegange— 
nen Verbindlichkeit und die Bewilligung zur Intabulation auf das 
unbewegliche Gut enthalten ſind. Zudem muß die Urkunde nebſt 
der Unterfertigung der Parteyen auch noch von zweh glaubwürdi— 
gen Männern als Zeugen unterſchrieben ſehn, und endlich muß 
das unbewegliche Gut auf den Namen deſſen geſchrieben ſtehen, 
welcher die Bewilligung zur Intabulation ertheilt. 

Die nämlichen Erforderniſſe müſſen auch bey einer Superinta— 
bulation vorhanden ſeyn; nur verſteht es ſich von ſelbſt, daß der— 
jenige bereits ſelbſt intabulirt ſehn muß, welcher die Bewilligung 
zur Superintabulation ertheilt. Dieſe oben aufgezählten Erforderniſſe 
müſſen dann vorhanden ſeyn, wenn der Titel zur In- oder Super⸗ 
intabulation in einem Vertrage oder letzten Willen enthalten iſt; 
auf die Intabulationen oder Superintabulationen im Exeecutions⸗ 
wege haben ſie im Allgemeinen keinen Bezug, indem ein rechtskräf— 

tiges Urtheil oder ein gerichtlicher Vergleich im Executions-Falle 

N allerdings intabulationsfähige Urkunden find. Jedoch kann auch eis 

ne executive Intabulation dann nicht Statt finden, wenn der in 

dem Urtheile oder Vergleiche vorkommende Schuldner nicht mehr 

entweder als Beſitzer, oder als Satzglaubiger in der Tafel ſteht. 
8 2% 
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9. 19. 
Von den Pränotirungen und Superpränotirungen. 

Wenn derjenige, welcher das Pfandrecht auf eine unbewegliche 
Sache anſpricht, darüber zwar eine glaubwürdige, aber keine inta— 
bulationsfähige Urkunde beſitzt, ſo kann er, damit ihm Niemand 
ein Vorrecht abgewinne, die bedingte Eintragung oder Pränotation 
gegen binnen 14 Tagen zu überreichende Nechtfertigungs-Klage 
verlangen §§. 438, 453 u. 439 b. G. B. 

Die Frage, unter welchen Bedingungen eine Pränotation Statt 
finde, iſt von den berühmteſten Juriſten vielfältig beſprochen wor— 
den, und die hierüber erſchienenen Abhandlungen liefern keineswegs 
gleiche Neſultate. 

Herr Hofrath v. Zeiler ), Herr Dr. Hofbauer 2), und Herr 
Magiſtratsrath Kopetzky 5), ſprechen ihre Meinungen dahin aus, 
daß jede perſönliche Forderung, worüber eine glaubwürdige Urkun⸗ 
de beſtehe, pränotirt werden könne, wenn auch kein Titel zum 
Pfandrechte nachgewieſen ſey. Der Herr Regierungsrath und Pro⸗ 
feſſor Winiwarter ) behauptet: Es müſſe auch bey der Pränotirung 
allerdings ein Titel zum Pfandrechte vorhanden ſeyn, dieſer liege 
aber in dem Geſetze in allen jenen Fällen, in welchen das Geſetz 
dem Gläubiger das Recht auf Sicherſtellung einräume; daraus 
folge, daß die Pränotirung in allen jenen Fällen bewilliget wer— 
den könne, in welchen der Gläubiger eine mittlerweilige Sicherſtel— 
lung zu verlangen berechtiget ſey. 

Herr Appellationsrath Nippel ) iſt gleichfalls der Meinung, 


daß der Gläubiger einen Titel zum Pfandrechte nachzuweiſen habe; 


behauptet aber, daß die Pränotirung zwar ohne ausgewieſenen Titel 
zum Pfandrechte bewilliget werden könne, daß aber derſelbe bey 
der Pränotirungsrechtfertigungsklage ausgewieſen werden müſſe; hin⸗ 
gegen aber behauptet Herr Hofrath Benoni °), daß eine Prä⸗ 


1) Siehe feinen Commentar zum F. 453. B. II. S. 261. 

2, Siehe die oͤſtr. jurtd. 3. S. vom Jahre 1323 B. II. S. 93. 

3) Siehe die do. Jahr 1832 B II. S. 141. 

A) Siehe die do. Jahr 1832 B. 1. S. 99. 

5) Siehe die do. Jahr 1830 Heft 3 und feinen Commentar über das allg. b. G. B. 
zum g. 453 S. 483g. 

6) Siehe die do. Jahr 331. B. 1. S. 139. 
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notirung nicht anders bewilliget werden könne, als wenn der Titel 
zum Pfandrechte in der zur Pränotirung vorgelegten Urkunde ent- 
halten fey. 7 

In der Ausübung hält man ſich noch immer an die Mei— 
nung der dreh erſten Schriftſteller, bewilliget die Pränotirung, wenn 
über die Forderung eine glaubwürdige Urkunde vorliegt, und er— 
kennet die Pränotirung für gerechtfertiget, wenn nur im Nechts— 
wege die Forderung als liquid erwieſen wird, ohne daß bey der 
Pränotirung oder bey der Nechtfertigung ein Titel zum Pfandrechte 
nachgewieſen wurde. 


5. 20. 
Ohne Rechtstitel kann kein Pfandrecht erworben 
werden. | 

Ich muß geſtehen, daß ich mit der Meinung der Praktiker 
nicht einverſtanden bin, denn ich kann mir gar nicht vorſtellen, wie 
man ein Pfandrecht ohne Rechtstitel hiezu für eine richtige Forde— 
rung erlangen kann. 

Das Pfandrecht, ob es gleich immer eine gültige Forderung 
vorausſetzt, iſt doch immer ein ſelbſtſtändiges, von dem Forde⸗ 
rungsrechte ganz verſchiedenes Recht. Nun kann aber ſelbſt nach den 
natürlichen Nechtsprinzipien, und nach allen bisher erſchienenen, 
poſitiven Geſetzen ohne Nechtstitel kein Recht erworben werden, und 
der Schluß: Deine Forderung iſt richtig, folglich gebührt dir das 
angeſprochene Pfandrecht, iſt doch offenbar ein Fehlſchluß. Man 
will zwar behaupten, der Nechtstitel liege in dem Geſetze, denn 
da der §. 453 b. G. B. jedem Gläubiger, der über feine Forderung 
eine glaubwürdige Urkunde beſitze, die Pränotirung bewillige, fo er: 
theile ſchon dadurch das Geſetz im Allgemeinen den Titel zum 
Pfandrechte. Allein auch dieſem Schluſſe mangelt offenbar die lo— 
giſche Conſequenz; denn wenn auf der einen Seite der Geſetzgeber 
in dem F. 449 b. G. B. ausdrücklich beſtimmt: Nicht jede Forderung 
gibt einen Titel zum Pfandrechte, ſo wird er auf der andern Seite 
nicht jeder Forderung, worüber eine Urkunde beſteht, für den Fall, 
und ohne allen andern Grund den Titel zum Pfandrechte ertheilt 
haben, wenn der Schuldner ein liegendes Gut beſitzt. Es liegt aber 


I 
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auch in dem $. 433 b. G. B. durchaus kein Titel zum Pfandrechte; 
denn die §§. 451 und 453 b. G B. müſſen im Zuſammenhange 
ausgelegt werden. Nun ſagt der §. 451: „Um das Pfandrecht 
wirklich zu erwerben, muß der mit einem Titel verſehene Gläu⸗ 
biger die verpfändete Sache, wenn ſie beweglich iſt, in Verwah⸗ 
rung nehmen, wenn ſie unbeweglich iſt, ſeine Forderung auf die 
zur Erwerbung des Eigenthums liegender Güter vorgeſchriebene 
Art einverleiben laſſen;“ der § 453 b. G. B. fährt aber fort: „Fine 
det die Einverleibung einer Forderung in die öffentlichen Bücher 
wegen Mangel geſetzmäßiger Förmlichkeit in der Urkunde nicht 
Statt, ſo kann ſich der Gläubiger vormerken (pränotiren) laſſen. 
Es ſpricht demnach dieſer Paragraph, fo wie der $. 451, nicht von 
dem Titel zum Pfandrechte, ſondern nur von der Erwerbungsart 
des Pfandrechtes allein, während über den Titel zum Pfandrechte 
ſich die $$. 449 und 450 b. G. B. ausſprechen. 


b. 21. 


Wann und wodurch muß der Titel zur Pränoti⸗ 
rung ausgewieſen werden. 


Nach meiner Ueberzeugung kann eine Pränotirung nur dann 
bewilliget werden, wenn der Titel zum Pfandrechte nachgewieſen er— 
ſcheint. Indeſſen iſt es ganz gleichgültig, ob dieſer Titel in dem 
Geſetze, oder, wenn er in dem Willen des Schuldners liegt, in ei— 
nem von der eigentlichen Schuldurkunde abgeſonderten Inſtrumen-⸗ 
te enthalten iſt; denn die Pränotirung iſt nach dem Geſetze ſelbſt 
nur eine bedingte Erwerbungsart des Pfandrechtes, die Erwerbung 
eines Rechtes ſetzt aber überhaupt, folglich auch die Erwerbung eines 
Pfandrechtes insbeſondere einen Titel voraus. Dieſe Behauptung 
gründet ſich ſchon auf die natürlichen Rechtsgrundſätze, iſt aber 
* auch klar in den Geſetzen $$. 451 und 453 b. G. B. ausgeſprochen. 
— Denn nach dem F. 431 kann nur der mit einem Titel zum 
Pfandrechte verſehene Gläubiger die Intabulation ſeiner Forderung 
auf das unbewegliche Gut jfeines Schuldners erwirken. Wenn nun 
ſchon derjenige, welcher eine intabulationsfähige Urkunde beſitzt, den 
Titel zum Pfandrechte nachweiſen muß, um wie viel mehr muß 
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dieſe Nachweiſung von demjenigen gefordert werden, deffen Urkun⸗ 
de nicht intabulations- fondern nur pränotirungsfähig iſt. Der ge— 
ſetzliche Ausdruck des F. 451 b. G. B.: „Der mit einem Titel 
verſehene Gläubiger,“ bezieht ſich nach allen logiſchen Auslegungs⸗ 
regeln auch auf den $. 453; denn in dem erſteren Paragraphe wird 
dieſer Ausdruck als allgemeines Erforderniß — als eine conditio 
sine qua non — zu jeder Erwerbungsart des Pfandrechtes voraus⸗ 
geſchickt, dieſe Bedingung muß daher auch auf jede beſondere Er— 
werbungsart, wozu auch die Pränotirung gehört , bezogen were 
den; denn das bey dem Gattungsbegriffe nothwendige Merkmahl 
darf auch bey den ſubordinirten Arten nicht fehlen. Dieſe Geſetzes— 
Auslegung ſtimmt aber auch mit der Textirung des §. 453 b. G. B. 
ganz und gar überein; denn es heißt dort: „Findet die Einver⸗ 
leibung einer Forderung in die öffentlichen Bücher wegen Mangel 
geſetzmäßiger Föͤrmlichkeit in der Urkunde nicht Statt, 
ſo kann ſich der Gläubiger — verſteht ſich, wenn er einen Titel 
zum Pfandrechte hat — vormerken (pränotiren) laſſen. Man un⸗ 
terſcheidet bey jedem Rechtsgeſchäfte Weſen und Form. Das Weſent⸗ 
liche zur Erwerbung des Pfandrochtes iſt der Titel und das Vor⸗ 
handenſeyn einer Forderung, die Form aber beſteht in den geſetz⸗ 
lich vorgeſchriebenen Zierlichkeiten, welche bey dem Nechtsgeſchäfte 
beobachtet werden müſſen, damit dasſelbe Gültigkeit erhalte. Nicht 
der Abgang eines weſentlichen Erforderniſſes, ſondern nur der 
Mangel einer Förmlichkeit in der Urkunde iſt es, was verurſacht, 
daß dieſelbe nicht intabulirt, ſondern nur pränotirt werden kann. 
Dieſe Pränotirung gibt nach eben dem Paragraphe ein beding⸗ 
tes Pfandrecht, wenn die Forderung — welche nämlich verſichert 
werden ſoll — gerechtfertiget worden iſt. Da nun ohne Nechtstitel 
und ohne richtige Forderung kein Pfandrecht beſtehen kann, bey 


der Rechtfertigung aber nur die Richtigkeit der Forderung zu erwei- 


ſen iſt; ſo folgt mit Nothwendigkeit, daß der Titel zum Pfand⸗ 
rechte ſchen bey dem Anſuchen um die Pränoticung nachgewieſen 
ſezn muß; indem nach §. 449 b. G B. nicht jede richtige Forde⸗ 
rung einen Titel zum Pfandrechte gibt. Daß aber der Titel zum 
Pfandrechte gerade in der zu pränotirenden Urkunde enthalten ſehn 


müſſe, iſt in dem Geſetze nicht vorgeſchrieben; deßwegen können 
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auch Urkunden, welche einen Titel zum Pfandrechte nicht enthalten, 
zur Pränotirung gebracht werden, wenn der Pränotirungswer ber 
denſelben nur auf eine andere Art, ſey es dann aus dem Geſetze, 
oder aus dem erklärten Willen des Schuldners, nachweiſet. 


9. 22. 


Einwendungen gegen die hier aufgeſtellte Behaup— 
tung und Beantwortung derſelben. 


Die wichtigſte Einwendung, welche man gegen die aufgeſtellte 
Behauptung machen könnte, beſtände darin, daß man mich auf 
die vor der Erſcheinung des allg. b. G. B. in Grundbuchs- und 
Landtafelſachen erſchienenen Verordnungen und Geſetze, und nah— 
mentlich auf das Grundbuchspatent vom 29. Nov. 1758 und 1. 
Sept. 1765, auf die Hofdecrete vom 4. Oct. 1784 Nr. 347, das 
Patent vom 15. März 1785 Nr. 379, das Hofdecret vom 18. 
Sept. 1786 Nr. 578, das do. vom 13. Febr. 1787 Nr. 628, 
das do. vom 19. Jänner 1790 Nr. 1094 lit. e, das do. vom 18. 
Nov. 1796 Nr. 324 und das do. vom 21. July 1797 Nr. 360 
verweiſet, nach welchen Geſetzen nirgends ein Titel zur Pränotation 
oder Voranmerkung gefordert werden ſey; da nun dieſe Geſetze nach 
§. 446 b. G. B. nicht aufgehoben worden ſeyn, fo müßten 
dieſe Verordnungen auch noch derzeit in F mit dem 
b. G. B. berückſichtiget werden. 

Allein in allen dieſen Verordnungen, ſo wie in dem Landta— 
felpatente vom 22. April 1794, iſt nirgends enthalten, daß ein 
Pfandrecht ohne Nechtstitel erworben werden könne, im Gegentheile 
ſcheinen auch dieſe Geſetze das Vorhandenſeyn eines Nechtstitels 
ſchon vorausgeſetzt zu haben. Uebrigens aber iſt es nicht richtig, 
daß dieſe alten Verordnungen noch in ihrer vollen Ausdehnung 
Rechtswirkung haben; denn nach dem F. 446 gelten dieſe Geſetze 
nur mehr in Rückſicht der Manipulation, nicht aber, wenn es ſich 
um die Erwerbung des Pfandrechtes handelt, in welcher Hin— 
ſicht nur die Vorſchriften des b. G. B. in Anwendung zu fon: 
men haben. 
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Wenn man mir auch das Hofdecret vom 4. Sept. 1820 Nr, 
1697 entgegen ſetzt, in welcher Verordnung ſich auf die Hofde⸗ 
crete vom 18. Sept. 1786 Nr. 578, vom 13. Febr. 1787 Nr. 
628, vom 18. Nov. 1796 Nr. 324, und 21. July 1797 Nr. 360 
berufen wird; ſo kann doch dieſe Verordnung der aufgeſtellten Be— 
hauptung nicht entgegen ſtehen. Denn wenn gleich das Hofdecret 
vom 21. July 1797 Nr. 360 ſogar anordnet, daß auch Urkun— 
den, welche nur einen halben Beweis machen, als z. B. Auszüge 
aus Contobüchern, pränotirt werden können, ſo iſt doch keineswegs 
dadurch ausgeſprochen, daß zu dieſer Pränotirung kein Titel. erfor: 
dert werde; denn es läßt ſich ja denken, daß der Pränotirungswer⸗ 
ber ſchon nach dem Geſetze berechtiget iſt, ſich ein Pfand zu ver- 
ſchaffen, oder daß außer der Schuldurkunde eine ſchriftliche Erklä— 
rung des Schuldners vorliegt, daß ſich der Gläubiger ſicher zu ſtel⸗ 
len berechtiget ſey. 


5. 25. 


Der Titel kann bey der Rechtfertigung der Prä⸗ 
notirung nicht mehr nachgewieſen werden. 


Einige, wie Herr Appellationsrath Nippel, behaupten: Es kön⸗ 
ne zwar auch durch die Pränotirung ein Pfandrecht ohne Rechtsti- 
tel nicht erworben werden, glauben aber, es fey nicht nöthig, daß 
dieſer Titel ſchon bey der Pränotirung nachgewieſen werde, ſondern 
es ſey genug, wenn der Gläubiger denſelben bey der Pränotirungs⸗ 
Nechtfertigung nachweiſe. 

Allein dieſe Anſicht ſcheint mir ganz ſirrig zu ſeyn; denn nach 
dem $. 453 b. G. B. hat der Pränotirungswerber bey der Rechtfer⸗ 
tigung nicht mehr den Titel zum Pfandrechte, ſondern nur die 
Nichtigkeit der Forderung, welche durch das Pfand geſi— 
chert werden ſoll, nachzuweiſen; weil der Geſetzgeber vorausſetzt, 
daß die Pränotirung nie würde bewilliget worden ſeyn, wenn nicht 
ſchon bey dem Anſuchen um die Pränotirung der Titel zum Pfand⸗ 
rechte nachgewieſen worden wäre. 
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Herr Appellationsrath Nippel ') glaubt, daß das Wort „For: 
derung“ in dem F. 453 da, wo es zum zweyten Mahle vorkömmt, 
mit dem Ausdrucke „Pfandforderung“ als gleich bedeutend ge— 
nommen werden müſſe, und daß daher gerade der Titel zum Pfand— 
rechte der Gegenſtand der Pränotirungs-Rechtfertigung ſey. Allein 
der Richter iſt angewieſen, das Geſetz nach dem Wortlaute auszu⸗ 
legen, und es ließe ſich nicht abſehen, warum der Geſetzgeber in 
dieſem Falle ſtatt des Ausdruckes „Forderung“ nicht das Wort 
„Pfandforderung“ geſetzt haben ſoll? 


Sein gegebenes Beyſpiel, wo er anführt, daß der Gläubiger 
gegen den Schuldner bereits ein rechtskräftiges Urtheil in Händen 
habe, und daß die Gattinn zur Vermeidung des Perſonalarreſtes dem 
Gläubiger die Hypothek verſchreibe, aber aus Verſehen die Unter— 
ſchrift der Zeugen unterblieben ſey, paßt nicht; denn in dem gege= 
benen Falle iſt nicht die Richtigkeit der Schuldforderung zu 
rechtfertigen, ſondern die Forderung, welche aus der pränotirten. 
Urkunde hervorgeht; dieſe iſt ohnehin nichts anders, als die Pfand— 
forderung, und es muß in dieſem Falle nothwendig nur das ge⸗ 
machte Verſprechen, dem Gläubiger die Hypothek zu verſchaffen, 
als rechtskräftig beſtehend nachgewieſen werden. 

Der weiter angegebene Fall, daß bey der Verhandlung über 
die Nechtfertigungs Klage der Umſtand erwieſen werde, daß der 
Gläubiger verſprochen habe, die Forderung nie zur Intabulation 
zu bringen, ändert an der aufgeſtellten Behauptung nichts; denn 
wenn auch bey der Pränotirung der Titel zum Pfandrechte ausge⸗ 
wieſen war, fo muß es ſich zeigen, daß der? bey der Pränotirung 
nachgewieſene Titel falſch, und in der That nicht vorhanden war, 
und daß nach den nun erwieſenen Umſtänden die Pränotirung gar 
nie hätte bewilliget werden ſollen, folglich kann ſie ganz natürlich, 
wenn auch die Forderung für richtig erkannt würde, nicht als ge— 
rechtfertiget erklärt werden, weil die erſte Bedingung, nämlich der 
Titel zur Erwerbung des Pfandrechtes mangelt. 


1) Siehe feinen Commentar b. G. B. zum 9. 3 S. 15% 
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5. 24. 


Wie durch einen gerichtlichen Act das Pfandrecht 
auf bewegliche Güter erworben werde. 


Auf bewegliche Güter erwirbt man mittelſt gerichtlicher Aete 
dadurch das Pfandrecht, daß von dem Gerichtsbedienten über an ihn 
erlaſſenen gerichtlichen Auftrag die Pfandbeſchreibung vorgenommen 
wird, mwobey die in Pfändung gezogenen beweglichen Sachen in ein 
Verzeichniß gebracht werden. Dieſes Pfandrecht erwirbt man erſt 
von dem Zeitpuncte der vorgenommenen Beſchreibung, und nicht 
von der Zeit der Pfändungs- Bewilligung; daher iſt der Gerichts⸗ 
bediente nach §. 382 allg. G. O. angewieſen, die Pfändung auch 
an Gerichtsferien, mit Ausnahme der Sonn- und Feyertage vorzu— 
nehmen. | 

Um die Pfändung beweglicher Güter zu bewirken, muß der 
Pfandwerber die in Pfändung zu ziehenden Gegenſtände benennen, 
und der Richter muß dieſelben in dem zu erlaſſenden Auftrage auf— 
führen, aber auch die nöthigen Beſchränkungen beyfügen, unter 
welchen die Pfändung vorgenommen werden ſoll. 


. 25. 


Beſchränkungen, unter welchen die Mobilarpfän⸗ 
dung bewilliget werden ſoll. 


Die Beſchränkungen, unter welchen im Allgemeinen die Mo⸗ 
bilarpfändung bewilliget werden muß, ſind in dem F. 340 allg. 
G. O. und in den zu dieſem erlaſſenen Verordnungen enthalten, 
deren Aufführung hier weder Zeit noch Raum geſtatten. 

Aber nicht nur allein dieſe Beſchränkungen hat der Richter 
bey Bewilligung der Mobilarpfändung zu beachten; ſondern er muß 
auch, wenn der Exequirte Beſitzer von Nealitäten, Entitäten oder 
einer Wirthſchaft ift, auf die Anordnungen des b. G. B. Nück⸗ 
ſicht nehmen, damit nichts in die Pfändung gezogen werde, was 
zu dem unbeweglichen Vermögen des Exequirten gehört. Die Sa- 
chen aber, welche als unbeweglich, und als Zugehör der unbeweg⸗ 
lichen Güter zu betrachten find, werden iu den §§. 294 — 297 


23 N 
b. G. B. aufgeführt, worunter auch der lundus instructus beſonders 
begriffen iſt. §. 296 b. G. B. 

Was aber von den vorhandenen Gegenſtänden zum fundo in- 
structo gehört, kann nur durch den Ausſpruch der Kunſtverſtändi— 
gen ausgemittelt werden; daher muß der Gerichtsbediente bey jedem 
ſolchen Pfändungsfalle angewieſen werden, die Pfändung nach 
vorher mittelſt Kunſtverſtändigen ausgeſchiedenem fundo instructo 
vorzunehmen. 


9. 26. 


en des G. Bedienten bey der Pfändungs- 
vornahme. 


Fände der Gerichtsbediente, daß die ihm zur Pfändung auf— 
getragenen Gegenſtände bereits ſchon gepfändet feyen, fo hat er 
mit Anmerkung dieſes Umſtandes deſſenungeachtet die Pfändung vor- 
zunehmen, weil für dieſen Fall die Vertheilung des Meiſtbothes 
nach Ordnung der auf dieſe Gegenſtände erwirkten Pfandrechte vor⸗ 
genommen werden muß. 

Wenn von dem Exequirten, oder von einem Dritten gegen 
die Pfändung aus dem Grunde proteſtirt werden ſollte, weil die 
zu pfändenden Gegenſtände nicht des Exequirten, ſondern eines 
Andern Eigenthum feyen, hat ſich der Gerichtsbediente dadurch nicht 
irre machen zu laſſen, ſondern er wird die Pfandbeſchreibung vor: 
nehmen, die eingelegte Proteſtation aber in dem Pfändungs- 
Protokolle anmerken, indem die Austragung dieſer Proteſta— 
tionsfrage dem Entwährungs⸗ Prozeſſe vorbehalten bleibt. 


f b. 27. 


Von der Pfändung der Beſoldungen, Penſionen, 
Renten und Depoſitengegenſtände. 


In wie ferne Beſoldungen, Penſionen u. dgl. in Pfändung 
gezogen werden dürfen, iſt in den geſetzlichen Vorſchriften enthal— 
ten, deren Aufzählung außer dia Zwecke der gegenwärtigen Ab— 
handlung liegt. 
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Wenn jährliche Renten überhaupt in Pfändung gezogen wer— 
den, muß von dieſer Pfändung auf alle Fälle die phyſiſche oder 
moraliſche Perfon, welche dieſelben an den Exequirten auszuzahlen 
hätte, in Kenntniß geſetzt werden, damit die Auszahlung an den 
Letztern nicht mehr erfolge. Iſt die moraliſche Perſon, welche die 
Rente zu bezahlen hat, eine Caſſe, ſo iſt die der Caſſe vorge— 
ſetzte Stelle zu erſuchen, daß in den Caſſe-Büchern dieſes Pfand— 
recht angemerkt werde. Nach der Ordnung, als die Anmerkung der 
Pfändungen vorgenommen wurde, ſind auch die Pfandgläubiger mit 
ihren Forderungen zu befriedigen, weil in dieſem Falle die Anmer— 
kung in den Caſſebüchern die Stelle der Pfandbeſchreibung, alſo 
den Erwerbungsact des Pfandrechtes vertritt. 

Gleiches Bewandtniß hat es, wenn Jemand auf ein Depoſi— 
tum die Execution mittelſt Pfändung anſucht, wobeh drey Fälle 
eintreten können: Entweder iſt der Exequirte unbeſtreitbarer Eigen— 
thümer des Depoſitums; oder das Depoſitum iſt ſtreitig; oder der 
Exequirte hat hierauf nur einen rechtlichen Anſpruch, aber noch kein 
Eigenthumsrecht. 

In dem erſten Falle kann hierauf die Pfändung unbedingt 
bewilliget, und in den Depoſitenbüchern angemerkt werden; in dem 
zweyten Falle kann man die Pfändung nur in fo weit, als dem 
Exequirten ein Recht auf das Depoſitum zuſteht, bewilligen und 
in dem dritten Falle, welcher bey Verlaß-Depoſiten Me ai kann 
zwar die Pfändung, und die Vormerkung derſelben in den Depo— 
ſitenbüchern, aber nach Vorſchrift des $. 822 b. G. B. nur mit dem aus⸗ 
drücklichen Vorbehalte bewilliget werden, daß dieſe Pfändung den 
bey der Abhandlung der Verlaſſenſchaft vorkommenden Anſprüchen 
unnachtheilig, und erſt! von der Zeit der erlangten Einantwortung 

wirkſam ſeyn ſolle. Sind mehrere Verlaſſes-Anſprecher vorhanden, 
ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß ſogeſtaltig die Pfändung nur auf 
des Exequirten Antheil bewilliget werden könne. 


b. 28. 
Von der Wirkſamkeit des Pfandrechtes. 


Das Pfandrecht iſt lediglich ein acceſſoriſches Recht, und ſetzt 
daher nach §. 449 b. G. B. eine von der Verbindlichkeit des Pfand- 
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eigenthümers abgeſonderte Verpflichtung, als Hauptserbindlichkeit 
voraus. Ob aber der Schuldner und der Pfandeigenthümer eine 
und dieſelbe Perſon iſt, erſcheint als ganz gleichgültig. 

Die Hauptverbindlichfeit kann ferner eine bedingte oder unbe⸗ 
dingte, eine gegenwärtige oder zukünftige, ja ſogar eine ihrer ein⸗ 
mahligen Exiſtenz nach ungewiſſe Forderung ſeyn. 

In dieſem letzteren Falle pflegt man das Pfand eine Caution 
zu nennen. 

Soll aber das Pfandrecht wirkſam werden, d. h. ſoll der 
mit dem gegebenen Pfande verbundene Zweck eintreffen; ſo wird 
unumgänglich erfordert, daß die Forderung in quali et quanto 
als richtig beſtehend nachgewieſen werde. 

Iſt daher die Hauptverbindlichkeit eine bedingte, und iſt die 
Bedingung aufſchiebend moraliſch oder phyſiſch unmöglich; fo iſt 
die Hauptverbindlichkeit ungültig, und es zerfällt mit derſelben auch 
das erworbene Pfandrecht. Dieß gilt auch von den Forderungen 
unter einer auflöfenden unmöglichen Bedingung, wenn die Haupt- 
verbindlichkeit aus einem Vertrage herrührt; gründet. fie ſich aber 
auf eine letztwillige Anordnung, ſo iſt ſie als unbedingt zu be⸗ 
trachten. §§. 898 und 698 b. G. B. 

Iſt aber die Bedingung aufſchiebend, bejahend moglich, und 
iſt es gewiß, daß die Bedingung nicht eintritt; ſo iſt von dieſer 
Zeit an auch die Hauptverbindlichkeit nicht mehr vorhanden, und 
das Pfand muß zurückgeſtellt werden. H. 699 u. 708 b. G. B. 
— Iſt die mögliche Bedingung aufſchiebend verneinend, oder auf- 
löfend, fo iſt die Hauptverbindlichkeit wieder mit dem Eintritte eis 
ner ſolchen Bedingung als erloſchen zu betrachten, und das erwor⸗ 
bene Pfandrecht iſt ohne Wirkung. §. 708. b. G. B. 

Bey einer unbedingten Hauptverbindlichkeit beſteht das Pfand⸗ 
recht ſo lange, als dieſe Verbindlichkeit ſelbſt beſteht, wovon nur 
die Verjährung derſelben nach §. 1483 b. G. B. eine Ausnahme 
macht. 

Iſt die Hauptverbindlichkeit eine zukünftige, d. i. eine ſolche, 
welche erſt nach dem Verlaufe einer gewiſſen Zeit exiſtiren wird; 
ſo kommt es darauf an, ob die Zeit, in welcher ſie exiſtiren ſoll, 
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kommen muß, oder nicht; in dem erſten Falle iſt die Verbindlich: 
keit eine unbedingte, in dem letztern aber als eine unter einer mög⸗ 
lich aufſchiebend bejahenden Vedingung eingegangene Verpflichtung 
zu betrachten. $. 704 b. G. B. 

Iſt es ſogar ungewiß, ob jemahls die Forderung, für welche 
das Pfand gegeben wurde, beſtehen werde; ſo iſt die Beendigung 
des Geſchäftes, aus welcher ſie entſpringen ſollte, abzuwarten; zeigt 
es ſich, daß daraus keine Forderung entſtanden ſey, ſo iſt das 
Pfand als unwirkſam zurückzuſtellen. 


6. 29. 
Insbeſondere bey dem Afterpfande. 


Bey der Afterverpfändung iſt es nicht genug, daß die Forde⸗ 
rung, für welche das Afterpfand beſtellt wurde, richtig beſtehe, ſon⸗ 
dern der Afterpfandinhaber muß auch nachweiſen, daß die Hauptver⸗ 
bindlichkeit, wofür das Pfand gegeben wurde, exiſtire, weil es der 
Pfandinhaber nach §. 45 4 b. G. B. nur, in fo ferne ihm ein Recht auf 
ſelbes zuſteht, in Afterpfand geben kann, und weil der Pfandinhaber 
kein Recht auf das Pfand hatte, wenn die Verbindlichkeit, für welche 
das Pfand beſtellt wurde, nicht beſteht, folglich er auch dasſelbe nicht 
in Afterpfand geben konnte. 

Daß dieſer Behauptung die in dem §. 469 b. G. B. enthaltene 
Vorſchrift: „Ein Hypothekarg ut bleibt fo lange verhaftet, bis die 
Schuldurkunde aus den öffentlichen Büchern gelöfcht iſt“ nicht entge— 
genſtehe, wird am gehörigen Orte — von der Erlöſchung des Pfand— 
rechtes — nachgewieſen werden. 


. 30. 


Eine ungültige Pfandbeſtellung macht das Pfand— 
recht unwirkſam. 


Eine gültige Hauptverbindlichkeit vorausgeſetzt, wird ferner zur 
Wirkſamkeit des Pfandrechtes auch die Gültigkeit der Pfandbeſtellung 
ſelbſt erfordert. 

Die Pfandbeſtellung iſt aber in der Regel ungültig: 1. wenn 
eine fremde Sache verpfändet wird; 2. wenn die Verpfändung das 
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dem Verpfänder auf die Sache zuſtehende Recht überſchreitet; 3, wenn 
die verſicherte Forderung auf was immer für eine Art erliſcht; 4. 
wenn die Pfandſache ſelbſt nach dem Geſetze keiner Pfändung unter— 
liegt; und 5. wenn die Pfandbeſtellung ſelbſt auf einem ungültigen 
Acte beruht. 

Das Pfandrecht iſt das dingliche Recht des Gläubigers, aus dem 
Pfandgute, wenn die Befriedigung zur gehörigen Zeit nicht erfolget, 
ſich zu erhohlen. Da nur der Eigenthümer der Sache Jemanden ein 
ſolches Recht einräumen kann, fo folgt daraus, daß die Verpfändung 
einer fremden Sache in der Negel ungültig, und der Eigenthümer die 
verpfändete Sache zurückzufordern berechtiget ſeh. Nur in ſolchen Fäl⸗ 
len, in welchen die Eigenthumsklage gegen den redlichen Beſitzer 
nicht Statt hat (§. 367), iſt der Eigenthümer verbunden, entweder 
den redlichen Pfandinhaber ſchadlos zu halten, oder das Pfand fahren 
zu laſſen, und ſich mit dem Erſatzrechte gegen den Verpfänder zu be⸗ 
gnügen. §. 456 b. G. B. 

Wer nur ein theilweiſes Eigenthumsrecht, z. B. ein Miteigen⸗ 
thum auf eine Sache hat, kann daher auch nur dieſes fein Recht gül— 
tig verpfänden, und die Pfändung kann bey einem gerichtlichen Acte 
nur auf ſeinen Antheil bewilliget werden. Der Fruchtnießer kann nur 
die in ſeine Genußzeit fallenden Früchte verpfänden, weil ihm nur 
darauf, nicht aber auf die Subſtanz ein Recht zuſteht. Der Beſitzer 
eines Lehens kann dasſelbe, ob ihm gleich das nutzbare Eigenthum 
zuſteht, nur mit Bewilligung des Lehensherrn und der Anwärter gültig 
verpfänden, weil er durch eine ſolche Verpfändung in die Rechte dies 
ſer Perſonen eingreifen würde. (Tit. 38 et 3g lib. II. feudo- 
rum). Der Fideicommiß⸗Beſitzer kann nur das Drittel des Fidei⸗ 
commiſſes mit gerichtlicher Bewilligung und gegen jährliche De— 
puration gültig verpfänden, und ſelbſt in dieſem Falle haben die 
Pfandgläubiger nie das Necht, ihre Befriedigung aus der Subſtanz, 
fondern nur aus den Früchten zu ſuchen. §§. 635, 638 und 642 
b. G. B. 

In Betreff der Erwerbung eines Afterpfandes iſt bereits bemerkt 
worden, daß dasſelbe nur in ſo weit gültig beſtellt werden könne, 
als der Pfandinhaber ſelbſt ein Recht auf das Pfand hat. In fo 
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weit dieſe Gränze überſchritten wird, muß in der Regel das einge: 
räumte Afterpfandrecht unwirkſam bleiben. Eine ſolche Ueberſchrei— 
tung der Gränze iſt aber dann vorhanden, wenn entweder das 
Pfand für eine früher fällige Forderung, gegen läſtigere Bedingun⸗ 
gen, oder für einen höheren Betrag in Afterpfand gegeben wird. 

Es dürfte hier die Frage aufgeſtellt werden, was Rechtens 
ſey, wenn der Pfandinhaber die ihm verpfändete Sache unter läſti— 
geren Bedingungen, oder für einen höheren Betrag einem Dritten 
weiter verpfändet, aber dieſem den Umſtand, daß auch er die Sa⸗ 
che nur als Pfand inne habe, verſchwieg? 

Hier ſcheint es darauf anzukommen, ob der Dritte wußte, 
oder aus den Umſtänden wiſſen konnte, daß ſein Schuldner und 
reſpective Verpfänder nicht Eigenthümer, ſondern ſelbſt nur Pfandin⸗ 
haber ſey, oder ob ihm dieſer Umſtand unbekannt blieb, und 
er den Verpfänder als Eigenthümer anzuſehen Anlaß hatte. In 
dem erſteren Falle iſt der Act nichts anderes, als die Erwerbung 
eines Afterpfandes, und er kann von dem Eigenthümer der Sache die 
Befriedigung nur in fo weit verlangen, als dem Afterverpfänder 
ein Necht darauf zuſtand. In dem letzteren Falle tritt aber die 
Vorſchrift des F. 456 b. G. B. ein, denn der Eigenthümer hat dem 
erſten Pfandinhaber die Sache anvertraut, er muß daher den After- 
pfandinhaber ſchadles halten, und kann ſich wegen der W. 
gung nur an den Afterverpfänder halten. a 


1. 31. | 


Von der Concurrenz mehrerer Afterpfandgläubiger. 


Dieſelben Grundſätze gelten auch, wenn für eine Forderung 
mehrere Pfandſtücke gegeben, und ſelbe an verſchiedene Gläubiger 
weiter verpfändet werden. Der Pfandgläubiger kann auf alle Pfand⸗ 
ſachen zuſammen auch von verſchiedenen Gläubigern keine größere 
Summe aufnehmen, als für welche ihm die 3 zuſammen 
verpfändet worden ſind. 

Hiebey iſt von beſonders practiſcher Wichtige die Erörterung 5 


des Rechtsverhältniſſes, wenn eine Forderung auf mehrere Realitä⸗ 
1 3 


O 
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ten intabulirt wurde, und auf jeder derſelben Superſätze beſtellt 
werden. 

Da die Superſätze nichts anders als Afterpfandbeſtellungen 
find, fo iſt auch auf ſelbe der $. 454 b. G. B. anwendbar, und es 
müſſen die über das Afterpfandrecht überhaupt aufgeſtellten Grund— 
ſätze auch auf dieſe übertragen werden. 

In der Landtafelinſtruction vom 22. April 1794 iſt vorge⸗ 
ſchrieben, daß, wenn eine Forderung auf mehrere Güter intabulirt 
oder pränotirt wird, bey der Jutabulation oder Pränotirung auch 
angemerkt werden muß, wo die Forderung noch haftet, welche Vor— 
ſchrift offenbar aus dem Zwecke erlaſſen wurde, damit jeder in der 
Lage ſich befinde, zu eruiren, welche Güter der Forderung zum Pfande 
dienen, und mit welchen Superſätzen dieſelben bereits belaſtet ſind. 
Es iſt nun ganz gewiß, daß alle Superſätze zuſammen auf die für 
die urſprüngliche Pfandforderung verpfändeten Realitäten nicht mehr 
Rechte erwerben konnten, als der eigentlichen Pfandforderung zu— 
ſtehen; und da auch bey den Superſätzen in ihrem Nechtsverhältnif- 
fe zu einander der Grundſatz der Priorität gilt, fo ſchließt der 
frühere Superſatz bis zu ſeiner vollen Befriedigung den ſpätern aus. 
Somit wäre das Nechtsverhältniß der Superſätze zu einander voll— 
kommen beſtimmt, wenn jeder Superſatz auf allen Nealitäten in 
der gleichen Ordnung intabulirt erſchiene. Schwieriger iſt es aber, 
wenn ein Superſatz nur auf einer Realität haftet, oder wenn er zwar 
überall intabulirt erſcheint, aber auf der einen früher, und auf 
der andern ſpäter vorkommt. 

Die Entſcheidung muß auf dem Grundſatze beruhen, daß der 
Superſatzgläubiger ein Afterpfandrecht nur auf jene Nealitäten und 
nur in dem Maße erwirkt habe, als der Superſatz in die Tafel ge— 
kommen iſt, daß folglich der Superſatz nur in ſo weit befriediget 
werden könne, als die Hauptforderung aus dem Pfandgute ihre 
Befriedigung erlangt hätte. 

Es ſeh die Forderung pr. 1000 fl. auf der Realität A und 
auf der Realität B intabulirt. Auf die Nealität A ſey zuerſt ein 
Superſatz pr. 500 fl. und erſt ſpäter auf das Pfandgut B ein Su⸗ 
perſatz mit 800 fl. intabulirt worden. Nun werde die Realität B 
im Executionswege verſteigert, und die Forderung pr. 1000 fl. aus 
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dem Meiſtbothe ganz befrlediget, fo werden hievon 800 fl. auf den 
Superſatz entfallen, und der Neſt pr. 200 fl. wird dem Eigenthümer 
der Forderung pr. 1000 fl. ohne Rückſicht auf den auf der Neali— 
tät A haftenden Superſatz ausgezahlt; wäre aber der auf dem Gu— 
te A primo loco haftende Superſatz auf der Realität B secundo 
loco ſuperintabulirt, ſo würden dieſe 200 fl. auf denſelben ent— 
fallen. Da nun die ganze Hauptforderung aus dem Pfandgute B 
gezahlt wurde, fo muß ſelbe auf dem Gute A mit allen dort haf— 
tenden Superſätzen gelöſcht werden, weil die Forderung, wofür das 
Pfand gegeben wurde, nicht mehr beſteht. 

Der Grund dieſer Entſcheidung liegt darin, weil den Super⸗ 
ſätzen nicht das Pfandrecht auf die intabulirte Forderung, ſondern 
aus der Superintabulation nur das Afterpfandrecht auf die Pfand- 
realität zuſteht. 

Werden aber bey einer Geſammt-Execution alle Pfandgüter 
einer und derſelben Forderung verſteigert, ſo entfällt auf die Su— 
perſätze einer jeden Nealität nur jener Betrag, welcher aus dem 
Meiſtbothe derſelben der eigentlichen Pfandforderung zugewieſen wur: 
de. Es kommt alfo bey der Beſtimmung des Nechtsvverhältniſſes 
nicht, wie Herr Appellationsrath Nippel meint “), darauf an, ob 
die urſprüngliche Forderung auf den verſchiedenen Nealitäten con- 
junctim intabulirt ſey, oder nicht; weil das Nechtsverhältniß aller 
Afterpfandgläubiger zum urſprünglichen Pfandgeber und unter ſich 
nur aus den allgemeinen Prinzipien über das Pfandrecht überhaupt 
und die Afterverpfändung insbeſondere abgeleitet werden muß. 


5. 32. 
Concurrenz der Afterverpfändung mit der Ver⸗ 
pfändung der Forderung. 

Wenn der Pfandgläubiger auf der einen Seite feine Forde⸗ 
rung, auf der andern Seite aber fein Pfand ſelbſt verpfändet, fo 
iſt es einleuchtend, daß nur die zweite Verpfändung eine Afterpfand⸗ 
beſtellung ſey; denn durch die Verpfändung der Forderung hat er 
fein eigenthümliches Necht als Pfand NN a 


1) Siehe feinen Commentar über das b. G. B. zum 9. 750 u. 8. pag. geb B. III. 


a“ 1 

Hieraus müſſen auch die Nechtsverhältniſſe dieſer Pfand» und 
Afterpfandnehmer unter ſich, und dieſer zum urſprünglichen Pfand- 
geber beurtheilt werden. 

Die Verpfändung iſt eine bedingte Veräußerung der Pfand— 
ſache, weil der Verpfänder geſtatten muß, daß der Pfandnehmer 
daraus ſeine Befriedigung ſuche; er kann die Pfandſache ſich im 
Executionswege einantworten, oder dieſelbe zur Verſteigerung brin— 
gen laſſen. In jedem dieſer Fälle hört das Eigenthumsrecht des 
Verpfänders auf die Pfandſache auf. 

Hat nun der Afterpfandnehmer, vorausgeſetzt, daß die Ver⸗ 
pfändung der Forderung ſchon früher erfolgte, von dieſer letzteren 
Verpfändung Wiſſenſchaft gehabt, oder hat er ſelbe aus den Um⸗ 
ſtänden wiſſen können; fo wußte er zugleich, daß feinem Pfandges 
ber nur ein bedingtes zeitliches Recht auf die Forderung zuſtehe, 
und daß folglich mit dem Rechte auf die Forderung des Pfandge— 
bers nach § 468 b. G. B. auch das Pfandrecht unwirkſam werde. 
Er muß demnach ſein Afterpfand, ohne die Befriedigung erhalten 
zu haben, herausgeben. Iſt hingegen die Afterverpfändung der DVer- 
pfändung der Forderung vorausgegangen, und dem Pfandnehmer 
war dieſe Afterverpfändung bekannt, ſo mußte er auch wiſſen, daß der 
urſprüngliche Pfandgeber nicht verpflichtet ſeyh, ohne Zurückſtellung 
des Pfandes, die nunmehr verpfändete Forderung zu bezahlen, und 
daß er ſogar, wenn ihm die Afterverpfändung bekannt wurde, ohne 
Einwilligung des Afterpfandnehmers, dem Gläubiger die Forderung 
nicht einmahl bezahlen dürfe, ſondern ſich der Schuld nach Vor— 
ſchrift des F. 1425 b. G. B. durch gerichtliche Hinterlegung entledi- 
gen könne. In dieſem Falle wird der Pfandinhaber der Forderung 
nicht mehr Nechte, als der die Forderung verpfändende Gläubiger 
haben, und er muß ſich mit jenem Betrage begnügen, welcher über 
die Befriedigung des Afterpfandgläubigers erübriget. 

Iſt die verpfändete Forderung intabulirt, ſo kann weder von der 
einen, noch von der andern Seite eine ſchuldloſe Unwiſſenheit leicht ein— 
treten; denn würde die Forderung früher verpfändet, als der Superſatz 
bewilliget wird, fo träte von Seite des Superſatzgläubigers ſchon der Um— 
ſtand ein, daß er ſich den Schuldſchein nicht hat vorweiſen laſſen, 
woraus er nach §. 452 b. G. B. in die Kenntniß der verpfändeten 
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Forderung gekommen wäre. Iſt aber die Afterverpfändung früher 
erfolgt, fo hätte der Pfandnehmer der Forderung ſich aus den öf— 
fentlichen Büchern hievon die Ueberzeugung verſchaffen können. i 

Wenn aber auch beyden Theilen die ſchuldloſe Unwiſſenheit 
zu ſtatten käme, fo bleibt es bey der Regel, daß jeder gegen den 
Verpfänder nur fo viele Rechte erlangen könne, als dieſem zur Zeit 
der Verpfändung zugeſtanden ſind; iſt daher zuerſt die Forderung 
verpfändet, und dann das Afterpfand beſtellt worden, ſo tritt der 
Afterpfandnehmer an die Stelle des Afterverpfänders, und er kann aus dem 
Afterpfandenur in ſo weit ſeine Befriedigung ſuchen, als der After— 
derpfänder ſelbſt aus dem Pfande für ſich die Befriedigung zu for— 
dern berechtiget wäre, und umgekehrt, wenn die Afterverpfändung 
der Verpfändungder Forderung vorausgegangen iſt. 

Man könnte hier freylich einwenden, der Afterpfandinhaber 
habe ſich nur an das Pfand zu halten, und er trete rückſichtlich 
des für ſich allein beſtehenden Pfandrechtes in die Nechte des After— 
verpfänders ein, müſſe daher auf alle Fälle, in ſo weit die ur: 
ſprüngliche Forderung des Pfandinhabers reicht, befriediget werden. 
Allein dieſer Behauptung ſteht der §. 468 b. G. B. entgegen; denn 
der Afterverpfänder hatte, da deſſen Forderung bereits ſelbſt ver— 
pfändet war, nur ein bedingtes zeitliches Forderungsrecht, welches 
in fo weit erliſcht, als der Pfandinhaber der Forderung dieſe durch 
feine Befriedigung abſorbirt ). 

5. 33. 
Das Pfandrecht wird durch die Erlöſchung der 
verſicherten Forderung unwirkſam. 

Der $. 449 b. G. B. ſagt: „Das Pfandrecht ſetzt immer eine gül— 
tige Forderung voraus, und ganz im Einklange mit dieſer in dem 
Begriffe des Pfandrechtes gegründeten Geſetzesſtelle heißt es in dem 
F. 469 b. G. B. „Das Pfandrecht erliſcht mit der Forderung, für 


welche es beſtellt wurde;“ denn es hört der Grund auf, aus wel— 
chem das Pfand gegeben worden iſt, und da die Wirkſamkeit des 


1) Siehe über dieſe Streitfrage den Commentar des Herrn Appell. R. Nippel 
V. III. zum $. 353 Nr. 4. S. 976, 
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Pfandrechtes erſt dann beginnt, wenn die Verbindlichkeit zur ge⸗ 
hörigen Zeit nicht erfüllt wird, und der Gläubiger aus dem Pfande ſei⸗ 
ne Befriedigung ſucht; ſo hat auch im Falle der geleiſteten Zah⸗ 
lung das Pfandrecht keine Wirkſamkeit mehr. 

Hievon ſcheint jedoch der Nachſatz des §. 469 b. G. B. eine 
Ausnahme zu machen, wo es heißt: „Ein Hypothekargut bleibt fo 
lange verhaftet, bis die Schuldurkunde aus den öffentlichen Büchern 
gelöſcht iſt.“ 

Dieſer Nachſatz hat der Polemik einen ee Stoff zu 
Diſſertationen geliefert. 


9. 34. 


Was die öſterreichiſchen Rechtsgelehrten aus dieſem 
Nachſatze für Folgerungen abgeleitet haben. 

Aus dieſer geſetzlichen Beſtimmung haben die öſterreichiſchen 
Nechtsgelehrten practiſch wichtige Folgerungen abgeleitet ). | 

Dieſe Folgerungen find: 1. Könne der Schuldner auf die durch die 
Zahlung frey gewordene Hypothekarpoſt entweder den nämlichen Gläu⸗ 
biger mit einer andern Forderung, oder einen andern noch nicht 
verſicherten Gläubiger mit ſeiner Forderung, ungeachtet noch inta— 
bulirte Gläubiger nachfolgen, bedecken; 2. ſeyen alle Superſätze, 
welche auch nach ſchon getilgter Forderung auf die Satzpoſt erwor— 
ben werden, gültig, und der Schuldner müſſe ſelbe, ſo weit die 
erſte Forderung reiche, befriedigen, wenn er die Löſchung der Satz— 
poſt bewirken wolle. 

Allein dieſen beiden Behauptungen kann, wenigſtens unbedingt, 
keineswegs beygepflichtet werden. 


J. 35. 
Würdigung der erſten Folgerung. 
6 Die erſte dieſer Behauptungen iſt den geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen über das Pfandrecht und dem Zwecke desſelben ganz zuwider, 


4) Siehe Hrn. Appell. R. Nippels Commentar B. III. ad 9. 469 n. A et seg. 
Seite 523 und den Commentar des Hrn. Prof. Winiwarter B. II. lad 8. 
489 Seite 262, Oeſterr. Zeitſchrift Heft V. May 1335. ©. 287. v. J. Kopesfi- 
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läßt ſich aus der angezogenen Geſetzesſtelle nicht folgern, und ſtel⸗ 
let ſich in der Landtafel- und Grundbuchs- Manipulation als durch— 
aus unausführbar dar. 

Das Pfandrecht ſetzt immer eine Forderung, welche durch 
das Pfand geſichert werden ſoll, voraus; dieſe Forderung iſt aber 
eine an ſich beſtimmte, und wenn ſie auch eine erſt in Zukunft 
exiſtirende wäre, ſo müßte in dieſem Falle wenigſtens das Nechts— 
geſchäft, woraus die Forderung reſultiren ſollte, bey der Pfandbe— 
ſtellung beſtimmt ſeyn. Nach den Landtafel- und Grundbuchsge— 
ſetzen muß die Urkunde in das Urkundenbuch eingetragen werden, 
damit daraus erhelle, für welche Forderung und aus welchem Rechts— 
titel das Pfand beſtellt wurde; daher muß auch in der Urkunde 
das Quale und Quantum der Forderung genau ausgedrückt ſeyn, 
wenn die Intabulation bewilliget werden ſoll; für ganz unbeſtimm— 
te, vielleicht aus künftigen Rechtsgeſchäften erſt entſtehende Forderun— 
gen, läßt das allgem. b. G. B. kein Pfandrecht zu. 

Jede Intabulation und jede Pränotirung bezieht ſich daher nur 
auf Eine beſtimmte Forderung, und nur ſo lange dieſe beſtimm— 
te Forderung beſteht, kann auch das bloß acceſſoriſche Pfandrecht 
beſtehen; deßwegen ſpricht ſich der §. 469 b. G. B. ganz allgemein aus: 
„Durch die Tilgung der Schuld hört das Pfandrecht auf.“ Würde 
man den Nachſatz des $. in dieſem Sinne als eine Ausnahme gel— 
ten laſſen; ſo ſtände derſelbe mit den allgemeinen Grundprinzipien 
des Pfandrechtes, mit dem §. 449 b. G. B. und ſelbſt mit der im 
F. 496 b. G. B. aufgeſtellten allgemeinen Regel im Widerſpruche. Eine 
Geſetzesauslegung, welche auf ſo grobe Inconſequenzen führt, kann 
unmöglich als die richtige angeſehen werden. Sollte auf den Satz 
der ſchon getilgten Forderung der nämliche Gläubiger oder ein Dritter 
mit einer andern Forderung verſichert werden, ſo müßte er außer 
dem Titel zum Pfandrechte auch noch den beſondern Titel auf das 
Pfandrecht dieſes Satzes und die Erwerbung dieſes beſtimmten Pfand— 
rechtes nachweiſen. Daß dieſer Titel in dem Geſetze nicht liegt, 
kann für ausgemacht angenommen werden; alſo müßten wir den⸗ 
ſelben in der Willenserklärung ſuchen. Aus der Willenserklärung 
könnte aber nur derjenige einen Nechtstitel ertheilen, dem ſelbſt ein 
Necht auf den Satz zuſtände; dieß könnte nun Niemand anderer ſeyn, 
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als entweder der Satzgläubiger ſelbſt, oder der Eigenthümer der 
Pfandrealität. Allein der Satzgläubiger hat auf den Satz kein Recht 
mehr, weil vorausgeſetzt wird, er ſey mit feiner Forderung befrie⸗ 
diget; er kann alſo ein Recht, was ihm ſelbſt nicht mehr zuſteht, 
auf Andere nicht übertragen, noch kann er dasſelbe für ſich ſelbſt 
benützen. Der Pfandeigenthümer kann Niemanden einen RNechts— 
titel auf den Satz ertheilen; denn er hat auf den Satz kein Recht, 
der Satz haftete für einen Dritten, und nur dieſem ſtanden dar— 
auf Nechte zu. 

Es könnte aber auch das beabſichtigte Pfandrecht nicht erwor— 
ben werden. Man ſetze den Fall: Auf einer Realität ſey für den 
A aus dem Schuldbriefe ddo. et intab. 1. Jänner 1830 ein Ca⸗ 
pital pr. 1000 fl. C. M. intabulirt; dieſe Forderung werde aber 
am 1. Jänner 1832 bezahlt, aber der Satz aus dem öffentlichen 
Buche nicht gelöſcht. Au 1. Jänner 1833 fey der Grundbeſitzer 
dem A wieder ein Capital pr. 1000 fl. C. M. ſchuldig geworden, 
und er wolle denſelben auf dem nämlichen Satze damit verſichern. 
Nun fragen wir lediglich um die Manipulation, mit welcher dieſes 
neue Saͤtzrecht erzweckt werden könnte? 

Vorausgeſetzt, daß die Parthehen redlich zu Werke gehen (denn 
von einem Betruge iſt hier nicht die Rede), müßte der Eine oder 
der Andere um die Superintabulation dieſer zweyten Schuldoerſchrei⸗ 
bung auf den Satz der erſten anſuchen. Nun wäre entweder in der 
Schuldverfihreibung ſelbſt, oder in einer andern Urkunde die Be: 
willigung zur Superintabulation enthalten. Der Gläubiger kann 
ſich doch dieſe Superintabulations-Bewilligung nicht ſelbſt ertheilen, 
denn einerfeits ſteht ihm auf den Satz ſelbſt kein Recht mehr zu, 
andererſeits aber würde er ſich gegen ſich ſelbſt ein Afterpfandrecht 
einräumen; mit einer ſolchen von ihm ſelbſt ausgehenden Superin⸗ 
tabulations-Bewilligung müßte er offenbar von dem Nichter abge⸗ 
wieſen werden. Nicht minder aber müßte der Nichter die Superin⸗ 
tabulation abweiſen, wenn hiezu der Eigenthümer der Pfandrealität 
die Bewilligung, ſey es im Schuldbriefe ſelbſt, oder in einer be= 
ſondern Erklärung ertheilt hätte; denn die Superintabulation wür— 
de nur ein Afterpfand eonftatiren, nun kann aber der Eigenthümer 
des Pfandgutes Jemanden wohl das Pfandrecht, nicht aber ein Af— 
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terpfandrecht einräumen, indem nach $. 454 b. G. B. nur der Pfand⸗ 
inhaber, nicht aber der Eigenthümer der Pfandſache die verpfändete 
Sache in Afterpfand geben kann. Esmüßte denn nur ſeyn, daß der Ei⸗ 
genthümer der Pfandſache die Erklärung dahin ausſtellte: Er ge— 
ſtatte, daß dieſe neue Forderung auf dem Satzrechte der erſtern in— 
tabulirt werde, weil dieſe bereits gezahlt fey, der Satz aber noch 
hafte. Allein er müßte mit dieſem Begehren eben ſo abgewieſen 
werden; denn um dieſem Begehren Statt zu geben, müßte entwe- 
der der frühere Satz gelöſcht, und an deſſen Stelle die neue Poſt 
ad Numerum eingetragen, oder es müßte wieder der zweite Schuld— 
brief auf den erſten ſuperintabulirt werden. Würde aber die erſte 
Poſt gelöfht, fo wäre die Eintragung des zweiten Schuldbriefes 
eine neue Intabulation; dleſe muß aber laut Landtafel⸗ und 
Grundbuchs » Patente nach der fortlaufenden Nummer, alſo ulti- 
mo loco eingetragen werden. Eine Intabulation ad Numerum 
ſetzt aber voraus, daß die Forderung ſelbſt ſchon eingetragen ſey. 
Sollte jedoch dieſe Erklärung auf den erſten Satz ſuperintabulirt 
werden, ſo fände dieſes aus dem Grunde nicht Statt, weil der 
Verpfänder auf den auf dem Pfandgute haftenden Satz einen Su— 
perſatz nicht bewilligen, ſondern nur zu ſeinen Gunſten gegen den 
Satzgläubiger erwirken kann. 

Dieſe hier aufgeſtellte Behauptung rechtfertiget ſich auch aus 
dem höchſten Hofdecrete vom 22. April 1823, Zahl 2090, nach 
welchem ſogar eine dem Schuldner von dem Gläubiger erlaſſene For: 
derung, wenn auch die Verzichtleiſtung in Form einer Schenkungs⸗ 
urkunde geſchehen iſt, kein Gegenſtand einer Ceſſion ſeyn kann, und 
die Intabulation einer ſolchen Ceſſion nicht Statt findet. 

Noch auffallender würden ſich die Anſtände der Manipulation 
darſtellen, wenn der Beſitzer der Pfandſache auf den bereits bezahl— 
ten Satz die Forderung eines Dritten verſichern wollte; denn ließe 
er ſich den Satz von dem geweſenen Pfandgläubiger abtreten, ſo müßte 
die Ceſſion ſuperintabulirt werden; allein ſchon das Ceſſionsgeſchäft 
wäre ungültig, weil kein Gegenſtand der Ceſſion vorhanden iſt, in⸗ 
dem die verſicherte Forderung gezahlt, folglich der Cedent auf kei— 
nen Fall ſelbſt mehr ein Necht hätte, das ihm eingeräumte Pfand⸗ 
f recht wirkſam zu machen. Aber angenoumen, diefe Ceſſion beſtän⸗ 
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de, und wäre ſuperintabulirt worden, fo wäre der Satz eo ipso durch 
Conſolidation erloſchen, indem der Ceſſionar auf einer Seite Berech— 
tigter, auf der andern aber Schuldner iſt, und es könnte von einer 
weitern Ceſſion des Satzrechtes auf einen Dritten keine Rede ſeyn. 
Zudem wäre mit der bloßen Ceſſion des Satzrechtes nicht gedient; 
denn es müßte die Forderung des Dritten in die Tafel kommen. 
Könnte fie nun nicht in Geftalt eines Abloͤſungsbetrages ingroſſirt 
werden? Auf keinen Fall. Denn was wäre der Gegenſtand der 
Ablöſung? Die verſicherte Forderung; aber dieſe iſt ja ſchon 
bezahlt, und beſtand zur Zeit des cedirten Satzrechtes nicht mehr. 
Wollte man aber behaupten, die Forderung des Dritten müßte ulti- 
mo loco intabulirt werden, und der Eigenthümer der Pfandrealität 
müßte ihm dann das Vorrecht auf den früheren Satz einräumen; ſo 
wäre zu bedenken, daß der Dritte durch eine ſolche Vorrechtseinräu⸗ 
mung doch wieder nicht mehr Rechte erhalten könnte, als welche 
der frühern Poſt zuſtänden; nun ſtehen aber dieſer gar keine Nechte 
mehr zu, weil das Subſtrat des Pfandrechtes, nämlich die Forderung, 
nicht mehr beſteht. 

Es iſt hier nicht davon die Nede, ob die ſpäter intabulirten 
Gläubiger dadurch beeinträchtiget würden oder nicht, ſondern lediglich 
davon, daß eine ſolche Hypothekeinräumung nach den Vorſchriften des 
allg. b. G. B., und nach den Landtafel- und Grundbuchsgeſetzen 
nicht Statt finde, daher geſetzlich unmöglich ſey; obgleich nicht zu 
läugnen iſt, daß es auch als eine Beeinträchtigung angeſehen wer— 
den müßte, wenn Jemanden ein Vortheil, den ihm der Zufall in 
die Hände ſpielte, und worauf er ſchon ein Recht erworben hat, ent: 
zogen wird. Wer wollte wohl zweifeln, daß mit dem Zeitpuncte der 
getilgten Forderung die ſpäter intabulirten Gläubiger auch das Necht 
erlangt haben, im Falle einer Meiſtbothsvertheilung darauf zu drin— 
gen, daß fie mit Uebergehung des indebite haftenden Satzes aus 
dem Meiſtbothe befriediget werden? 


5. 36. 
Prüfung der zweyten Folgerung. 


Weit bedenklicher erſcheint die zweite aus dem Nachſatze des §. 
109 b. G. B. abgeleitete Folgerung. 
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Wir wollen die Auslegung des $. 459 b. G. B. im Zuſammen⸗ 
hange mit andern Geſetzesſtellen verſuchen, und ſodann beurtheilen, 
ob die abſtrahirte Folgerung, daß auch nach gezahlter Hauptverbind— 
lichkeit von dritten Perſonen Superſätze mit Wirkſamkeit erworben wer= 
den können, aus dem Sinne des Geſetzes mit Nothwendigkeit ſichergebe. 

Der F. 469 beginnt mit dem: „Durch Tilgung der Schuld 
hört das Pfandrecht auf.“ Dieſer Satz iſt allgemein, und eine noth— 
wendige Folge des §. 449 b. G. B., nach welchem das Pfandrecht immer 
eine gültige Forderung vorausſetzt. Nun kommt der Nachſatz: „Zur 
Aufhebung einer Hypothek iſt die Tilgung der Schuld allein nicht 
hinreichend. Ein Hypothekargut bleibt fo lange verhaftet, bis die 
Schuldurkunde aus den öffentlichen Büchern gelöſcht iſt.“ Veſteht 
alſo das Pfandrecht noch? In dieſem Nachſatze iſt von dem Pfand— 


rechte keine Rede mehr, es kann auch nicht mehr beſtehen, denn es 


gibt kein Pfandrecht ohne eine gültig beſtehende Forderung. Wenn 
man nun weiter fragt, wofür das Hypothekargut verhaftet bleibe; 
ſo müßte man offenbar antworten: Für die verſicherte, aber ſchon 
gezahlte Forderung. Da aber das Pfandrecht nicht mehr wirkſam 
ſeyn kann, ſo beſteht die Hypothek nur mehr der Form nach ſo lange, 
bis der Schuldner mit einer ertabulationsfähigen Urkunde die Schuld— 
urkunde aus den öffentlichen Büchern löſchen zu laſſen im Stande 
iſt. Schon in den alten Grundbuchs- und Landtafelgeſetzen wurden 
zur Löſchung einer Intabulation die nämlichen Förmlichkeiten erfor⸗ 


dert, wie fie zur Intabulation vorgeſchrieben waren, und dieſes iſt 


auch noch jetzt der Fall; die Intabulation bleibt der Form nach ſte— 
hen, wenn gleich das daraus abgeleitete oder verſicherte Necht nicht 
mehr beſteht. Daher ſpricht ſich auch der §. 1446 b. G. B. im Allge⸗ 
meinen dahin aus: „Rechte und Verbindlichkeiten, welche den öffent— 
lichen Büchern einverleibt ſind, werden durch die Vereinigung in einer 
Perſon nicht aufgehoben, bis die Löſchung aus den öffentlichen Bü— 
chern erfolgt iſt.“ Hiebey wird ſich gerade auf die SS. 469 und 526 
b. G. B. bezogen. Weil aber doch Niemand ſchuldig ſeyn kann, ſich 
ſelbſt eine Verbindlichkeit zu erfüllen, und weil Niemand gegen ſich 
ſelbſt ein Recht ausüben kann, fo iſt es unmöglich, daß dieſer Pa— 
ragraph dahin verſtanden feyn will, daß die Ausübbarkeit des durch 
Conſolidation erloſchenen Rechtes noch fortbeftehe, ſondern dieſe geſetz— 
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liche Anordnung kann nur den Sinn haben, daß der Oeffentlichkeit 
nach das liegende Gut ſo angeſehen werden müſſe, als wenn 
das Recht oder die Verbindlichkeit noch wirklich beſtände. Daher 
können angeſuchte Superintabulatlonen und Superpränotirungen durch: 
aus nicht zurückgewieſen werden, wenn auch dem Richter die geleiſtete 
Zahlung bekannt wäre; der intabulirte Gläubiger muß bey öffentlichen 
Feilbiethungen zu derſelben, und bey Concurſen zur Liquidirung be⸗ 
ſonders vorgeladen werden; kurz der Oeffentlichkeit nach macht es kei⸗ 
nen Unterſchied, ob die der Satzpoſt zum Grunde liegende Forderung 
entweder gar nie beſtanden habe, oder ob ſie derzeit nicht mehr beſtehe, 
oder ob fie wirklich noch exiſtire. Dieſen Sinn hat nach meiner Mei- 
nung der Nachſatz des §. 469; und einen andern Sinn kann man 
auch dem F. 526 und 1446 b. G. B. nicht unterlegen. Es können da⸗ 
her auf eine bereits gezahlte Satzpoſt allerdings Superſätze erwirkt wer⸗ 
den; allein eine ganz andere Frage iſt es, ob dieſelben ein wirkſames 
Afterpfandrecht conſtituiren, oder ob der Ceſſionar gegen den Ceſſus 
noch mit Erfolg auftreten könne? Der Herr Magiſtratsrath Krupacz . 
bemerkt ganz wohl: dem Hypothekarpfande hänge durch die geſchehe— 
ne Intabulation ein ſichtbares Merkmahl an, was bey dem Fauſt⸗ 
pfande nicht der Fall ſey, dieſes ſichtbare Merkmahl müſſe aufgehoben 
werden, und dieſes könne nur durch die Extabulation geſchehen, es for— 
dere daher der Nachſatz des §. 469 bloß die formelle Aufhebung des 
bereits ſchon erloſchenen Pfandrechtes. 


| F. 37. 
Die gegentheilige Folgerung aus dem 5. 469 ver⸗ 
wickelt in Rechtswiderſprüche. 

Wir wollen vor der Hand annehmen, der Hypothekarbeſitzer fey, un⸗ 
geachtet die Forderung bereits vor den erwirkten Superſätzen getilgt wurde, 
verbunden, nach Hinlänglichkeit des Pfandes die Zahlung an den Su— 
perſatzgläubiger zu leiſten, fo können wir doch nicht umhin zu fragen; 
aus welchem Rechtsgrunde dieſe Zahlung gefordert werden könne? Eine 
perſönliche Verbindlichkeit beſteht nicht mehr, denn dieſe iſt bereits er— 
füllt; alſo koͤnnte die Zahlung lediglich aus dem Hypothekarverbande 


4) Siehe die öſterr. Zeitſchrift Jahrgang 1326 Heft XII. S. 272, 
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gefordert werden, weil nämlich die Schuldforderung noch intabulirt 
iſt, und zwar, wie die Gegner ſagen, bloß aus dem Grunde, um den 
öffentlichen Büchern den Credit zu erhalten. 
Nun ſetzen wir den Fall: Auf der Realität des A ſeyen für den 
B 1000 fl. intabulirt, und C habe darauf einen Superſatz mit 1000 fl. 
erwirkt. Als es nun zur Realifirung des Pfandrechtes kömmt, zeigt 
es ſich, daß die urſprünglich intabulirte Forderung gar nie zu Necht 
beſtand, daß der Schuldbrief ein Falſum war, und die Intabulation 
erſchlichen worden ſeh. C hat aber gegen den B eine richtige Forde⸗ 
rung pr. 1000 fl., und hat in gutem Glauben die Superintabulation 
erwirkt. Daß A dem Bnicht die 1000 fl. werde bezahlen dürfen, iſt eine 
ausgemachte Sache; wenn aber die Gegner conſequent ſind, ſo müſſen 
fie behaupten, daß A dem B dieſe 1000 fl. bezahlen müſſe, denn 
das Hypothekargut bleibt verhaftet, bis die Schuldurkunde aus den 
öffentlichen Büchern wieder gelöfcht iſt. Allein nach §. 449 b. G. B. 
kann es kein Pfandrecht ohne gültige Forderung geben. Der Gläu⸗ 
biger B hatte alfo für ſich kein Recht, und doch will man behaupten, 
daß nun C ein wirkſames Afterpfandrecht habe, obgleich der $. 
454 b. G. B. ausdrücklich anordnet, daß ein Afterpfandrecht nur in ſo 
weit Statt finde, als dem Afterverpfänder ein Necht zuſtehe. Würde 
der Hypothekarbeſitzer dem C nicht die im F. 454 enthaltene Einwen⸗ 
dung mit Grund entgegenſetzen können? Dasſelbe iſt ja auch der 
Fall, wenn die wirklich beſtandene Forderung ſchon vor Erwirkung 
des Superſatzes gezahlt wurde; denn durch die Tilgung der Forde⸗ 
rung hört das Pfandrecht auf. Der Afterpfandnehmer ſteht in kei— 
nem perſönlichen Nechtsverhältniſſe mit dem Pfandgeber; er kann da— 
her nur in die Nechte des Pfandnehmers eintreten, folglich kann der 
Afterpfandnehmer nie mehr Nechte haben, als der Pfandnehmer ſelbſt, 
dieſer aber hatte zur Zeit des erwirkten Saßrechtes keine Rechte mehr, 
es können folglich auch dem Superſatzgläubiger gegen den Pfandgeber 
keine zuſtehen; wo aber auf der einen Seite kein Necht beſteht, kann 
auf der anderen keine Verbindlichkeit vorhanden feyn. 
Verſetzen wir uns in die Lage des über den A ausgebrochenen 
Concurſes, und feßen wir voraus, B melde feine Forderung, da 
er bereits lange gezahlt iſt, gar nicht an; es fey aber vor Ausbruch 
des Concurſee, jedoch nach gezahlter Schuld, ein Superſatz erwirkt wor⸗ 
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den. Der Gläubiger B wird nicht in das Claſſificationsurtheil Fom- 
men, und kann deßwegen auch in die Vertheilung nicht aufgenommen 
werden; nach der gegneriſchen Meinung müßte C den Satz des B 
in Anſpruch nehmen können. C iſt auch nach dem Hofdecrete 
vom 16. März 1811 berechtiget, ſtatt des Hauptgläubigers B die An- 
meldung zu überreichen; allein im Falle B nicht anmeldet, darf G 
nicht feine Forderung, fondern nur die Forderung des B liquidiren. 
Mit dieſer Klage wird er aber mittelſt der Einwendung der geleiſteten 
Zahlung abgewieſen werden. 

Dieſem nach kann die Forderung des B nicht in das Claſſifica- 
tionsurtheil aufgenommen werden, daher kann auch ſelbe bey der Ber: 
theilung nicht berückſichtiget werden. Da aber Niemand in die Claſ— 
ſification aufgenommen werden kann, der nicht eine Forderung gegen 
die Concursmaſſe liquidirt hat; fo könnte auch C in dem Claſſifi⸗ 
cationsurtheile nicht erſcheinen, und müßte demnach bey der Conecurs⸗ 
Maſſe⸗Vertheilung unbeachtet bleiben, folglich mit ſeinem Superſatze 
durchfallen. 8 

Wenn ferner die Gegner dem Superſatzgläubiger ſein Forderungs— 
recht lediglich aus dem Grunde zuſprechen, weil die ſchon gezahlte For— 
derung noch nicht gelöſcht wurde; ſo müſſen ſie von allen perſönlichen 
Nechtsverhältniſſen abſtrahiren, folglich dürfte der Umſtand, ob der 
Superſatzgläubiger die ſchon früher geleiſtete Zahlung gewußt habe, 
oder doch ſelbe hätte wiſſen können, gar nicht in Anſchlag gebracht wer- 
den; genug daß die Forderung noch in der Tafel haftet, und die ge— 
leiſtete Zahlung aus derſelben nicht erſichtlich iſt. Setzen wir aber den 
Fall, dem Superſatzgläubiger werde erwieſen, daß er von der getilgten 
Schuld Kenntniß hatte, weil er bey der Zahlung als Zeuge zugegen 
war; fo würde daraus folgen, daß der unredliche Afterpfandbeſitzer aus 
einer wirklich unredlichen Handlung gegen den klaren Wortlaut der §§. 
454 u. 468 G. B. Vertheil zu ziehen berechtiget fey. 

Noch viel auffallendere Widerſprüche ergeben ſich, wenn wir ein 
Ceſſions⸗Geſchäft zum Grunde legen. Geſetzt: B, welcher bereits die 
Zahlung erhielt, und die extabulationsfähige Urkunde ausſtellte, habe 
gleich darauf betrüglicher Weiſe dem C die Forderung cedirt, und die— 
fer erwirkte noch eher die Superintabulation der Ceſſion, als der An⸗ 
dere die Quittung zur Extabulation bringen konnte. Soll nun A 
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richtig dem C die Schuld noch einmahl bezahlen? Nach der gegneri— 
ſchen Meinung allerdings. Allein das ganze Ceſſions-Geſchäft war ja 
ungültig. Unter der Ceſſion verſteht man die Abtretung eines Nechtes 
an einen Andern, und der Ceſſionar kann folglich nicht mehr Rechte 
gegen den Ceſſus erlangen, als der Cedent ſelbſt hatte; nun hatte aber 
der Cedent zur Zeit der Abtretung kein Necht mehr, dem Superſatze 
liegt nicht einmahl eine gültige Forderung zum Grunde, wie ſollte er 
feine Hypothekarrechte gegen den A geltend machen, nachdem der $. 
1396 b. G. B. ausdrücklich verordnet, daß dem Ceſſus das Necht blei— 
be, ſeine Einwendungen gegen die Forderungen auch dem Ceſſionar 
entgegen zu ſetzen. Die ſchon früher geleiſtete Zahlung wird doch 
wohl eine ſolche Einwendung gegen den richtigen Beſtand der Forde— 
rung ſeyn. Dieſer F. ſpricht ganz allgemein, und unterſcheidet nicht, 
ob die cedirte Forderung intabulirt iſt oder nicht. Herr Profeſſor Wi: 
niwarter will zwar behaupten, daß bloß bey executiven Superſätzen, 
nicht auch bey Ceſſions-Geſchäften die nochmahlige Zahlung erfolgen 
müßte. Allein ich finde hier keinen Grund, zum Nachtheile der Ceſſio— 
nare eine Ausnahme zu machen, denn dieſe handeln eben ſo im Ver— 
trauen auf das öffentliche Buch, wie der Executionsführer; im Gegen⸗ 
theile handelt es ſich bey dem Ceſſionar de damno vitando, während 
dem es ſich bey dem Executionsführer de lucro captando handelt. Se- 
tzen wir endlich bey der gerichtlichen Pfändung des B finde ſich der 
nicht intabulirte Schuldbrief des A vor, und er werde in die Pfün- 
dung genommen. A weiſet ſich aber mit der Quittung über die 
bereits geleiſtete Zahlung aus, ſo hat es mit der Fortführung der Exe— 
cution wegen Mangel eines Gegenſtandes ein Ende, warum ſollte das 
gerade damahls nicht der Fall ſeyn, wenn der wirklich nicht mehr zu 
recht beſtehende Schuldbrief intabulirt iſt? 


5. 38. 
Die gegneriſche Anſicht läßt ſich auch aus dem Geiſte 
unſeres Hypotheken⸗Syſtems nicht rechtfertigen. 
Man behauptet, der Nachſatz des §. 469 b. G. B. ſey bloß aus 
dem Grunde hingeſtellt worden, um diejenigen, welche im Vertrauen 
auf die öffentlichen Bücher gehandelt haben, zu ſchützen, und fo 
den Tafel- Credit zu erhalten. Allein erfiens iſt dieſe Abſicht des 
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Geſetzgebers nur hineingelegt, ſie ſteht nicht da, iſt folglich nicht 
authentiſch Zweitens müſſen Geſetze nach §. 7 b. G. B. im Zuſam⸗ 
menhange ausgelegt werden; würde man aber annehmen, daß es 
in dem Geiſte der Geſetzgebung liege, daß eine bereits bezahlte Poſt 
bloß deßwegen, weil ſie nicht gelöſcht wurde, noch einmahl gezahlt 
werden müſſe, ſo würde dieſe Geſetzesauslegung mit allen natürli— 
chen Nechtsprinzipien, und, wie es gezeigt wurde, mit den übrigen 
pofitiven Anordnungen im Widerſpruche ſtehen. Drittens kann es 
nicht im Geiſte des Geſetzes liegen, einen Superſatzgläubiger zum 
offenbaren Nachtheile des Schuldners, bloß um den Tafeleredit zu 
erhalten, in Schutz zu nehmen, und deßwegen den allgemein an⸗ 
erkannten, und ſelbſt im §. 454 allgemein ausgeſprochenen Rechts— 
grundſatz, daß der Superſatzgläubiger nicht mehr Rechte erlangen 
könne, als dem Pfandgläubiger zuſtehen, aufzuheben, während dem 
viertens die Geſetze zum Schutze aller Bürger vorhanden ſind, der 
Schuldner aber durch die gegneriſche Geſetzes Auslegung nur der 
eigentlich Gefährdete wäre, da doch der dritte ſich um den Afterſatz 
bewerbende Bürger Mittel genug hat, ſich vor Schaden zu ſichern. 
Denn der Schuldner könnte nach der gegneriſchen Geſetzes— 
Auslegung nie mit Sicherheit zahlen, weil es immer noch bey-al- 
ler ſeiner Aufmerkſamkeit möglich wäre, daß ein Dritter noch frü- 
her einen Superſatz erwirkte, als der Schuldner die Extabulations— 
Quittung zur Löſchung bringen könnte, beſonders, da die Priorität 
nach der Nummer des Einreichungs-Protokells beſtimmt iſt. Der 
Dritte hingegen kann ſich durch die Mitfertigung der Superintabu⸗ 
lations-Urkunde von Seite des Hauptſchuldners leicht gegen Nach— 
theil ſchützen $. 1396 b. G. B. 

Die Berufung der Gegner auf den $. 1443 b. G. B. kann ihre 
Anſicht nicht rechfertigen, denn dieſer §. enthält eine ſpecielle nur 
auf die Compenſation ſich beziehende Anordnung, kann daher an- 
dere allgemein ausgeſprochene Grundſätze nicht aufheben. 

Es hat daher nach meiner Meinung, wobeg ich der Anſicht 
des Hrn. Magiſtratsrathes Krupacz in der öfter, Zeitſchrift 1826 
Heft XII. S. 267, ganz und gar beypflichte, der Satz des §. 469: 
daß das Pfandrecht durch die Tilgung der Forderung erloͤſche, all 
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gemeine Gültigkeit, und der Nachſatz desſelben enthält hievon kei— 
ne Ausnahme. 


5. 39. 
Das Pfandrecht iſt unwirkſam, wenn die Pfand— 
ſache geſetzlich einer Pfändung nicht unterliegt. 


Die Verpfändung iſt ferner unwirkſam, wenn die Pfandſache 
nach den beſtehenden Geſetzen einer Verpfändung nicht unterzogen 
werden darf; denn mit einer verbothenen Handlung iſt die Ungül— 
tigkeit des Rechtsgeſchäftes ſchon an ſich verbunden. Solche einer 
Verpfändung nicht unterliegende Sachen ſind erſtens alle jene, wel— 
che dem öffentlichen Verkehre geſetzlich entzogen ſind: verbothene 
Bücher und Werke u. dgl.; ferner die Verpfändung einer Erbſchaft, 
oder eines Vermächtniſſes bey Lebzeiten des Erblaſſers; denn wenn 
gleich der $. 879 b. G. B. nur von der Veräußerung einer ſol— 
chen Erbſchaft oder eines ſolchen Rechtes ſpricht, ſo muß darunter 
doch nothwendig auch die Verpfändung verſtanden werden, weil die— 
ſe eine bedingte Veräußerung in ſich begreift. Weiters können auch 
alle jene Gegenſtände, welche nach den beſtehenden Geſetzen der ge⸗ 
richtlichen Pfändung nicht unterliegen, außergerichtlich nicht mit 
Wirkung verpfändet werden, weil die Privatverpfändung mit den⸗ 
ſelben Folgen verbunden wäre, welche mit der gerichtlichen Pfändung 
eintreten. Hieher gehören: Die Beſoldungen der öffentlichen Beam— 
ten, (Hofd. v. 25. Oct. 1798 u. 26. Jän. 1799;) Stallbeſoldun⸗ 
gen, Rittgelder, Briefportoantheile und Gebühren, (Verord. vom 15. 
Sept. 1785) u. a. m. 

Eben fo ungültig iſt die Verpfändung des fundus instructus, 
und der nach dem Geſetze zu einem unbeweglichen Gute gehörigen 
Gegenſtände, wenn ſolche als bewegliche Sachen verpfändet werden; 
denn da ſie zum unbeweglichen Vermögen gehören, hat eine Ver— 
pfändung nur durch Intabulation auf das unbewegliche Gut ſelbſt ftatt. 
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5. 40. 


Das Pfandrecht iſt unwirkſam, wenn es auf einem 
ungültigen Acte beruht. 

Wie bereits erörtert wurde, gehört zur Erlangung des Pfand— 
rechtes, wenn dasſelbe nicht ſchon aus dem Geſetze zuſteht, eine Er— 
werbungsart, d. i. ein Act, wodurch der mit einem Titel verſehene 
Gläubiger ſich in den Beſitz dieſes Nechtes ſetzt. Dieſer Act muß 
nun die geſetzlichen Erforderniſſe haben. Mangeln bey der Erwer— 
bung des Pfandrechtes dieſe geſetzlich vorgeſchriebenen Erforderniſſe, 
ſo iſt kein Zweifel, daß die Pfandbeſtellung als ungültig beſtritten 
werden kann. So kann man eine Intabulation allerdings beſtreiten, 
wenn hiebeh die geſetzlichen Förmlichkeiten nicht beobachtet wurden, 
wobey dann natürlich der Schuldtragende den Schaden zu erſetzen hat. 

Dergleichen nichtige Handlungen find: Wenn der Grundbuchs— 
führer ohne ortsgerichtlichen Auftrag Intabulationen oder Pränoti⸗ 
rungen vornimmt; wenn Intabulationen auf eine Realität be— 
williget und vorgenommen werden, auf welcher der Ausſteller 
der Urkunde nicht im Beſitze ſteht; wenn von einer unzertrenn— 
baren Realität ein Theil ohne Zerſtückungs-Conſens hintan ver— 
kauft, der Käufer auf dieſen Antheil umſchrieben, und dann der— 
ſelbe mit Intabulationen belaſtet wird u. dgl., wobeh es ſich von 
ſelbſt verſteht, daß die Grundbuchs-Behörde, welche ſich derleg un“ 
gültige und folglich wirkungsloſe Handlungen zu Schulden kommen 
läßt, die beeinträchtigten Intereſſenten zu entſchädigen hat. Insbe⸗ 
ſondere iſt bey unerlaubten Zerſtückungen die Umſchreibung des zer: 
ſtückten Theiles ſchon an und für ſich eine Nullität, weil ein fol- 
cher hintan verkaufter Grundtheil vor der erfolgten Zerſtückungs-Be⸗ 
willigung kein ſelbſtſtändiger Körper in dem Grundbuche werden kann. 

Eine in der Ausübung wichtige Rechtsfrage iſt: was Rech⸗ 
tens ſey, wenn bey Verfertigung eines neuen Grundbuches oder der 
Landtafel die Uebertragung einer grundbücherlichen oder Tandtäfli- 
chen Poſt aus dem alten Grundbuche in das neue, oder aus den 
Quarternen in die Landtafel überſehen worden wäre? 

Es ſcheint, daß dieſes Ueberſehen dem einmahl geſetzlich er— 
worbenen Pfandrechte keinen Abbruch thun könne; denn es gibt we— 
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der ein neues Grundbuch noch eine neue Landtafel, als ein ſelbſt— 
ſtändiges Buch betrachtet, ſondern das alte und neue Grundbuch, 
und die alten Quarternen und die jetzige Landtafel machen nur ein 
Ganzes aus; wer daher in einem dieſer Bücher mit ſeinem Pfand— 
rechte auf die geſetzlich vorgeſchriebene Art eingetragen iſt, erſcheint 
rechtlich ſo lange als Pfandgläubiger, bis ſein Pfandrecht in dem— 
ſelben auf geſetzliche Art gelöſcht iſt. 

Man könnte freylich einwenden, ſowohl die Käufer, als die 
ſpäter, nur in dem neuen Grundbuche intabulirten Gläubiger wür— 
den unverſchuldeten Schaden leiden, indem ſie im Vertrauen, daß 
das Buch richtig geführt und errichtet fey, gehandelt haben. Die 
ſes iſt zwar allerdings wahr; allein daraus folgt nur, daß ihnen 
das Entſchädigungsrecht gegen den Schuldtragenden zuſtehe, nicht 
aber, daß ihnen der frühere Tabular-Gläubiger, der doch auch un— 
verſchuldet Schaden leiden würde, weichen müſſe. 


9. 41. 


Von den eertificirten, aber nicht intabulirten Ur— 
kunden. 

Es hat ſich der Fall ſchon öfter ergeben, daß Schuldurkun— 
den über das Anſuchen um Intabulation mit dem Intabulations— 
Certificate verſehen wurden, ohne daß die wirkliche Intabulation 
derſelben vor ſich ging. In dieſem Falle pflegt man in der Pra— 
xis zu unterſcheiden, ob das Grundbuch gar nicht beſtehe, und die 
wirkliche Intabulation daher gar nicht habe vorgenommen werden 
können, oder ob behm Vorhandenſeyn eines Grundbuches die Inta— 
bulation der Urkunde, fey es aus Verſehen, oder aus was immer 
für einem Grunde, unterblieben ſehy. In dem erſten Falle nimmt 
man das Certificat, als die Stelle der Intabulation vertretend, für 
gültig an, und beſtimmt das Vorrecht nach der Nummer des Ein— 
reichungs-Protokolls, und in Ermanglung eines ſolchen nach dem 
Alter des Certificats. In dem letztern Falle aber erklärt man das 
Certificat als wirkungslos. Allein dieſe Anſicht der Practiker iſt of— 
fenbar unrichtig. Das Certificat iſt nur ein Zeugniß der geſchehenen 
Intabulation, und keine Intabulation ſelbſt. Geſchah nun keine 
Intabulation, ſey es, daß ſie wegen Mangel eines Grundbuchs 
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nicht habe vorgenommen werden können, oder daß die Intabulation 
aus andern Gründen unterblieben iſt; ſo iſt das Zeugniß falſch, 
und man kann nicht durch ein falſches Zeugniß, ſondern nur durch 
die wirkliche Intabulation das Pfandrecht auf ein liegendes Gut 
erhalten. 


. 15 
Von den vertragenen Intabulations-Poſten. 


Es iſt auch ſchon geſchehen, daß die Intabulation einer Schuldur— 
kunde in dem Grundbuche wirklich, aber auf einer andern Nummer, folg— 
lich auf einer andern Realität vorgenommen wurde, als auf welche die 
Urkunde nach ihrem Inhalte und dem Begehren hätte intabulirt wer— 
den ſollen. Auch eine ſolche Intabulation iſt ungültig und wire 
kungslos; denn auf die Realität, worauf die Intabulation geſchah, 
gehört fle nicht, bey dieſer Nummer iſt fie alſo an und für ſich 
null und nichtig; auf der Realität aber, worauf die Intabulation 
hätte geſchehen ſollen, iſt ſie nicht vorgenommen worden, alſo exi— 
ſtirt fie gar nicht. Die nachfolgenden Gläubiger, oder allfälli— 
ge Käufer konnten dieſe Laſt aus dem öffentlichen Buche nicht erſe— 
hen, ſie kann ihnen daher nicht zum Nachtheile gereichen. Wäre bis 
zur Entdeckung des Irrthums eine Beſitzes-Veränderung vorgegan— 
gen, ſo kann der Fehler durchaus nicht mehr gut gemacht werden, 
weil gegen den neuen Beſitzer die Intabulation nicht Statt findet; 
iſt aber keine Beſitzes-Veränderung vorgegangen, fo kann zwar nad): 
träglich die Intabulation vorgenommen werden, jedoch ohne Nach— 
theil der inzwiſchen intabulirten Poſten. 

Das nämliche gilt auch, wenn ein Superſatz auf eine andere 
Satzpoſt, als wohin er gehörte, intabulirt wurde. St inzwiſchen 
der Satz durch Ceſſion an einen Dritten gelangt, ſo kann auch hier 
der Fehler nicht mehr gehoben werden. 


5. 45. 


Von den bedingt bewilligten Intabulationen. 
In der Praxis pflegt es ferner zu geſchehen, daß, wenn die zu 
intabulirende Urkunde in Original nicht vorgelegt wird, die Intabu— 
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lation zwar bewilliget, aber dem Grundbuche die Vornahme wegen 
| mangelnden Originals unterfagt wird. 

Dieſe Bewilligung pflegt man dann fo in das Grundbuch ein: 
zutragen. Wenn nun inzwiſchen andere Intabulationen vorkommen, 
ſo wäre die Frage: ob der Gläubiger, wenn er mit der Origi— 
nal⸗Urkunde vorkommt, ad Numerum der Bewilligung gültig einge— 
tragen werden könne? Ich glaube nicht; denn da nach den 
Grundbuchs- und Landtafelgeſetzen “) die Original-Urkunde zur In— 
tabulation vorzulegen iſt, was auch aus dem $. 434 b. G. B. er⸗ 
hellet; fo hätte der Richter das Intabulationsgeſuch von Amtswegen 
zurückweiſen ſollen, und da er dieß nicht gethan hat, erſcheint feine 
Bewilligung als eine Nullität. Als ſolche hat auch der ſpäter er— 
ſchienene Gläubiger dieſe im Grundbuche vorkommende Bewilligung 
um ſo mehr anzuſehen das Recht, als in der Erledigung dem Grund— 
buchsamte die Vornahme der Intabulation wegen mangelnden Ori— 
ginals unterſagt wurde. Es iſt folglich ſchon laut der Erledigung 
die geſchehene Eintragung keine Intabulation, und da nur bey ſchon 
intabulirten Poſten eine Intabulation ad Numerum Statt findet, 
ſo folgt daraus, daß die Intabulation mit Vorlage des Originals 
neuerdings angeſucht, ſelbe nach der Tafelordnung als neuer Satz 
vorgenommen werden müſſe, und daß die erſte Eintragung wirkungs— 
los fey. 


9. 44. 


Von den von Amtswegen intabulirten Pupillar— 
ſchuldbriefen. 

Auf dem Lande geſchieht es ſehr vielfältig, daß Grundobrig— 
keiten Pupillarſchuldbriefe für die ihnen unterſtehenden Pupillen und 
Curanden von Amtswegen, d. i. ohne das Anſuchen des Vormun— 
des, des Curators oder des Schuldners ſelbſt abzuwarten, intabuliren. 

Dieſer Vorgang iſt den ſtrengen Anordnungen der Geſetze kei— 
neswegs entſprechend, weil der Richter nie von Amtswegen, ſondern 
immer nur auf Begehren einer Parthey Umſchreibungen und Intabula— 
tionen zu bewilligen, und die Vornahme dem Grundbuchsamte auf— 


1) Hofdec. vom 18. Sept. 1737, 13. Febr. 41737 und Ldtfl. P. vom 22. April 179%. 
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zutragen hat. Wenn indeſſen der Schuldbrief von der Parthey vor 
der Grundobrigkeit ſelbſt ausgeſtellt, und in demſelben die Bewilli— 
gung zur Intabulation ertheilt wurde; dürfte die Gültigkeit der In— 
tabulation nicht beſtritten werden können, weil die vor Gericht er— 
theilte facultas intabulandi, als ein factiſches Anſuchen um Inta— 
bulation angeſehen werden dürfte. 


U. 45. 


Von der durch die Ungültigkeit der Entſcheidung 
unwirkſam gewordenen Intabulation. 


Wenn ein nicht competenter Richter in Folge der von ihm er— 
laſſenen Entſcheidung die executive Intabulation bewilliget, und dieſe 
auch vorgenommen wird, fo wird auch dieſe executive Intabulation 
unwirkſam, wenn in der Folge die Entſcheidung in der Hauptſache 
wegen Incompetenz des Richters als null und nichtig erklärt wird. 
Denn auf der einen Seite mangelt die ſicher zu ſtellende Verbind— 
lichkeit, folglich das Subſtrat des Pfandrechtes, und auf der andern 
Seite mangelt die gültige Bewilligung zur Intabulation; denn bey 
der Vorausſetzung, daß der Richter nicht competent zur Entſcheidung 
war, war er auch nicht berechtiget, die executive Intabulation zu be— 
willigen. Judex cognitionis est etiam judex executionis. 


b. 46. 
Von den unwirkſamen Superſätzen auf pränotirte 
aber nicht gerechtfertigte Poſten. 

Wenn eine Pränotirung bewilliget wird, muß nach den §§. 453 u. 
439 b. G. B. binnen 14 Tagen die Rechtfertigungs-Klage über— 
reicht werden, widrigens müßte die Pränotirung auf Anſuchen des 
Eigenthümers des Pfandgutes wieder gelöſcht werden, und das durch 
die Pränotirung erworbene Pfandrecht wäre eben ſo unwirkſam, als 
wenn die Pränotirung für nicht gerechtfertiget erkannt würde, und 
es müßte die Löſchung der Pränotirung ſowohl, als auch der allen 
falls darauf haftenden Superſätze bewilliget werden. 

Man ſetze den Fall: B habe auf die Realität des A eine Prä— 
notirung erwirkt, und dem C fey auf die pränotirte Poſt eine Su— 
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perintabulation, oder eine Superpränotation bewilliget worden, wel— 
che letztere dieſer auch gerechtfertiget, und folglich auf jeden Fall ein 
unbedingtes Afterpfand erworben habe; B habe aber ſeine Pränoti— 
rung nicht gerechtfertiget, und der Grundeigenthümer A komme deß— 
halb um die Löſchung des pränotirten Satzes und des Superſatzes 
ein: ſo muß ohne weiters Beydes bewilliget werden. Denn obgleich 
der Superſatzgläubiger ein unbedingtes Afterpfand erworben hat, ſo 
kann er doch nach den SS. 454 u. 468 b. G. B. nicht mehr und kei⸗ 
ne andern Rechte erlangen, als dem pränotirten Gläubiger zuſtan— 
den; dieſer hatte aber nur ein bedingtes Recht, welches, da die ge: 
ſetzliche Bedingung nicht erfüllt wurde, auf Begehren des Grundei— 
genthümers 4 gelöſcht werden muß; es muß folglich auch der Af— 
terſatz mitgelöſcht werden, und zwar um ſo mehr, da der After— 
pfandgläubiger aus dem öffentlichen Buche erſehen mußte, daß ſein 
Superſatz ſich nur auf einen bedingten Satz ſtütze, welcher, wenn 
die geſetzliche Bedingung nicht erfüllt wird, ſich als unwirkſam darſtellet. 

Dasſelbe gilt auch, wenn die pränotirte Poſt für nicht gerecht— 
fertiget erkannt wird, in welchem Falle im Executionswege die prä— 
notirte Poſt ſammt allen Superſätzen gelöſcht werden muß. 


9. 47. 
Wie weit ſich das Pfandrecht erſtrecke. 
Die richtige Beantwortung dieſer Frage zerfällt in die Beant— 
wortung nachſtehender zwey Fragen: 
a) Was iſt als wirklich mitverpfändet zu betrachten? 
b) Wie weit iſt das Pfandrecht für einen beſtimmten Gläubiger 
wirkſam? 
Zur Beurtheilung der erſten Frage dient der §. 457 b. G. 
B., welcher ſich dahin ausſpricht: „Das Pfandrecht erſtreckt ſich auf 
alle zu dem freyen Eigenthume des Verpfänders gehörige Theile, auf 
Zuwachs und Zugehör des Pfandes, folglich auch auf die Früchte, in 
ſo lange ſie noch nicht abgeſondert oder bezogen ſind. Wenn 
alſo ein Schuldner einem Gläubiger ſein Gut, und einem Andern 
ſpäter die Früchte desſelben verpfändet, ſo iſt die ſpätere Verpfän— 
dung nur in Rückſicht auf die ſchon abgeſonderten und bezogenen 
Früchte wirkſam.“ j 


) 
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H. 48. 
Ausdehnung des Pfandrechtes in Rückſicht beweg— 
licher Sachen. 

Bey beweglichen Sachen, in jo ferne fie ſowohl im phyſiſchen 
als im geſetzlichen Sinne ſolche find, iſt die erſte Frage ganz ein— 
fach dahin zu beantworten, daß ſich das Pfandrecht auf alle, zu die— 
ſem Zwecke in Verwahrung genommene, oder bey der gerichtlichen 
Pfändung beſchriebene Gegenſtände erſtrecket. Iſt die bewegliche Sa— 
che eine Nutzen bringende, z. B. ein verzinsliches Capital ꝛc., ſo 
verſteht es ſich von ſelbſt, daß ſich das Pfandrecht auch auf dieſe 


Nutzungen erſtrecket, ſo lange ſelbe noch nicht fällig oder bezogen 


ſind, worüber weiter unten ausführlicher gehandelt werden wird. 
Wenn eine Universitas rerum, z. B. ein Waarenlager c. 
zum Pfande gegeben wird, was durch ſimboliſche Uebergabe geſchehen 
kann; ſo iſt es möglich, daß einzelne Theile derſelben von Zeit zu 
Zeit durch den Verkauf und Einkauf u. dgl. ſich verändern, daß ſo— 
hin das Ganze ſich vermehrt oder vermindert. Bey dieſer Gattung 
von Pfändern ſcheint es aber, daß der Pfandinhaber in immerwäh— 
render Controlle mit dem Eigenthümer ſtehen müſſe, damit das 
Pfandrecht ſich erhalte, denn nur dadurch kann man ſagen, daß 
er das Pfand in die Mitinhabung, alſo in die Verwahrung genom— 


men habe. 


Bey der Nealiſirung des Pfandrechtes wird ſich aber dieſes Pfand— 
recht auf alle jene Gegenſtände der Universitas rerum erſtrecken, 
welche zur Zeit der gerichtlichen Feilbiethung vorhanden ſind; denn 
durch die obwaltende Controlle des Pfandnehmers hat er das ihm 
eingeräumte Pfandrecht auf alle in der Zwiſchenzeit nach und nach 
veräußerte Gegenſtände aufgegeben, hingegen dasſelbe auf die neu 
beygeſchafften erworben. Für dieſe Anſicht ſpricht auch die Analogie 
des §. 1101 b. G. B., nach welchem der Vermiether auch das ge— 
ſetzliche Pfandrecht auf die Universitas rerum der invecta et illata 
hat, aber dasſelbe nur auf jene Pfandſtücke ausüben kann, welche 
ſich zur Zeit der überreichten Klage noch in der Wohnung befinden. 


d. 49. 
Von der Ausdehnung des Pfandrechtes bey unbe— 
weglichen Sachen. 

Die unbeweglichen Güter ſind entweder wirkliche Sachen — 
res stricte sic dictae — oder Rechte, welche den unbeweglichen 
Sachen geſetzlich gleich gehalten werden, als das Taz-, Jagd-, Zehend— 
Necht u. dgl., oder es ſind gemiſchte Sachen — Complexitäten, 
welche aus wirklichen Sachen und Rechten beſtehen, z. B. eine 
Herrſchaft. 

Die wirklichen Sachen ſind wieder ſolche, welche wirklich nur 
eine Einheit bilden, z. B. ein Haus, ein Garten, oder ſie ſind 
Geſammtſachen, d. i. mehrere unter einer Benennung zuſammen— 
gefaßte Sachen, z. B. eine Wirthſchaft, Meierey ꝛc. Ferner ſind 
die unbeweglichen Sachen ſolche, welche bloß Früchte (kructus 
naturales), oder bloß Nutzungen (fructus civiles), oder beyde zu: 
gleich abwerfen. 


5. 50. 
Bey einfachen unbeweglichen Sachen. 

Iſt die Pfandſache eine einfache phyſiſche, ſo erwirbt man das 
Pfandrecht auf dieſelbe ihrem ganzen Umfange nach, folglich auch 
auf jene Gegenſtände, welche an ſich zwar beweglich, aber entwe— 
der durch die Beſtimmung des Eigenthümers oder des Geſetzes als 
Zugehör angeſehen werden müſſen F. 294 b. G. B. z. B. bey einem 
Haufe auf Winterfenſter, Vorthüren, eingemauerte Keſſel, Thurm⸗ 
Uhren und Glocken u. ſ. w., und es unterliegt keinem Zweifel, daß 
die Pfandgläubiger gegen die Veräußerung des Zugehörs mit Wir— 
kung zu proteſtiren, und ihr Pfandrecht auf ſolche veräußerte Gegen— 
ſtände, wenn die Identität ausgewieſen werden kann, als ein ding— 
liches Recht gegen jeden Beſitzer auszuüben berechtiget feyen. Indeſ— 
ſen aber unterliegt es auch keinem Zweifel, daß der Eigenthümer 
mit dieſem Zugehöre alle jene Veränderungen vornehmen kann, wo— 


durch das beſtehende Pfandrecht nicht aufgehoben, oder beeinträch— 
tiget wird. 
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Weil aber dem Eigenthümer das Gebrauchs- und Benützungs— 
recht der verpfändeten Sache, ſomit auch des Zugehörs zuſteht, ſo 
haben die Pfandgläubiger nicht das Recht, von Zeit zu Zeit auf Ne— 
parationen und Nachſchaffungen zu beſtehen, ſondern es ſtände ih— 
nen, wenn durch den Gebrauch die Pfandſache nach und nach an 
ſich oder an dem Zugehöre an ihrem Werthe verliert, und die nö— 
thige Sicherheit nicht mehr gibt, nach $. 458 b. G. B. nur das 
Recht zu, auf Herſtellung eines andern angemeſſenen Pfandes zu 
drin en. Dieſes iſt auch dann der Fall, wenn der Eigenthümer die 
Pfandſache deteriorirt, z. B. den verpfändeten Wald abſtocket, oder den 
verpfändeten Weingarten abbauen läßt, weil auch dadurch der Werth 
des Pfandes durch Verſchulden des Pfandgebers vermindert wird. 

Wenn das Pfandgut ein Miteigenthum iſt, ſo verſteht es ſich 
von ſelbſt, daß das Pfandrecht nur auf den idealen Theil des Ver— 
pfänders erwirkt werden kann, wobey jedoch vorausgeſetzt wird, daß 
das Miteigenthum aus den öffentlichen Büchern erkennbar fey. War 
die Sache aber zur Zeit der Verpfändung ein Alleineigenthum, und 
iſt ſelbe erſt ſpäter ein Miteigenthum geworden, ſo hat dieſes auf 
das früher erworbene Pfandrecht keinen Einfluß, und der ſpäter bey— 
getretene Miteigenthümer muß es ſich gefallen laſſen, daß auch ſein 
Antheil executive verſteigert wird. 


9. 51. 


Einfluß, wenn die Pfandſache verkleinert, oder 
durch Zuwachs vergrößert wird. 

Wird die Pfandſache durch Zufall verkleinert, z. B. es wird 
ein Stück Grund durch die Gewalt des Waſſers hinweggeriſſen, ſo 
bleibt das Pfandrecht auf den noch bleibenden Theil unverfehrt. In— 
deſſen aber darf der Eigenthümer die Pfandſache durch Hintanver⸗ 
kauf einzelner Theile ꝛc. zum Nachtheile der Pfandgläubiger nicht 
verkleinern; jede Zerſtückung ohne Beyſtimmung der Tabulargläubi— 
ger iſt ungültig. Normale v. 29. Oct. 1753. Patent v. 1. Sept. 
1798 und Hofdec. v. 16. Aug. 1605. 

Kommt der hinweggeriſſene Theil zum Pfandgute durch An— 
ſchwemmung ꝛc. wieder hinzu, ſo lebt das Pfandrecht auch auf dieſen 
Theil wieder auf; ja dasſelbe erſtrecket fi) ſogar auf den Zuwachs, 
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z. B. auf ein neu angeſchwemmtes Stück Grundes, auf das auf den 
verpfändeten Grund hingeſetzte Gebäude, auf den neu angebauten 
Theil oder aufgeſetzten Stock des Hauſes u. dgl., keineswegs aber 
kann das Pfandrecht auch auf jenen Theil ausgedehnt werden, wel— 
cher durch Vertrag, z. B. durch Kauf, Schenkung ꝛc. hinzukommt, 
wenn dieſe hinzugekommene Sache nicht zugleich mit der Pfandſa— 
che incorporirt wird, oder dieſelbe nicht in einem, nur der Sache 
als herrſchenden Gute fortwährend anklebenden Rechte — einer Dienſt— 
barkeit — beſteht; denn in dem letztern Falle wird das hinzugekom— 
mene Recht ein Zugehör der Sache *), in dem erſtern Falle aber 
vergrößert der Hypothekarſchuldner freywillig die Pfandſache, und die 
hinzugekommene Sache iſt nicht aus dem Vertrage, ſondern aus der 
vorgenommenen Incorporirung, wodurch dieſe Sache mit der Pfand— 
ſache in eine immerwährende Verbindung gebracht, und ſomit zum 
Zugehöre wird, zur Pfandſache geworden ). 

Sind aber auf dem zu incorporirenden Theile Gläubiger in— 
tabulirt, ſo gilt der Grundſatz, daß durch dieſe Verfügung des Ei— 
genthümers die Tabularrechte beyder Körper nicht gefährdet werden 
dürfen; in dieſem Falle darf entweder die Incorporation gar nicht 
vorgenommen werden, oder wenn ſie doch realiſirt würde, müßten 
die Pfandrechte beyder Körper abgeſendert behandelt, im Falle einer 
executiven Verſteigerung jeder Theil beſonders geſchätzt, und der gan— 
ze Meiſtboth nach Verhältniß der Schätzwerthe auf die beyden Pfand— 
körper repartirt werden. Da aber vom Tage der Vereinigung bey— 
de Körper nur als ein Ganzes angeſehen werden, ſo folgt auch dar— 
aus, daß die Pfandgläubiger beyder Theile wechfelfeitig dergeſtalt in 
das Pfandrecht des ganzen Körpers eintreten, daß der über die Be— 
friedigung der früher vorhanden geweſenen Pfandgläubiger von dem 
einen oder dem anderen Körpertheile erübrigende Meiſtbothsreſt un— 
ter die Pfandgläubiger des anderen Theiles, in ſo ferne ſelbe nicht 
ganz befriediget worden wären, nach der Ordnung der Tafel ver— 
theilt werden müßte, ſo zwar, daß auf die nach der Vereinigung 
intabulirten Gläubiger nichts entfiele, bevor nicht alle vor der Ver— 


4) Siehe meinen Aufſatz in der öſt. jur. Zeitſchrift 1228 Heft IX. Seite 128. 
2) Siehe Hrn. Appell. R. Nippels Commentar zum 9. 457 b. G. B. B. III. 
Seite 4 Nr. 6. 
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einigung auf beyde Theile intabulirt geweſenen Gläubiger ganz be: 
friediget ſind. 

Uebrigens bin ich aber der Meinung, daß, wenn auf dem zu 
vereinigenden Körper Gläubiger intabulirt find, eine ſolche Vereini⸗ 
gung ohne ausdrückliche Beyſtimmung aller auf beyde Theile inta— 
bulirten Gläubiger nicht Statt finde, weil ſie berechtiget ſind, zu 
fordern, daß ihr Pfandgut im unveränderten Stande erhalten, und 
durchaus abgeſondert behandelt werden ſoll, was nach der realiſir— 
ten Vereinigung nicht möglich wäre. 


9. 52. 


Ob durch Tauſch das Pfandgut eine Veränderung 
erleiden dürfe. 

Was wäre Nechtens, wenn von der Pfandſache ein Theil durch 
Tauſch hintan gegeben, und dafür ein anderer Theil hinzugebracht 
werden ſoll? 

Ich bin der Meinung, daß der Eigenthümer eine ſolche Ver— 
änderung der Pfandſache ohne Einwilligung der intabulirten Gläu— 
biger nicht vornehmen dürfe, weil von ihrem Pfande, ohne ihre 
ausdrückliche Beyſtimmung, nichts hintan gegeben werden kann, ob— 
gleich dafür eine andere Sache an deren Stelle hinzu kommt, und 
ich zweifle nicht daran, daß die Pfandgläubiger, wenn der Tauſch 
ohne ihre Einwilligung vor ſich ging, ihr Pfandrecht auch auf die 
vertauſchte Sache auszuüben berechtiget feyen. 

Herr Appellationsrath Nippel ) glaubt zwar, ein bloßer Ver— 
tauſch zur beſſeren Bewirthſchaftung könne von den Gläubigern nicht 
verweigert werden, wenn die eingetauſchte Sache mit der vertauſch—⸗ 
ten gleichen Werth habe; allein dieſe Meinung ſcheint nicht die rich— 
tige zu ſeyn, wenigſtens entſpricht fie den Forderungen der Nechts— 
prinzipien nicht. Denn, wer das Pfandrecht auf irgend eine Sache 
erlangt hat, dem gebührt dasſelbe auf die ganze Sache, folglich 
auch auf den vertauſchten Theil, und eben ſo wenig, als er gezwun⸗ 
gen werden kann, ſein Necht auf die ganze Sache aufzugeben, ge: 
gen dem, daß ihm das Pfandrecht auf eine andere Sache vom glei- 


1) Siehe den Commentar des b. G. B. zum F. 387 B. III. pag. 89 Nr. 6. 
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chen Werthe ertheilt werde, kann er verhalten werden, fein Pfand» 
recht auf einen Theil der Sache fahren zu laſſen, wenn er gleich 
das Pfandrecht auf einen andern Theil von gleichem Werthe er- 
hielte. Von einer ſolchen Verbindlichkeit des Pfaudgläubigers führt 
das Geſetz nur einen Fall, als Ausnahme von der Regel, in dem §. 
1322 b. G. B. auf. Es mag feyn, daß die Verweigerung der Eine 
willigung mehr in einer Chicane, als in einem vernünftigen Grun— 
de liegt. Aber auf der einen Seite muß jeder Berechtigte in dem 
Beſitze ſeiner Nechte geſchützt werden, auf der andern Seite aber 
muß es immer nur der Beurtheilung des Gläubigers anheim geſtellt 
werden, ob das angenommene Surrogat ihm die nämliche Sicher— 
heit gewähre. Dadurch aber, daß er erklärt, in den Tauſch nicht 
einzuwilligen, ſpricht er factiſch ſein Urtheil dahin aus, daß ihm 
das Surrogat dieſe Sicherheit nicht gewähre. 


5. 55. 


Von den, den unbeweglichen Sachen gleichgehalte— 
nen Rechten. 


Die nämlichen hier aufgeſtellten Grundſätze gelten im Allge⸗ 
meinen auch bey den, den unbeweglichen Sachen gleichgehaltenen 
Rechten, nur mit dem Unterſchiede, daß ſich hiebey eine Vergröße— 
rung des Pfandes durch Zuwachs nicht denken läßt; wohl aber kann 
auch hier die Pfandſache durch Incorporirung vergrößert werden. 
Eine ſolche Vergrößerung geſchieht im practiſchen Leben vielfältig bey 
Nechten, welche durch mehrere Theilnehmer ausgeübet werden, wenn 
alle Theile dieſes Rechtes, ſey es durch Vertrag oder auf andere Art, 
in einer Perſon vereiniget worden; z. B. der Drittel -Zehend: Befi- 
tzer bringt die zwey andern Dritt-Theile an ſich; ſo lange aber dieſe 
Rechtsantheile nicht incorporirt werden, iſt auch von einer Vergrö— 
ßerung der Pfandſache keine Nede. 

Wenn ein ſolches Recht von der höchſten Staatsverwaltung 
aufgehoben oder eingezogen würde, ſo erlöſchen alle darauf haften— 
den Pfandrechte eben fo, als wenn die phyſiſche Pfandſache zu Grun— 
de geht, was beſonders bey realen und radizirten Gewerben und 
bey den derzeit den Privaten zur Ausübung zugeſtandenen, von den 
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Majeſtätsrechten abgeleiteten Nechten, z. B. der Ausübung der Ge— 
richtsbarkeit, der Fall ſeyn kann. 

Würde aber von der höchſten Staatsverwaltung ein, den Pri— 
vaten zuſtändiges mit Pfandrechten belegtes Recht, z. B. das Zehend— 
recht, das Tazrecht gegen einen zu beſtimmenden Preis eingelöſet; 
ſo ſtände den Pfandgläubigern das Pfandrecht auf den Ablöſungs— 
betrag eben ſo zu, als wenn dieſes Necht im Executionswege ver— 
äußert worden wäre, und es müßte dieſer Ablöfungbetrag nach der 
Ordnung der Tafel unter die Pfandgläubiger vertheilt werden. Das 
her dürfte die Staatsverwaltung, wenn auf einem ſolchen eingelös— 
ten Rechte Gläubiger intabulirt find, den Ablöſungsbetrag nicht an 
den täflichen Eigenthümer des Rechtes hinauszahlen, ſondern müßte 
entweder den Ablöſungsbetrag zur Vertheilung depoſitiren, oder gleich 
dem Meiſtbiether nach den Hofdecreten vom 15. Jän. 1787 Nr. 
621 u. 23. Oct. 1794 Nr. 199 b. von der Realinſtanz die Zu- 
weiſung der zu befriedigenden Gläubiger verlangen. 


9. 54. 


Von der Ausdehnung des Pfandrechtes bey einfa⸗ 
chen und gemiſchten Complexitäten. 

Iſt die Pfandſache eine einfache oder gemiſchte Complexität, 
ſo kommt es nicht darauf an, wie viel hievon ſich noch wirklich in 
dem phyſiſchen Beſitze des Eigenthümers der Pfandſache befindet, 
ſondern darauf, was vermöge der öffentlichen Bücher zur Pfand— 
ſache wirklich gehört. Wenn daher der Grundbeſitzer von der com— 
plexen Realität, z. B. der Herrſchaftsinhaber von der Herrſchaft Nechte 
oder Grundſtücke ohne Beyſtimmung der intabulirten Gläubiger hin— 
tan verkauft hätte, ſo ſtände deſſen ungeachtet den intabulirten Gläu— 
bigern das Pfandrecht auch auf dieſe hintan verkauften Beſtandtheile 
zu (Patent vom 1. Sept. 1798). Es macht auch keinen Unterſchied, 
ob die Intabulationen vor oder nach dem Verkaufe erwirkt wurden, 
wenn in dem letztern Falle der Hintanverkauf in den öffentlichen Büchern 
nicht erſichtlich war, oder dem Gläubiger nicht etwa das Pfandrecht 
nur auf die nicht verkauften Theile ausdrücklich ertheilt wurde. 

Hätte aber der Eigenthümer im Nechtswege einen zwar in der Tafel 
ſtehenden Antheil oder ein ſolches Recht verloren, ſo könnten auch die 
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Tabulargläubiger darauf keinen Anſpruch machen, ſondern es wäre 
gerade ſo, als wenn ein Theil der Pfandſache durch Zufall zu Grun— 
de gegangen wäre. 

Was wäre aber Rechtens, wenn durch einen Vergleich ein Theil 
eines ſtreitigen Rechtes von der Pfandſache getrennt worden wäre ? 
Nach $. 1380 b. G. B. gehört der Vergleich zu den zweyſeitig ver- 
bindlichen Verträgen, und wird nach eben denſelben Grundfäßen 
beurtheilt; da der Eigenthümer der Pfandſache mittelſt Vertrag die 
Pfandſache nicht verringern darf, ſo iſt er auch nicht berechtiget, oh— 
ne Beyſtimmung der Tabulargläubiger einen ſolchen Vergleich ein— 
zugehen. 


b. 55. 


Von der Ausdehnung des Pfandrechtes auf die 
Früchte und Nutzungen der Pfandſache. 

Der Eigenthümer der Pfandſache iſt berechtiget, mit derſelben 
unbeſchadet der darauf haftenden Pfandrechte frey zu verfügen, er 
kann fie veräußern, mit Servituten belaſten ), vermiethen, ver— 
pachten, und durch die ganze Zeit, wie ein freyer Eigenthümer be— 
nützen; denn das Pfandrecht iſt ein bedingtes Recht, welches dann 
nur ſeine Wirkung äußert, wenn die Erfüllung der verſicherten Ver— 
bindlichkeit zur beſtimmten Zeit nicht erfolgt. Tritt aber dieſer Zeit— 
punct ein, ſo hat der Gläubiger das Recht, ſeine Befriedigung aus 
der Pfandſache zu ſuchen, es mag dieſelbe ſich noch in dem Beſitze 
des Perſonalſchuldners oder eines Dritten befinden. 

Hiebey kommt es nun darauf an, ob er das Pfandrecht auf 
das Gut — die Subſtanz — ſelbſt, oder nur auf die Früchte erwor— 
ben habe; in dem erſten Falle ſteht es ihm frey, ſeine Befriedigung 
aus dem Gute, oder aus den Früchten, oder aus beyden zugleich 
zu ſuchen; denn das Pfandrecht erſtrecket ſich auch auf die Früchte, 
fo lange fie noch nicht abgeſondert oder bezogen find. 

Unter den Früchten werden aber nicht nur die eigentlichen 
Früchte — fructus naturales — ſondern auch die Nutzungen ver— 
ſtanden. Denn, obgleich der Geſetzgeber in dem §. 457 b. G. B. 


1) Siehe meine Abhandlung in der öft. jur. Zeitſchrift 1836 Heft IX. Seite 125. 
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nur das Wort „Früchte“ im Allgemeinen gebraucht, und obgleich 
er ſonſt $ 330 b. G. B. zwiſchen „Früchte und Nutzungen“ 
unterſcheidet; fo unterliegt es doch keinem Zweifel, daß in dem §. 
457 b. G. B. das Wort „Früchte“ in der weitern Bedeutung 
zu nehmen ſey, und daß darunter ſowohl die Früchte in engerer 
Bedeutung, als auch die Nutzungen verſtanden werden müſſen. Denn 
erſtens bedient ſich der Geſetzgeber in dieſem §. der Ausdrücke „a b— 
geſondert und bezogen.“ Das Beſtimmungswort „abgefons 
dert” gebraucht man nur von natürlichen Früchten. Die Abſon⸗ 
derung iſt aber auch in der Negel §. 296 b. G. B. ſchon hinläng⸗ 
lich, dieſelben zu beweglichen, folglich nicht mehr zur unbeweglichen 
Pfandſache gehörigen Sachen zu machen §. 295 b. G. B.; hinge⸗ 
gen hat der Ausdruck „bezogen“ nur allein auf die Nutzungen 
Anwendung, und dieſer Ausdruck hätte in Bezug auf die natürli— 
chen Früchte gar keinen Sinn, weil es rückſichtlich dieſer nach der 
geſchehenen Abſonderung ganz gleichgültig iſt, ob ſie bereits einge— 
bracht ſind oder nicht, §§. 295 u. 330 b. G. B. Zweytens deutet 
der §. 1102 b. G. B. ausdrücklich dahin, daß den Pfandgläubi⸗ 
gern auch das Pfandrecht auf die Nutzungen zuſtehe, indem dort 
angeordnet iſt, daß der Beſtandnehmer, wenn er mehr als eine 
Friſtenzahlung vorausgeleiſtet hat, dieſelbe nur in dem Falle, daß 
ſie in den öffentlichen Büchern eingetragen iſt, den ſpäter eingetra⸗ 
genen Gläubigern entgegenſetzen könne, woraus offenbar erhellet, 
daß den Pfandgläubigern das Recht zuſtehe, zur Befriedigung ihrer 
Forderungen auch auf den Beſtandzins zu greifen, der doch offen 
bar zu den Nutzungen gehört. Drittens endlich ordnet ſelbſt der §. 
320 d. G. O. an, daß, wenn auf Früchte oder Gefälle eines liegen⸗ 
den Gutes die Execution geführt wird, der Spruch in die öffentli⸗ 
chen Bücher eingetragen werden müſſe, wodurch klar an den Tag 
gelegt iſt, daß ſowohl die Früchte, als auch die Nutzungen, welche 
hier unter dem Ausdrucke „Gefälle“ vorkommen, als zu dem unbe⸗ 
weglichen Gute gehörig zu betrachten ſehen, und daß folglich das 
Pfandrecht auf das unbewegliche Gut ſich auch auf die Nutzungen 
erſtrecke, ſo lange dieſelben noch nicht bezogen ſind. 
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5. 56. 
Hieraus abgeleitete Folgerung. 


Hieraus läßt ſich dann auch die Folgerung ableiten, daß die 
Zinsrückſtände der Beſtandnehmer, und die Rückſtände an Unter⸗ 
thansgiebigkeiten bey vorkommenden Executions- oder Concursfällen 
zur Befriedigung der Tabulargläubiger verwendet werden müſſen, daß, 
da die Octava gleichfalls auf den Herrſchaften haftet, auch dieſe an 
den Unterthansrückſtänden, ſo wie an den hangenden Früchten se— 
cundum prioritatem temporis Antheil zu nehmen habe; daß fer— 
ner die mit dem geſetzlichen Pfandrechte verſehenen Unterthans-, Wai- 


fen= und Depoſiten-Forderungen in dem Falle, als dieſelben den 


achten Theil des Werthes, welcher für ſie durch Intabulation ver— 
ſichert iſt, überſteigen ſollten, nach allen intabulirten Gläubigern, 
wenn dieſe durch den Meiſtboth ganz befriediget wurden, aus dieſen 
Nückſtänden, da ſelbe zur Befriedigung der intabulirten Gläubiger 
nicht mehr nöthig find, in der zwegten Claſſe befriediget werden 
müſſen. Patent vom 18. April 1784 u. Hofdec. vom 10. July 
1789 Nr. 1030. Es folgt ferner daraus, daß derley Rückſtände 
bey einer Mobilar-Pfändung, eben weil ſie zum unbeweglichen Ver— 
mögen gehören, nicht in die Pfändung genommen werden dürfen. Ja 
man kann ſogar aus der Analogie des $. 1102 b. G. B. behaupten, 
daß, wenn Unterthansforderungen in Voraus, alſo vor der Verfalls— 
zeit gezahlt worden wären, dieſe Vorauszahlung den intabulirten 
Gläubigern nicht zum Nachtheile gereichen könne, und daß ſich die Un: 
terthanen die nochmahlige Einzahlung würden gefallen laſſen müſſen. 


9 57. 
Von den Reluitions- und Abolitions- Verträgen. 
Die Nutzungen der Herrſchaften beſtehen zum Theile auch in 
Frohndienſten, Robothen, ber welche die Herrſchafts-Eigenthümer 
nicht ſelten Reluitions- und Abolitions- Verträge abzuſchließen pflegen. 
Unter einem Reluitions⸗Vertrage verſteht man aber denjenigen 
Vertrag, nach welchem die Unterthanen ſtatt der Frohndienſte jähr⸗ 
lich eine gewiſſe Abgabe entrichten; hingegen iſt der Abolitions-Ver— 
trag derjenige, durch welchen die Unterthanen gegen Erlag eines 
; 5 
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vertragsmäßigen Capitals auf immerwährende Zeiten von dem Frohn⸗ 
dienſte befreyt werden. 

Der erſte Vertrag enthält entweder eine bloß zeitliche oder eine 
immerwährende Reluirung. 

Eine bloß zeitliche Reluition kann jeder Herrſchaftseigenthü— 
mer ungehindert mit den Unterthanen abſchließen; nur verſteht es 
ſich von ſelbſt, daß, wenn die Herrſchaft im Executionswege ver 
kauft werden ſollte, der Erſteher ſich darnoch nicht zu halten ſchuldig 
iſt. Allein eine immerwährende Reluition oder eine Abolition hat ohne 
Beyſtimmung der Tabulargläubiger nicht Statt. Wäre eine ſolche auch 
wirklich ohne Conſens abgeſchloſſen worden, fo würde bey einer exe⸗ 
cutiven Veräußerung darauf keine Rückſicht genommen werden, und 
die Unterthanen müßten eben ſo, als wenn der Vertrag nicht wäre 
abgeſchloſſen worden, den Frohndienſt in natura leiſten. Patent v. 
1. Sept. 1798. 8 


5. 58. 
Von den Früchten und Nutzungen verpachteter 
Pfandgüter. 


Wenn ein liegendes Gut, welches Früchte allein, oder Früchte 
und Nutzungen zugleich abwirft, verpachtet wird, fo kommt es dar— 
auf an, ob der Pachtcontract auf das verpachtete Gut intabulirt 
wurde, oder nicht. In dem letztern Falle hat das Pachtverhältniß 
auf die intabulirten Gläubiger gar keinen Einfluß, und ſie können 
ungeachtet der eingetretenen Pachtung den Bezug der Naturalfrüchte 
zur Befriedigung ihrer Forderungen in Anſpruch nehmen; es müßte 
denn ſeyn, daß den nach der geſchehenen Pachtung intabulirten Gläu⸗ 
bigern ausdrücklich das Pfandrecht nur, unbeſchadet des Pachtvertra— 
ges, bewilliget worden wäre. 

Iſt aber der Pachtcontract intabulirt, fo verſteht es ſich von 
ſelbſt, daß dieſer ſpäter intabulirte Vertrag den ſchon früher inta— 
bulirten Gläubigern an ihren Rechten keinen Abbruch thun kann, 
ſie können entweder den Pachtſchilling, oder die Naturalfrüchte 
zu ihrer Befriedigung in Anſpruch nehmen; allein die nach dem 
Pachtvertrage eingetragenen Gläubiger müſſen ſich mit der Sequeſtration 
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des Pachtſchillings begnügen, da fie den bereits erworbenen dingli— 
chen Pachtrechten nicht entgegen wirken können. 


6. 59. 
Wie weit das Pfandrecht für einen beſtimmten Gläu— 
biger wirkſam ſey? 


Die Ausdehnung des Pfandrechtes wird auch öfter durch den 
Conflict der Pfandgläubiger ſelbſt beſtimmt. Die allgemeine Be— 
ſchränkung liegt darin, daß ein ſpäterer Pfandgläubiger erſt dann 
aus dem Pfandgute ſeine Befriedigung erhalten kann, wenn die vor 
ihm verſicherten Forderungen berichtiget ſind; daher kann das Pfand— 
recht ſogar unwirkſam werden, wenn der erzielte Meiſtboth durch die 
früher intabulirten Gläubiger erſchöpft wird. Aber auch in der Art, 
wie das Pfandrecht dem Einen oder Anderen verliehen wurde, liegen 
die Gränzen der Aus dehnung desſelben. Daher beſtimmt der §. 457 
b. G. B. im Nachſatze: „Wenn ein Schuldner einem Gläubiger 
fein Gut, und einem Andern ſpäter die Früchte desſelben ver— 
pfändet; ſo iſt die ſpätere Verpfändung nur in Rückſicht auf die 
ſchon abgeſonderten und bezogenen Früchte wirkſam.“ Allein dieſer 
$. iſt nicht dahin zu verſtehen, daß kein Gläubiger, wenn einmahl 
auf das Gut ſelbſt Intabulationen Statt fanden, die Execution auf 
die ſtehenden Früchte und nicht bezogenen Nutzungen führen könne. 
Auch der ſpäter ad fructus intabulirte Gläubiger kann ſich unge— 
hindert aus den Früchten und Nutzungen ſeine Bezahlung verſchaf— 
fen, ſo lange er allein die Execution führt; denn bis das Pfand— 
recht wirkſam wird, d. i. bis ein intabulicter Gläubiger die Erecu- 
tion führt, hat der Eigenthümer das volle Benutzungsrecht, und ge— 
rade dieſes ihm bis zur Realiſirung der Pfandrechte zuſtehende 
Benutzungsrecht iſt ein Gegenſtand der Pfändung und der Execution, 
nur iſt dieſer Execcutionsführer durch das Hofdecret vom 12. Oet. 
1790, Nr. 83 und 8. May 1814, Zahl 1083, dahin beſchränkt, 
daß aus den Früchten und Nutzungen die Intereſſen der früher in— 
tabulirten Gläubiger bezahlt werden müſſen. Führt aber der Gläu— 
biger auf das Gut ſelbſt die Execution, fo muß er es ſich ges 
fallen laſſen, daß er mit allen übrigen Pfandgläubigern dergeſtalt 
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concurrirt, daß er ſeine Befriedigung aus dem Meiſtbothe und den 
Früchten und Nutzungen nur nach Ordnung der Tafel erhält; weil 
bey einem executiven Verkaufe des Pfandgutes alle Pfandgläubiger, 
wenn auch ihre Forderungen zur Zahlung noch nicht fällig ſind, 
mittelſt Vertheilung zur Befriedigung angewieſen werden müſſen. In 
dieſem Falle, ſo wie in den Fällen, daß mehrere Pfandgläubiger 
zugleich die Execution führen, oder daß das Pfandgut in Concurs ver⸗ 
fällt, wird die Vorſchrift des §. 457 b. G. B. wirkſam, wenn einige Gläu⸗ 
biger auf das Gut, und Andere auf die Früchte allein intabulirt ſind. 
Gehen die ad fructus intabulirten Gläubiger den ad cor- 
pus vorgemerkten vor, ſo haben dieſe Letztern auf die Früchte und 
Nutzungen nur in fo weit ein Recht, als hievon über die Befriedi- 
gung der früher ad fructus intabulirten Gläubiger etwas erübriget 
wird; weil die auf das Gut ſelbſt intabulirten Gläubiger ſchon aus 
den öffentlichen Büchern erſehen konnten, daß die Früchte bereits 
verpfändet ſeyen, und daß ihnen auf ſelbe nur unbeſchadet der ſchon 
darauf erworbenen Rechte ein Pfandrecht zuſtehen könne, und weil 
dieſes auch aus der Textirung des obigen $. hervorgeht. Denn der 
Geſetzgeber ſpricht nur von dem Falle, wenn Gläubiger ſchon frü⸗ 
her auf das Gut ſelbſt, und erſt ſpäter Andere auf die Früchte 
vorgemerkt werden, um dadurch anzuzeigen, daß das Pfandrecht auf 
das Gut auch das auf die Früchte einſchließe; da er aber von dem 
entgegengeſetzten Falle nicht ſpricht, ſo gibt er dadurch zu erkennen, 
daß es dießfalls bey der Negel bleibe, und daß früher erworbene 
Rechte durch ſpätere Intabulationen nicht beeinträchtiget werden fün- 
nen. Sind aber früher Gläubiger auf das Gut und dann erſt An— 
dere auf die Früchte intabulirt, ſo mußten auch dieſe wiſſen, daß 
den früher auf das Gut intabulirten' auch das Pfandrecht auf die 
Früchte zuſtehe, weil der $. 457 ausdrücklich anordnet, daß ſich 
das Pfandrecht auch auf die nicht abgeſonderten, oder nicht bezoge— 
nen Früchte erſtrecke. 
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) 0 60. 
Auf welche Früchte und Nutzungen den ſpäter ad 
fructus intabulirten Gläubigern das wirkſame Pfand— 
recht zuſtehe? 

In einem ſolchen Falle werden die ſpäter auf die Früchte in⸗ 
tabulirten Gläubiger nur jene noch ſtehenden Früchte und Nutzun— 
gen zu ihrer Befriedigung verwenden können, welche über die Des 
friedigung der ad corpus intabulirten Gläubiger noch erübrigen. 
Denn wären früher keine Gläubiger auf das Gut ſelbſt intabulirt 
geweſen, fo hätte es keinen Anſtand, daß die ad fructus intabu— 
lirten aus den nicht abgeſonderten Früchten und nicht eingehobenen 
Nutzungen ihre Befriedigung ſuchen könnten; dieſes Hinderniß iſt 
aber gehoben, ſobald die früher ad corpus Intabulirten ihre volle 
Befriedigung erhalten haben, und die ad fructus Intabulirten tre— 
ten dergeſtalt in die Nechte ein, als wenn ſie vor allen Gläubigern 
intabulirt worden wären. Erübriget aber hievon über die Befriedi— 
gung der auf das Gut vorgemerkten Gläubiger nichts mehr, ſo ſteht 
den ad fructus Vorgemerkten das Pfandrecht nur auf die ſchon ab— 
geſonderten Früchte und die ſchon bezogenen Nutzungen zu, in fo ferne 
nähmlich dieſelben vor der Concurrenz der Gläubiger auf 
ihre Veranlaſſung, und aus dem Grunde des ihnen 
zuſtändigen Pfandrechtes abgeſondert oder bezo— 
gen worden find. Denn auf die vor der Executionsführung 
von dem Eigenthümer ſelbſt abgeſonderten oder bezogenen Früchte 
haben die ad fructus intabulirten Pfandgläubiger nach den Grund— 
ſätzen des Pfandrechtes durchaus kein Pfandrecht, weil dem Eigen— 
thümer der Pfandſache, bevor irgend ein Pfandrecht wirkſam, d. i. 
ausgeführt wird, das freye Benützungsrecht zuſteht, und weil durch 
die von ihm geſchehene Abſonderung der Früchte, oder durch den 
Bezug der bereits verfallenen Nutzungen, dieſe in die Reihe der be— 
weglichen Güter eintreten, und daher, in ſo ferne ſie nicht zum 
fundus instructus gehören, ein freyes unverpfändetes Vermögen aus— 
machen. Gehören aber dieſe Gegenſtände zum fundus instructus, 
fo bleiben fie ohnehin Theile des unbeweglichen Gutes, $. 296 b. 
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G. B., und es ſteht ſchon aus dem Grunde den ad corpus inta— 
bulirten Gläubigern das Pfandrecht darauf zu. 


5. 61. 
Was Herr Appell. Rath Nippel unter den abgeſon— 
derten und bezogenen Früchten im Nachſatze des ß. 
457 b. G. B. verſtehe. 


Herr Appellationsrath Nippel ») ſcheint der Meinung zu ſeyn, 
daß der $. 457 b. G. B. im Nachſatze unter den ſchon abgeſon— 
derten und bezogenen Früchten jene verſtehe, welche der Eigenthü— 
mer ſchon vor der Executionsführung ſelbſt abgeſondert oder bezogen 
babe, meint aber, der ad fructus intabulirte Gläubiger müßte 
ſich dieſelben, um das Pfandrecht zu erwerben, übergeben laſſen. 
Allein der F. ſpricht nicht von einem erſt zu erwerbenden, ſondern 
von einem dem Gläubiger ſchon aus der Intabulation ad fructus 
zuſtehenden Pfandrechte. Erwerben kann man freylich das Pfand— 
recht auch auf die von dem Eigenthümer in Folge ſeines Eigen— 
thums⸗ und freyen Benutzungsrechtes ſelbſt abgeſonderten und 
eingehobenen Früchte, allein dazu braucht man keine Intabulation, 
da ſie nach dem Geſetze ohnehin bewegliche Güter ſind, auf welche 
man durch die Pfandbeſchreibung das Pfandrecht erwirkt. Dieſe 
Früchte kann daher der Geſetzgeber in der obigen Anordnung nicht 
verſtanden haben. Wohl aber kann es ſeyn, daß bevor der ad corpus 
intabulirte Gläubiger ſelbſt die Execution führt, einer oder mehrere 
ad fructus intabulirte Gläubiger mittelſt Sequeſtration die Execu⸗ 
tion führten, und daß die Früchte auf dieſe Veranlaſſung abgefon- 
dert und bezogen worden ſind. Dieſe ſind die ſchon abgeſonderten 
oder bezogenen Früchte, welcher der Geſetzgeber im $. 457 b. G. B. 
erwähnt, und worauf den ſchon früher ad corpus intabulirten Gläu— 
bigern kein Pfandrecht mehr zuſteht. 


1) Siehe feinen Commentar zum $. 057 b. G. B. B. III. Seite 993 n. 10. 
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II. Hauptſtück. 
Bon deer Schätzung. 


5. 62. 
Einleitung. 


Der executiven Feilbiethung muß die gerichtliche Schätzung vor— 
ausgehen, indem das feilzubiethende Gut um den Schätzungswerth 
ausgerufen werden muß. Wäre eine ſolche Schätzungſchon aus 
einem andern Grunde bereits aufgenommen worden, ſo könnte 
dieſelbe nur mit Beyſtimmung des Executionsführers, des Exe— 
quirten und der Pfandgläubiger angenommen werden; denn auch 
die Pfandgläubiger haben an der executiven Schätzung ein wefent- 
liches Intereſſe, und zwar um ſo mehr, als executive Schätzungen, 
wie in der Folge nachgewieſen werden wird, ſich von den freywilli— 
gen Schätzungen, und den Schätzungen im Verlaſſenſchaftswege we— 
ſentlich unterſcheiden. 

Da die Schätzungen überhaupt ſowohl auf die Sicherheit der 
Privatrechte, als auch auf die Befriedigung der Gläubiger einen ſehr 
weſentlichen Einfluß haben, ſo wird hier von denſelben ausdrücklich 
gehandelt werden. 

5. 63. 
Definition der Schätzung überhaupt. 

Im Allgemeinen verſteht man unter der Schätzung die Ver- 
gleichung des Werthes einer Sache mit dem Werthe einer andern; 
in dieſer Hinſicht werden die Sachen in ſchätzbare und unſchätzbare 
eingetheilt, und ſchätzbare Sachen jene genannt, deren Werth mit 
dem Werthe anderer verglichen werden kann. Findet aber eine fols 
che Vergleichung nicht Statt, entweder weil die Sache gar keinen, 
oder einen ſo hohen Werth hat, daß derſelbe mit dem Werthe keiner 
andern Sache im Verhältniß ſteht, fo nennt man fie eine unſchätz⸗ 
bare Sache 
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Den Werth der Sachen beſtimmt aber die Brauchbarkeit der— 
ſelben zur Nealiſirung menſchlicher Zwecke. 

In fo ferne nun eine Sache für eine beſtimmte Perſon zur Errei⸗ 
chung von Zwecken tauglich ſeyn kann, während fie für andere Per: 
ſonen ganz unbrauchbar iſt, und in ſo ferne die eine oder die andere Sache 
für den Einen zweckdienlicher ſehn kann, als für den Andern, fo ift 
auch der Werth derſelben nach den perſönlichen Verhältniſſen relativ, 
und in dieſer Beziehung ſtellt ſich der beſondere Werth der Sachen dar. 

Hat aber eine und dieſelbe Sache für jedermann gleichen Werth, 
ſo nennt man dieſes den gemeinen Werth. 

Hat Jemand einen Ueberfluß von Sachen einer Art, und Man— 
gel von Sachen einer andern Art, ſo findet er ſich veranlaßt, durch Hingabe 
feines Ueberfluſſes ſich die nöthigen Sachen zu verſchaffen, wobey er den 
Tauſchwerth der Sachen, d. i. jenen Werth benützt, vermöge welchem er 
ſich für die Ueberlaſſung von Sachen einer Art Sachen einer andern Art 
zu verſchaffen im Stande iſt. Jemehr er nun für ſeine Sache andere 
werthvolle Sachen erhält, deſto größer iſt der Tauſchwerth ſeiner Sache. 

Beſteht ein allgemeines Tauſchmittel, d. i. ein ſolches, mittelſt 
welchen man ſich jede Sache von Tauſchwerth verſchaffen kann; ſo 
nennt man dieſes Mittel Geld, die Anſchaffung der Sachen durch 
dieſes Mittel Kauf, und der Werth der Sache im Verhältniſſe zu 
dieſem allgemeinen Tauſchmittel heißt der Preis der Sache. 

Bey dem Vorhandenſeyn des Geldes, als Vorſtellungsmittel 
der Werthe aller ſchätzbaren Sachen, iſt es daher ganz natürlich, daß 
Jedermann den Werth ſeiner Sache, ſoll es nun der gemeine oder der 
beſondere Werth ſeyn, in einer gewiſſen Geldſumme ausdrückt, d. 
h. daß er ſeine Sache nach dem Gelde ſchätzt, und ſo wäre dann 
nach dieſer näheren Bedeutung die Schätzung: Die Beſtim— 
mung des Werthes einer Sache durch das allgemein 
anerkannte Tauſchmittel, — Geld. 


9. 64. 

Definition der gerichtlichen Schätzung und Recht- 
fertigung der angegebenen Merkmahle. 

Dieſe eben aufgeführte Schätzung ſteht jedem Eigenthümer freh, 

und in ſo ferne kann er die ihm eigenthümlichen Sachen ſo hoch 
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im Preife annehmen, als er will; ſoll aber die Preisbeſtimmung 
für jemanden Andern von vechtlicher Wirkung ſeyn, fo muß fie nach 
Verſchrift der geſetzlichen Beſtimmungen vorgenommen werden, wel— 
che dahin lauten, daß die Preisbeſtimmung durch Kunſtverſtändige 
unter öffentlicher Autorität zu geſchehen habe. 

Nur von dieſer geſetzlich verbindenden Schätzung kann hier die 
Rede ſeyn, und in dieſer Beziehung iſt fie jener gerichtliche 
Act, wodurch der Werth einer Sache geſetzmäßig in 
einem beſtimmten Geldbetrage dargeſtellt wird. 

Die Schätzung iſt ein gerichtlicher Act, denn keine Schätzung 
hat eine verbindende Kraft, wenn ſelbe nicht vom Gerichte bewilli— 
get, und unter der Leitung desſelben vorgenommen wird. 

Bey derſelben muß der Werth geſetzmäßig erhoben werden; da— 
mit aber die Wertherhebung geſetzmäßig geſchehe, müſſen zu jeder Schä— 
tzung ſowohl die Intereſſenten vorgeladen, als auch Kunftverftändige, 
welche den Werth der Sache zu beſtimmen haben, beygezogen werden. 

Der Werth der Sache muß in einem beſtimmten Geldbetrage 
ausgeſprochen werden, denn dieſes iſt in dem $. 304 b. G. B. aus⸗ 
drücklich vorgeſchrieben, und iſt auch in der Natur der Sache ge— 
gründet, indem nur das Geld allein der Maßſtab zur Beſtimmung 
der Werthe aller Sachen iſt. 


9. 65. 


Welcher Werth der Sache iſt Gegenſtand der ge— 
richtlichen Schätzung. 

Wie bey der Begriffsbeſtimmung erörtert wurde, gibt es ver— 
ſchiedene Gattungen des Werthes; es muß demnach beſtimmt wer— 
den, welcher Werth der Sache Gegenſtand einer gerichtlichen Schä— 
tzung ſeyn kann? 

Selbſt das allg. b. G. B. ſpricht von dem gemeinen oder wah⸗ 
ren Werthe, und von einem außerordentlichen. 

Nach §. 305 b. G. B. iſt der gemeine Werth derjenige, wel- 
cher ſich nach dem Nutzen, den die Sache mit Rückſicht auf 
Zeit und Ort gewöhnlich und allgemein leiſtet, darſtellet. Der 
außerordentliche Preis aber entſteht nach eben dieſem Geſetzes-Pa— 
ragraph, wenn man auf die beſondern Verhältniſſe, und auf die 
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in zufälligen Eigenſchaften der Sache gegründete beſondere Vorliebe 
desjenigen, dem der Werth erſetzt werden muß, Rückſicht nimmt. 
Zu dem außerordentlichen Werthe gehört aber auch der Höchfte 
Preis, von welchem der $. 417 b. G. B. ſpricht. 

Es wäre demnach der außerordentliche Preis von zwegerley 
Art: entweder iſt er in der Sache und ihren Eigenſchaften zum 
Verkehre im Verhältniſſe zu gewiſſen Perſonen, oder lediglich in der 
Vorliebe des Berechtigten zur Sache gegründet. Nun ſpricht ſich 
der F. 306 b. G. B. dahin aus: „In allen Fällen, wo nichts 
anderes entweder bedungen, oder von dem Geſetze verordnet wird, 
muß bey der Schätzung einer Sache der gemeine Preis zur Nicht: 
ſchnur genommen werden.“ 

Aus dieſem F. erhellet, daß ſowohl der gemeine, als auch der 
außerordentliche Preis ein Gegenſtand der Schätzung ſeyn kann. Da 
aber der außerordentliche Werth von zweyerley Art iſt, fo geht zu— 
gleich aus der Natur der Sache hervor, daß nur der in den Eigen— 
ſchaften der Sache ſelbſt, d. i. in dem Grade der Brauchbarkeit 
derſelben im Verhältniſſe zu gewiſſen Perſonen liegende beſondere 
Preis, nicht aber der Werth der beſondern Vorliebe ein Gegenſtand 
einer gerichtlichen Schätzung ſeyn kann, weil nur jener in den äuße⸗ 
ren von den Schätzleuten erkennbaren Verhältniſſen gegründet iſt. 
Der Werth der beſonderen Vorliebe liegt in dem inneren Gefühle 
des Berechtigten, kann daher nur von ihm allein beſtimmt, alſo 
auch nur durch die eigene, durch Eid bekräftigte Angabe erhoben 
werden. 


9. 66. 


Wann findet eine gerichtliche Schätzung nach dem 
wahren, wann nach dem außerordentlichen Wer— 
the Statt. 


Es kommt hier lediglich auf den Zweck der Schätzung an. 
Eine Schätzung kann vorgenommen werden entweder aus dem Zwe— 
cke der gerichtlichen Verſteigerung, oder ohne Rückſicht auf eine ein— 
zuleitende Verſteigerung, lediglich um ſich einen Beweis des Wer— 
thes einer Sache zu verſchaffen. Dieſen Beweis des Werthes kann 
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aber Jemand nach dem gemeinen, oder nach dem außerordentlichen 
Werthe benöthigen, je nachdem dieſer Beweis bloß über den gemei— 
nen, oder über den außerordentlichen Werth geführt werden ſoll. 
Wird eine Sache bloß zur Einleitung einer gerichtlichen Ver— 
ſteigerung geſchätzt, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß nur der ge— 
meine Werth erhoben werden muß, weil auch das Gut nur nach 
dieſem ausgerufen werden kann. Eben ſo kann nur der gemeine 
Werth der Schätzung zum Grunde gelegt werden, wenn dieſelbe 
zum Zwecke der Sicherſtellung aufgenommen wird, weil man bey 
der Beurtheilung der Sicherheit nur den gemeinen Werth vor Au— 
gen haben kann. Hingegen kann es offenbar Fälle geben, in 
welchen der außerordentliche Werth durch Schätzung erhoben werden 
muß. So geben uns ſchon die §§. 417 u. 419 b. G. B. ein 
Veyſpiel, wo es ſich um die gerichtliche Erhebung des höchſten Wer— 
thes handelt, wenn nähmlich der unredliche Bauführer mit fremden 
Materialien gebauet hat, indem er in dieſem Falle den höchſten 
Werth der Materialien dem Eigenthümer erſetzen muß. Man kann 
überhaupt im Allgemeinen behaupten, daß es ſich um die Erhebung 
des außerordentlichen Werthes nur dann handeln könne, wenn Je— 
mand gegen einen Andern eine Vergütung fordert, welcher in dem 
außerordentlishen oder höchſten Preiſe der Sache beſteht. 


5. 67. 


Der Schätzungswerber muß den Grund nachwei— 
ſen, aus welchem er die Schätzung nach dem au— 
ßerordentlichen Preiſe der Sache fordert. 


Obgleich die Schätzung den Eigenthümern nach dem Hofde— 
crete vom 16. July 1814 auch außer dem Prozeßwege auf ihr Anz 
langen bewilliget werden muß, ſo verſteht es ſich jedoch von ſelbſt, daß 
der Richter nur die Erhebung des gemeinen Werthes anzuordnen 
habe; denn der $. 306 b. G. B. drückt ſich dahin aus: „In al— 
len Fällen, wo nichts anderes entweder bedungen, oder von dem 
Geſetze vererdnet wird, muß bey der Schätzung einer Sache der ge— 
meine Preis zur Nichtſchnur genommen werden.“ Der Richter hat 
daher in der Regel nur die Erhebung des gemeinen Werthes zu be— 
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willigen; begehrt alfo die Parthey die Erhebung des außerordentli— 
chen Werthes, ſo muß ſie entweder das Rechtsgeſchäft nachweiſen, 
vermöge welchem ſie den außerordentlichen Werth der Sache zu wiſ— 
ſen benöthiget, oder es muß erwieſen vorliegen, daß in dem Geſe— 
tze der Grund dieſer außerordentlichen Schätzung liege; immer aber 
muß ſchon die gerichtliche Bewilligung enthalten, ob der gemeine 
oder der außerordentliche Werth erhoben werden ſoll, und es geht nicht 
an, nur überhaupt die gerichtliche Schätzung zu erwirken, und dann 
erſt vor der Commiſſion zu erklären, man wolle die Sache nach 
dem außerordentlichen Werthe geſchätzt wiſſen, weil ſich die Com— 
miſſion an den gerichtlichen Auftrag zu halten hat, und dieſer, wenn 
in der gerichtlichen Verordnung nichts enthalten iſt, nach §. 306 
b. G. B. dahin ausgelegt werden muß, daß die Commiſſion nur 
den gemeinen Werth zu erheben habe. 


b. 68. 


Von der Form der Schätzung. 

Das Weſentliche der Schätzung beſteht in der wirklichen Erhe— 
bung des wahren oder außerordentlichen Werthes der Sache; die Form 
aber in der Zuſammenſetzung der Commiſſion, und in der Art der 
Darſtellung des erhobenen Werthes, in dem ſogenannten Schätzungs— 
Protocolle. In letzterer Beziehung beſteht die Form entweder bloß 
in den äußeren zu beobachtenden Förmlichkeiten — äußeren Form, — 
oder in der Art und Weiſe, wie bey der Wertheserhebung ſelbſt, und 
bey der Darſtellung desſelben vorgegangen werden ſoll — innere 
Form. Dieſe letztere beruht theils auf allgemeinen, bey allen Schä— 
tzungen anwendbaren Grundſätzen, theils aber auf beſonderen ſich 
nach dem Gegenſtande der Schätzung richtenden Normen, und dieſe 
ſind wieder theils im Geſetze vorgeſchrieben, theils aber ſind ſie aus 
dem Begriffe der Schätzung ſelbſt zu abſtrahiren. 

5. 69. 
Von der Schätzungs⸗Commiſſion und den zur Schä— 
tzung vorzuladenden Perſonen. 


Die Schätzungs-Commiſſion beſteht aus einem gerichtlich ab 
geordneten Commiſſär, einem Actuar und den Kunſtverſtändigen, 
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urd zwar find von den Landrechten nach dem Hofdecrete vom 20. 
April 1811 nur Secretäre oder andere geeignete Individuen als 
Commiſſäre abzuordnen, und nur in höchſt wichtigen Füllen, wos 
bey jedoch die Anzeige an das Appellationsgericht zu machen iſt, 
können auch RNäthe abgeordnet werden. Die Anweſenheit eines cz 
tuars iſt zwar nicht unumgänglich zum Beweiſe nothwendig, es liegt 
aber theils in der Gepflogenheit, theils ſelbſt in dem Geſetze, daß 
ein ſolcher beygezogen werden kann; denn bey den Schätzungen fol, 
wie bey der Aufnahme des Beweiſes durch Kunſtverſtändige vorge— 


gangen werden (§. 201 a. G. O.); in dem F. 189 G. O. aber 


heißt es: „Der Richter ſoll zur Aufnahme des Kunſtbefundes einen 
oder zwey Gerichtsabgeordnete ernennen; der zweyte Gerichtsabgeord— 
nete kann nur den Actuar vorſtellen. 

Da die Schätzungen den Beweis des Werthes einer Sache her— 
ſtellen ſollen, die Schätzungen ſich aber auf die Ausſagen von Kunſt— 
verſtändigen gründen, fo gehören fie zum Beweiſe durch Kunſtver— 
ſtändige, und da nach §. 196 der G. O. zu einem vollſtändigen Beweiſe 
durch Kunſtverſtändige die einhellige Ausſage zweher Kunſtverſtändi— 
gen über jede zu erweiſende Eigenſchaft der Streitſache erfordert 
wird, fo müſſen auch zur Schätzung immer zwey Kunſtsoerſtändige 
beygezogen werden, welche, wenn fie ſchon als ſolche überhaupt be— 
eidet ſind, auf ihren abgelegten Eid erinnert, die noch nicht be— 
eideten aber zum Acte der Schätzung in Eid genommen werden müſ— 
fen. Mit Hofdecret vom 23. Sept. 1785, Nr. 469, wurde ver⸗ 
ordnet, daß die Landrechte eigene Schätzmänner aufzunehmen und 
zu verpflichten haben, damit ſich derſelben bey den vorkommenden 
Schätzungen bedient werden könne, bey deren Wahl man aber nicht 
allein auf ihre Kunſtkenntniſſe, ſondern auch auf ihre untadelhafte 
Moralität und auf das hinreichende Vermögen Rückſicht zu nehmen 
habe (Hofdec. v. 17. Jung 1825, Zahl 2106). 

Zu den Schätzungen hat die Commiſſion die Theilnehmer, d. 
i. diejenigen Partheyen, denen an der Schätzung gelegen iſt, vorzu— 
laden, und ihnen den Tag, die Stunde und den Ort der Schä— 
Kung bekannt zu geben (Hofdec. vom 23. Oct. 1792); wenn fie 
aber hiezu nicht erſcheinen, wird ohne ihr Beyſeyn mit der Schä— 
tung vorgegangen. 


* 
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b. 70. 


Von dem Wirkungskreiſe des Commiſſärs bey Vor— 
nahme von Schätzungen. 


Ueber den Wirkungskreis des Commiſſärs bey der Vornahme 
von Schätzungen denkt man in der Ausübung ſehr verſchieden. Man— 
cher läßt ihn bloß als Figuranten, um dem Acte das gerichtliche An— 
ſehen zu geben, erſcheinen; mancher fordert wieder, der Commiſſär 
ſoll ſich in Alles mengen, und fey ſelbſt bey der Werthbeſtimmung 
nicht außer Acht zu laſſen. Da der Wirkungskreis eines Commiſ— 
fürs geſetzlich nicht beſtimmt iſt, und da derſelbe fo leicht über— 
ſchritten, oder nicht ganz ausgefüllt werden kann, ſo wollen wir es 
verſuchen, denſelben aus dem Zwecke und der Natur des Geſchäftes 
genau zu zeichnen. 

Gewiß iſt es, daß der Schätzungs-Commiſſär ſich weſentlich 
von den Kunſtverſtändigen unterſcheidet, daß er ſich alſo in die ei— 
gentliche Werthbeſtimmung durchaus nicht einzulaſſen habe; es iſt 
aber auch eben ſo gewiß, daß er vom Gerichte abgeordnet worden 
ſey, um das aufgetragene Geſchäft der Schätzung zu leiten, und 
dafür zu ſorgen, daß dasſelbe geſetzmäßig, und dem Zwecke ent— 
ſprechend aufgenommen, und dabey jede Unordnung und Parthey= 
lichkeit vermieden werde. 

Dieſem nach hat der Commiſſär Zeit und Ort der Schätzung 
zu beſtimmen, die Kunſtverſtändigen und Partheyen vorzuladen, er— 
ſtere entweder zu beeiden, oder auf den abgelegten Eid zu erinnern, 
letzteren aber zu bemerken, daß ſie bey der Schätzung ihre Erinne— 
rungen zu machen berechtiget, und daß die Schätzleute verpflichtet 
ſeyen, dieſe Erinnerungen zu berückſichtigen, oder den Grund an— 
zugeben, warum fie darauf keine Rückſicht zu nehmen gedenken 
(Hofd. o. 23. Oct. 1792, Nr. 65). Dem Commiſſäre ſteht es 
ſerner zu, den gerichtlichen Auftrag auszulegen, ihn zu befolgen, 
und befolgen zu laſſen, folglich auch den Gegenſtand der Schätzung 
zu beſtimmen, die Intereſſenten anzuweiſen, den Kunſtverſtändigen 
die Gegenſtände der Schätzung vorzuweiſen, und die nöthigen oder 
ſachdienlichen Behelfe und Materialien zu verſchaffen. Der Com— 
miſſär hat weiters das Protocol zu eröffnen, die Kunſtverſtändigen 
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und Partheyen auf die zu ihrer Wiſſenſchaft nöthigen Umſtände auf— 
merkſam zu machen, und die Kunſtverſtändigen anzuweiſen, den ge— 
meinen oder den außerordentlichen oder höchſten Preis der Sache 
zu beſtimmen. Den Zweck, aus welchem aber geſchätzt wird, hat 
er den Kunſtverſtändigen, als eine gleichgültige Sache nicht zu er— 
öffnen. Der Commiſſär hat ferner bey der Schätzung zugegen zu 
ſeyn, um ſich zu überzeugen, daß die Kunſtverſtändigen mit dem 
gehörigen Fleiße die zu ſchätzende Sache unterſuchen, daß ſie ſich 
durch keine Nebenrückſichten irre machen laſſen, und daß kein zur 
Schätzung aufgetragener Gegenſtand entweder ganz oder theilweiſe 
überſehen werde. Ihm ſteht auch allerdings das Necht zu, die Kunſt— 
verſtändigen aufzufordern, ihren Kunſtbefund dergeſtalt abzugeben, 
daß Jedermann daraus erſehen kann, warum die Sache gerade ſo, 
und nicht anders bewerthet worden ſey. Fände der Commiſſär, daß 
wegen bemerkter Partheylichkeit, oder offen barer Unkenntniß durch 
die zugezogenen Kunſtverſtändigen dem Zwecke nicht entſprochen werden 
könnte, ſo ſteht ihm auch das Recht zu, die Schätzung zu unter— 
brechen, und die Kunſtverſtändigen zu entlaſſen. Aus dem ihm zu⸗ 
ſtehenden Rechte der Ueberwachung der Kunſtverſtändigen kommt 
ihm auch das Recht zu, ihre Arbeiten und Berechnungen zu revidi⸗ 
ren, und dieſelben auf dabey bemerkte Fehler aufmerkſam zu ma— 
chen. Er hat ferner das Recht und die Verbindlichkeit, jene Mate- 
rialien zu ſammeln, welche zur Vornahme der Schätzung dienlich 
ſind, und welche nur ihm als Schätzungs-Commiſſär ausgefolgt 
werden müſſen, als da ſind: Landtafel- und G. B.⸗Extracte, Ca⸗ 
taftral= Beanfagungen, Auszüge aus den jährlichen Concurrenz-Bey⸗ 
trägen u. dgl. Alle dieſe hier aufgezählten Handlungen liegen in 
dem Zwecke ſeiner Abordnung, und machen zuſammen ſeinen Wir⸗ 
kungskreis aus. 


6. 71. 
Einwendungen dagegen. 

Man dürfte vielleicht einwenden, daß der Commiſſär zu weit 
gehe, wenn er die Kunſtverſtändigen anhält, nachzuweiſen, warum 
fie die Sache gerade fo, und nicht anders ſchätzen, wenn er fie rück— 
ſichtlich ihrer Kunſtkenntniſſe beurtheile, und ihre Arbeiten revidi⸗ 
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re. Allein gerade dieſe Amtshandlungen machen einen weſentli— 

chen, und man möchte ſagen, den wichtigſten Theil ſeines Wirkungs— 

kreiſes aus, denn 

1) hat er dafür zu ſorgen, daß die aufgetragene Schätzung zweck— 
mäßig vorgenommen werde; zweckmäßig iſt ſie aber nur dann, 
wenn Jedermann aus dem Schätzungs-Operate ſich überzeugen 
kann, warum die Sache ſo und nicht anders geſchätzt wurde. 
Die Schätzungen, wie ſie gewöhnlich auf dem Lande vorgenom— 
men werden, worin ohne alle Begründung und ohne Nachwei— 
ſung des reinen Ertrages der Schätzwerth angegeben wird, taugen nicht, 
ſie verſchaffen keine Ueberzeugung der Richtigkeit. Der Commiſ— 
ſär hat ferner doch offenbar vermöge feiner Stellung das Recht, 
darüber zu wachen, daß keine Partheylichfeit eintrete; dieſe Ueber— 
zeugung kann er ſich aber am ſicherſten nur dadurch verſchaffen, 
wenn die Schätzung nach dem Ertrage vorgenommen wird. 

2) Die Schätzung kann nur durch Kunftverfländige vorgenommen 
werden. Legt nun ein Kunftverftändiger die volle Unkenntniß uns 
bezweifelt erkennbar an den Tag, ſo kann er nicht mehr als Kunſt⸗ 

verſtändiger angeſehen werden, und der Commiſſär darf von ihm 
die Schätzung nicht aufnehmen laſſen. 

3) Da endlich der Schätzungs-Commiſſär darüber zu wachen hat, 
daß die Schätzung richtig aufgenommen werde, jeder unterlaufen: 
de Fehler oder Verſtoß aber der Richtigkeit contradicteriſch entge— 
genſteht, ſo muß er auch das Recht haben, ſolche Fehler zu be— 
merken, und durch die Kunftverfländigen verbeſſern zu laſſen; da⸗ 
mit er aber die allfälligen Fehler entdecke, muß ihm auch das 
Recht der Reviſion zuſtehen. 


5.72. 
Von der äußeren Form der Schätzung. 


Ueber jede Schätzung muß ein Protocoll aufgenommen wer— 
den. Dieſes beginnt mit Ort und Zeit der Aufnahme der Schä— 
tzung, darauf folgt der Vortrag mit Bezug auf die gerichtliche Ver— 
ordnung, wobehy zugleich die geſchehene Vorladung der Intereſſen— 
ten nachgewieſen wird. Dieſer Vortrag enthält auch die nöthigen 
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Erinnerungen an die Partheven, und die Eides- und Meineides— 
Erinnerung an die Kunſtverſtändigen, wobeh das allenfalls aufge— 
nommene Beeidigungs-Protocell angeſchloſſen wird. Dann folgt der 
Schätzungsbefun? mit den allfälligen Bemerkungen, endlich die Un— 
terſchrift der Commiſſions-Glieder, der Kunſtderſtändigen und der 
anweſenden Parthegen. Wenn aber die Kunſtverſtändigen ihren 
Schätzungsbefund in separato aufzeichnen wollen, wozu fie allerdings 
das Recht haben, fo wird dieſer dem Protocolle lediglich als eine Beyla— 
ge angeſchloſſen. Wenn die Schätzung eine freywillige iſt, d. i. wenn 
ſie von dem Eigenthümer aus was immer für einem Grunde angeſucht 
wird, fo muß dem Protocolls-Vortrage nach dem hoͤchſten Hofdecrete vom 
16. July 1814 auch beygefügt werden, daß dieſelbe gegen einen hievon 
nicht vorhinein verſtändigten Dritten von keiner rechtlichen Wirkung ſey. 


b. 73. 


Von der inneren Form, und zwar von dem Ob— 
jecte der Schätzung. 

Alle ſchätzbaren Sachen, welche in dem Verkehre find, kön— 
nen ein Gegenſtand der Schätzung ſeyn, d. h. es kann der ordent— 
liche oder außerordentliche Werth derſelben gerichtlich erhoben wer— 
den. Dieſe Gegenſtände ſind aber entweder bewegliche oder unbe— 
wegliche; die beweglichen wieder phyſiſche Sachen, oder den unbeweg— 
lichen Sachen gleichſtehende Rechte. Sie ſind ferner entweder ein— 
fache Sachen, oder Complexitäten, und dieſe ſind wieder entweder 
aus beweglichen, oder aus unbeweglichen, oder aus beweglichen und 
unbeweglichen Gegenſtänden zuſammengeſetzt. 

50 5. 74. 
Von der Schätzung beweglicher Sachen. 

In dieſer Beziehung ſind entweder nur beſtimmte, in dem 
Auftrage ſpeciell angegebene bewegliche Sachen, oder es iſt das ganze 
bewegliche Vermögen einer phyſiſchen oder moraliſchen Perſon zu 
ſchätzen. In dem erſten Falle verſteht es ſich von ſelbſt, daß nur dieſe 
genannten Sachen geſchätzt werden dürfen. Wäre eine zur Schä— 
tzung angetragene Sache nicht vorhanden, ſo muß dieſes in dem 


Schätzungs-Protocolle angemerkt werden. 
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Iſt das ganze bewegliche Vermögen einer Perſon oder einer 
Maſſe zu ſchätzen, ſo muß vor Allem dasſelbe genau von den nach 
dem Geſetze, oder nach der Beſtimmung des Eigenthümers, zu dem un: 
beweglichen Vermögen gehörigen Gegenſtänden abgeſondert werden (§. 
293 u. 297 b. G. B.) Wäre der zum unbeweglichen Vermögen gehöri— 
ge fundus instructus mit dem beweglichen Vermögen verbunden, was 
meiſtens der Fall iſt, fo muß erſterer zuvor mittelſt Kunſtserſtän— 
diger, welche zu dieſem Acte beſonders zu beeiden find, ausgeſchie— 
den werden. 

Eben dieſe Ausſcheidung iſt auch dann vorzunehmen, wenn 
ſich unter dem zu ſchätzenden beweglichen Vermögen fremde, oder 
Fideicommiß- und Subſtitutions-Gegenſtände befinden, wobeh aber, 
wenn unter den Parthehen ein Streit entſteht, die ſtreitige Sache 
allerdings geſchätzt, aber in dem Protocolle angemerkt werden muß, 
daß und von wem darauf ein Anſpruch gemacht worden ſey. 

Befänden ſich unter den beweglichen Sachen ſolche, welche dem 
Verkehre entzogen ſind, ſo dürfen dieſelben nicht geſchätzt werden. 
Auch Schuldforderungen ſind kein Gegenſtand einer gerichtlichen 
Schätzung. (Hofd. vom 27. Oct. 1797, Nr. 385.) 

Bey der Schätzung der einzelnen Gegenſtände verſteht es ſich 
von ſelbſt, daß ſelbe nur durch geeignete Kunſtverſtändige geſchätzt 
werden können; daher müſſen zu einer Mobilarſchätzung oft mehrer— 
ley Kunſtverſtändige beygezogen werden. So können Schätzleute für 
gewöhnliche Möbel nicht auch zur Schätzung von Prätioſen, Schmuck, 
Bilder, Bücher u. dgl. genommen werden; es müſſen daher für jede 
Gattung der Gegenſtände, welche beſondere Kunſtkenntniſſe erfordert, 
beſondere Schätzleute behgezogen und beeidet werden, wenn nicht in 
den Perſonen der Schätzleute zufällig alle dieſe Kunſtkenntniſſe ver⸗ 
einiget ſind. 


0. 13 . 
Von der Wertherhebung bey beweglichen Sachen, 
insbeſondere bey einzelnen und bey Quantitäten. 


Die Kunftverftändigen ſollen den wahren Werth der Sache 
nach ihrem beſten Wiſſen und Gewiſſen angeben. Der wahre Werth 
iſt aber derjenige, welcher wahrſcheinlich don allen Jenen würde ge⸗ 
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bothen werden, welche in der Lage find, ſich ſolche anzuſchaffen. 
Hiebey muß aber jede zu ſchätzende Sache genau benannt, und mit 
ihren weſentlichen Eigenſchaften, welche den Werth erhöhen oder 
vermindern, beſchrieben werden. Sind es Sachen, welche keinen 
allgemeinen Gebrauchswerth haben, oder deren Werth gar nur in 
der Anerkennung der Kunſt beſteht, z. B. bey Bildern u. dgl., ha— 
ben die Kunſtverſtändigen zu beſtimmen, um welchen Preis dieſe 
Gegenſtände unter den Kunſtkennern und Liebhabern mit Zusver— 
läſſigkeit an Mann gebracht, oder in Kunſtſammlungen abge— 
nommen werden dürften, wobey aber jener Betrag in Abſchlag ge— 
bracht werden muß, welcher erfordert wird, felbe in die Concurrenz 
der Kunſtkenner oder in Kunſtſammlungen zu bringen. 

Sind die zu ſchätzenden Gegenſtände Quantitäten, das ſind 
ſolche, welche in dem Verkehre nach Zahl, Maß oder Gewicht ver— 
äußert werden, ſo muß der Werth der Einheit angegeben, und dar— 
nach der Werth der ganzen Quantität berechnet werden, z. B. 100 Me— 
tzen Korn, der Metzen zu 2 fl. — 200 fl. (Gerichtsinſt. II. Abth. §. 37.) 

Pflegen die zu ſchätzenden Gegenſtände an öffentlichen Märk— 
ten veräußert zu werden, ſo haben die Schätzleute auf den damah— 
ligen Marktpreis Rückſicht zu nehmen, aber jene Koſten in Abſchlag 
zu bringen, welche erfordert werden, um jene Gegenſtände an den 
Ort, deſſen Marktpreis zur Werthbeſtimmung angenommen wird, 
zu bringen. 


9. 76. 


Von der Schätzung der den beweglichen Sachen 
gleichgeſtellten Rechte. 

Die Rechte werden nach §. 298 b. G. B. den beweglichen Sachen 
beygezählt, wenn fie nicht mit dem Beſitze unbeweglicher Sachen verbun— 
den, oder durch die Landesverfaſſung für eine unbewegliche Sachen erklärt 
find, von welchen Letztern weiter unten die Nede feyn wird. 

In Betreff der zu ſchätzenden Rechte als bewegliche Sachen muß 
unterſchieden werden, ob ſelbe im allgemeinen Verkehre ſtehen, folg— 
lich um einen gewiſſen Preis an Mann gebracht werden dürfen; iſt 
dieſes nicht der Fall, ſo ſind ſie auch kein Gegenſtand einer gerichtli— 
chen Schätzung, z. B. Perſonalgewerbe, Nechte auf Lotterie-Looſe u. dgl. 
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In Bezug der verkäuflichen Gewerbe ſchreibt das Hofdeeret vom 
1. July 1803, Nr. 615, vor: „In Zukunft ſey bey vorkommenden 
Schätzungen der verkäuflichen Gewerbe in Executions- oder Crida— 
Fällen ſich nicht mehr nach der Einlage zu achten, ſondern jedes— 
mahl auf die ſeither durch die Vermehrung von dergleichen Gewer— 
ben eingetretenen Zeitumſtände, dann auf den aufrechten und ab— 
gewürdigten Stand derſelben Bedacht zu nehmen, und mit Rück— 
ſichtnehmung auf alle Umſtände der damahlige vermeintliche Werth 
entweder von dem Vorſteher ſolcher Innungen, oder von den aus 
demſelben Gremium gewählten Schätzmännern gegen ihre vorläufige 
Beeidigung zu beſtimmen. 

Nadizirte Gewerbe gehören auf alle Fälle zu den unbewegli— 
chen Nechten, die Nealgewerbe aber nur dort, wo darüber ein eige— 
nes Gewerbbuch beſteht. 

Privilegien ſind allerdings ein Gegenſtand einer gerichtlichen 
Schätzung, da dieſelben nach dem Privilegien: Patente vom 31. 
März 1832 F. 10 verkauft, oder auf jede beliebige Art veräußert 
werden können. 


b. 77. 

Von der Schätzung unbeweglicher Sachen. 

Die unbeweglichen Sachen ſind entweder einzelne für ſich be— 
ſtehende Gegenſtände, oder Geſammtſachen, universitas rerum. 
Dieſe Letzteren beſtehen entweder aus mehreren unter einer Benen— 
nung vorkommenden Sachen, oder aus Sachen und Rechten unter 
einer gemeinſamen Benennung, z. B. ein Haus, eine Wirthſchaft, 
eine Herrſchaft. 

Zu der erſten Gattung gehören auch Rechte, in ſo ferne ſie 
mit keiner Sache verbunden, aber nach der Landesverfaſſung als unbe— 
wegliche Sachen behandelt werden, z. B. das Tazrecht, Zehentrecht u. dgl. 


5. 78. 
Von dem Umfange der zu ſchätzenden unbewegli— 
chen Sachen. 
Jede unbewegliche Sache iſt in der Regel in den öffentlichen 
Büchern: Landtafel-, Stadt- oder Grundbüchern, Verfach- oder Nodel— 
büchern ꝛc. mit ihrem Beſitzer und ihren Belaſtungen eingetragen. 
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Den Umfang der unbeweglichen Sache erkennet man aus der 
in den Lagebüchern und Cataſtern enthaltenen Grundbeſchreibung, 
und die Belaſtungen aus dem Laſtenbuche. 

Der Commiſſär, welcher zur Schätzung einer unbeweglichen 
Sache abgeordnet wird, muß ſich auf alle Fälle die Kenntniß der 
Beſchaffenheit, des Umfanges und der Belaſtung der zu ſchätzenden 
unbeweglichen Sache aus dieſen öffentlichen Büchern verſchaffen, und 
nöthigen Falls Auszüge aus denſelben nehmen, damit nicht eine 
unvollſtändige, d. i. unbrauchbare Schätzung geliefert wird. 

Bey Geſammtſachen ereignet es ſich nicht ſelten, daß ſich die 
zu ſchätzende Sache nicht mehr in dem urſprünglichen Umfange des 
Tafelſtandes in dem Beſitze des Eigenthümers befindet, entweder 
weil einzelne Theile durch Naturereigniſſe zu Grunde gegangen ſind, 
oder weil ſelbe ohne politiſchen Conſens, und daher ohne Abſchrei— 
bung hintan verkauft wurden. 

Sind einzelne Theile durch Naturereigniſſe, z. B. durch Feu— 
ersbrunſt, durch die Gewalt des Waſſers u. dgl. zu Grunde gegan— 
gen, fo kann zwar von keiner Schätzung derſelben die Nede ſeyn; 
allein dieſer Umſtand muß in dem Schätzungs-Protocolle erſichtlich 
gemacht werden. ; 

Sind aber ohne Bewilligung einzelne Theile oder Nechte hin: 
tanverkauft worden, fo muß vor Allem der Umfang der Sache, wel— 
chen ſie nach den öffentlichen Büchern hat, und der, welcher ſich 
nach dem phyſiſchen Beſitzſtande darſtellt, in dem Schätzungs-Pro— 
tocolle genau beſchrieben, und angemerkt werden, wann, und durch 
welchen Act der abgängige Theil hintangekommen, und wer der der— 
mahlige Beſitzer desſelben fey. Nun frägt es ſich, ob das liegende 
Gut nach dem phyſiſchen, oder nach dem täflichen Beſitzſtande ge— 
ſchätzt werden ſoll? 

Hier ſcheint es auf die Veranlaſſung der Schätzung anzukom— 
men. Iſt die Schätzung eine freywillige, ſo kann der Eigenthümer 
die Schätzung nur nach dem phyſiſchen Beſitzſtande verlangen, und 
ſie kann ihm auch nur nach demſelben bewilliget werden; denn in 
Bezug auf den gegenwärtigen Eigenthümer ſind die von ihm oder 
feinem Beſitzesvorfahrer hinwegverkauften Gegenſtände fremde Sa— 
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chen, um deren Schätzung anzulangen er nicht das Recht hat. Wird 
die Schätzung zur Prüfung der Sicherheit eines aufzunehmenden Ca⸗ 
pitals vorgenommen, ſo kann wieder nur nach dem phyſiſchen Be— 
ſitzſtande geſchätzt werden, weil der Eigenthümer nur die in feinem 
rechtlichen Beſitze befindlichen Gegenſtände verpfänden kann. Wird die 
Schätzung im Verlaßabhandlungswege zur Errichtung der Inventur 
vorgenommen, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß nur das wirkliche 
Eigenthum des Erblaſſers ein Gegenſtand der Inventur und der Ab— 
handlung feyn könne, folglich kann auch hier die Schätzung nur nach 
dem phyſiſchen Beſitzſtande des Erblaſſers aufgenommen werden. 

Iſt aber die Schätzung im Executionswege, oder nach ausge— 
brochenem Concurſe angeordnet worden, fo muß die Realität nach 
dem Tafelſtande geſchätzt werden; denn hier handelt es ſich um das 
Intereſſe der intabulirten Gläubiger; dieſe haben aber das Pfandrecht 
auf den ganzen Körper, wie er in der Landtafel, in dem Stadt- oder 
Grundbuche erſcheint, folglich auch auf die ohne ihre Bewilligung 
hintanverkauften Theile: ſie ſind alſo auch berechtiget, da ihnen ein 
dingliches Recht zuſteht, die hintanverkauften Antheile im Executions— 
oder Concurs-Wege verkaufen zu laſſen, folglich müſſen ſie auch ge— 
ſchätzt werden, wobey es übrigens ganz gleichgültig iſt, ob der Hin— 
tanverkauf vor oder nach der Intabulgtion des die Execution füh⸗ 
renden Gläubigers vor ſich gegangen iſt, weil für dieſen nur der 
Beſitzſtand nach dem öffentlichen Buche, nicht der phyſiſche Beſitz 
des Hypothekarſchuldners der Maßſtab des Pfandrechtes iſt. (Patent 
vom 1. Sept. 1798.) 

Die Pfandrealität muß auch damahls nach der Integrität des 
Tafelſtandes geſchätzt werden, wenn der Käufer des Antheiles auf 
der Hauptrealität mit ſeinen Kaufrechten intabulirt iſt, und ein ſpä— 
ter intabulirter Gläubiger auf die Hauptrealität die Execution führt; 
denn die Intabulation der Kaufrechte bewirkt nur ein Pfandrecht 
zur Sicherung des Kaufvertrages, und keine Trennung, und das 
Pfandgut bleibt in feinem ganzen Umfange, bis der hintanverkaufte 
Theil auf geſetzmäßige Art in dem offentlichen Buche abgeſchrie— 
ben iſt. 
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b. 79. 
Von der Schätzung unbefugt verkaufter, und dem 
Grundbuche einverleibter Dominical-Gründe. 

Es iſt nicht ſelten der Fall, daß von Herrſchaften und an— 
dern landſchaftlichen Gütern Dominical-Gründe mit dem Bande 
der Unterthänigkeit an die Unterthanen hintanverkauft, und daß 
dieſe in dem der Herrſchaft unterſtehenden Grundbuche als Domi— 
nicaliſten eingetragen werden, ohne daß eine Zerſtückungs-Bewilli— 
gung eingehohlt, oder die Abſchreibung dieſer Gründe von dem land- 
täflichen Körper erwirkt wurde. 

Wenn auch eine ſolche Eintragung in dem Grundbuche vorge— 
nommen worden wäre, vorausgeſetzt, daß die Zerſtückung nach dem 
Patente vom 1. Sept. 1798 erfolgte, denn vor dieſem Patente wa⸗ 
ren die Hintanverkäufe von Dominical-Gründen erlaubt; ſo müßte 
dennoch die Schätzung dieſer Grundtheile vorgenommen werden, weil 
die intabulirten Gläubiger durch den geſetzwidrigen und ohnehin 
nichtigen Act der Eintragung in das Grundbuch an ihren Rechten 
nicht Schaden leiden können. 

Die Beſitzer dieſer in das Grundbuch eingetragenen Grund— 
parzellen können auch die Erſitzung nach §. 1467 b. G. B. für 
ſich nicht geltend machen, weil dieſe Beſtandtheile gar kein Gegen— 
ſtand des Grundbuches ſind, bevor ſie nicht von dem landtäflichen 
Körper in der Landtafel und in dem Cataſter abgeſchrieben ſind, 
und bevor nicht die politiſche Bewilligung derſelben in das Grund— 


buch erfolgt iſt. 
9. 80. 
In wie ferne auf die Belaſtungen bey der Schä— 
tzung Rückſicht zu nehmen ſey. 
Auch auf die Belaſtungen der unbeweglichen Güter iſt bey der 
Schätzung nach Umſtänden Rückſicht zu nehmen. 
Die Belaſtungen theilen ſich in drey Hauptelaffen, ohne die 


der öffentlichen Abgaben mitzurechnen, ſie ſind nähmlich: 
1. ſolche, welche nur das Pfandrecht für Forderungen conſtatiren; 


88 


2. ſolche, welche den Eigenthümer in der Benützung des Eigen— 
thums, oder in der Dispoſition über dasſelbe beſchränken, und 
3. ſolche, welche das Gut zum getheilten Eigenthume qualificiren. 

Die intabulirten Pfandrechte haben auf die Schätzung an und 
für ſich keinen Bezug, denn das Gut bleibt immer gleichviel werth, 
es mögen viele oder wenige Forderungen darauf verſichert ſeyn; wohl 
aber iſt die zweyte Gattung der Belaſtungen oft von weſentlichem Ein— 
fluſſe auf die Schätzung, denn ſie vermindern, ſo wie die dritte 
Gattung der Velaſtungen, den Werth der zu ſchätzenden Realität, 
z. B. Servituten, Rücklöſungsrechte, interdicta de non alienando, 
non onerando, das Lehens-, Subſtitutions- und Fideicommiß-Band 
u. dgl. 

Bey dieſen Belaſtungen kommt es hauptſächlich darauf an, 
ob dieſelben vor allen Gläubigern intabulirt ſind, oder ob ihnen 
Gläubiger vorausgehen, und es muß hier der Grundſatz aufgeſtellt 
werden, daß wohlerworbene Rechte durch ſpätere Belaſtungen nicht 
unwirkſam gemacht, oder beeinträchtiget werden können; denn ſonſt 
könnte der Beſitzer der Realität durch nachträglich ſtipulirte Servi— 
tuten und beſchränkende Belaſtungen den Werth der Realität bey— 
nahe ganz aufheben, und ſo die bereits intabulirten Gläubiger, wel— 
che im Vertrauen auf das öffentliche Buch ſich ſichergeſtellt haben, 
um ihre ganze Sicherheit bringen ). 

Aus dieſem Grundſatze ergeben ſich folgende Corollarien: Sind 
die Beſchränkungen, oder das Eigenthum theilende Belaſtungen vor 
allen Gläubigern eingetragen, fo iſt die Schätzung der Realität oh: 
nehin mit Berückſichtigung dieſer Belaſtungen vorzunehmen. Gehen 
aber denſelben intabulirte Gläubiger voraus, ſo ſteht es in der Will— 
kühr derſelben, ob ſie ihr Pfandgut mit oder ohne Berückſichtigung 
dieſer Laſten wollen verſteigern laſſen, und es muß jeder voraus in⸗ 
tabulirte Gläubiger das Recht haben, falls er mit ſeiner Forderung 
nicht gedeckt wäre, wenn das Gut mit der beſchränkenden Belaſtung 
veräußert würde, darauf zu dringen, daß dasſelbe ohne Rückſicht 
auf dieſe verſteigert werde. 

Daraus folgt ferner, daß, da man bes der Schätzung noch 
nicht wiſſen kann, ob die Veräußerung des Pfandgutes mit oder 


1) Siehe meinen Aufſatz in der öſterr. jur. Zeitſchrift Jahr 1856, Heft IX. Seite 128. 
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ohne dieſe Laſt vorgenommen werde, in einem ſolchen Falle immer 
eine doppelte Schätzung müſſe aufgenommen werden, und zwar die 
eine, bey welcher die Laſt in Abzug gebracht, und die andere, wel— 
che ohne Rückſicht auf dieſe Laſt zu Stande gebracht wird. Läge 
eine ſolche doppelte Schätzung nicht vor, ſo könnte es geſchehen, 
daß die Feilbiethung gar nicht könnte vorgenommen werden, weil 
derſelben nach $. 326 a. G. O. immer der Schätzungswerth zum 
Grunde liegen muß. 


b. 81. 
Von der Werthbeſtimmung ertragbarer Realitäten. 


Realitäten haben, den Luxuswerth ausgenommen, nur in fo 
ferne einen Schätzwerth, als ſie ein reines Erträgniß nach dem lan— 
desüblichen Zinsfuße abwerfen, und da dermahlen nach dem Geſe— 
tze F. 994 b. G. B. jeder fein geſichertes Capital zu 5 % zu ge⸗ 
nießen im Darleihenswege berechtiget iſt, ſo muß angenommen wer— 
den, daß ſich in der Regel Niemand eine Realität ankaufen wird, 
wenn ihm ſelbe nicht wenigſtens 5 / des dafür ausgelegten Ca— 
pitals rein am Ertrage abwirft; daher beſteht der wahre Werth der 
Sache in dem dargeſtellten reinen Ertrage von 5 %%, und da jeder 
Kaufliebhaber ſich vor dem Kaufe überzeugen will, ob die zu erſte— 
hende Nealität einen ſolchen reinen Ertrag abwerfe, dieſe Ueberzeu- 
gung ihm aber die vorliegende Schätzung verſchaffen ſoll; ſo muß 
auch jede Schätzung eines unbeweglichen Gutes die Darſtellung des 
reinen Ertrages anſchaulich enthalten, d. h. es muß der Bruto-Er— 
trag aufgeſtellt, von dieſem die Summe aller Auslagen in Abzug 
gebracht, und der noch bleibende Neſt zu 5 % in das Capital ge— 
ſchlagen werden, welches ſodann den wahren Schätzungswerth der 
Realität darſtellet. 

Eine Schätzung, bey welcher der Werth ohne Darſtellung des 
Neinertrages von den Kunſtverſtändigen angegeben wird, entſpricht 
dem Zwecke nicht, und es iſt Pflicht des die Schätzung leitenden 
Commiſſärs, darauf zu dringen, daß von den Kunſtverſtändigen in 
dem Befunde auch der Grund angegeben werde, aus welchem ſie 
das Gut um dieſen angegebenen Preis ſchätzen; es ergibt ſich aber 
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aus der Natur der Sache, daß die Begründung nur in der Dar— 
ſtellung des Neinertrages liegen könne (§. 70.). 

Der Neinertrag wird aber anders bey Gebäuden, anders bey 
Grundſtücken, anders bey Gülten und Rechten erhoben. 


5. 82. 

Von der Wertherhebung bey Gebäuden. 

Der Ertrag der Gebäude wird in der Negel aus dem Mieth— 
zinſe beſtimmt, welchen der Eigenthümer für dasſelbe im Falle der 
Vermiethung jährlich erhalten könnte. 

Zur Erhebung dieſes Miethzinſes werden in der Ausübung ge— 
wöhnlich die ſogenannten Zinsfaſſionen der Hauseigenthümer benützt. 

Allein die Kunſtverſtändigen ſollen ſich weder an dieſe, noch 
an die Angabe der Eigenthümer oder der Zinspartheyen über den 
Betrag des Zinſes halten, ſondern ſie ſollen nach der Beſchaffenheit 
des Gebäudes, nach dem örtlichen Verhältniſſe desſelben, und nach 
dem gewöhnlichen im Orte beſtimmten Zinspreiſe angeben, wie viel im 
Verhältniſſe und mit Berückſichtigung aller Umſtände für jeden 
Theil des Gebäudes mit Erfolg an Miethzins verlangt werden kön— 
ne, und nur dieſer kann bey Schätzungen als Bruto- Ertrag ange— 
nommen werden; denn die gegenwärtigen Inwohner können eben fo 
gut im Verhältniſſe zu wenig, als zu viel an Miethzins bezahlen, 
wornach dann die Schätzung nach demſelben auch zu gering oder 
zu hoch ausfallen müßte. 

Iſt das Gebäude bloß zum Vergnügen errichtet, wirft dasſelbe 
keinen Ertrag ab, und könnte es bey einer anderweitigen Beſtim— 
mung auch nicht nutzbringend gemacht werden; ſo kann nur jener 
Vetrag als Schätzwerth angenommen werden, welchen man für das 
Baumateriale erhalten könnte; denn da es als Gebäude keinen Er— 
trag abwirft, ſo kann vernünftiger Weiſe Jedermann den wahren 
Werth nur in dem Werthe des Materials ſuchen. 

Von dem ausgemittelten Bruto-Ertrage des Gebäudes kommen 
dann die Laſten abzurechnen, welche in den jährlichen Steuern, herr: 
ſchaftlichen Gaben, Gemeinde Anlagen, Rauchfangkehrer-Beſtallung 
ꝛc., und in den jährlichen Reparaturs-Koſten beſtehen. Da ſich 
aber dieſe letztern nur aus der Beſchaffenheit der Gebäude ſelbſt be: 
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ſtimmen laſſen, fo müſſen die Kunſtberſtändigen das zu ſchätzende 
Gebäude genau beſichtigen; denn je baufälliger dasſelbe iſt, deſto groͤ— 
ßer find die jährlichen Neparatursfoften. Sollte eine Hauptreparatur 
erforderlich ſeyn, To muß angegeben werden, worin ſelbe beſteht, und 
die Koften find unter den Abzugs-Poſten in Anſchlag zu bringen. 

Iſt das Gebäude gegen Feuersgefahr affeeurirt, fo wird auch 
die Aſſecuranz-Prämie in Abzug gebracht; iſt es aber nicht verſichert, 
ſo müſſen gewiſſe Procente für die Feuersgefahr in Abzug gebracht 
werden, wobeyh man am ſicherſten zu Werke gehen wird, wenn man 
jene Procente in Abzug bringt, welche nach dem 10jährigen Durch- 
ſchnitte als Aſſecuranz-Prämie bey der Aſſecuranz gezahlt werden 
müßten, wenn das Gebäude nach ſeinem Werthe verſichert worden 
wäre; weil jeder Beſitzer ſich dieſen Abzug gefallen laſſen muß, wenn 
er fein Gebäude vor Feuersgefahr geſichert wiſſen will. 

Was über Abrechnung der Summe aller dieſer Laſten an dem 
Bruto⸗Ertrage noch erübriget, macht dann die Intereffen aus, welche 
zu 5 pCt. in das Kapital geſchlagen, den Schätzungswerth des Ge— 
bäudes geben. 


5. 83. 


Von Erhebung des Werthes der Grundſtücke. 

Die Grundſtücke, als von andern Körpern abgeſondert, find 
von zweherley Art, entweder ſolche, welche nach ihrer gegenwärtigen 
Beſtimmung einen Extrag abwerfen ſollen, oder ſolche, welche bloß 
zum Vergnügen dienen, z. B. Blumengärten, Parke u. dgl. 

Die erſteren theilen ſich wieder in zwey Claſſen, entweder find 
ſie ſolche, welche jährlich nur zur gleichen Benutzung dienen, oder 
ſolche, welche jährlich verſchieden benützt werden können. Weingär— 

ten, Waldungen ꝛc. gehören in die erſte, Grasboden und Aecker 
aber in die zweyte Claſſe. 

Bey den Grundſtücken der erſten Claſſe wird der Bruto-Er— 
trag in der in Geld angeſchlagenen Quantität der yon dem Grund— 
ſtücke jährlich im Durchſchnitte zu erzielenden Früchte derſelben Gat— 
tung, und insbeſondere bey Waldungen in der in Geld angeſchla— 
genen Menge des mit Schonung des Waldes nach Verſchrift der be: 
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ſtehenden Waldordnungen jährlich zu ſchlagenden Holzes, und der 
allenfalls daraus zu ziehenden Streue beſtehen. 

Es frägt ſich aber: Wie ſoll ein Waldgrund geſchätzt werden, 
der entweder ganz ausgeſtockt, oder deſſen Holzſtand fo beſchaffen iſt, 
daß durch mehrere Jahre forſtmäßig nichts daraus geſchlagen werden 
kann? Iſt der Wald ganz ausgeſtockt, fo kommt es darauf an, 
ob der Waldgrund nach ſeiner Beſchaffenheit und der geſetzlichen 
Beſtimmung urbar gemacht, und zu einer andern Cultur bereitet 
werden kann, oder nicht. Im erſten Falle erhebt man den wahr— 
ſcheinlich jährlichen Ertrag des urbar gemachten Grundes, und ſchlägt 
von dem Capitale des ſich zeigenden Neinertrages die Koſten der 
Urbarmachung ab. In dem zweyten Falle hat eigentlich der Wald— 
grund gar keinen Werth; denn man könnte ihn nur ſo ſchätzen, 
daß man den künftigen Ertrag nach wieder hergeſtelltem gehörigen 
Holzſtande annehme; dann müßte man aber von dem Capitale die 
Intereſſen für die ganze Zeit, als das Capital als todt liegend be— 
trachtet werden müßte, wieder in Abſchlag bringen, wodurch jedesmahl 
das ganze Capital ganz ſicher abſorbirt, folglich der ganze Werth 
aufgehoben würde. 

Wird das Holz in einem Walde erſt nach Jahren ſchlagbar, 
fo wird der Ertrag von dem erſten Jahre der Schlagbarkeit berech— 
net, und zu Capital geſchlagen, die bis dorthin von dem Capitale 
entfallenden 5 pCt. Intereſſen werden hievon abgezogen; der Neft 
des Capitals gibt den Schätzungswerth. 

Wenn eine zu ſchätzende Waldſtrecke, in Jahrgänge eingetheilt, 
geſchlagen wird, ſo gibt die jährlich zu ſchlagende Waldſtrecke den 
Bruto-Ertrag für den ganzen zu ſchätzenden Wald. 

Bey einem neu angelegten Weingarten, welcher erſt nach eini— 
gen Jahren ertragbar wird, müſſen von dem ausfallenden Capitale 
jene Intereſſen in Abzug gebracht werden, welche entfallen wären, 
wenn das Capital ſchon gleich fruchtbringend geweſen wäre. 

Iſt die Benützung eines Grundſtückes jährlich veränderlich, ſo 
muß dieſer Umſtand bey der Schätzung desſelben berückſichtiget wer— 
den. Weil es aber bey einer Grundſchätzung zu viele Umſtände 
machen würde, wenn man die Schätzung nach jeder zu erzielenden 
Frucht vornehmen wollte, ſo pflegt man gewöhnlich nur nach den 
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gebauet werdenden Hauptfrüchten zu ſchätzen, und bemerkt zugleich, 
daß der Grund auch zur Tragung anderer, und welcher Früchte ge— 
eignet ſey. 

Bey rein voluptuariſchen Grundſtücken werden die Kunſtver— 
ſtändigen erheben, was dieſelben für einen Ertrag abwerfen wür— 
den, wenn ſie jene nutzbringende Cultur erhielten, welche in der 
Umgegend gewöhnlich iſt; von dem ausfallenden Kapitale wären 
dann die Umſtaltungsköſten in Abzug zu bringen, denn als rein 
voluptuariſche Grundſtücke ſtellen ſie keinen wahren Werth dar. 


9. 84. 
Fernere Umſtände, auf welche bey Grundſchätzun⸗ 
gen zu ſehen iſt. 
Bey der Grundſchätzung haben übrigens die Kunſtverſtändigen 
auf folgende Umſtände genau Acht zu haben, und ſelbe zu bemerken: 

a) Auf die Beſchaffenheit der Gleba, denn je beſſer dieſe iſt, de— 
ſto weniger bedarf man in der Negel zur Beſtellung des Grund— 
ſtückes an Dünger und Samen; ſie vermindert daher die Ab— 
zugspoſten, und gibt noch reichlichere Frucht. 

b) Auf die Leichtigkeit der Bearbeitung des Grundes, denn der 

ſchwer zu bearbeitende Grund erhöht die Abzugspoſten. 

c) Auf die Gefahrloſigkeit des Grundes vor Naturzufällen. Sind f 
Waſſer- oder Erdpreſſe-Gefahren vorhanden, fo muß insbes 
ſondere von dem als Schätzungswerth entfallenden Capitale ein 
ſolcher Betrag in Abzug gebracht werden, welcher nöthig if, 
um dieſe Gefahren hintan zu halten. 

d) Ob der zu ſchätzende Grund ein freyer, landſchaftlicher oder 
unterthäniger ſey; denn in dem letzteren Falle müßte auf die jähr— 
lich davon zu entrichtende Dominicalgabe, auf das von Zeit zu 
Zeit entfallene Laudemium, die Schirmbrief-Taxe, und die all— 
fälligen Frohndienſte Rückſicht genommen werden. 

e) Da es ferner Gegenden gibt, wo beynahe jährlich Hagelſchlä— 
ge eintreten, wieder andere aber, wo dieſe höchſt ſelten vorkom— 
men; ſo muß man auch dieſen Umſtand berückſichtigen, und 
in dem Schätzungsprotocolle anführen, denn er vermindert oder 
erhöht den Werth des Grundes, und beſtimmt die Procenten, 
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welche von dem Ertrage auf Elementar-Zufälle abgezogen wer: 
den müſſen. | 
) Ferners auf die Leichtigkeit oder Schwierigkeit der Fortſchaf— 
ſung der Früchte nach dem Aufbewahrungsorte. 
g) Endlich hat man bey Wiesgründen insbeſondere den Umſtand 
zu bemerken, ob dieſelben waſſerleitig ſind oder nicht. 
0. 85. 
Weitere Umſtände, von welchen der Jahres-Ertrag 
bey Grundſtücken abhängt. 

Der Jahres-Ertrag eines Grundſtückes hängt von folgenden Dres 
Umſtänden ab: 

1. Von der wahrſcheinlichen Quantität der jährlich zu erzielen— 
den Früchte; 

2. Von der Beſchaffenheit derſelben, und 

3. Von der Leichtigkeit des Abſatzes. 

Die Quantität der Früchte pflegt man bald nach dem Kerne, 
bald nach dem Flächenmaße bey Aeckern zu beſtimmen. Das erſtere 
iſt der Fall, wenn man erörtert, wie viel auf dem Grundſtücke aus— 
geſäet, und der wie vielfache Same geerntet werde; das zweite aber, 
wenn durch die Kunftverftändigen überhaupt angegeben wird, wie 
viel auf einer beſtimmten Fläche, z. B. auf einem Joche geerntet 
werden könne, wobey es ſich von ſelbſt verſteht, daß hievon der 
auszuſäende Same in Abſchlag gebracht werden muß. In Gegenden, 
wo jährlich eine doppelte Ernte eintritt, muß auch die zweyte auf 
gleiche Art erhoben werden. 

Bey Wieſen wird der Jahresertrag nach der zu erzielenden 
Menge der Zentner Heu und Grummet, und bey Weingärten 
nach der wahrſcheinlichen Eimerzahl Moſt erhoben. 

Die Qualität der Früchte hängt meiſtens von der Lage und 


Gegend des Grundſtückes ab, und hat beſonders bey gewiſſen Früch— 


ten, z. B. bey Wein, Hopfen, Safran u. dgl. auf die Werthbe⸗ 
ſtimmung großen Einfluß; deßwegen iſt bey der Schätzung, beſonders, 
wenn auf dem zu ſchätzenden Grunde derleh Früchte gebauet wer— 
den, die Gegend und die beſondere Lage des Grundſtückes genau 
anzugeben. 
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Da die Schätzungen nach einer beſtimmten Geldſumme vorzu— 
nehmen ſind, ſo müſſen auch die jährlich zu erzielenden Früchte in 
einem Geldbetrage angeſchlagen werden; daher iſt bey Schätzungen 
auch auf die Leichtigkeit des Abſatzes Rückſicht zu nehmen, d. h. 
es muß von dem Ertrage jener Betrag in Abzug gebracht werden, 
welcher erforderlich iſt, um die errungenen Früchte auf den Markt 
zu bringen; denn wenn der Erzeuger zwar ſelbe auch zu Hauſe ver— 
kaufen könnte, fo muß man dech annehmen, daß auch jeder Käu— 
fer in der Regel dieſe Zufuhrskoſten bey dem Kaufe in Abſchlag 
bringen, daher für die Früchte minder biethen werde. i 

Die Preiſe der Früchte ſelbſt beſtimmt man nach dem 10jäh— 
rigen Durchſchnitte der zu erhebenden Marktpreis-Tabellen, wobey 
aber notoriſch außerordentlich theuere und außerordentlich wohlfeile 
Jahre, weil dieſe keinen Maßſtab zur Preisbeſtimmung geben, aus— 
geſchieden werden müſſen. 

Von dem auf dieſe Art erhobenen Ertrage werden die Erzeu— 
gungs- und Erhaltungskoſten, als: die landesfürſtlichen und herr— 
ſchaftlichen Steuern, der nöthige Dünger, die Bearbeitungskoſten, 
die Einbringungs- und Verwahrungskoſten u. ſ. w. in Abzug ge— 
bracht, und der noch verbleibende Jahres-Ertrag, nach 5 pCt. In— 
tereſſen in das Capital geſchlagen, «st den Schätzungswerth des 
Grundes. 8 0 


J. 86. 


Von der Schätzung der noch nicht abgeſonderten 
Früchte. 


Da nach $. 295 b. G. B. auch Gras, Bäume, Früchte, und alle 
brauchbare Dinge, welche die Erde auf ihrer Oberfläche hervorbringt, 
ſo lange ein unbewegliches Vermögen bleiben, als ſie nicht von Grund 
und Boden abgeſondert ſind, und ſelbſt die Fiſche in einem Teiche 
als Zugehör zu betrachten find, fo müſſen auch dieſe bey der Schä— 
tzung von Grundſtücken mitgeſchätzt werden, und zwar um ſo mehr, 
als den intabulirten Gläubigern nach $. 457 b. G. B. auch dar- 
auf das Pfandrecht zuſteht. Die Schätzung dieſer Gegenſtände muß 
jedoch beſonders behandelt, une in dem entfallenden Vetrage beſon— 
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ders ausgeworfen werden, weil es ſich ereignen konnte, daß bis zur 
Verſteigerung die Abſonderung erfolgte, oder daß, wegen darauf be— 
ſonders haftenden Pfandrechten, dieſelben auch beſonders verſteigert 
werden müßten. Bey der Schätzung der ſtehenden Früchte ſelbſt 
kommt es auf die weitere oder kleinere Entfernung von der Zeit der 
Ernte an; daher pflegt man, wenn die Schätzung bald nach dem 
Anſäen vorgenommen wird, nur den einfachen Samen, von der Vier— 
telzeit bis zur Hälfte den doppelten, von der Hälfte bis dreh Vier— 
tel den dreyfachen Samen in Anſchlag zu bringen, hingegen von 
der drey Viertel Zeit bis gegen die Ernte pflegt man einen oder 
höchſtens zwey Kern des gewöhnlichen Ertrages in Abzug zu brin— 
gen. Bey den Fiſchen in Teichen, welche in der Regel erſt nach 
dreh Jahren gefiſcht werden, berechnet man den wahrſcheinlichen 
Ertrag zur Zeit der beſtimmten Fiſcherey, und berechnet, wie viel 
hievon für die Zeit vom Einſatze bis zur Schätzung entfällt. 


5. 87. 
Von der Schätzung ganzer Wirthſchaften und 
Meiereyen. 


Was bisher von den Schätzungen einzelner Grundſtücke ange— 
führt wurde, gilt in der Regel auch von ganzen Wirthſchaften, Meie— 
reyen, Nuſtikal- und Dominical-Bauerngründen; nur verfährt man 
hiebey nicht immer gleich; denn entweder ſchätzt man jede einzelne 
Parzelle nach den oben angeführten Grundſätzen, und ſummirt hier— 
auf die erhobenen Werthe aller, um den Werth der ganzen Meierey zu er— 
halten; oder man erhebt den Bruto-Extrag jeder einzelnen Parzelle, und 
ſtellt durch die Summe aller den Bruto-Ertrag der ganzen Wirthſchaft 
her. Um den Neinertrag zu finden, zieht man wie früher die baren Aus- 
lagen, als Steuern u. dgl. ab, und berechnet dann weiter, wie viele 
Perſonen zur Bearbeitung und Beſtellung der ganzen Meierey jähr— 
lich erhalten und beſoldet, und wie viel Stücke Vieh zur Bearbei— 


tung und Benützung gehalten werden müſſen. Auch dieſe Laſten 


werden von dem Bruto-Ertrage abgezogen, wobey man aber auch 
den Nutzen, welchen der Eigenthümer von dem zu haltenden Vieh— 
ſtande außer der Beſtellung der Gründe zieht, im Anſchlage nicht 
außer Acht laſſen darf. Dieſes in der Praxis ſehr oft eintretende 
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Verſehen drückt den Werth der Meierey meiſtens über die Hälfte des 
wahren Werthes herab. 

Beyde Gattungen der Schätzung müſſen, wenn fie nach den 
aufgeſtellten Grundſätzen vorgenommen werden, vas gleiche Nefultat 
liefern. 


. 88. 


Von der Schätzung des fundus instructus und der 
Gebäude bey einer Meierey. 


Beh den Wirthſchaften und Meiereyen iſt es mit der Grund— 
ſchätzung allein nicht abgethan, denn zu denſelben gehören, nebſt den ſte— 
henden Früchten, wovon ſchon im $. 86 gehandelt wurde, nach den 
§§. 294 u. 296 b. G. B., auch der fundus instructus und die 
Gebäude als Zugehör, und müſſen als Theile des unbeweglichen 
Gutes mitgeſchätzt werden. 

Da der fundus instructus in einzelnen für ſich beſtehenden 
Gegenſtänden, Fahrniſſen und Vorräthen beſteht, ſo wird nach den 
über die Schätzung beweglicher Sachen in den §§. 74 u. 75 ange- 
gebenen Grundſätzen verfahren; weil aber der fundus instructus an 
und für ſich Veränderungen unterliegt, fo pflegt man den Scaß- 
werth desſelben unter einer eigenen Rubrik aufzuführen. 

Bey den Gebäuden einer Meierey unterſcheidet man Wohn— 
und Wirthſchafts-Gebäude. Hievon unterliegen nur die Erſteren 
einer Schätzung, und zwar nach jenem Betrage, den die Familie 
jährlich als Miethzins zu bezahlen hätte, wenn ſie ſich in der Ge— 
gend eine Wohnung aufnehmen müßte, wobeh aber weder Steuern 
noch Neparaturs-Köſten abgeſchlagen werden dürfen, weil dieſe auch 
der Vermiether beſtreiten müßte. y 

Trägt das Gebäude noch überdieß einen Zins, ſo wird der— 
ſelbe zu dem Jahresertrage nach den im F. 82 aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätzen hinzugeſchlagen. 

Die Wirthſchafts⸗Gebäude find eine Laſt, welche aus dem Grund— 
ertrage beſtritten werden muß, erſcheinen bloß als ein nothwendi—⸗ 
ges Mittel zur Vewirthſchaftung des Grundes, haben daher an und 
für ſich leinen Werth; ſondern es wird bey Abſchätzung des ganzen 
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Grundes lediglich darauf Nückſicht genommen, ob dieſe Gebäude 
zweckmäßig und im guten Bauzuſtande ſind. 

Bergwerks-Nealitäten werden nach den beſonders beſtehenden 
Vorſchriften bergmänniſch abgeſchätzt. 


§. 89. 
Von den Gülten, Gütern, Herrſchaften und 
Freyſitzen. 

Unter einer Gült verſteht man den Inbegriff jener Nechte, 
welche Jemanden als Grundherrn aus dem Bande der Unterthänig— 
keit zuſtehen, womit in der Regel auch das Recht und die Verbind⸗ 
lichkeit der Ausübung der Jurisdiction verbunden iſt. 

Sind mit dieſen Rechten auch ein Wohnſitz und Dominical— 
gründe incorporirt, ſo nennt man ein ſolches Beſitzthum nach Ver— 
hältniß der Größe ein Gut oder eine Herrſchaft. Dieſe unterſchei— 
den ſich wieder von einem Freyſitze, worunter man lediglich eine 
der Landtafel und dem Kataſter unterſtehende behauſte Nealität auf 
dem Lande verſteht, ohne daß damit Nechte aus dem Bande der 
Unterthänigkeit in Verbindung ſtehen. Beh dieſen Letzteren wird die 
Schätzung wie bey den Meieregen vorgenommen. 


5. 90. 
Von der Schätzung der Herrſchaften und Gülten 
| überhaupt. 


In Betreff der Schätzungen von Herrſchaften und obrigkeitli— 
chen Gütern und Gülten iſt zwar in dem Hofdecrete vom 23. Det. 
1792, Nr. 65 vorgeſchrieben, daß zur Schätzung zwey Sachoverſtän— 
dige beygezegen, und die Intereſſenten vom Tage und von der Stunde der 
Schätzung verſtändiget werden müſſen; daß es dieſen freyſtehe, ge— 
gen die Kunſtverſtändigen ſelbſt Einwendungen, und den anerkann— 
ten Schätzmännern Erinnerungen zu machen; daß auf dieſe Erinne— 
rungen entweder Bedacht genommen, oder angegeben werden müſſe, 
warum auf ſelbe keine Rückſicht genommen werden könne, und end— 
lich, daß den Schätzmännern die nöthigen Auskünfte nicht verwei⸗ 
gert werden dürfen. Alleiin dieſe Vorſchrift betrifft lediglich die Form, 
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welche bey jeder Schätzung beobachtet werden muß, und wovon be- 
reits in den §§. 68 — 72 gehandelt wurde. Hier wird aber von 
dem Verfahren, welches beobachtet werden muß, damit ein zuverlä— 
ßiges Schätzungs-Operat zu Stande kommt, die Nede ſeyn. 

Da aber von der Schätzung der Gebäude und Grundſtücke be— 
reits in den §8. 82 — 88 gehandelt wurde, fo kann hier nur mehr 
von der Schätzung von Gülten und anderer unbeweglicher Nechte 
geſprochen werden. 


5. 91. 

Darſtellung des allgemeinen Grundſatzes zur Werth⸗ 
beſtimmung von Gülten und anderen unbewegli— 
chen Rechten. 

Mit jeder Gült ſind Rechte und Verbindlichkeiten verbunden. 
Die Rechte find entweder bloße Herrlichkeitsrechte ohne irgend einen 
Ertrag, z. B. das Vorſtellungsrecht — jus repraesentationis, und 
Patronatsrecht; oder es ſind Rechte, welche einen Ertrag abwerfen. 

Nur dieſe Letzteren können ein Gegenſtand einer Schätzung 
ſeyn, denn die Erſteren gehören vielmehr, in ſoweit mit denſelben 
Auslagen verbunden find, unter die Abzugspoſten. 

Da theils mit der Nealiſirung des aus den Nechten entſprin— 
genden Ertrages, theils mit den dem Gültenbeſitzer obliegenden Ver— 
bindlichkeiten Auslagen verbunden find; fo wird der jährliche Er— 
trag der Gült gleich ſehn der Summe der aus den Rechten ent— 
ſpringenden Erträge weniger der Summe der zur Erlangung dieſer 
Erträge und zur Erfüllung der dem Gültenbeſitzer obliegenden Ver— 
bindlichkeiten nöthigen Auslagen. Der Jahres-Extrag anderer un— 
beweglicher Nechte aber, aus denen keine beſonderen Verbindlichkeiten 
entſpringen, wird gleich ſehn dem Bruto-Ertrage weniger den Aus⸗ 
lagen, welche zur Erreichung des Erſteren erfordert werden. 

Dieſer fo gefundene Reinertrag gibt, nach den landesüblichen 
gegenwärtig 5p&t. Intereſſen in das Capital geſchlagen, den Schä— 
tzungswerth der Gült oder des Nechtes, 

Daher wird, um die Theorie der Schätzung einer Gült erſchö— 
pfend darzuſtellen, zuerſt von den Ertrags- und dann von den Ab— 


zugs⸗Nubriken gehandelt. 
7 * 
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5. 92. 
Von der Erhebung der Ertrags-Rubriken einer Gült. 

Die Ertrags-Nubriken der Gült machen ihren Umfang aus; 
es muß daher der Schätzungs-Commiſſär dieſelben nach §. 78 aus 
den Beanſagungen in dem Landes-Kataſter erheben, und ſich hier— 
aus die nöthigen Abſchriften verſchaffen. Dieſe Beanſagungen hat er 
ſonach mit den in der Ausübung ſtehenden Rechten zu vergleichen, 
wozu er ſich das Reetifications- oder Stockurbar zur Einſicht wird 
vorlegen laſſen. 

Hierbey können ſich zwey Fälle ergeben: Entweder es werden 
bey der Gült nicht alle Rechte ausgeübet, welche nach der Kataſtral— 
Beanſagung ausgeübt werden ſollten, oder es find Rechte in der Aus— 
übung, welche in der Kataſtral-Beanſagung nicht vorkommen. 

In dem erſten Falle hat der Commiſſär vor Allem zu erheben, 
warum dieſe Rechte nicht ausgeübet werden. 

Findet er, daß dieſelben ohne Beobachtung der Vorſchrift des 
höchſten Patentes vom 1. Sept. 1798 reluirt, oder abolirt, oder 
hintanverkauft worden ſind, ſo hat ſich der Commiſſär, je nachdem 
die Schätzung im Executions-Wege, oder aus einer anderen Ver— 
anlaffung vorgenommen wird, nach den in dem F. 78 Sec 
Grundſätzen zu benehmen. 

Weil es aber doch möglich wäre, daß die intabulirten Gläu⸗ 
biger noch nachträglich zur Reluirung oder Abſchreibung ihre Bey: 
ſtimmung abgeben, und der hiezu nöthige politiſche Conſens ertheilt 
werden könnte, ſo fordert es die Klugheit eine doppelte Schätzung 
im Executionswege vorzunehmen, und zwar nach dem Kataſtral- und 
nach dem factiſchen Beſitzſtande; denn würde nachträglich die Ab— 
ſchreibung vor der Feilbiethung erwirkt, und es wäre die Schätzung 
nur nach dem Kataſtralſtande aufgenommen worden, ſo würde nach 
dieſer Schätzung die Feilbiethung gar nicht vorgenommen werden können. 

In der Praxis pflegt man die erſcheinenden Intereſſenten ein⸗ 
zuvernehmen, ob die Schätzung nach dem Kataſtral- oder dem phy— 
ſiſchen Beſitzſtande, oder nach beyden zugleich vorgenommen werden 
ſoll; allein der ausgeſprochene Wille des Executionsführers und des 
Exequirten allein kann hier nicht zur Nichtſchnur dienen, weil hie— 
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bey alle intabulirten Gläubiger, und das k. k. Fiscalamt nomine 
der Octava unmittelbar intereffirt find. t 

Iſt aber ein inkataſtrirtes Recht bloß aus Verſehen, oder aus 
Nachläſſigkeit nicht ausgeübet worden, ſo wäre zu unterſuchen, ob 
das Necht in der Zukunft ohne Anſtand werde ausgeübet werden kön— 
nen. In dieſem Falle iſt das Recht, ohne Rückſicht deſſen, daß es 
nicht ausgeübet wurde, der Schätzung zu unterziehen, jedoch mit den 
Bemerken, daß dieſes Recht bisher nicht in Ausübung gebracht wor— 
den fey. Findet die Commiſſion aber, daß es zweifelhaft ſey, ob 
dieſes Recht in der Zukunft werde ausgeübet werden können, weil 
es bereits durch Verjährung erloſchen iſt; fo iſt die Schätzung wie⸗ 
der mit Darſtellung des Sachverhaltes doppelt, und zwar nach dem 
Stande des factiſchen Beſitzes und nach dem Kataſtralſtande vorzu— 
nehmen. Das Nähmliche gilt auch, wenn ein in Ausübung ſtehen⸗ 
des, inkataſtrirtes Necht im Streite begriffen iſt. 

Werden Rechte ausgeübet, welche in dem Kataſter nicht vor— 
kommen, fo muß ſich der Commiſſär das Entſtehen derſelben nach— 
weiſen laſſen. 

Kann der rechtliche Beſtand dieſer Rechte nicht nachgewieſen 
werden, oder iſt das neuerworbene und bey der zu ſchätzenden Gült 
bereits in Ausübung gekommene Recht bey jenem Körper, von wel— 
chem es zu dieſer Gült übertragen wurde, im Kataſter noch nicht 
abgeſchrieben, weil die Bedingungen des Patentes vom 1. Septem⸗ 
ber 1798 noch nicht erfüllet find, und iſt folglich das Recht bey der 
zu ſchätzenden Gült noch nicht incorporirt, fo kann auch dieſes Recht 
der Schätzung nicht unterzogen werden; denn es gehört nicht zu dem 
zu ſchätzenden Körper. Indeſſen wäre in dem Schäßungs-Protocolle 
das Sachverhältniß anzumerken. 


5. 95. 
Von den aus der Amtirung hervorgehenden Er— 
trags-Rubriken. 
Die bloß aus der Amtirung der den Gültenbeſitzern aus den 
höchſten Majeſtätsrechten übertragenen Jurisdictionen entſpringenden 
Ertragszweige werden zwar weder in dem Kataſter noch in dem Nec⸗ 
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tifications-Urbare vorkommen; ſie ſind aber deſſen ungeachtet ein Ge— 
genſtand der Schätzung; denn fo wie einerſeits dem Gültenbeſitzer 
die Pflicht der Jurisdictions-Ausübung obliegt, und daher, in ſo 
weit ſelbe als Laſt betrachtet werden muß, den Werth der Gült ver— 
mindert, eben ſo ſteht ihm andererſeits auch das Recht zu, ſich jene 
Bezüge zuzueignen, welche nach dem Geſetze mit der Ausübung der 
Jurisdiction verbunden ſind. Dergleichen Bezüge ſind: das Mortuar, 
die übrigen Abhandlungsgebühren, die Taxen im adeligen und ſtrei— 
tigen Richteramte, die bewilligten Steuerprocente u. dgl. Es hat da— 
her rückſichtlich dieſer Ertragszweige die Schätzungs-Commiſſion les 
diglich zu beurtheilen, ob der in Ausübung ſtehende Vezug in der 
Art und in dem Betrage den beſtehenden Geſetzen gemäß ſey. 


. 94. 
Eintheilung der Ertrags-Rubriken einer Gült. 

Die Ertrags-Rubriken einer Gült als Gegenſtände der Schä— 
tzung ſind entweder ſolche, welche jährlich einen unveränderlichen 
Betrag an Geld, oder ſolche, welche jährlich ein unveränderliches Quan— 
tum an Naturalien und perfönlichen Dienſtleiſtungen (Frohndienſten) 
oder ſolche, welche jährlich einen veränderlichen Ertrag an Geld, 
und ſolche, welche jährlich ein veränderliches Quantum an Naturas 
lien oder Dienſtleiſtungen abwerfen. 


9. 95. 
Von der Erhebung des unveränderlichen 
Gelddienſtes. 


Der unveränderliche Ertrag in Geld oder der ſogenannte tro— 
ckene Gelddienſt beſteht bey Gülten in der Stift, Ehrung und in 
dem Schutzgelde, welches die Unterthanen zur Anerkennung des Ober— 
eigenthumes (§. 1123 b. G. B.) jährlich zu entrichten haben, fer— 
ner in dem pactirten Robothgelde, und in den rechtlich beſtehenden 
Neluitions-Beträgen. 

Bey der Erhebung dieſes Gelddienſtes hat ſich die Schätzungs— 
Commiſſion lediglich an das Urbar zu halten, in welchem jeder Un— 
terthan mit der jährlichen Geldgabe vorkommen muß. Würde von 
der Herrſchaft bey einem oder dem anderen Unterthan ein groͤßerer 
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Gelddienſt abgenommen, als in dem Urbare erſcheint, ſo müßte der 
rechtliche Bezug von der Gültenverwaltung documentirt nachgewieſen 
werden. Ein bloßes Einverſtändniß der Herrſchaft mit den Unter— 
thanen gibt hiezu keinen Anhaltspunct, weil Verträge der Untertha— 
nen mit den Herrſchaften über Unterthansforderungen und Giebig— 
keiten vor erwirktem politiſchen Conſenſe ungültig ſind. 

Bloß zeitliche und widerrufliche Reluitionen ſind jedoch erlaubt, 
und die dießsälligen Einzahlungen werden gewöhnlich ſtatt der Na— 
turalgiebigkeiten und perſönlichen Leiſtungen bey Schätzungen ange- 
nommen. 

Würden aber die Schätzmänner wahrnehmen, daß dieſe wider: 
ruflichen Reluitionen offenbar zu hoch, oder zu nieder abgeſchloſ— 
fen ſeyen, fo könnten dieſe Reluitions-Beträge nicht als Maßſtab 
der Schätzung dienen, ſondern es müßten die Naturalgiebigkeiten 
und perſönlichen Dienſtleiſtungen ſelbſt abgeſchätzt werden, weil der 
wahre und permanente, nicht der durch den willkührlichen Rücktritt 
der einen eder der anderen Parthey ungewiſſe und ſchwankende Werth 
der Gült durch die Schätzung erhoben werden ſoll. 

Ueber die Rubrik des trockenen Gelddienſtes wird ein Ausweis 
verfaßt, der jährliche Ertrag desſelben in dem Protocolle ausgewor— 
fen, zum Capital geſchlagen, und der gehörig gefertigte Ausweis als 
Beylage dem Protocolle angeſchloſſen. 


b. 96. 
Von der Abſchätzung des veränderlichen Gefyertrages. 

Die zweyte Rubrik, nähmlich die des veränderlichen Geldertra— 
ges, theilt ſich wieder in die Gefälls- und Tax-Nubrik ab. 

Zu der erſteren gehören die aus dem Bande der Unterthänig— 
keit entſpringenden Veränderungsgebühren unter Lebenden und auf 
den Todfall; dieſe ſind: das Laudemium und die Schirmbriefstaxe. 

Dieſe beyden Gefälle treffen immer zuſammen, und können 
nur bey Beſitzesveränderungen unterthäniger Nealitäten abgenommen 
werden. Da aber der Beſitz nicht verändert wird, bis die Umſchrei— 
bung in dem Grundbuche erfolgt; ſo kann auch vor der Umſchreibung 
kein Laudemium und keine Schirmbrieftaxe abgenommen werden. 
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Betreffend die Laudemien, hat die Schätzungs-Commiſſion die 
Veränderungs- und Ehecontracten-Protocolle durchzugehen, daraus 
durch einen Zeitraum von 10 Jahren ein Verzeichniß unter Anfüh— 
rung des Urb. Nr., bey welchem die Veränderung vorgegangen iſt, 
des Datums, des Vertrages oder der Abhandlung, des Kaufpreiſes 
oder Schätzungswerthes der Realität, und des daraus entfallenden 
Laudemiums zu verfaſſen, wobey eine Nubrik offengelaſſen wird, in 
welche dann der Tag der Umſchreibung hineinzuſetzen iſt; denn die— 
ſes Verzeichniß muß dann mit dem Grundbuche verglichen werden. 
Dieſe Vergleichung hat einen doppelten Zweck: erſtens, um in Er— 
fahrung zu bringen, ob bey jeder erſcheinenden Veränderung die Um— 
ſchreibung vorgenommen wurde; iſt eine oder die andere Umſchrei— 
bung unterblieben, ſo muß der Grund davon aufgeklärt werden, weil, 
wenn es von der Veränderung wieder abgekommen wäre, kein Lau— 
demium genommen werden darf; zwegtens, um ſich die Ueberzeu— 
gung zu verſchaffen, ob in dem Verzeichniſſe keine Veränderung aus: 
geblieben ſey. 

Würden ſich Gefälls-Aufrechnungen für Umſchreibungen von 
ſolchen Dominical- und Nuſticalgründen vorfinden, welche von an— 
dern grundbücherlichen oder landtäflichen Realitäten ohne politiſchen 
Conſens getrennt worden ſind, ſo müßten dieſelben bey der Schä— 
tzung, als rechtswidrig bezogen, ausgeſchieden werden. 

Die Berechnung des Laudemiums eines jeden Veränderungs— 
falles findet man meiſtens in dem Veränderungs-Protocolle ſelbſt, 
oder in dem Gefällsvorſchreibungsbuche; die Schätzungs-Commiſſion 
muß aber jedesmahl die Nichtigkeit der Aufrechnung prüfen. 

Bey Käufen findet man häufig, daß der ſogenannte Leyfauf, 
das Angeld in die Laudemial- Berechnung nicht einbezogen wurde, 
was aber immer zum Nachtheile der Herrſchaft— geſchieht, weil das 
Angeld auch ein Theil des Kaufſchillings iſt. 

Die Größe der Schirmbrieftaxe findet man höchſt ſelten in einem 
Urbare, ſondern ſie gründet ſich meiſtens auf das alte Herkommen, 
darf aber eben ſo wenig, als eine andere Dominicalgabe erhoͤht wer— 
den. Daher hat die Schätzungs-Commiſſion zu unterſuchen, ob ſich 
bey der Aufrechnung derſelben an dieſes alte Herkommen gehalten 
wurde. Wäre dieſe Taxe bey der Einhebung willkührlich erhöht wor— 
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den, fo hätte die Commiſſion immer nur die nach alter Gewohn— 
heit abzunehmende Schirmbriefstaxe anzuſetzen. 

Von dem auf dieſe Art gefundenen und richtig geſtellten Lau— 
demial- und Schirmbriefstax-Erträgniſſe wird der Durchſchnitt ge— 
ſucht, derſelbe als Jahres-Ertrag ausgeworfen, in das Capital ge— 
ſchlagen, und der gehörig gefertigte Ausweis dem Schätzungs-Pro— 
tocolle als Beylage angeſchloſſen. 


9. 97. 
Von der Schätzung der aus der Amtirung hervor— 
gehenden Erträgniſſe. 

Dieſe beſtehen, mit Ausnahme der Steuer-Procente, in den für 
die Vornahme der Amtshandlung geſetzlich aufzurechnen bewilligten 
Taxen. 

Bey dieſen Taxen unterſcheidet man die adeligen und flreiti- 
gen Richteramts⸗Taxen. 

Die ſogenannten Privat-Taxen, d. i. jene Gebühren, welche 
die Parthegen für Verfaſſung von Urkunden, die fie auch außer dem 
Amtslocale könnten verfertigen laſſen, und daher keiner geſetzlichen 
Beſtimmung unterliegen, ſind als bloße Belohnungen für perſönli— 
che Dienſtleiſtungen kein Gegenſtand einer Schätzung. 

Eben ſo wenig können die Diäten in die Schätzung einbezogen 
werden, weil dieſe nicht für die Herrſchaft, ſondern unmittelbar für 
die Perſon des Beamten geſetzlich beſtimmt ſind. 

Bey den adeligen Richteramts-Taxen unterſcheidet man das 
Mortuar⸗- oder Sterbrecht, und die eigentlichen Taxen. Auch rück— 
ſichtlich dieſer Gebühren hat die Schätzungs-Commiſſion ein Ver— 
zeichniß über einen 10jährigen Zeitraum zu verfaſſen, und zwar hin— 
ſichtlich des Mortuars aus den Veränderungs- oder Abhandlungs— 
Protocollen, und in Betreff der Taxen, ſowohl aus dieſen, als den 
übrigen Negiſtraturs-Acten, wobey beſonders das Einreichungs-Pro— 
tocoll durchgegangen werden muß. Als Leitfaden und Controlle dient 
auch das Taxprotocoll. 

Bey dem Mortuar hat die Schätzungs-Commiſſion beſonders 
zu unterſuchen, ob nach den höchſten Hofdecreten vom 30. März 
1789, Nr. 994, und 27. April 1793, Nr. 102, der zu ſchätzenden 
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Gült der Bezug des Mortuars überhaupt, und in den berechneten 
Procenten gebühre, und ob dasſelbe von der reinen Verlaſſenſchaft, 
und zwar richtig berechnet worden ſey. 

Bey einigen Gültenverwaltungen iſt wahrgenommen worden, 
daß ſie von dem Verlaßvermögen zwar die Schulden, nicht aber auch 
die Abhandlungs-Gebühren vor der Mortuars- Berechnung in Abzug 
l bringen; allein dieſes Verfahren iſt offenbar widerrechtlich, indem ſich 
die reine Verlaſſenſchaft nur nach Abzug der Abhandlungsgebühren 
darſtellet. 

Bey den übrigen Taxen hat die Schätzungs-Commiſſion dar⸗ 
auf zu ſehen, ob ſich bey der Aufrechnung nach dem höͤchſten Tax— 
Patente vom 13. September 1787, und den übrigen darüber erfloſ— 
fenen Verordnungen benommen wurde; wobey beſonders darauf Acht 
zu haben iſt, ob die Amtshandlungen, wofür Taxen aufgerechnet wur— 
den, auch wirklich vorgenommen worden ſeyen. 

Die zu hoch oder ungebührlich aufgerechneten Mortuars- oder 
Taxbeträge müſſen ausgeſchieden; gar nicht, oder zu gering aufge— 
rechnete Gebühren aber in dem geſetzlich beſtimmten Betrage ange— 
ſetzt werden; denn nur das, aber auch alles das, was der Beſitzer 
der Gült zu beziehen berechtiget war, gibt den Ertrag, welcher den 
Schätzwerth der Gült beſtimmt. 

Was hier von den adeligen Nichteramts-Taxen geſagt wurde, 
gilt auch rückſichtlich der, aus der Ausübung des ſtreitigen Richter— 
amtes entfallenden Taxen. 

Der ſo gefundene und berichtigte Durchſchnitts-Ertrag wird wies 
der ausgeworfen, in das Capital geſchlagen, und das gehörig verfer⸗ 
tigte Verzeichniß als Beylage dem Protocolle angeſchloſſen. 


5. 98. 
Von der Abſchätzung der unveränderlichen Natural— 
gaben und perſönlichen Leiſtungen. 
In der dritten Ertrags-Rubrik ſtehen die unveränderlichen Na: 
turalgaben und perſönlichen Leiſtungen. 
Zu den erſteren gehören die Kleinrechte, die Abſchüttungen 
an Getreide und Früchten, und das Bergrecht; zu den zweyten die 
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Natural-RNobothen, welche wieder genannte und ungenannte, Hands 
oder Fuhr-Robothen find. 

Alle dieſe Gaben und Leiſtungen müſſen bey jedem Unterthan 
in dem Urbare vorkommen; im Falle der politiſchen Zerſtückungs— 
Bewilligungen aber findet man dieſelben in dem buchhalteriſch adju— 
ſtirten Gabenvertheilungs-Ausweiſe. 

Die Schätzungs-Commiſſion wird daher über jede Gattung der 
Naturalgaben nach geſchehener Vergleichung des Urbars mit den ſtän— 
diſchen Kataſtral-Beanſagungen aus dieſen Behelfen ein Verzeichniß zu 
verfaſſen, und ſo das rechtliche Quantum derſelben darzuſtellen ha: 
ben. Eben ſo hat ſie auch das gefundene Quantum der Nobothen 
einer jeden Gattung in ein Verzeichniß zu bringen. 

Da aber nach $. 304 b. G. B. Schätzungen nur nach Geld— 
ſummen vorgenommen werden können, ſo müſſen auch dieſe Natu— 
ralgaben und Leiſtungen in Geld abgeſchätzt werden. 

Da aber weder die Naturalgaben, noch die perſönlichen Lei— 
ſtungen immer den gleichen Werth haben, ſo pflegt man hinſichtlich 
der erſteren den Werth derſelben nach den Marktpreiſen im 10jäh— 
rigen Durchſchnitte zu beſtimmten (§. 75). 

Die Natural-Nobothen pflegt man in der Regel ſo abzuſchä— 
Ken, wie ſelbe die Unterthanen von Zeit zu Zeit ablöfen, wobey 
man aber wieder, wenn ſich der Betrag nicht gleich blieb, den 10jäh— 
rigen Durchſchnitt aufſuchen muß. 

Lägen aber keine zeitweiſen Reluitionen vor, ſo beſtimmt man 
den Werth nach dem Localtagwerkslohne, wobey man aber bey den 
entferntern Robothern den Zu- und Rückweg abzurechnen hat, indem 
die dazu nöthige Zeit nach dem Nobothpatente in den geſetzlichen 
Robothtag eingerechnet werden muß. 

Der auf dieſe Naturalgiebigkeiten und Leiſtungen ausfallende 
Vetrag wird ausgeworfen, in das Capital berechnet, und die dar— 
über verfaßten, gehörig gefertigten Verzeichniſſe dem Protocolle als 
Beylagen angeſchloſſen. 
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9 99 
Von der Abſchätzung der veränderlichen Natural: 
gaben und perſönlichen Leiſtungen. 

In der vierten Ertrags-Rubrik ſtehen die veränderlichen Na— 
turalgaben und perſönlichen Leiſtungen. Zu den erſten gehören die 
Zehende und Taze, zu den zwegten die nach dem jedesmahligen Be— 
darfe beſtehenden genannten Nobothen. 

Bey der Abſchätzung dieſer Ertrags-Rubrik muß ein doppelter 
10 jähriger Durchſchnitt angenommen werden, und zwar rückſichtlich 
des Quantums, und rückſichtlich des Preiſes. 

Die Taze find in Folge höchſten Patentes, ddto. 1. July 1829 
ſeit 1. November 1829 den Privaten abgenommen worden, indem 
es von der Getränkſteuer bey Einführung der allgemeinen Verzehrungs— 
ſteuer abzukommen hatte; dafür erhalten die Eigenthümer bis zur 
vollſtändigen Liquidirung und Ausgleichung derſelben mit dem hoͤch— 
ſten Aerar hinſichtlich des Capitals nach den indisiduel überreich— 
ten und von Seite der Regierung inzwiſchen angenommenen Ertrags⸗ 
Ausweiſen die jährlichen Renten. Indeſſen find dieſe Taze noch ims 
mer ein Gegenſtand des Verkehres, und folglich auch der gerichtli— 
chen Schätzung. Da aber nach dem Juſtiz-Hofdecrete vom 10. 
Febr. 1832, Zahl 722, die jährlichen Tazentſchädigungsrenten nicht 
zur Nichtſchnur genommen werden dürfen, fo muß die Schätzung 
noch immer nach dem 10jährigen Durchſchnitte des Ertrages vom 
1. Nov. 1829 zurückgerechnet geſucht werden, wobeh, wenn der Taz 
in eigener Regie gehalten wurde, die vorliegenden Tazbeſchreibun⸗ 
gen den Anhaltspunct geben. In ſo weit ſich der Tazinhaber mit 
den Partheyen von Zeit zu Zeit abgefunden hat, müſſen dieſe Ab- 
findungsbeträge als Maßſtab der Schätzung angenommen werden. 

Eben ſo findet man das jährliche Quantum des Zehends, wenn 
derſelbe in eigener Regie ſtand, aus den Zehend-Regiſtern. War 
aber der Zehend verpachtet, ſo müſſen von dem Pächter die Zehend— 
Beſchreibungen abverlangt werden, und nur im Nothfalle, wenn der 
Zehendertrag in natura nicht erhoben werden kann, darf man den 
Pachtſchilling als Relutum annehmen, indem die Annahme des Pacht: 
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zinfes keinen ſichern Maßſtab des Werthes liefert, weil der Zehend 
entweder zu wohlfeil, oder zu theuer verpachtet ſeyn kann. 

Hat man das Durchſchnitts-Quantum des Naturalzehends ges 
funden, fo wird nach F. 75 der Durchſchnittswerth aufgeſucht, von 
welchem dann, wie es ſich von ſelbſt verſteht, die Einbringungsko— 
ſten in Abzug gebracht werden müſſen. Bey dem Garbenzehende pflegt 
man das Stroh auf die Einbringungskoſten abzurechnen. Der blei— 
bende Durchſchnittsbetrag wird ausgeworſen, in das Capital angeſchla— 
gen, und der darüber verfaßte Ausweis dem Protocolle angeſchloſſen. 

Bey den veränderlichen Robothen muß ebenfalls zuerſt das Quan— 
tum derſelben nach dem 10jährigen Durchſchnitte erhoben werden, 
wobey aber wohl zu merken iſt, daß dieſe veränderlichen Robothen 
mit Einrechnung der ordentlichen ſogenannten dreytägigen Noboth 
das höchſte im Robothpatente ausgeſprochene Maß bey keinem Un— 
terthan überſchreiten dürfen. Der Werth dieſer veränderlichen No— 
bothen wird fo, wie der Werth der ordentlichen Roboth (F. 98) beſtimmt, 
der ausfallende Durchſchnittsbetrag wieder ausgeworfen, in das Ca⸗ 
pital geſchlagen, und das ausgefertigte Verzeichniß dem Protocolle 
angeſchloſſen. 


5. 100. 
Von der Schätzung der Jagd- und Fiſcherey— 
Gerechtſame. 


Gewöhnlich iſt es der Fall, daß mit den Herrſchaften und 
Gülten auch das Jagd- und Fiſcherey-Recht in einem gewiſſen Be- 
zirke verbunden if. Da auch dieſe Rechte zu den Ertrags-Rubri⸗ 
ken gehören, ſo müſſen ſie da, wo ſie vorkommen, auch abgeſchätzt 
werden. Dieſe Gerechtſame mit ihrem Umfange findet man eben— 
falls in der Kataſtral-Beanſagung und in dem Urbare, in welchem 
letzterem gewöhnlich eine genaue Beſchreibung hievon verkommt. Fän— 
de ſich hievon in dem phyſiſchen Beſitze eine Aenderung, ſo wäre hie— 
bey nach den im F. 92 aufgeſtellten Grundſätzen zu verfahren. 

Da die Jagd und Fifchereg einen jährlichen veränderlichen Er— 
trag liefern, fo hat man aus den Schußbücheln und Jagdrechnun— 
gen, wenn ſolche vorhanden ſind, den 10jährigen Durchſchnitt zu ſu— 
chen. Findet ſich aber dergleichen nichts vor, fo muß von Kunftver- 
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ſtändigen mit Berückſichtigung des Umfanges, der Lage, und der 
übrigen örtlichen Verhältniſſe beſtimmt werden, wie viel von jeder 
Gattung nutzbarer Thiere mit gehöriger Schonung erlegt und gefan— 
gen werden können. Der Preis wird wieder wie oben (F. 99) nach 
dem Marktpreis-Durchſchnitte geſucht, der ſo gefundene Ertrag aus— 
geworfen, in das Capital geſchlagen, und der Ausweis als Beylage 
angeſchloſſen. Daß aber von dem Ertrage die Erhaltung des Jägers 
und Fiſchers abgeſchlagen werden muß, verſteht ſich von ſelbſt. 


a 5. 101. 
Von der Zuſammenſtellung des Bruto-Ertrages 
und des Bruto-Schätzungswerthes. 

Hat man auf dieſe Art alle Ertrags-Nubriken abgeſchätzt, ſo 
werden in einer Colonne alle Ertrags-Rubriken, und in der andern 
alle ausgeſetzten Capitale ſummirt, und wenn man dann die Sum⸗ 
me aller Ertrags-Anſätze in das Capital berechnet, ſo muß ſich die 
gefundene Summe der Capitalien darſtellen; dadurch erlangt man 
die Ueberzeugung, daß weder bey dem Summiren, noch bey der je— 
desmahligen Berechnung in das Capital ſich ein Fehler eingeſchlie⸗ 
chen habe. 

Dieſes ganze fo gefundene Capital gibt den Bruto⸗ Schätzwerth 
der Gült oder der Herrſchaft. 


5. 102. 
Von den Abzugs⸗ „Rubriken. 


Bey den Grund- und Gebäude- Schätzungen, fo wie bey den 
Zehend⸗, Jagd⸗ und Fiſcherey-Nechten pflegt man zwar gleich die 
Abzugspoſten von dem Bruto-Ertrage abzurechnen, wornach dann 
dieſe Nubriken, als ſchon den reinen Schätzwerth darbiethend, un— 
verändert bleiben. Allein die Verwaltungskoſten und andere den 
Gültenbeſitzer als ſolchen treffende Laſten pflegt man erſt nach er— 
hobenem Bruto-Schätzwerthe zu berechnen, und über Abzug dieſer 
jährlichen in das Capital geſchlagenen Auslagen den reinen Schä— 
tzungswerth darzuſtellen. 5 

Die Abzugspoſten liegen entweder in den geſetzlichen Vorſchrif— 
ten, oder in den, dem Beſitzer als ſolchem beſonders obliegenden Ver— 
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bindlichkeiten, oder in der Nothwendigkeit der Ausgaben als Mittel 
zum Zwecke. 


5. 103. 


Von den in den Geſetzen unmittelbar gegründeten 
Abzugspoſten. 

Hieher gehören: erſtens die landesfürſtlichen Steuern und Ab— 

gaben, und die ſtändiſchen Anlagen, zwettens der 20 pCt. Einlaß 

an allen Dominicalgaben, und drittens die ee er 


5. 104. 
Von den landesfürſtlichen Steuern und Abgaben, 
und den ſtändiſchen Anlagen. 

Seit der Einführung des Steuerproviſoriums hat zwar die 25 
pCt. Contribution aufgehört, dafür aber unterliegen auch die Do— 
minicalgründe, ſo gut als die Bauerngründe der Grundſteuer, und 
die zu den Gülten gehörigen Gebäude und Schlöffer der Häuſer— 
Steuer. Zu dieſen Steuern kommen noch die von Jahr zu Jahr be— 
willigten Gemeinde-Anlagen. Wie bereits erinnert wurde, werden 
die Steuern gewöhnlich ſchon bey der Grund- und Gebäude-Abſchä— 
tzung in Abzug gebracht. Wäre dieſer Abzug aber dort nicht berück— 
ſichtiget worden, ſo müßten ſie unter den allgemeinen Abzugspoſten 
erſcheinen. Die Größe der Steuern ſieht man aus den Vorſchrei— 
bungen derſelben in den Steuerbücheln, und in ſo ferne die Ge— 
meinde-Anlagen jährlich verſchieden ausfallen, müßte der 10jährige 
Durchſchnitt hievon genommen werden. Hiebey hält man ſich aber 
nur an die Vorſchreibung, ohne die allfälligen Abſchreibungen wegen 
Elementar-Zufälle zu berückſichtigen. 

Wenn Unadelige eine Gült, Herrſchaft oder ein Gut beſitzen, müſ— 
ſen ſie an die ſtändiſche Caſſe jährlich den ſogenannten unadeligen 
Zinsgulden entrichten. Allein dieſe Steuer iſt bey Schätzungen nicht 
zu berückſichtigen, und von dem Ertrage nicht abzuziehen, weil ſie 
nicht auf der Sache, ſondern lediglich auf der Perſon des Beſitzers 
laſtet. 
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5. 105. 
Von dem Abzuge des 20pCt. Einlaſſes. 


Nach der Provinzial-Commiſſions-Verordnung vom 29. Oct. 
1819 wurde bey dem Nachlaſſe der 25. pCtContribution allen Herr- 
ſchafts- und Gülten-Beſitzern in Stehermark und Kärnthen zur Pflicht 
gemacht, den Unterthanen 20pCt. an allen Dominicalgaben und 
Leiſtungen nachzuſehen. Dieſe Dominicalgaben find: die Stift, das 
pactirte und reluirte Robothgeld, das Laudemium, die Schirmbrief— 
taxe, die Kleinrechte, die Abſchüttungen, das Bergrecht und der 
Zehend; die perſönlichen Leiſtungen aber ſind die Frohndienſte. Von 
allen dieſen muß der 20pCt. Einlaß in Abzug gebracht werden, 
wenn dieſes nicht ſchon bey Verfaſſung des Ausweiſes geſchehen iſt, 
und es darf ſich dießfalls die Schätzungs-Commiſſion nicht irre ma- 
chen laſſen, wenn auch angegeben werden ſollte, daß die Untertha— 
nen auf die Wohlthat dieſes Einlaſſes ausdrücklich verzichtet haben; 
denn eine ſolche Verzichtleiſtung der Unterthanen zu Gunſten der 
Herrſchaft wäre ohne Rechtskraft, und die Schätzungs-Commiſſion 
würde einen ungebührlichen Betrag zur Werthbeſtimmung verwendet, 
ſomit unrichtig geſchätzt haben. 

Die aus der bloßen Jurisdictions-Verwaltung entſpringenden 
Gebühren, als Mortuar und Taxen unterliegen dieſem Abzuge nicht, 
weil ſie nicht zu den Dominicalgaben gehören. 


9. 106. 
Von dem Abzuge der Concurrenz— Beyträge. 


una Unter den Concurrenz-Beyträgen verſteht man jene Abgaben, 
welche die Dominien in die Bezirkscaſſe für öffentliche Gebäude, Schu⸗ 
len und Straßen-Erhaltung in Folge der genehmigten Bezirksrech— 
nungen zu zahlen geſetzlich ſchuldig ſind, und die Größe der Zah— 
lung wird nach den in dem Bezirke befindlichen zur fraglichen Gült 
gehörigen Unterthanen berechnet. Jedes Dominium muß demnach in 
jede Bezirkscaſſe concurriren, in deren Bezirke ſich Unterhanen der 
Gült befinden. Weil die Concurrenz⸗Beyträge ſich keineswegs jährlich 
gleich bleiben, ſo muß man dieſe Abzugspoſten nach dem 10jährigen 
Durchſchnitte berechnen. 


115 


Da man aber aus den Kanzleyacten die jährlichen Beyträge 
nur nach den vorhandenen Quittungen auffinden könnte, dabey aber 
die Commiſſion durch Verheimlichung ſolcher Quittungen, oder durch 
abſichtliche Verſchweigung der noch zu zahlenden Rückſtände leicht 
hintergangen werden könnte; ſo iſt es Sache des Schätzungs-Com— 
miſſärs, von allen jenen Bezirken, in welchen ſich Unterthanen der 
zu ſchätzenden Gült befinden, den Ausweis über den das Dominium im 
Verlaufe von 10 Jahren treffenden Betrag an Concurrenz-Beytrag 
abzufordern; denn nur auf dieſe Art iſt man ſicher, dieſe Poſt in 
dem richtigen Betrage in Abzug bringen zu können. 


9 107. 
Von den Abzugspoſten, welche in den beſondern Ver— 
pflichtungen des Gültenbeſitzers gegründet ſind. 

Die beſondern Verbindlichkeiten des Gültenbeſitzers, welche Ab— 
zugspoſten veranlaſſen, entſpringen aus den verſchiedenen mit dem 
Gültenbeſitze verbundenen und mit Auslagen verknüpften Herrlich— 
keiten. Es gibt nähmlich Gülten, welche nur reine Grundherrſchaf— 
ten — Dominien — ſind; mit anderen iſt die Bezirks- und Landgerichts— 
Verwaltung, und wieder mit anderen das Patronatsrecht verbunden. 

Außer dem, daß bey Berechnung der Regie-Köſten befonders 
auf die Verwaltung dieſer Herrlichkeiten Nückſicht genommen werden 
muß, ſind mit denſelben Auslagen verbunden, die den Werth der 
Gült bedeutend vermindern, z. B. bey der Bezirksverwaltung die 
Verpflegung der wegen politiſchen Vergehungen arretirten Perſonen, 
die Schubköſten u. dgl.; bey Landgerichten die Verpflegung und 
Bekleidung der Criminal-Arreſtanten, die Erhaltung der Arreſte, die 
Beyträge in das Provinzial-Strafhaus u ſ. w.; bey Patronaten 
der geſetzliche Beytrag zu den Bauten der Kirchen und Pfarrhöfe u. a. m. 

Alle dieſe Ausgaben bleiben ſich nicht gleich, daher muß bey 
allen der 10jährige Durchſchnitt geſucht werden. Die jährlichen Lei— 
ſtungen aber wird man aus den Rechnungen oder andern Acten zu 
erheben haben. 

Beſonders iſt es bey Patronaten möglich, daß durch die Neihe 
von 10 Jahren keine Ausgabe vorgefallen iſt; dann pflegt man auf 
die früher vorgefallene zurückzugehen, und disidirt n e der An⸗ 
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zahl Jahre bis zur Schätzung, und der ausfallende Quotient gibt 
die Abzugspoſt. 


5. 108. 


Von dem Abzuge der Regie-Koſten und anderer 
nothwendigen Auslagen. 

a Die bedeutendſte Abzugspoſt bey Gülten- Schätzungen geben die 

Negie-Koſten, d. i. der Inbegriff der mit der Amtsverwaltung der 

Gült verbundenen Auslagen. 

Hiebey muß auf die Ausdehnung der Amtirungsgeſchäfte genau 
Nückſicht genommen werden, denn je ausgedehnter die Amtirungs— 
geſchäfte find, deſto größer find die Regie-Koſten. So wird eine 
größere Anzahl von Beamten angeſtellt werden müſſen, wenn mit 
der Gült ein Bezirk oder ein Landgericht verbunden iſt, als wenn 
dieſes nicht der Fall wäre. 

Die Kunſtverſtändigen werden ſich bey dieſer Abzugsrubrik we— 
der an den wirklich beſtehenden Perſonalſtand, noch an die Größe 
der ſtipulirten Beſoldungen zu halten haben; ſondern ſie werden 
nach dem Umfange der Amtirungszweige beſtimmen, wie viele Be— 
amte, und mit welchen Eigenſchaften fie erfordert werden, um die Am— 
tirung geſetzmäßig zu führen. Sie werden auch aus den erforderli— 
chen Eigenſchaften dieſer Beamten die Beſoldungen derſelben beſtimmen. 

Dieſe Beſoldungen zuſammen, wovon jedoch die Steuereinhe— 
bungs-Procente, wenn dieſe nicht beſonders unter den Ertrags-Nu⸗ 
briken erſcheinen, in Abzug gebracht werden, ſind in der Summe 
auszuwerfen, und in das Capital zu ſchlagen. 

tebft den Beſoldungen find ferner die Kanzley- Materialien, 
Bothenlöhnungen, Briefporto, Currenden- und Zeitungs-Pränumera⸗ 
tions⸗Beyträge u. dgl. m. nach 10jährigem Durchſchnitte zu berech⸗ 
nen, auszuwerfen, und in s Capital zu ſchlagen. 


0. 109. | 
Von dem Abſchluſſe der Schätzung. z 
Hat man auf dieſe Art alle Abzugspoſten in dem jährlichen 


Betrage erhoben und ausgeworfen, ſo werden auch dieſe, ſo wie die 
daraus entſtandenen Capitale, ſummirt, und dadurch, daß die Sum⸗ 
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me der Jahresauslagen in das Capital gefchlagen wird, die Nichtig- 
keit der Rechnung erprobet, wornach die Summe der Abzugs-Capi⸗ 
talien von der Summe der Ertrags-Capitalien in Abzug gebracht, 
und ſohin der reine Schätzungswerth der Gült dargeſtellt wird. 


5. 110. 


Von der Schätzung anderer, als unbewegliche Gü— 
ter ſich darſtellender Rechte. 


Auf die gleiche Art, wie die mit einer Gült verbundenen Rechte 
geſchätzt werden, ſind auch alle andern ſich als unbewegliche Güter 
darſtellenden Rechte zu ſchätzen; man ſucht nähmlich bey jedem den 
jährlichen Ertrag, berechnet dieſen in das Capital, ſucht die Abzugs- 
poſten, und zieht das aus denſelben ſich darſtellende Capital von 
dem Bruto⸗Ertragscapitale ab. 


III. Hauptſtück. 
Von der gerichtlichen Feilbiethung. 


. 111. 

Definition der gerichtlichen Feilbiethung. 

Unter der gerichtlichen Feilbiethung verſteht man jenen Act, 
bey welchem über vorher erfolgte öffentliche Kundmachung ein beweg— 
liches oder unbewegliches Gut vor einer gerichtlichen Commiſſion um 
einen beſtimmten Preis öffentlich feilgebothen, und unter Beobachtung 
der geſetzlichen Vorſchriften dem Meiſtbiethenden überlaſſen wird. 

Gegen Entrichtung des geſetzlichen Lizitations-Procentes ſteht 
es jedem Eigenthümer frey, fein bewegliches oder unbewegliches Eis 
genthum gerichtlich verſteigern zu laſſen. Für Mündel und Curan⸗ 
den ſchreiten die Vormünder und Curatoren, und um die Verſteigerung 
von Verlaſſenſchafts-Gegenſtänden die Verlaß-Intereſſenten ein. Frem⸗ 
des, bewegliches oder unbewegliches Gut kann aber nur über Einſchrei— 
ten der Pfandgläubiger im Executionswege, oder nach ausgebrochenem 
Concurſe im Concurswege zur Verſteigerung gebracht werden. 

8 
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Schreiten die Eigenthümer, oder die dieſelben vorſtellenden Pers 
ſonen um die Verſteigerung ein, ſo wird die bewilligte Verſteigerung 
eine freywillige, die im Executions- oder Concurswege bewilligte Ver— 
ſteigerung aber eine nothwendige Feilbiethung genannt (§. 1121 b. G. 
B.). In dieſer Abhandlung kann nur von der letzteren die Rede ſeyn. 


5. 112. 


Was der executiven, und was der Concurs-Ver— 
ſteigerung vorausgehen müſſe. 

Da die Verſteigerung der dritte Grad der Execution iſt, eine 
Execution nach §. 298 allg. G. O. aber nur über ein rechtskräf— 
tiges Urtheil oder einen gerichtlichen Vergleich bewilliget werden 
kann; fo folgt daraus von ſelbſt, daß eine Feilbiethung im Execu⸗ 
tionswege nur dann bewilliget werden könne, wenn in Folge des er— 
wirkten rechtskräftigen Urtheils oder gerichtlichen Vergleiches die exe— 
cutive Pfändung und Schätzung als vorgenommen nachgewiefen iſt. 

Ich kann daher unmöglich der Meinung des Herrn Appella— 
tionsrathes Nippel beypflichten, welcher behauptet, daß bey bewegli— 
chen Sachen, wenn der Gläubiger dieſelben bereits als Pfand in 
Verwahrung habe, es nicht nöthig ſey, daß er zuerſt feine Forde— 
rung im ordentlichen Rechtswege erweiſe, und die Einräumung des 
gerichtlichen Pfandrechtes erwirke, ſondern daß er ſogleich nach dem 
Verfalle der Forderung um die gerichtliche Schätzung ſeines Pfan— 
des, und dann um die Feilbiethung desſelben anſuchen könne ). 

Daß in dem F. 461 b. G. B. nicht ausdrücklich vorgeſchrie— 
ben iſt, daß der Pfandgläubiger erſt nach liquidirter Forderung und 
erwirktem gerichtlichen Pfandrechte um die Feilbiethung einſchreiten 
könne, rechtfertiget die aufgeſtellte Behauptung nicht. Denn erſtens 
müſſen die Geſetze im Zuſammenhange ausgelegt werden. Nun be⸗ 
ſtimmt aber der F. 449 b. G. B., daß das Pfandrecht eine richtige 
Forderung vorausſetze. Der Gläubiger kann daher feln Pfandrecht 
nur dann geltend machen, wenn er die Nichtigkeit der Forderung 
erwieſen hat; dieſe erweiſet er aber eben durch das rechtskräftige Ur— 
theil oder den gerichtlichen Vergleich. Zwegtens iſt es nicht richtig, 


1) Siehe feinen Commentar über das allg. b. G. B. 3. B. Seite 502 z. H. 481 b. G. B. 
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daß der Paragraph dem Gläubiger ganz unbedingt nach der Verfalls— 
zeit die Feilbiethung des Pfandes zu verlangen geſtatte; den Um— 
ſtand muß ja eben der Gläubiger erweiſen, daß er wirklich zu for— 
dern habe. Der F. 461 b. G. B. verordnet zugleich, das Gericht 
habe dabeh nach Vorſchrift der Gerichtsordnung zu verfahren, d. h. 
die Executionsſchritte müſſen ſo vorgenommen werden, wie ſelbe in 
der Gerichtsordnung vorgeſchrieben ſind, folglich muß der Pfandgläu— 
biger nach rechtskräftig erwieſener Forderung zuerſt die executive Pfäne 
dung, dann die Schätzung, und endlich erſt nach dieſer die gericht 
liche Feilbiethung verlangen. Die Feilbiethung, welche der Pfand— 
gläubiger verlangt, iſt keine freywillige, ſondern eine nothwendige, 
folglich eine executive; es kann daher auch nur nach der Executions— 
Ordnung um ſelbe angeſucht, und ſolche bewilliget werden. Dieſe 
aber ſchreibt die Executionsſchritte unbedingt vor, ohne Unterſchied, 
ob der Gläubiger bereits das Pfandrecht habe oder nicht; die Exe— 
cutions-Ordnung iſt aber durch das allg. b. G. B. nicht aufgeho— 
ben, denn der $. 461 b. G. B. beruft ſich ſelbſt darauf. Daß die 
vom Herrn Appellationsrathe Nippel aufgeſtellte Vergleichung des Pfand— 
gläubigers mit dem Eigenthümer nicht paſſe, hat bereits Herr Re: 
gierungsrath und Profeſſor Winiwarter !), der ebenfalls die vom Herrn 
Appellationsrathe aufgeſtellte Behauptung beſtreitet, dargethan 2). 

Der Verſteigerung im Concurswege muß die Concurs-Exöffnung, 
und die gerichtliche Inventarial-Schätzung vorausgehen. 


F. 113. 


Von wem und wann die executive Verſteigerung 
angeſucht werden müſſe? 


Die executive Verſteigerung kann ſowohl von dem Executions— 
führer als auch von dem Exequirten angeſucht werden. 

Wenn kein Theil binnen 30 Tagen nach der zu erheben gewe— 
ſenen Schätzung, welche nach Hofdecret vom 8. Juny 1821 von 


1) B. II. S. 294. Anmerk. s zum g. a61 b. G. B. feines Com. über das a. b. G. B 

2) Das oben Angeführte genüge auch vor der Hand als Widerlegung des von Hrn. 
Dr. Minaſiewicz in der öfterr. Zeitſchrift, Jahrg. 1335 H. XII. S. 369 aufgeſtell⸗ 
ten, mit der Meinung des Hen. Appell. R. Nippel übereinſtimmenden Be> 
hauptung, deren grundl. Widerlegung hier Raum und Zeit nicht geſtatten. 
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Amtwegen in Abſchrift auf elaſſenmäßigen Stempel der Parthey — 
Executionsführer — hinauszugeben iſt, die Feilbiethung angeſucht 
bat, iſt der Kläger ſchuldig, das Gut um die Schätzung zu überneh— 
men, und der Geklagte es ihm zu überlaſſen (§. 32 allg. G. O.). 
Es wäre daher die Frage, was zu thun wäre, wenn von dem Einen 
oder dem Anderen erſt nach Verlauf der geſetzlichen Zeit um Vor— 
nahme der Feilbiethung eingeſchritten würde? Herr Profeſſor Weſſely ) 
iſt der Meinung, daß, wenn Kläger oder Geklagter für ſich allein 
zu ſpät einſchreiten würde, das Geſuch lediglich zurückzuweiſen wäre; 
ich fände es aber zweckmäßiger, eine Tagſatzung anzuordnen, und hie— 
bey den Gegentheil einzuvernehmen, ob er auf dem ihm vom 
§. 324 allg. G. O. eingeräumten Rechte beharre, oder demſelben ent: 
ſagend, die angeſuchte Ausſchreibung der gerichtlichen Verſteigerung 
bewillige. Denn dieſe Anordnung des §. 324 allg. G. O. beſtimmt 
rein nur ein Rechtsverhältniß zwiſchen dem Executionsführer und dem 
Exequirten, und ſchließt ein anderweitiges Einverſtändniß der Par— 
theyen nicht aus; daher kann auch im Einverfländniffe beyder Par— 
theyen das Feilbiethungs-Anſuchen nach Belieben verſchoben werden. 
Ob ein ſolches Einverſtändniß Statt gefunden habe, und ob deß— 
wegen das Feilbiethungsgeſuch zu ſpät überreicht wurde, wird ſich 
aus der Verhandlung bey der Tagſatzung zeigen. 


5. 114. 

Mit welchen Folgen die Uebernahme und reſpecti— 
ve Ueberlaſſung des Pfandgutes nach §. 324 allg. 
G. O. verbunden ſey. 

Da die Uebernahme, und rückſichtlich Ueberlaſſung des in die 
Execution gezogenen Gutes um den erhobenen Schätzungswerth nach 
§. 324 allg. G. O. ein bloßer Act zwiſchen dem Executionsführer und 
Exequirten iſt; ſo kann derſelbe auf die intabulirten Gläubiger kei— 
ne andere Wirkung äußern, als daß der Uebernehmer der Hypothe— 
karſchuldner derſelben wird, wenn er aus dem Grunde dieſer Ueber— 
nahme an die Gewähr gebracht worden iſt 2); daher beſtimmet auch 
das Patent vom 5. April 1782, Nr. 40, daß dieſe Ueberlaſſung 


14) Siehe fein Verfahren in Streitſachen B. II. Seite 299. 
2) Siehe meinen Aufſatz in der öſterr. Zeitſchrift Heft IX. 1536 pag. 125. 
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denjenigen Gläubigern, welchen das Pfandrecht eigen iſt, wenn fie 
nicht vorläufig über dieſe Ueberlaſſung der Ordnung nach vernom— 
men werden, nicht nachtheilig ſeyn fol. Die Pfandgläubiger blei— 
ben in ihrem unverrückten Pfandrechte, und der Uebernehmer kann 
nur als Käufer nicht als Erſteher angeſehen werden. 


6. 115. 


Hierüber ſchein Herr Profeſſor Weſſely eine irrige 
Anſicht zu haben. 

Herr Profeſſor Weſſely ſcheint mit dieſer Ueberlaſſung des Pfand» 
gutes ganz andere Folgen zu verbinden, und den Uebernehmer dem 
Meiſtbiether gleich zu ſtellen; denn er ſagt ): „Tritt der Fall der 
Uebernahme der Realität ein, entwece 

a) weil der Uebernehmer dieſelbe als Meiſtbiether in der öffent— 
lichen Verſteigerung erſtand, oder 

p) der Gläubiger und reſpective Executionsführer fie um den Schä— 

° Kungswerth übernehmen will, weil ſich bey keiner der dreh 

Feilbiethungstermine ein Kaufluſtiger meldete, oder 

c) weil der Executionsführer ſie übernehmen muß, indem weder 
er, noch ſein Gegner binnen den geſetzlichen 30 Tagen vom 
Tage der zu erheben geweſenen Schätzung die Feilbiethung 
anſuchte, ſo iſt in jedem Falle von dem Uebernehmer der 
Realität ein Geſuch zu überreichen, in welchem er zeigt, daß 
er als Meiſtbiethender oder Executionsführer das Gut zu über— 
nehmen habe; ferner den Kaufſchilling oder den Schätzungs⸗ 
werth (welcher nach Abzug feiner Forderung erübriget) ent— 
weder an die vorgemerkten Gläubiger, oder wenn keine ſol— 
che vorhanden, oder dieſelben befriediget ſind, an den Geg— 
ner abgeführt, gerichtlich erlegt, oder ſich ſonſt mit den Theil— 
nehmern einverſtanden habe.“ 

Dadurch gibt er nun offenbar zu erkennen, daß er den sub e 
aufgeſtellten Uebernehmer mit dem Meiſtbiether und dem dieſem gleich— 
kommenden Uebernehmer sub b ganz gleich ſtelle, was aber offen— 
bar unrichtig iſt. Der Meiſtbiether haftet den intabulirten Gläubi— 
gern nur nach Kräften des Meiſtbothes, und der unter b aufgeführte 


1) A. g. O. S. 30s. 


120 


Uebernehmer haftet denſelben nur nach dem Schätzungswerthe; find 
dieſe Beträge nach Vorſchrift des Geſetzes berichtiget, ſo kann der 
Eine wie der Andere die Löſchung der durchgefallenen Poſten verlan: 
gen; nicht aber fo der Uebernehmer nach §. 324 allg. G. O. Mit 
dieſem ſtehen die Tabulargläubiger in gar keinem Conflicte, denn ſie 
bleiben in ihrem Pfandrechte unverrückt; dagegen hat ſich auch das 
Gericht nicht einzumengen, auf welche Art der Schätzungswerth be— 
richtiget worden ſey. 

In dieſem oben aufgeführten Abſatze hat ſich noch ein anderer 
Fehler eingeſchlichen, welcher wenigſtens die Studierenden irre füh— 
ren könnte. Es heißt nähmlich dort: „Welcher — Meiſtboth 
oder Shäßungswertb— nach Abzug ſeiner — des Exe— 
cutionsführers — Forderung erübriget.“ Hieraus könnte 
man entnehmen, daß der Executionsführer, wenn er das in die Exe— 
cution gezogene Gut ſelbſt erſteht oder übernimmt, auf jeden Fall 
berechtiget wäre, ſeine Forderung von dem Meiſtbothe oder dem Schä— 
tzungswerthe in Abzug zu bringen, während doch ſeine eigene For— 
derung, eben ſo wie die Forderungen der übrigen Tabulargläubiger, 
nur nach der Ordnung der Tafel befriediget wird, und daher ſelbe 
zum Theile oder wohl ganz durchfallen kann. 


5. 116. 
Von dem Feilbiethungsgeſuche. 

In dem Feilbiethungsgeſuche muß nachgewieſen werden, daß 
die zwey erſten Grade der Execution bereits ausgeführt feyen, folg— 
lich muß demſelben die executive Pfändung und die erhobene Schä— 
tzung beygelegt werden. In Betreff der Bedingungen, unter wel— 
chen die Verſteigerung vorgenommen werden ſoll, hält ſich der Exe— 
cutionsführer entweder ſtrenge an die geſetzlichen, oder er will die 
Verſteigerung unter andern Bedingungen vornehmen laſſen; in dem 
erſten Falle iſt es nicht nöthig, daß Lizitationsbedingungen beygelegt 
werden, wohl aber im dem zweyten. 

Iſt das zu verſteigernde Gut ein Lehen ohne Gnade, oder we— 
nigſtens zum Theile mit einem ſolchen Lehen behaftet, ſo iſt die Feil— 
biethung durch den lehensherrlichen Conſens bedingt; dieſer Conſens 
müßte folglich ſchon dem Veräußerungsgeſuche beygelegt werden (Hofd. 
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vom 26. April 1819, Nr. 1555), wobey bemerkt wird, daß bey 
Privatlehen in Oeſterreich, als landesfürſtlichen Afterlehen, das Nähm— 
liche zu beobachten ſey. 

Da ven der Verſteigerung alle intabulirten Gläubiger verſtän— 
diget werden müſſen, ſo muß dem Feilbiethungsgeſuche auch der 
neueſte Landtafel-, Grund- oder Stadtbuchs-Extract beygelegt wer— 
den. Aus demſelben Grunde ſind dem Feilbiethungsgeſuche für alle 
Tabulargläubiger Rubriken mit Anführung ihrer Wohnorte anzuſchlie— 
ßen. Wäre von dem Einen oder Andern der Wohnort nicht bekannt, 
fo müßte dieſer Umſtand auf den Rubriken bemerkt werden, damit 
für ſelbe ein Curator ad actum aufgeſtellt werden könnte. 

Herr Profeſſor Weſſely !) ſcheint der Meinung zu ſeyn, daß 
um Verſtändigung der Tabulargläubiger beſonders eingeſchritten 
werden müſſe, und hat über dieſe Einſchreitung ein eigenes Formu— 
lar unter XI, und unter XII den Beſcheid darüber aufgeführt. 
Allein dieſes Verfahren, gegen welches ſich ſchon Herr Magiſtrats— 
rath Fr. Joh. Kopezky 7) ſehr nachdrücklich ausgeſprochen hat, iſt 
weder in dem Geſetze gegründet, noch weniger aber wäre es zweck— 
mäßig. Wenn von einer gerichtlichen Erledigung überhaupt Jemand 
zu verſtändigen iſt, ſo muß dieſes unmittelbar bey der Erledigung 
ſelbſt geſchehen; dieſes iſt überhaupt geſetzlich vorgeſchrieben, und 
es iſt in dem Geſetze für den gegebenen Fall nirgends eine Ausnah— 
me zu finden. Das vom Herrn Weſſely angegebene Verfahren wä— 
re aber auch zweckwidrig; denn nach ſeinem Formulare müßte das 
Geſuch mit dem ſchon erledigten Feilbiethungsgeſuche belegt ſeyn; 
man könnte daher um die Verſtändigung nicht früher einſchreiten, 
als bis das bewilligte Feilbiethungsgeſuch zugeſtellt wäre, und fo 
könnte es kommen, daß die Verſtändigung an alle, oft weit ent— 
fernte Parthehen vor der Verſteigerungs-Tagſatzung gar nicht erfol- 
gen, und ſomit die Verſteigerung gar nicht vorgenommen werden 
könnte, beſonders da der Richter, welcher bey Erledigung des Feil— 
biethungsgeſuches die Entfernung der Gläubiger noch nicht wußte, 
bey Beſtimmung des Lizitations-Termines darauf nicht Nückſicht neh⸗ 
men konnte. 


1) A. a. O. S. 1. 
2) Stehe öfterr. jur. Zeitſchrift, Jahrg. 1833, H. VII. S. 1. 
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Wenn was immer für ein Lehennexus auf der Nealität haf— 
tet, muß auch der Lehensherr verſtändiget, folglich auch für ihn eine 
Rubrik angeſchloſſen werden (Hofd. v. 27. Oct. 1815, Nr. 1186). 


b. 117. 
Wo das Feilbiethungsgeſuch zu überreichen ſey. 

Das gehörig belegte Feilbiethungsgeſuch wird in der Regel bey 
dem Erkenntniß⸗Nichter überreicht, kann aber auch unmittelbar bey 
der Realinftanz eingereicht werden. In dem erſtern Falle wird zwar 
der Erkenntniß-Nichter die Feilbiethung bewilligen, wird aber um 
die Vornahme derſelben die Realinſtanz zu erſuchen haben (Juris. 
Norm F. 20 u, Hofd. vom 6. April 1789, Nr. 997). 

Sind bewegliche Sachen zu verſteigern, ſo muß das Geſuch 
immer bey dem Erkenntniß-RNichter überreicht, von demſelben bewil— 
ligt, und von ihm die Verſteigerung vorgenommen werden. 


5. 118. 


Was der Richter über das Feilbiethungsgeſuch zu 
verfügen habe. 


a) Bey hintanverkauften nicht abgeſchriebenen 
Beſtandtheilen. 

Bevor der Richter die Verſteigerung bewilliget, muß er die dem 
Geſuche beyliegende Schätzung genau durchgehen. 

Geht aus derſelben hervor, daß von dem zu verſteigernden Gu⸗ 
te Theile ohne Zerſtückungs-Bewilligung hintanverkauft wurden, fo 
ſteht es den intabulirten Gläubigern frey, das Gut unbedingt, ohne 
Nückſicht auf die verkauften Beſtandtheile, verſteigern zu laſſen, oder 
das Gut mit dem Nücklöſungs-Nechte an den Meiſtbiethenden hin⸗ 
tangeben zu laſſen, oder fie können, indem fie nachträglich die Zer— 
ſtückungs⸗Bewilligung ertheilen, die Verſteigerung gar nur nach dem 
phyſiſchen Beſitzſtande einleiten laſſen. 

Man dürfte fragen, wie die Gläubiger veranlaßt werden könn⸗ 
ten, entweder bloß das Nücklöſungs-Recht mit dem Gute verkaufen 
zu laſſen, oder gar die Verſteigerung nach dem phyſiſchen Beſitzſtan⸗ 
de zu bewilligen? 


* 
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Dieſe Frage ift leicht zu beantworten; denn wenn man für den er— 
ſten Fall bedenkt, daß der Eigenthümer, und nun an deſſen Stelle die 
Tabulargläubiger nur den Grund, wie er ſich zur Zeit des Hintan⸗ 
verkaufes befand, vindiciren können, daß fie daher dem bisherigen 
Beſitzer den nothwendigen und nützlichen Aufwand auf alle Fälle er— 
ſetzen müßten, in ſo weit wenigſtens denſelben ſogar der unredliche 
Beſitzer nach den §§. 336, 1037 u. 1038 b. G. B. zu fordern bee 
rechtiget iſt; ſo wird man leicht einſehen, daß es die Gläubiger oft 
vorziehen werden, bloß das Rücklöſungs-Necht zu veräußern, ohne 
ſich ſelbſt in die Erörterung des Erſatzes der Meliorations-Köſten 
einzulaſſen, welcher Erſatz doch ohne weiters aus dem Geſammtmeiſt— 
bothe müßte geleiſtet werden, indem die hintanverkauften Parzellen 
mit der Melioration in dem Meiſtbothe begriffen wären. 

Die Gläubiger können aber die Zerſtückungs-Bewilligung nach— 
träglich ertheilen, wenn ſie vorausſehen, daß ſie aus dem Gute, 
wenn es auch nach dem phyſiſchen Beſitzſtan“ verſteigert wird, ihre 
ganze Befriedigung erhalten werden. * 

Fände daher der Richter einen ſolchen Hintanverkauf in der 
Schätzung, ſo muß vor Ausſchreibung der Verſteigerungs-Tagſatzung 
der Anſtand gehoben, d. h. es muß beſtimmt ſeyn, auf welche Art 
der Verkauf des Gutes eingeleitet werden ſoll. 

Hiebeh hat der Richter zuerſt die Lizitations-Bedingungen ein— 
zuſehen. In dieſen wird entweder von den hintanverkauften Be— 
ſtandtheilen gar keine Rede fegn, oder es wird angetragen, daß der 
Grund mit den hintanverkauften Theilen, oder mit dem Wiederlö— 
ſungs-Rechte derſelben, oder nach dem phyſiſchen Beſitzſtande ver— 
ſteigert werden ſoll. 

In dem erſten Falle hat der Nichter das Verſteigerungsgeſuch 
mit der Weiſung zurückzuſtellen, daß in den Lizitations-Bedingun— 
gen zu beſtimmen ſey, was mit den wegverkauften Parzellen zu ge— 
ſchehen habe. 

Wird die Verſteigerung nach dem Tafelſtande verlangt, ſo kann 
ſie der Richter ohne weiters bewilligen, weil ſich kein intabulirter 
Gläubiger beſchweren kann, wenn ſein Pfand in dem ganzen Umfange 
zur Verſteigerung gebracht wird. Würde aber das Begehren dahin 
geſtellt, daß das Pfandgut mit dem Rücklöſungsrechte, oder daß das- 
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felbe gar nur nach dem phyſiſchen Beſitzſtande verſteigert werden fol, 
ſo müſſen vor Ausſchreibung der Verſteigerung alle intabulirten Gläu— 
biger einvernommen werden; denn es iſt allen daran gelegen, daß 
aus dem gemeinſchaftlichen Pfandgute der hoͤchſt mögliche Meiſtboth 
erzielt werde, und es darf keine Veräußerung eingeleitet werden, über 
welche ein Gläubiger ſich zu beſchweren Urſache hätte. Es haben 
aber nur die intabulirten Gläubiger zu beurtheilen, ob es für ſie 
vortheilhafter iſt, wenn das Pfandgut mit den verkauften Antheilen 
verſteigert, und aus dem erzielten Meiſtbothe der Meliorations-Be— 
trag gezahlt, oder wenn der noch wirklich im factiſchen Beſitze ſte— 
hende Grund mit dem Neclamationsrechte allein, oder wohl auch 
ohne dasſelbe zur Verſteigerung gebracht werde. 

Wird bey dieſer Einvernehmung Einheit der Stimmen erzielet, 
ſo wird nach dem Beſchluſſe der Gläubiger die Lizitation ausgeſchrie— 
ben; iſt aber keine Einhelligkeit der Stimmen vorhanden, ſo muß 
nach den Stimmen derjenigen die Lizitation angeordnet werden, wel— 
che auf den Verkauf des Grundes nach dem Tafelbeſitzſtande ſtim— 
men; denn dieſer Verkauf iſt in dem Geſetze gegründet, weil jeder 
Tabulargläubiger auf den Verkauf des ganzen Pfandgutes drin— 
gen kann. 


6. 119. 
Anſicht einiger Practiker hierüber. 

Es gibt Practiker, welche behaupten, der Richter könne ohne 
weiters die Verſteigerung ſo vornehmen, wie ſie von dem Executions— 
führer begehrt werde; denn die Tabulargläubiger müßten ohnehin 
von der Verſteigerung verſtändiget werden. Wäre ihnen die Ausſchrei⸗ 
bung der Feilbiethung in der Art, wie ſie angeordnet wurde, nicht 
recht, ſo könnten ſie dagegen recurriren; würden ſie aber hiezu ſchwei— 
gen, ſo wäre die geſchehene Ausſchreibung rechtskräftig, und ſie könn⸗ 
ten dagegen nichts einwenden. 

Dieſe Anſicht iſt jedoch ganz unrichtig, indem nach meiner Mei— 
nung die Gläubiger vielmehr die Nullitäts-Beſchwerde wür⸗ 
den überreichen können; denn der Aet iſt null, wenn der Richter auf 
Anſuchen eines Dritten über die Rechte anderer, ohne ihre Bey: 
ſtimmung disponirt. Einen Act aber, der an ſich null iſt, darf Der 
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Tabulargläubiger ſupponiren, was er nicht darf, dieſe würden aber 
dagegen, was zu erwarten war, recurriren, oder die Nullitäts-Be— 
ſchwerde überreichen; fo müßte der Richter wenigſtens die Koften der 
Ausſchreibung tragen, falls dieſelbe von dem Appellationsgerichte auf- 
gehoben würde. 


5. 120. 


b) Wenn auf dem zu verſteigernden Gute Servi— 
tuten oder andere dingliche Rechte haften. 
Sind auf dem zu verſteigernden Gute Servituten oder andere 

dingliche Rechte als Laſten eingetragen, fo muß vor der Ausſchrei— 

bung der Verſteigerung erörtert ſeyn: 
1. Ob die Realität mit der Laſt der Dienſtbarkeit oder des ding— 
lichen Nechtes verſteigert werden ſoll, und 
2. Ob die Servitut, oder das dingliche Recht richtig beſtehe? 

Iſt die Servitut oder das dingliche Recht vor allen intabulir> 
ten Gläubigern eingetragen, oder haben die früher intabulirten Gläu— 
biger zur Eintragung derſelben ihre Zuſtimmung gegeben, was aus 
dem Tafelextracte erſichtlich ſeyn muß; ſo fällt die Erörterung der 
erſten Frage von ſelbſt weg, und es muß die Realität nach dem 
Sinne des Hofdecretes vom 16. July 1792 mit dieſer Laſt, voraus⸗ 
geſetzt, daß ſie richtig beſteht, verſteigert werden. Iſt aber dieſes 
nicht der Fall, ſo haben nur die früher intabulirten Gläubiger das 
Necht, zu beſtimmen, ob ſie die Veräußerung des Pfandgutes mit 
dieſer Laſt geſtatten, oder darauf dringen wollen, daß die Feilbie— 
thung ſo vorgenommen werde, als wenn dieſe Laſt nicht eingetra⸗ 
gen wäre. 

Betreffend den richtigen Beſtand der Servitut, haben die ſpä— 
ter intabulirten Gläubiger das Recht, zu fordern, daß der Berechtigte 
vor Ausſchreibung der Verſteigerung fein Recht liquidire, weil er da— 
durch, daß die Feilbiethung mit dieſer Laſt vorgenommen wird, offen- 
bar einen Theil des Meiſtbothes abſorbiret ). 

Dieſe hier als nothwendig dargeſtellte Erörterung kann wieder 
nur durch eine anzuordnende Einvernehmung gepflogen werden. 


1) Siehe meinen Aufſatz in der oͤſterr. Zeitſchrift, Jahrg. 1236, Heft IX, S. 135, 
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\. 121. 
c) Rückſichtlich der übrigen vorgelegten Lizitations— 
Bedingungen. 


Wenn der Executionsführer oder der Exequirte, denn auch 
dieſer kann um die Verſteigerung einſchreiten, abgeſehen von den 
beyden bereits erörterten Fällen dem Feilbiethungsgeſuche Lizitations— 
Bedingungen anſchließet 1), fo hat der Richter vor Ausſchreibung 
der Lizitation zu unterſuchen, ob ſich dieſelben auf die geſetzlichen 
Bedingungen beſchränken, oder ob ſie ſich weiter ausdehnen. 

In dem erſten Falle hat er dießfalls nichts einzuleiten. In 
dem zweyten Falle aber hat er vor der Verſteigerungs-Ausſchreibung 
die Gegenpartheh und die intabulirten Gläubiger über die Lizitations— 
Bedingungen, in fo weit fie die geſetzlichen überſteigen, einzuverneh— 
men; denn die Lizitations-Bedingungen haben auf die Größe des zu 
erzielenden Meiſtbothes offenbar einen bedeutenden Einfluß, es iſt 
daher weder der Executionsführer, noch der Exequirte berechtiget, ohne 
Beyſtimmung ſämmtlicher Tabulargläubiger ſolche Bedingungen zu 
ſetzen, wodurch der Meiſtboth verkleinert werden könnte. Ob aber 
irgend eine von dem Geſetze nicht vorgeſchriebene Lizitations-Bedin⸗ 
gung auf den Meiſtboth einen Einfluß haben könne, haben nur die 
intabulirten Gläubiger zu beurtheilen. Proteſtirt daher auch nur Ein 
Tabulargläubiger gegen eine, oder die andere die geſetzliche Vor— 
ſchrift überſteigende Bedingung, ſo muß ſie der Richter verwerfen, 
und die vorgelegten auf die geſetzlichen beſchränken 990 


1) Herr Anton Winter behauptet in feinem Aufſatze in der öſterr. jur. Zeitſchrift 
Jahrg. 1335, Heft III. S. 203, dem Feilbiethungsgeſuche müßten Lizitations- 
bedingniſſe angeſchloſſen werden; wären ſelbe nicht beygelegt, müßte das Ge— 
ſuch unerledigt zurückgegeben werden. Allein dieſer Meinung kann ich nicht 
beypflichten, denn wenn die Bedingniſſe ſich auf die geſetzlichen befchränfen, 
wäre es ſogar überflüſſig, ſelbe insbeſondere ſchriftlich anzuſchließen, da ſie 
ohnehin bekannt ſind. Iſt aber ein Feilbiethungsgeſuch ohne beſondere bey— 
liegende Bedingniſſe angebracht worden, ſo wurde dadurch der Wille an den 
Tag gelegt, daß die Feilbiethung nur nach den geſetzlichen Bedingniſſen vor— 
genommen werden ſoll. 

2) Siehe Hrn. v. Sonleitners Abhandlung in der öſterr, Zeitſchrift, Jahrgang 
1330, Heft IX. S. 159; dann dieſelbe Zeitſchrift Jahrgang 1834, Heft VII. 
S. 1. von Hrn. Johann Kopezky. 


5. 122. 
Bon der Verſteigerungs-Ausſchreibung. 


Erſt wenn dieſe Anſtände gehoben ſind, kann die Verſteigerung 
ſelbſt ausgeſchrieben werden. 

Die Ausſchreibung der Verſteigerung geſchieht durch N In 
den Feilbiethungs-Edicten ſind 

1. Die Bedingniſſe, unter welchen das Gut verkauft werden wird, 

2. der Umſtand, daß der Meiſtbiethende die auf dem Gute haf— 
tenden Schulden, in ſo weit ſich der Meiſtboth erſtrecken wird, 
übernehmen müſſe, wenn die Gläubiger ihr Geld vor der 
allenfalls vorgeſehenen Aufkündung nicht annehmen wollten 
(Hofd. vom 15. Jänner 1787, Nr. 621, litt. O), 

3. der Schätzungswerth des feilgebothenen Gutes im Ganzen (Hofd. 
vom 10. May 1816, Nr. 1241), und endlich 

4. bey Fabriken, der Ausdruck „Fabriksgebäude und Einrichtung,“ 
nicht aber die Benennung „Fabrik“ (Verord. vom 10. April 
1807, Nr. 807) auszudrücken. 

Iſt das Gut mit Lehen behaftet, muß in dem Edicte auch vor— 
kommen, daß ſich die Kaufluſtigen über die Fähigkeit, das Lehen zu 
beſitzen, auszuweiſen haben (Hofd. vom 26. April 1819, Nr. 1555). 
Hiebey find in den Edicten Ort und Zeit der Verſteigerung, und bey 
der executiven Verſteigerung außer dem Concurſe 3 T. atzungen, 
in der Regel von 30 zu 30 Tagen ($. 326 u. 327 allg. G. O.) 
mit dem Beyſatze anzuſetzen, daß, wenn das zu verſteigernde Gut 
bey der erſten und zweyten Tagſatzung nicht um oder über den Schä— 
tzungswerth an Mann gebracht werden ſollte, dasſelbe bey der drit— 
ten Verſteigerung auch unter dem Schätzungswerthe hintangegeben 
werden würde. Endlich muß in dem Feilbiethungs-Ediete auch be⸗ 
merkt werden, wo die Schätzung des Gutes und die Lizitations⸗Be⸗ 
dingungen eingeſehen werden konnen. 


5. 123. 
Von der Verſtändigung der Tabulargläubiger. 


Von dieſer Verſteigerungs-Anordnung ſind alle intabulirten Glaͤu⸗ 
biger und die Superſatz⸗Gläubiger zu eigenen Handen, oder zu 
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Handen ihrer bekannten Sachwalter oder Vertreter (Hofd. vom 20. 
July 1810) zu verſtändigen. 

Wenn der Aufenthaltsort eines Tabulargläubigers unbekannt, 
oder außer den deutſchen Erblanden, folglich auch in Ungarn, wäre, 
müßte nach den SS. 391 u. 392 allg. G. O. und dem Normale 
vom 18. May 1790, ein Curator ad actum beſtellt, und das ge: 
wöhnliche Edict ausgefertigt werden. 

Wenn in der Zwiſchenzeit, d. i. vom Tage der Ausſchreibung 
de Verſteigerungs-Tagſatzung bis zur Vornahme derſelben neue Ta— 
bularſätze bewilliget würden, ſollen nach Thunlichkeit auch dieſe neuen 
Satz⸗Gläubiger von der angeordneten Verſteigerung in Kenntniß ge— 
ſetzt werden (Hofd. vom 4. July) 1794, Nr. 183). Deßwegen wird 
jederzeit bey Ausſchreibung der Verſteigerung dem Landtafel- oder 
Grundbuchsamte aufgetragen, die bis zur Verſteigerung vorkommen— 
den In- und Superintabulationen und Pränotirungen dem Gerichte 
anzuzeigen ). 

Der Nichter hat daher bey der Ausſchreibung der Verſteigerung 
die beyliegenden Nubriken mit dem neueſten Landtafel- oder Grund— 
buchs-Extracte ſehr vorſichtig zu vergleichen, und wenn er fände, 
daß nicht alle Nubriken beyliegen, die abgängigen von Amtswegen 
verfaſſen, oder nachträglich von der Parthey vorlegen zu laſſen; denn 
würde von der Verſteigerung auch nur ein Tabulargläubiger nicht 
verſtändiger, ſo wäre die Verſteigerung null, und müßte über die 
Beſchwerdeführung von dem Appellationsgerichte aufgehoben werden. 


5. 124. 
Von der Verſtändigung der Pfandgläubiger bey 
Verſteigerung beweglicher Sachen. 
Es ereignet ſich oft, daß auf beſtimmte bewegliche Sachen 
mehrere Gläubiger das Pfandrecht erworben haben, und daß einer 
davon die executive Verſteigerung derſelben anſuchet. Hier wäre nun 


1) Herr Magiſtratsrath Kopezky ſchlägt dießfalls in der öſterr. Zeitſchrift, Jahrg. 
1334 Heft VII. S. 1. vor, die Verſteigerungs-Ausſchreibung in dem öffentli— 
chen Buche beym Beſitzſtande einzutragen. Allein erſtens iſt dieſe Eintra— 
gung nirgends geſetzlich vorgeſchrieben, zweytens würde ſie die Stelle der an— 
geordneten Verſtändigung, in ſoweit ſelbe thunlich iſt, nach dem Hofdecrete 
vom 4. July 1799 nicht vertreten konnen. 


- 
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die Frage, ob auch die übrigen Pfandgläubiger von dieſer Verſtei— 
gerung beſonders verſtändiget werden ſollen? 

Ich bin zwar nicht der Meinung des Herrn Appellationsrathes 
Nippel !), daß der $. 462 b. G. B., welcher dahin lautet: „Vor der 
Feilbiethung des Gutes ist jedem darauf eingetragenen Pfandgläu— 
biger die Einlöſung der Forderung, wegen welcher die Feilbiethung 
angeſucht worden, zu geſtatten“, auch auf bewegliche Sachen Anwen— 
dung finde; denn unter dem Worte „Gutes“ verſteht der Geſetzgeber 
überall, wo dieſes Wort vorkommt, offenbar nur eine unbewegliche 
Sache, und der fernere Ausdruck „jedem darauf eingetrage— 
nen Gläubiger” deutet zu klar nur die Intabulation und Prä— 
notirung an, als daß man dieſe Anordnung auch auf bewegliche 
Pfandſachen anwenden koͤnnte. Indeſſen iſt auch nirgends den Pfand— 
gläubigern beweglicher Sachen dieſe Einlöſung unterſagt, es iſt nähm⸗ 
lich davon in dem Geſetze gar keine Rede, folglich der Fall gar nicht 
entſchieden; daher findet die Anordnung des $. 7 b. G. B. Statt, 
und man muß auf ähnliche, in den Geſetzen beſtimmt entſchiedene 
Fälle, und auf die Gründe anderer damit verwandter Geſetze Rück— 
ſicht nehmen. Nun iſt aber der ganz ähnliche Fall in dem $. 462 
entſchieden, und die Gründe, welche den Geſetzgeber zu dieſer An— 
ordnung mögen bewogen haben, treffen auch bey der Verſteigerung 
beweglicher Sachen ein; denn auch hiebey kann es in dem Intereſ— 
ſe eines Pfandgläubigers liegen, daß die Verſteigerung der Pfand— 
gegenſtände auf einen günſtigeren Zeitpunct aufgeſchoben werde, was 
er aber nur durch die Einlöſung der Forderung des Executions— 
führers bewirken kann. 

Ich glaube daher, daß aus dieſem Grunde den Pfandgläubi⸗ 
gern beweglicher Güter auch das in dem $. 462 b. G. B. ange⸗ 
ordnete Einlöſungsrecht zuſtehe. } 

Steht aber den Pfandgläubigern dieſes Einlöſungsrecht zu, ſo 


müſſen ſie auch beſonders von der angeordneten Verſteigerung, ſo wie 


die Tabulargläubiger, verſtändiget werden. 

Ob aber mehreren, und namentlich welchen Gläubigern ein Pfand— 
recht auf die zu verſteigernden Gegenſtände zuſtehe, erſieht man aus 
den vorliegenden Pfandbeſchreibungen. 


1) Siehe feinen Commentar über das b. G. B., B. III. zum g. u a 567. 
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9. 125. 
Was der Richter unmittelbar vor der Vornahme 
der Verſteigerung zu thun habe. 

Vor der Vornahme der Verſteigerungs-Tagſatzung hat der Rich- 
ter nachzuſehen: 

a) Ob gegen die Ausſchreibung der Verſteigerung ein Recurs an— 
hängig gemacht wurde, und 
b) ob die Verſtändigung an die Pfandgläubiger nachgewieſen ſey? 

Iſt ein Necurs gegen die Verſteigerung anhängig geworden, ſo 
iſt derſelbe bis zur Verſteigerungs-Tagſatzung entweder ſchon erledi— 
get, oder noch im Zuge. Im erſten Falle iſt der Recurs entweder 
verworfen, oder die Verſteigerungs-Anordnung aufgehoben. Iſt der 
Recurs verworfen, fo wird die Verſteigerung fo, als wenn kein 
Necurs anhängig geweſen wäre, vorgenommen. Iſt aber die Ver— 
ſteigerungs-Anordnung aufgehoben, ſo kann ohnehin von einer Ver— 
ſteigerung keine Rede mehr ſeyn. 

Iſt der Recurs zur Zeit der Verſteigerungs-Tagſatzung noch 
anhängig, ſo muß zwar allerdings die Verſteigerung vorgenommen 
werden, indem nach dem Hofdecrete vom 7. April 1785, Nr. 408, 
der Necurs den gerichtlichen Executionszug nicht hemmt; jedoch hätte 
der Richter auf alle Fälle die Anweſenden hievon in Kenntniß zu 
ſetzen, und daß dieſes geſchehen ſey, in dem Protocolle anzumerken. 
Bey der Verſteigerung von unbeweglichen Gütern aber halte ich da— 
für, daß dieſelbe nur bedingungsweiſe vorzunehmen, d. h. daß die 
erfolgende Erſtehung nur für den Fall gültig ſey, als dem Recurfe 
nicht Statt gegeben würde. Es kann nähmlich Fälle geben, in wel— 
chen der Nachtheil, der durch die unbedingte Veräußerung der Par— 
they zugeht, nicht mehr gehoben werden könnte, falls ſie auch ihren 
Neeurs behauptet. 

Eine ſolche bedingte Veräußerung müſſen ſich ſowohl der Executions— 
führer, ais auch die übrigen intabulirten Gläubiger gefallen laſſen, und 
können ſich über ein Unrecht nicht beſchweren. Dennwird der Recurs ver— 
worfen, ſo geht ohnehin die bedingte Veräußerung in eine unbedingte 
über; wird aber dem Necurſe Statt gegeben, ſo hätte die Lizitation gar nie 
vorgenommen werden ſollen, weil der Beſcheid, womit die Verſteigerung 
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angeordnet wurde, durch die Recurs-Erledigung wieder aufgehoben wird. 
Es würde auch Niemand zweifeln, daß bey früher erfolgter Recurs— 
Erledigung die Verſteigerung gar nie wäre vorgenommen worden. 

Die Zuſtellung an die Pfandgläubiger erſieht der Richter theils 
aus dem Zuſtellungsbogen, theils aus den eingelangten Necepiffen. 

Wäre die Zuſtellung an alle Pfandgläubiger nicht ausgewieſen, 
ſo dürfte mit der Verſteigerung nicht vorgegangen, ſondern es müßte 
eine neue Verſteigerungs-Tagſatzung ausgeſchrieben werden; denn 
nachdem die Zuſtellung der Verſteigerungs-Bewilligung an die Pfand— 
gläubiger geſetzlich nothwendig iſt, und folglich die Verſteigerung, 
wenn ein ſolcher Gläubiger nicht verſtändiget worden wäre, als null 
und nichtig aufgehoben werden müßte, ſo wird man beſſer thun, den 
Act gar nicht vorzunehmen. 

Ueber die nicht geſchehene Vornahme der Verſteigerung können 
ſich die anweſenden Lizitanten eben fo wenig beſchweren, als wenn 
dieſelbe über die geſchehene Einlöfung der in der Execution ſtehen— 
den Forderung durch die Pfandgläubiger, oder wegen vor der Ver— 
ſteigerung erfolgten Bezahlung derſelben unterblieben wäre. 


§. 126. 
In welchen Fällen es von der angeordneten Ver— 
ſteigerung abzukommen habe. 


Von der angeordneten gerichtlichen Verſteigerung kann es aus 
zweherleg Urſachen abkommen: 

1. Aus dem Grunde der von dem Schuldner vor der N 
rung geleiſteten völligen Zahlung, und 

2. aus dem Grunde der geſchehenen Einlöſung der in der Exe— 
cution ſtehenden Forderung. 

Der Gläubiger hat nur aus dem Grunde ſeiner liquiden For— 
derung das Necht, die executive Verſteigerung vornehmen zu laſſen. 
Wird er aber vor der Verſteigerung von dem Schuldner befriediget, 
fo hört das Necht der Executionsführung, folglich auch das Recht, 
auf die Feilbiethung zu dringen, auf. Uebrigens iſt es gleichgültig, 
ob der Schuldner ſelbſt, oder ein Dritter mit deſſen Einwilligung 
die Zahlung leiſtet (§. 1423 b. G. B.). Würde aber der Execu— 
tionsführer von dem Dritten ohne Einwilligung des Schuldners ge— 
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zahlt, fo kann zwar jener, weil der Grund der Execution aufgehört 
hat, nicht mehr auf die Verſteigerung dringen, allein dieſelbe konnte 
nur mit Einwilligung des Schuldners unterbleiben; denn da nicht 
nur der Executionsführer, ſondern auch der Exequirte um die Ver— 
ſteigerung anſuchen kann, ſo iſt es auch möglich, daß ſelbſt dem 
Exequirten daran liege, daß die nun einmahl angeordnete Verſtei— 
gerung auch wirklich vorgenommen werde 1). 

Hiebey find aber beſonders die Pfandgläubiger begünſtiget. Die⸗ 
ſe haben ein eigenes Intereſſe daran, daß die Verſteigerung des ge— 
meinſchaftlichen Pfandgutes in dem günſtigſten Zeitpuncte vorgenom— 
men werde; daher ſteht ihnen nach F. 462 b. G. B. das Recht zu, 
vor der Feilbiethung die im Executionszuge ſtehende Forderung ein— 
zulöſen, um dadurch die Vornahme der Verſteigerung zu verhindern; 
dieſe bedürfen zu dieſer Einlöſung die Beyſtimmung des Schuldners 
nach $. 1423 b. G. B. nicht, folglich iſt im Falle einer ſolchen 
Einlöſung auch der Schuldner nicht mehr berechtiget, auf Vornahme 
der executiven Verſteigerung zu beſtehen. 

Daß aber dieſes Einlöſungsrecht — jus offerendi — auch dem 
Bürgen, dem Mitſchuldner zur ungetheilten Hand, und ſogar dem 
Schuldner ſelbſt zuſtehen fol, wie Herr Magiſtratsrath Kopezky be— 
hauptet ?), bin ich nicht der Meinung; denn der $. 462 b. G. B. 
räumt dieſes Recht nur den Pfandgläubigern ein. 

Aus dem Grunde, daß das jus oflerendi auch dieſen Par— 
theyen Vortheil bringen konnte, folgt noch die Zuſtändigkeit des Rech- 
tes nicht. Insbeſondere aber gibt es nach meiner Meinung für den 
Schuldner nur eine Zahlungsverbindlichkeit, aber durchaus kein Ein— 
löſungsrecht. 

Wellte der Schuldner die Verſteigerung doch vornehmen laſſen, ſo 
wäre ſelbe nur als eine freywillige anzuſehen, und der Erſteher würde 
das Pfandgut mit denſelben Rechten und Verbindlichkeiten übernehmen, 
welche aus dem Kaufe und Verkaufe aus freyer Hand hervorgehen, 
d. h. die Lizitation hätte auf die Pfandgläubiger keinen Einfluß. 

Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß ſowohl die Zahlung als 
auch die Einlöſung vor dem erfolgten Ausrufe zu geſchehen habe; 


1) Siehe den Commentar des Hrn. Appell. R. Nippel z. . 2 2 b. G. B., B III. S. 408. 
2) Siehe die öſterr. Zeitſchrift, Jahrgang 1334, Heft VII., Seite 1. 
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denn iſt der Ausrufspreis ausgeſprochen, fo ift das Verſprechen an 
die Kaufluſtigen bereits gemacht, und es kann dasſelbe einſeitig vor 
der in der Verſteigerungsordnung vom 15. July 1787 feſtgeſetzten 
Zeit nicht mehr zurückgenommen werden ($. 862 b. G. B.) ). 
Daß aber ſowohl die Zahlung als auch die Einlöfung der For— 
derung auch vor der zwegten und dritten Feilbiethung erfolgen kön— 


ne, verſteht ſich von ſelbſt. 


2. 
Von der Verſteigerungs— 8 


Erſcheint der beſtimmte Verſteigerungs-Termin, ſo iſt die Ver— 
ſteigerung im Gerichtsorte, und zwar auf dem Lande in Gegenwart 
wenigſtens Einer Gerichtsperſon und eines Actuars, in Städten und 
Märkten aber in Gegenwart zweher Gerichtsperſonen und eines Ac— 
tuars vorzunehmen. 

Bey beweglichen Sachen aber wird die Verſteigerung im Orte, 
wo fie fich befinden, in Gegenwart einer Gerichtsperſon und eines Ac— 
tuars abgehalten. In beyden Fällen muß aber ein beeideter Aus— 
rufer zugegen ſeyn (§. 331 allg. G. O.). 

Es kommt nun darauf an, ob Kaufluſtige bey der erſten und 
zweyten Feilbiethung zugegen find, oder nicht. Melden ſich keine 
Kaufluſtigen, ſo iſt dieſes in dem Protocolle anzumerken, und iſt 
nach Umſtänden die zweyte oder dritte Feilbiethung mit dem Bey: 
faße öffentlich kund zu machen, daß bey der erſten — zweyten Ver- 
ſteigerungs-Tagſatzung ſich kein Kaufluſtiger eingefunden habe. 

Melden ſich aber Lizitanten, fo wird die Feilbiethung mit der 
Ableſung der Bedingungen und des Feilbiethungs-Edietes eröffnet. 
Die Kaufluſtigen aber haben, falls ein Vadium bedungen iſt, dasſel— 
be zu Gerichtshanden vorläufig zu erlegen. 

Als Kaufluſtige können aber ſolche Perſonen nicht angenom— 
men werden, welche das feilgebothene Gut nicht beſitzen könnten, 
als die türkiſchen Unterthanen und ihre Gattinen, wenn dieſe auch 
öſterreichiſche Unterthanen vor der Verehelichung geweſen wären, und 
die Juden in Böhmen, weil ſowohl die Einen als die Andern, und 


)) Siehe den Commeutar des Hrn. Appell. R. Rippel zum 5. 462 b. G. B., B. 
III., S. 306, Nr. 2. ü 
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zwar die Erſteren in dem ganzen öſterreichiſchen Staate, die Zwey— 
ten aber in Böhmen keine Realität beſitzen können (Hofd. vom 24. 
Febr. 1816, Nr. 1214, und vom 20. July 1827, Nr. 2294). 
Auch Gutsunterthanen, ſo lange ſie für ihre Perſon der Gerichts— 
barkeit einer Grundobrigkeit unterſtehen, und nicht mit Bewilligung 
ihrer Grundobrigkeit das ſtädtiſche Bürgerrecht erwerben, können in 
keiner Stadt, ſie ſey königlich, oder eine Schutz- oder unterthänige 
Stadt, eine bürgerliche ſtädtiſche Realität, ohne Unterſchied, ob ſie 
ein Haus, anderes Gebäude oder Feldgrundſtück iſt, gültig beſitzen, 
folglich auch nicht für ſich erſtehen (Hofd. vom 23. Aug. 1819, 
Nr. 1598). 

Eben ſo wenig könnte der Schuldner ſelbſt als Lizitant ange— 
nommen werden (Hofd. vom 6. Oct. 1789, 27. März 1793 und 
§. 463 b. G. B.). Indeſſen aber bin ich ganz der Meinung des 
Herrn Appellationsrathes Nippel 1), daß der Beſitzer des Pfandgutes, 
wenn er eine von dem Perſonalſchuldner verſchiedene Perſon iſt, zur 
Mitlizitation zugelaſſen werden müßte, weil das Geſetz nur den 
eigentlichen Schuldner allein ausſchließt. a 

Der erſte Ausrufspreis iſt bey jeder der drey Feilbiethungs-Tag⸗ 
ſatzungen der Schätzungswerth der Realität, oder des zu verſteigern— 
den Gutes. Sind mehrere für ſich beſtehende Güter zu verſteigern, 
ſo muß jedes für ſich allein mit ſeinem Schätzungswerthe ausgeru— 
fen und verſteigert werden. Dieſes iſt beſonders bey jenen Bauern— 
gütern der Fall, bey welchen mit der Bauernwirthſchaft mehrere 
Ueberlandgrundſtücke unter eigenen Urbar-Nummern verbunden ſind, 
wenn die ganze Wirthſchaft im Executionswege zur Verſteigerung 
gebracht wird. Bey beweglichen Gütern muß den Kaufluſtigen der 
zu verſteigernde Gegenſtand beym Ausrufe zur genauen Beſichtigung 
vorgewieſen werden. 

Wird nun von einem Kaufluſtigen der Schätzungswerth ange— 
bothen, ſo wird dieſer Anboth mit der Benennung des Anbiethers 
in das Protocoll aufgenommen, und auf gleiche Weiſe werden alle 
fernern Anbothe bis auf den höchſten protocollirt. 

Bey beweglichen Sachen, Fahrniſſen u. dgl. pflegt man nur 
den hoͤchſten Anboth zu protocolliren. 


4) Siehe feinen Commentar über das d. G. B. zum 9. 365, Nr. 2, S. sos. 
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Wird bey unbeweglichen Sache eine Friſt zur Ueberlegung be: 
gehrt, ſo muß ſelbe auf ungefähr eine Viertelſtunde bewilliget wer— 
den (F. 335 allg. G. O.). Vor dem Abſchlagen mit dem Aus— 
drucke „zum dritten Mahle,“ muß bey unbeweglichen Sachen durch 
einen Zeitraum von 5 Minuten ausgehalten werden; bey beweglichen 
Sachen aber hängt es von dem Commiſſär ab, wie er dieſe Friſt 
abkürzen wolle; auch iſt er befugt, eine kürzere Bedenkzeit zu bewil— 
ligen, wenn die Sache von keinem großen Werthe iſt (§. 347 allg. G. O.). 

Sf der höchſte Anboth durch die Zuſchlagung erhoben, fo wird 
die Verſteigerung geſchloſſen, das Protocoll von dem Erſteher und 
der Commiſſion gefertiget, und ſo die Lizitation für beendet erklärt. 

Wenn mehrere bewegliche Sachen verſteigert werden, verſteht es 
ſich von ſelbſt, daß das Protocoll nicht von jedem Erſteher unter— 
ſchrieben werden könne, ſondern in dieſem Falle muß die Fertigung 
von Seite der Commiſſion und der etwa gegenwärtig geweſenen RIIE 
tereſſenten oder Zeugen genügen. 


5. 128. 
Von der dritten Verſteigerungs-Tagſatzung. 
Wenn bey der erſten und zmwegten Feilbiethungs-Tagſatzung 
entweder gar kein Kaufluſtiger erſchienen wäre, oder keiner den Schä— 
tzungswerth gebothen hätte, ſo kommt es zur dritten Verſteigerung. 
Auch bey dieſer wird im Anfange das Gut um den Schätzungs— 
werth ausgerufen, und wenn auch da derſelbe nicht gebothen wird, 
ſo werden die Kaufluſtigen aufgefordert, einen Anboth zu machen, 
und dieſer ſo erzielte Anboth wird als Ausrufspreis angenommen, 
übrigens aber fo, wie oben F. 127 erörtert wurde, verfahren. Von 
den beweglichen Sachen kommen bey der dritten Verſteigerung nur dieje⸗ 
nigen zu veräußern, welche bey der erſten und zweyten Verſteigerungs⸗ 
Tagſatzung um den Schätzungswerth nicht an Mann gebracht wurden. 


5. 129. 
Von den bey der dritten Verſteigerung nicht an— 
gebrachten Gegenſtänden. 


Sollte ſich aber bey dieſer dritten Verſteigerung Niemand zu 
einem Anbothe herbehlaſſen, fo ſteht es dem Executionsführer freg, 
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das Gut um den Schätzungswerth zu übernehmen, dasſelbe in Se— 
queſtration zu ziehen, oder es neuerdings bey einer oder mehreren 
Lizitations⸗Tagſatzungen feilbiethen zu laffen (Hofd. vom 30. Sept. 
1784, Nr. 344). { 

Wenn der Executionsführer das in die Execution gezogene Gut, 
weil bey der dritten Feilbiethung Niemand einen Anboth machte, 
um den Schätzungswerth übernimmt, ſo tritt dieſe Uebernahme an 
die Stelle der Verſteigerung, der Executionsführer erlegt den Schätz— 
werth, welcher nach Vorſchrift der Geſetze unter die Tabulargläubi— 
ger vertheilt wird. Nach erlegtem oder geſetzlich verwendetem Schä— 
tzungswerthe muß auch ihm das übernommene Gut, wie dem wirk— 
lichen Meiſtbiether, frey von allen Laſten übergeben werden. 


9. 150. 
Von der Verſteigerung der Concursgüter. 


Wenn bey einem Concurſe ein Concursgut bey der erſten und 
zwegten Feilbiethung um den Schätzungswerth nicht an Mann ge— 
bracht wird, iſt dasſelbe bis nach verfaßter Glaffification aufzubewah— 
ren; dann aber müſſen die Crida-Gläubiger einvernommen werden, 
ob dasſelbe Einer oder der Andere um den Schätzungswerth überneh— 
men wolle. Uebernimmt es Einer um dieſen Preis, ſo iſt auch er 
einem Meiſtbiether gleich zu halten; will ſelbes aber Niemand um 
den Schätzungswerth übernehmen, ſo iſt Alles, ohne auf eine Schä— 
tzung zu ſehen, dem Meiſtbiethenden hintanzugeben (§. 39 allg. G. O.). 


5. 131. 


Von der Relizitation. 

Wenn der Meiſtbiethende die bedungenen oder geſetzlich beſtimm⸗ 
ten Zahlungsfriſten nicht genau zuhielte, ſo könnte nach §. 338 
allg. G. O. ſowohl der Executionsführer, als auch der Exequirte 
anlangen, daß die von dem ſäumigen Meiſtbiether erſtandene Rea— 
lität auf Gefahr und Koſten desſelben, ohne eine neue Schätzung, 
und mit Anberaumung einer einzigen Feilbiethungs-Tagſatzung, auch 
allenfalls unter der Schätzung feilgebothen werde. Wenn jedoch der 
Meiſtbiether vor der Stunde, welche zur Verſteigerung beſtimmt iſt, 
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die rückſtändigen Währungen und aufgelaufenen Koſten bar erlegte, 
fo wären ſolche anzunehmen, und mit der Verſteigerung nicht vor⸗ 
zugehen. 


9. 132. 


Ob auch ein intabulirter, und zur Zahlung angewie— 
ſener Gläubiger die Relizitation verlangen könne? 
Obgleich der §. 338 allg. G. O. ausdrücklich nur dem Exe⸗ 
eutionsführer und dem Exequirten das Necht, die Nelizitation zu ver— 
langen, einräumt; ſo bin ich doch der Meinung, daß auch intabu— 
lirte Gläubiger, deren Forderungen liquid und in der Vertheilung 
zur Zahlung zugewieſen wurden, im Falle der nach den Lizitations— 
Bedingungen nicht erfolgenden Befriedigung die Relizitation begeh— 
ren können. Meine Gründe für dieſe Behauptung ſind folgende: 

1. Der F. 339 allg. G. O. beſtimmt: Das erſtandene Gut fey 
dem Meiſtbiethenden in das Eigenthum nicht eher zu über- 
geben, als nachdem er den ganzen Kaufſchilling erlegt, oder 
für die bedungenen Zahlungsfriften hinlängliche Sicherheit 
gegeben, oder ſich mit den Theilnehmern dieſerwegen ſonſt 
einverſtanden habe. 

Aus dieſem Paragraphe folgt daher, daß der Meiſtbie— 
ther in der Negel den ganzen Kaufſchilling bar zu erlegen, 
folglich auch jeder auf den Meiſtboth angewieſene Gläubiger 
das Necht auf bare Auszahlung habe, wenn nicht etwa aus— 
drücklich in den Lizitations-Bedingungen Zahlungsfriſten bes 
dungen wurden, oder ſich die Gläubiger mit dem Meiſtbie⸗ 
ther wegen längerer Zuwartung einverſtanden haben. 

2. Dieſes Necht, auf ſogleiche Zahlung zu dringen, ſteht jedem Theil— 
nehmer gegen den Meiſtbiether zu, und zwar unter dem noch 
immer beſtehenden Pfandrechte auf das von dieſem erſtande⸗ 
ne Gut; es muß demnach auch jedem das Recht zuſtehen, 
um zur Zahlung zu gelangen, gegen den Erſteher ſelbſt die 
Feilbiethung zu verlangen. Da aber 

3. die in der Vertheilung zur Zahlung angewieſenen Gläubiger 
auch zugleich ein Recht auf den Meiſtboth ſelbſt haben, und 
eben ſo gut, wie der Executionsführer daraus 3 Befriedi⸗ 


gung verlangen müſſen, fo können fie nicht verhalten wer: 
den, auf ihre eigene Gefahr und Koften im Wege der or— 
dentlichen Execution die Verſteigerung vornehmen zu laſſen, 
und zwar um ſo minder, als der Erſteher 

4. wegen der nicht erfüllten Vertragsverbindlichkeit nach $. 1295 
b. G. B. zum Schadenerſatze verpflichtet iſt, welcher in dem 
gegebenen Falle darin beſteht, daß die Relizitation auf Ge- 
fahr und Koften des Erſtehers vorgenommen wird. Es uns 
terliegt 

5. auch keinem Zweifel, daß der Exequirte, wenn der Erſteher 
die Zahlung nicht leiſtet, auf die Relizitation dringen könn— 
te; da aber die Tabulargläubiger mit ihren Forderungen an 
den Meiſtboth angewieſen wurden, ſo treten ſie dießfalls durch 
die Zuweiſung in die Rechte des Exequirten, und können 
daher rückſichtlich der ihnen zugewieſenen Beträge eben ſo, 
wie dieſer, die Relizitation begehren. | | 


N 133. 
Von den Folgen der Relizitation. 

Da die Nelizitation nach dem Geſetze auf Gefahr und Koſten des 
ſäumigen Erſtehers — übrigens aber auf geſetzliche Art — vorgenommen, 
und das Gut ſchon bey der erſten Feilbiethung auch unter dem Schä— 
tzungswerthe hintangegeben wird, ſo folgt daraus, daß der frühere Er⸗ 
ſteher nicht nur allein die Lizitations-Koſten, ſondern auch jenen Betrag 
aus eigenem Vermögen erſetzen müſſe, um welchen das Gut bey 
dieſer Lizitation unter dem früheren Meiſtbothe weggegangen iſt, 
welcher Betrag als Schadenerſatz auf dem Wege Nechtens gegen den 
früheren Erſteher eingebracht wird, ohne daß er in dieſem Falle die 
erweislichen Meliorations-Koſten in Anſpruch nehmen kann. Denn 
ſo lange das Gut bey der Relizitation nicht über den früheren Meiſt⸗ 
both an Mann gebracht wird, erſcheinen dieſe Meliorations-Koſten 
als nicht für die Maſſe verwendet, können alſo auch nicht gegen die 
Maſſe angeſprochen werden. 

Hat der Meiſtbiether ein Vadium erlegt, oder auf den Meiſt⸗ 
both bereits eine andere Zahlung geleiſtet, ſo wird hieraus der feh⸗ 
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lende Betrag bezogen, und der frühere Erſteher hat nur auf den 
darüber noch verbleibenden Betrag das Rückforderungsrecht. 


5. 134. 
Ueber die Verwendung des bey der Relizitation 
erzielten Ueberſchuſſes. 

Eben ſo gut, als bey der Relizitation ein kleinerer Meiſtboth 
erzielt werden kann, dürfte es ſich auch öfter ergeben, daß das Gut 
um einen höhern Betrag an Mann gebracht wird; in dieſem zwey— 
ten Falle frägt es ſich, wem dieſer Ueberſchuß zufalle? 

Die Sache bloß oberflächlich betrachtet, ſcheint dieſe Frage leicht 
beantwortet zu ſeyn. Da der frühere Erſteher den fehlenden Betrag 
aus feinem eigenen Vermögen erſetzen müſſe, fo fey es billig, daß 
auch der Ueberſchuß ihm zufalle, und die Maſſe habe nur auf den 
früheren Meiſtboth das Recht. Allein Herr Dr. v. Sonnleitner ) 
hat mit vielem Scharfſinne und richtigem juridiſchen Blicke bewieſen, 
daß der entfallende Mehrbetrag nicht dem früheren Erſteher, ſondern 
der Maſſe zufalle, welcher Vehauptung ich mich vollkommen anſchlie— 
ße; nur finde ich noch Folgendes als beſondere Begründung beyzu: 
fügen. — Die Richtigkeit der vom Hrn. Dr. 9. Sonnleitner auf: 
geſtellten Behauptung kann gar keinem Zweifel unterliegen, wenn 
man die Geſetze genau miteinander vergleicht, und den wahren Sinn 
derſelben auffaſſet. Der $. 339 allg. G. O. verordnet ausdrücklich, 
daß dem Erſteher das Gut nicht in das Eigenthum übergeben wer— 
den ſoll, bis er den Kaufſchilling erlegt, oder die bedungenen Zah: 
lungsfriſten hinlänglich ſichergeſtellt habe. Der Erſteher wird alſo 
durch den Act der Erſtehung keineswegs Eigenthümer, ſondern er— 
langt nur ein bedingtes Necht zur Sache. Die Bedingung aber 
beſteht in der Erfüllung der Lizitations⸗ Bedingungen. Hat er dieſe 
erfüllt, und dadurch fein Necht zum unbedingten erhoben, fo hat 
ohnehin keine Relizitation mehr Statt, und er kann die Einantwortung 
des Gutes, folglich die Uebertragung des Eigenthums verlangen, 
Kommt es aber wegen nicht erfüllter Bedingungen zur neuerlichen 
. e fo erliſcht dadurch ſogar fein bedingtes Necht auf die 


N. Siebe di öſterr. Zeitſchrift, Jahrgang 1330, Heft IX. Seite 1785. 
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Sache, und es kann um fo weniger davon die Rede ſeyn, daß ihm ein 
Eigenthumsrecht auf dieſelbe zuſtehe. Da aber nicht der frühere Erſte⸗ 
her, ſondern noch immer der Exequirte zur Zeit der Relizitation Ei⸗ 
genthümer der Verſteigerungsſache iſt, ſo kann auch die neuerliche 
Verſteigerung nur im Nahmen dieſes Eigenthümers vorgenommen 
werden, und da der Kaufpreis, und reſpective hier der zu erzielen— 
de Meiſtboth nur dem Eigenthümer zu Guten kommt, F. 1089 b. 
G. B., ſo folgt von ſelbſt, daß der ganze Meiſtboth, folglich auch 
der in der Frage ſtehende Ueberſchuß um fo mehr nur dem Exe— 
quirten, und rückſichtlich ſeiner Maſſe zufalle, als dem früheren 
Meiſtbiether wegen der nicht erfüllten Lizitations-Bedingungen gar 
kein Necht mehr auf die erſtandene Sache zuſteht, ſondern von ſei— 
ner Seite nur die Verbindlichkeit zum Schadenerſatze wegen nicht 
zugehaltenen Vertrages eintritt “). 


9 135. 
Ausnahmen von dieſer Regel. 

Dieſe Verbindlichkeit zum Schadenerſatze darf aber auch nicht 
zu weit ausgedehnt werden, daher kann man von dem früheren Er— 
ſteher auch nur den wirklich erweislichen Schaden in Anſpruch neh— 
men. Hieraus ergeben ſich folgende zwey Ausnahmen: 

4. Iſt bey der Nelizitation ein größerer Meiſtboth erzielt worden, 
fo find von demſelben die Relizitations-Koſten zu beſtreiten, 
in ſo weit ſelbe durch den Mehrbetrag gedeckt ſind; denn 
in dieſem Falle iſt kein wirklicher Schade, folglich auch keine 
Verpflichtung zum Schadenerſatze vorhanden. s 

Man dürfte zwar einwenden, der §. 338 allg. G. O. 
ordne ohne Unterſchied an, daß die Relizitation auf Koſten 
des Erſtehers vorgenommen werden ſoll, und man dürfe da— 
her auf keinen Fall zu Gunſten des 1 eine Ausnah⸗ 
me machen. 

Wahr iſt es, daß der $. 338 allg. G. O. ganz allge⸗ 
mein beſtimmt, daß die Nelizitation auf Gefahr und Koſten 
des Erſtehers vorgenommen werden fol; allein dieſe Anord⸗ 


1) Siehe hierüber Dr. F. X. Haimerl, Beytrag zur Erklärnng 5 J. 338 allg. G. 
O. 1233, BR Sollinger in Wien. 
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nung muß doch ganz gewiß ihren Grund in den Begriffen 
der Entſchädigung haben, und kann nur dahin verſtanden 
werden, daß der Erſteher für den ganzen erſten Meiſtboth 
zu haften habe, welcher auch — wenn bey der Nelizitation 
derſelbe Meiſtboth erzielt würde — durch die Lizitations-Ko⸗ 
ſten, wenn ſie die Maſſe tragen müßte, vermindert würde. 
Nun wird aber vorausgeſetzt, daß bey der Relizitation ein 
Meiſtboth errungen werde, welcher nicht nur allein dem er- 
ſten Meiſtbothe gleichkommt, ſondern ſogar auch alle Relizi— 
tations-Koſten deckt, für welchen Fall doch offenbar der Grund 

des Geſetzes wegfällt. 
2. Hat der Erſteher von der Zeit der erſten Lizitation bis zur Res 
lizitation das erſtandene Gut verbeſſert, d. i. den Ertrag des⸗ 
ſelben erhöht, fo iſt er, ob er gleich noch nicht Eigenthümer 
war, doch gewiß als Geſchäftsführer ohne Auftrag zu betrach— 
ten, und wenn erwieſen werden kann, daß wegen des ge— 
machten nützlichen Aufwandes bey der Relizitation ein größe— 
ter Meiſtboth errungen wurde; ſo muß dieſer Mehrbe— 
trag, in ſo weit er den gemachten nützlichen Aufwand nicht 
überſteigt, dem frühern Erſteher hinausgegeben werden. Z. B. 
der Meiſtbiether habe im Jahre 183 4 einen unbehauſten Bauern— 
grund um 2000 fl. C. M. erſtanden, auf demſelben Wohn: 
und Wirthſchaftsgebäude errichtet, welche ihm erweislich auf 
1500 fl. C. M. zu ſtehen kamen; nun wird im Jahre 1835 
derſelbe Grund mit dem Gebäude nach §. 418 b. G. B. 
aus dem Grunde der nicht erfüllten Lizitations-Bedingun⸗ 
gen relizitirt, und um 4000 fl. C. M. dem Meiſtbiether zu: 
geſchlagen, fo müſſen dem erſten Meiſtbiether aus dem Meiſt⸗ 
bothe 1500 fl. als Meliorations-Köſten ausgezahlt werden. 
Denn der Meiſtboth beſteht hier offenbar aus zwei Factoren, 
erſtens aus dem Werthe des Grundes ohne Zuwachs, und 
zweytens aus dem Werthe des Zuwachſes. Nur auf den er— 
ſten Werth hat der Exequirte und refpective deſſen Maſſe ein 
Recht, nicht aber auf den zwehten; wollte ſich die Maſſe auch 
dieſen zweyten Werth zueignen, fo würde fie ſich mit frem— 
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dem Gute bereichern, und wider die geſetzlichen Vorſchriften 
handeln. 1 N 

Die Geſchäftsführung iſt in dieſem Falle offenbar zu des An— 
deren klaren und überwiegenden Vortheile geführt worden, folglich 
müſſen dem Geſchäftsführer die erweislich darauf verwendeten Koſten 
nach §. 1037 b. G. B. erſetzt werden; hiemit ſtimmt auch der $. 
418 b. G. B. überein, nach welchem demjenigen, der auf fremden 
Grunde bauet, die Koſten gleich einem Geſchäftsführer ohne Auftrag 
erſetzt werden müſſen. Dieſen Erſatz hat aber der Bauführer gerade 
aus dem Ueberſchuſſe des Meiſtbothes anzuſprechen, weil derſelbe in 
der Summe des Meiſtbothes begriffen iſt. 

Würden aber bey der Relizitation nicht 4000, ſondern nur 
3000 fl. erzielt worden ſeyn, fo verſteht es ſich von ſelbſt, daß er 
davon nicht 1500 fl., ſondern nur 1000 fl. anſprechen könnte, weil 
in Betracht des früheren Meiſtbothes in der Summe des Letzteren 
nur dieſer Betrag an Meliorations-Koſten enthalten iſt, und weil 
man nur rückſichtlich des Ueberſchuſſes behaupten kann, die Baufüh— 
rung fey zum klaren und überwiegenden Vortheile des Eigenthümers 
vorgenommen worden. 
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Damian und Sorge. 


1838. 


Gedruckt mit Tanzer'ſchen Schriften. 


Eintheilung. 


Dieſer Band enthält fünf Abſchnitte, wovon der erſte 
von der wirklichen Befriedigung concurrirender 
Gläubiger aus dem executiven Meiſtbothe ſammt 
Zugehör, der zweyte von der Befriedigung der Gläu— 
biger durch Sequeſtration, der dritte sn der Befrie— 
digung der Gläubiger aus den Renten und Be— 
ſoldungen, der vierte von der geſetzmäßigen Bes 
friedigung coneurrirender Werlaſſenſchaftsgläu— 


biger, und der fünfte von der Befriedigung con— 


IV 
currirender Gläubiger durch die Behandlung handelt; 


da aber jeder Abſchnitt wieder in Hauptſtücke abgetheilt 
wird, ſo folgt daraus, daß jedem Abſchnitte wieder eine 


beſondere Eintheilung beygefügt werden muß. 


I. Abſchnitt. 


Von der wirklichen Befriedigung concurri— 
render Gläubiger aus dem erzielten Meiſt— 
bothe ſammt Zugehör. 


— 


5. 136. 
Eintheilung der Materie dieſes Abſchnittes. 


Nachdem alle Executions- Schritte als vorbereitende Hand— 
lungen zur Befriedigung concurrirender Gläubiger abgehandelt ſind, 
wird endlich zur geſetzmäßigen Befriedigung ſelbſt gefchritten, wobey 
jedoch wieder verſchiedene Stadien eintreten, welche zwar in der Praxis 
zuſammenſchmelzen, wiſſenſchaftlich aber genau unterſchieden, folglich 
auch hier der Ordnung nach abgehandelt werden müſſen. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß, wenn ein Vermögen un- 
ter Mehrere geſetzmäßig vertheilt werden ſoll, vor Allem die Sum— 
me des Vermögens — der Dioidendus — bekannt feyn müſſe; da 
ferner aus demſelben nur jenen Gläubigern ein Vetrag zu zuthei— 
len kommt, welche eine richtige Forderung nachgewieſen haben, ſo 
müſſen die Anſprecher ihre Forderungen liquidiren. Da weiters die 
Befriedigung nur in der geſetzlichen Ordnung vor ſich gehen kann, 
fo muß die Ordnung der Befciedigung richterlich ausgeſprochen, d. i. 
es muß eine Claſſification mit der Anweiſung verbunden verfaßt wer— 
den; und erſt, wenn dieſe unangefochten, d. i. rechtskräftig da ſteht, 
kann mit der Auszahlung oder Uebernahme von Seite des Erſtehers 
ſelbſt vorgegangen werden; daher zerfällt dieſer Abſchnitt in vier 
Hauptſtücke: 

2. Bd. 1 


a) Von der Zuſammenſtellung des Zahlungsfondes; 

p) Von der Liquidirung der Anſprüche; 

c) Von der Claſſification und Zuweiſung, und 

d) Von der wirklichen Befriedigung, oder Uebernahme der Gläubi⸗ 
ger von Seite des Erſtehers. 


I. Hauptſtück. 


Von der Zuſammenſtellung des Zahlungs 
fondes. 


. — 


5. 137. 


Von den Beſtandtheilen des Zahlungsfondes. 

Es dürfte ſonderbar ſcheinen, hier ein eigenes Hauptſtück über 
die Zuſammenſtellung des Zahlungsfondes zu finden; allein, wenn 
man bedenkt, daß dieſer nicht immer nur aus dem Meiſtbothe oder 
dem Uebernahmswerthe, ſondern aus mehreren andern Factoren 
beſtehen kann, daß bisweilen ſelbſt von dem Meiſtbothe nur ein 
Theil als Befriedigungsfond ausgeſchieden werden darf; ſo wird das 
Sonderbare dieſer Verfahrungsweiſe verſchwinden. 

Der Fond zur Befriedigung der Gläubiger beſteht oft nur allein 
in dem Meiſtbothe, oder dem Uebernahmspreiſe, oft aber nur aus 
elnem Theile desſelben; nicht ſelten aber wird dieſer Meiſtboth oder 
Uebernahmsbetrag durch die noch nicht eingehobenen Nutzungen, 
oder auch durch ſchon bezogene Früchte und eingehobene Nutzungen 
vermehrt; oft aber müſſen aus der Geſammtſumme zur Befriedigung 
abgeſonderte Theilſummen gebildet werden. 


f 5. 158. 
Wenn der Befriedigungsfond nur in dem Meiſt⸗ 
bothe oder Uebernahmspreiſe beſteht. 


Wenn der Fond zur Befriedigung nur in dem Meiſtbothe oder in 
dem Uebernahmspreiſe beſteht — wobeg jedoch von dem Uebernahms⸗ 
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preife nach §. 324 allg. G. O. keine Nede ſeyn kann (§. 114), fo 
kommen zwey Fragen zu beantworten: 
1) Ob der ganze Meiſtboth oder Uebernahmsbetrag zur Befrie⸗ 
digung der Gläubiger zu verwenden, und 
2) Ob der ganze Betrag in einer Summe zu behandeln, oder 
derſelbe in Theilbeträge abzuſondern ſey? 


d. 139. 
In welchem Falle nicht der ganze Betrag unter 
die Gläubiger vertheilt werden könne. 


Iſt das verſteigerte Gut frey vererblich — allodial —; fo konnte 
dasſelbe quoad corpus auch unbeſchränkt verpfändet werden, folg— 
lich haben alle intabulirten Gläubiger das Recht, aus dem ganzen 
Meiſtbothe ihre Befriedigung zu ſuchen. War aber das verfteigerte 
Gut mit dem Fideieommiß- oder Subflitutiong : Bande behaftet, ſo 
konnen die nach dieſem intabulirten Gläubiger nach §§. 468 u. 642 
b. G. B. ihre Befriedigung aus dem Stammvermögen nicht fordern; 
daher wird nur jener Meiſtboth oder Uebernahmsbetrag zur Befrie— 
digung der Gläubiger verwendet, welcher erfordert wird, um die Gläu— 
biger, die ſchon vor dem Fideicommiß- oder Subſtitutions-Bande 
intabulirt waren, zu befriedigen; ja es können in dieſem Falle aus 
dem Meiſtbothe nicht einmahl die vor den Tabulargläubigern prios 
rirten Poſten befriediget werden, wenn immer ihre Befriedigung aus 
den bereits vorhandenen, oder aus dem Meiſtbothsreſte zu erzielenden 
Früchten und Nutzungen möglich iſt; denn da dieſe Güter durch 
allerhöchſt erfloſſene Bewilligungen, oder ſelbſt geſetzlich als unver— 
äußerlich erklärt wurden, fo muß dieſe Unveräußerlichkeit auf alle 
jene Gläubiger wirken, welchen nicht ſchon vor dieſer Erklärung das 
Forderungsrecht zuſtand. 

Der Ueberreſt des Meiſtbothes oder des die Stelle desſelben ver⸗ 
tretenden Uebernahmspreiſes wird ſtatt des unveräußerlichen Gu⸗ 
tes als Fideicommiß⸗ oder Subſtitutions⸗Capital hinterlegt. 

1 * 
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. 140. 
Von der Abtheilung des Meiſtbothes. 


Da zu dem unbeweglichen Gute nach den §§. 295, 296 u. 457 
auch die noch ſtehenden Früchte und die ſchon abgeſonderten, aber 
als fundus instructus zu behandelnden Vorräthe gehören; ſo wer— 
den bald mit dem unbeweglichen Gute ſelbſt, bald abgeſondert, auch 
dieſe Gegenſtände verſteigert, und ſo macht auch der für ſelbe er— 
löſte Betrag einen Theil des ganzen Meiſtbothes aus. f 

Hierbey iſt nur zu unterſcheiden, ob unter den intabulirten Gläu⸗ 
bigern auch ſolche vorkommen, welche bloß ad fructus intabulirt 
ſind, oder ob allen das Pfandrecht ad corpus zuſteht. 

In dem letzteren Falle bleibt der ganze Meiſtboth in einer 
Summe beyſammen; in dem erſten Falle aber muß der für die 
Früchte erzielte Betrag als ein abgeſonderter Befriedigungsfond aus⸗ 
geſchieden werden. $. 199 — F. 457 G. B. 

Wurden die in den §§. 295 u. 296 G. B. erwähnten Früchte 
abgeſondert verſteigert, ſo beſteht für ſelbe ohnehin der abgeſonderte 
Meiſtboth; nur müßte, wenn mit den zum fundus instructus ge⸗ 
hörigen Früchten auch alle übrigen Beſtandtheile des Gutes, als: 
Vieh, Geräthſchaften u. dgl. verſteigert worden wären, der für die 
letztern Gegenſtände erzielte Meiſtboth abgeſondert, und dem Meiſt⸗ 
bothe für das Gut zugeſchlagen werden. 

Wird das ganze Gut mit den ſtehenden Früchten und dem fun- 
dus instructus unter einem Ausrufspreiſe verſteigert, ſo muß die 
Abſonderung vorgenommen werden, welche nach dem Verhältniſſe des 
Schätzungswerthes realiſirt wird, wobeh es ſich aber von ſelbſt verſteht, 
daß, wenn die Vorräthe bis zur Verſteigerung ſich vermindert hätten, 
auch die Abſonderung nur nach dieſem verminderten Schätzungs— 
werthe vor ſich gehen könnte, indem auch bey der Feilbiethung der 
verminderte Betrag des Schätzungswerthes von dem Ausrufspreiſe 
abgeſchlagen werden muß. g 

Dasſelbe gilt auch von den nochſtehenden Früchten, in ſo ferne 
dieſelben bis zur Verſteigerung abgeſondert wurden. 

Rückſichtlich dieſer Letztern wäre es aber, wenn die Feilbiethung 
nicht bald nach der Schätzung erfolgte, rathſam, dieſelben abgeſon⸗ 
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dert zu verſteigern, weil fich ihr wahrer Werth von Zeit zu Zeit vers 
mehrt, folglich die Schätzung nicht immer der zuverläſſige Maßſtab 
der Abſonderung bleibt ($. 86). a 

Eine Abtheilung des Meiſtbothes findet auch bey den in dem 
Mitbeſitze geſtandenen und gerichtlich verſteigerten Realitäten Statt, 
wenn Gläubiger theils auf die ganze Realität, theils auf die An— 
theile der Mitbeſitzer verſichert ſind; und zwar dergeſtalt, daß die vor 
der Trennung des Beſitzes auf die ganze Realität intabulirten Gläu— 
biger auch aus dem ganzen Meiſtbothe befriediget werden, und daß 
der über die Befriedigung dieſer noch verbleibende Reſt nach Verhält— 
niß des Mitbeſitzes abgeſondert wird. 


F. 141. 


Der Meiſtboth- oder Uebernahmsbetrag wird durch 
die nicht eingehobenen Nutzungen vermehrt. 
Nach F. 157 b. G. B. erſtrecket ſich das Pfandrecht auch auf die 

noch nicht bezogenen Früchte, worunter (§. 55 u. 56) die Nutzun⸗ 

gen verſtanden werden. f 
Iſt daher ein nutzbringendes Gut verſteigert worden, fo müſſen 

die rückſtändigen Nutzungen erhoben, und ſelbe (§. 140) entweder 

zu dem ganzen Meiſtbothe, oder zu dem Meiſtbothe für die Früchte 
hinzuaddirt werden. 

Man dürfte vielleicht einwenden, der Nichter habe nur den Meiſt⸗ 
both allein zur Vertheilung zu bringen, und ſich mit den noch rück— 
ſtändigen Nutzungen nicht zu befaſſen, indem es nur Sache der Pfand— 
gläubiger fey, wenn fie durch den ausgefallenen Meiſtboth nicht ihre 
volle Befriedigung erhalten, ſich an dieſen Nutzungen zu regreſſiren. 

In der Ausübung pflegt man auch in der That hierauf keine 
Nückſicht zu nehmen, ja es ſind mir ſogar ſchon Fälle vorgekom— 
men, daß dieſe offenbar den Pfandgläubigern gehörenden Nutzungen 
in der 4. Claſſe unter die Gemeingläubiger bey Concursmaſſe-Ver— 
theilungen vertheilt wurden. AR ah, | 

Allein dieſe Einwendung verſchwindet, wenn man bedenkt, daß 
der Richter verpflichtet iſt, dem Erſteher jene Gläubiger in der ge— 
ſetzlichen Ordnung zur Befriedigung zu zuweiſen, welchen eine rich— 
tige Forderung zuſteht. Da nun die Befriedigung in der vorgeſchrie⸗ 
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benen Ordnung aus dem ganzen Pfandgute erfolgen muß; ſo liegt 
die Nothwendigkeit der Erhebung der rückſtändigen Nutzungen am 
Tage, weil man ſonſt nicht beſtimmt berechnen könnte, welche Gläu⸗ 
biger, und mit welchen Beträgen auf dieſe Nutzungen, und welche 
an den Guts-Meiſtboth angewieſen werden müſſen. 

Würden die Gläubiger bey vorhandenen rückſtändigen Nutzun⸗ 
gen auf den Guts⸗Meiſtboth, obgleich nach der Ordnung der Tafel 
angewieſen, fo wäre die Vertheilung an ſich unrichtig, und konnte 
ſchon aus dieſem Grunde als eine Nullität beſtritten werden. 


9. 142. 


Ob die vom Tage der Lizitation bis zum Tage der 
Uebergabe eingehenden Nutzungen auch für die 
Pfandgläubiger zu verwenden ſeyen? 


Es geſchieht beſonders bey bedeutenden Gütern meiſtens, daß 
das erſtandene Gut nicht gleich, ſondern erſt nach einer beſtimmten 
Zeit an den Erſteher übergeben wird, und es entwickelt ſich daraus 
die in der Praxis äußerſt wichtige Frage, ob die vom Tage der Er— 
ſtehung bis zur Uebergabe eingehenden Nutzungen zur Vertheilung 
unter die Pfandgläubiger geeignet ſeyen, oder ob fie dem Exequir⸗ 
ten zur freyen Dispoſition gehören. 

Obgleich man glauben ſollte, daß das Dispoſitions-RNecht des 
Exequirten vom Tage der Erſtehung außer aller Wirkſamkeit geſetzt 
ſey, daß alſo die eingehenden Nutzungen bis zum Tage der Ueber— 
gabe nach dem §. 457 b. G. B. um fo mehr zur Befriedigung der 
Pfandgläubiger verwendet werden ſollten, als nach dem Geſetze der 
Meiſtboth ſogleich bezahlt, und das Gut ſogleich dem Erſteher in die 
Benützung übergeben werden ſollte, es alſo nur in der Willkühr der 
Pfandgläubiger liege, um einen vortheilhafteren Verkauf zu erzielen, 
vermöge der Lizitations⸗Bedingungen die Uebergabe weiter hinaus⸗ 
zubeſtimmen; ſo bin ich dech der Meinung, daß die vom Tage der 
Erſtehung bis zum Tage der Uebergabe — außer dem Concurſe — 
eingehenden Nutzungen dem Exequirten zur fregen Dispoſition verbleiben. 

Denn der §. 1089 b. G. B. beſtimmt: Auch bey gerichtlichen 
Verkäufen finden die über Verträge, und den Tauſch⸗ und Kauf⸗ 
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vertrag insbeſondere aufgeſtellten Vorſchriften in der Negel Statt; 
in ſo ferne nicht in dieſem Geſetze, oder in der Gerichtsordnung 
eigene Anordnungen enthalten ſind. 

Auch bey gerichtlichen Feilbiethungen erwirbt der Erßeher aus 
der Lizitation, fo wie aus dem Kauf- und Tauſchvertrage nur ein 
perſönliches Recht zur Sache — jus ad rem — das Eigenthum 
aber geht erſt durch die erfolgende Uebergabe auf ihn über $. 425 
G. B. Bis zum Tage der Uebergabe bleibt daher der Exequirte 
Eigenthümer, folglich auch Beſitzer. 

Nun beſtimmt aber der $. 1050 b. G. B., worauf ſich der §. 1064 
b. G. B. bezieht, daß dem Beſitzer die Nutzungen der Sache bis zur 
bedungenen Zeit der Uebergabe gebühren, und da dieſer Beſitzer nur 
der Exequirte iſt, ſo ſteht nur ihm das Necht des Bezuges zu. 

Die intabulirten Gläubiger haben zwar auf die Nutzungen nach 
$. 457 b. G. B. das Pfandrecht; allein dieſes Pfandrecht wird erſt 
dadurch wirkſam, daß ſie mittelſt der Sequeſtration dieſe Nutzungen 
zu ihrer Befriedigung beſtimmen. So lange ſie dieſe Sequeſtration 
nicht erwirkt haben, tritt ihr Pfandrecht nicht in Wirkfamfeit, 


J. 143. 


Ob dem Exequirten auch das Recht der Abſonde— 
derung der Früchte bis zum Tage der Uebergabe 
zuſtehe? 

Das nähmliche Verhältniß waltet auch rückſichtlich der Abſon— 
derung der Früchte bis zum Tage der Uebergabe ob; denn da nur 
dem Eigenthümer das Recht der Abſonderung zuſteht, der Exequirte 
aber bis zum Tage der zu erfolgenden Uebergabe Eigenthümer der 
im Executionswege verſteigerten Realität bleibt, ſo kann auch nur 
ihm das Net der Abſonderung zuſtehen. Die intabulirten Pfand— 
gläubiger können das ihnen zwar aus dem Geſetze darauf zuſtehende 
Pfandrecht nicht ausüben, wenn ſie nicht insbeſondere dieſe Früchte 
mittelſt der Sequeſtration in die Execution gezogen haben. 
Man könnte zwar einwenden, die ſtehenden Früchte feyen nach 
F. 295 b. G. B. ein integrirender Theil des Pfandgutes, und müßten 
daher nothwendig mit dieſem verſteigert werden, weil man ſonſt nicht 
behaupten könne, daß das ganze Pfandgut verſteigert worden ſey; 
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allein, wenn das Pfandgut unter einem feſtgeſetzten Termine der Ueber— 
gabe zur Verſteigerung gebracht wird, fo find nach $. 295 b. G. B. 
nur jene Früchte als ein integrirender Theil zu betrachten, welche 
zur Zeit der bedungenen Uebergabe noch abgeſondert vorhanden ſind. 
Dadurch, daß die Execution führenden Gläubiger den Uebergabs— 
Termin hinaus ſchoben, haben fie nur ſtillſchweigend geſtattet, daß 
der Exequirte ſich bis dorthin noch als Eigenthümer benehme, wenn 
ſie ihm das Benützungsrecht nicht durch die Sequeſtrationsführung 
entzogen haben. 


F. 144. 
Von der Art der Einhebung der rückſtändigen 
Nutzungen. 


Nach der im F. 142 aufgeſtellten Behauptung ſteht daher den 
Pfandgläubigern das Pfandrecht nur auf die zur Zeit der bedunge— 
nen Uebergabe noch rückſtändigen Nutzungen zu, welche alſo auch 
in dieſem Zeitpuncte zu erheben ſind. 

Die Art dieſer Erhebung ſelbſt richtet ſich nach den Umſtänden: 

Beſteht die Realität in einem einfachen Zins tragenden Gute; ſo 
hat man lediglich zu erheben, ſeit wann der zu entrichtende Zins im 
Ausſtande haftet, und berechnet denſelben bis zum Zeitpuncte der 
Uebergabe an den Erſteher. Die Liquidität dieſes Rückſtandes wird 
durch das Geſtändniß der Zins zahlenden Partheyen hergeſtellt, wel— 
chen zugleich aufgetragen wird, denſelben nur an die von Seite des 
Gerichtes darauf Angewieſenen zu entrichten. Dasſelbe gilt auch, 
wenn von einem im Executionswege verſteigerten Capitale die Zin— 
ſen im Rückſtande haften. ‘ 

Schwieriger iſt dieſe Erhebung bey Complexitäten, und insbe⸗ 
fondere bey Gülten und Herrſchaften, bey welchen beynahe immer 
ſolche Nückſtände vorkommen, und deren Erhebung nothwendig eine 
Liquidation vorausſetzt. 


5. 145. 
Wie dieſe Liquidation gepflogen werden müſſe? 
Da nur die am Tage der Uebergabe noch ausſtändigen Nutzun— 


gen zu erheben find, fo wäre die Erhebungs-Liquidation unter einem 
mit dem Acte der Uebergabe vorzunehmen. 
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Die abgeordnete Liquidations-Commiſſion wird vor Allem zu 
erheben haben, ob Beftandtheile der Herrſchaft verpachtet ſeyen, und 
wird, wie oben §. 144, den rückſtändigen Pachtzins in das Nück— 
ſtandsverzeichniß aufnehmen. 

Iſt mit der Herrſchaft ein Taz incorporirt, ſo wird in das 
Nückſtandsverzeichniß jener Betrag aufgenommen, welcher an der 
Tazrente von dem Tage der letzten Erhebung bis zum Zeitpuncte 
der Uebergabe entfällt. 

In Betreff der eigentlichen Unterthansrückſtände werden 19 
in 2 Claſſen eingetheilt: 

a) in ſolche, welche von Zeit zu Zeit verfallen, und 
b) in ſolche, welchen ein beſtimmter Verfallstag zugewieſen iſt. 

Zu den erſtern gehören der trockene Gelddienſt (§. 95) und die 

Neluitions⸗Beträge. 
Hiebeg hat die Commiſſton zu unterſuchen, ob ſie von dem 
einen oder dem andern Unterthan für das laufende Jahr ſchon ein— 
gehoben wurden oder nicht. Wenn die ſchon eingehobenen Beträge 
auch wirklich ſich noch in der Rentcaſſe der Herrſchaft befänden, 
dürften fie unter die Rückſtände nicht aufgenommen werden, weil 
auf dieſe ſchon eingehobenen Veträge den Gläubigern kein Pfand— 
recht mehr zuſteht. 

In ſo weit aber dieſe Beträge noch nicht eingezahlt erſcheinen, 
hat ſich die Commiſſion aus den Bücheln der Unterthanen zu über— 
zeugen, wie lange dieſe Gaben noch im Rückſtande haften; ſind noch 
von früheren Jahren Ausſtände vorhanden, ſo werden ſelbe im gan— 
zen Betrage in das Rückſtandsverzeichniß eingetragen, die Rückſtän— 
de des laufenden Jahres aber in dem aus der Berechnung bis zum 
Tage der Uebergabe ſich zeigenden Betrage. 

Zu den unter b) aufgeführten Unterthansrückſtänden gehören 
die Gefälle und Taxen. 

Da beſonders oft die Gefälle durch mehrere Jahre im Ausſtan— 
de haften, ſo hat ſich die Commiſſion von dem Verwaltungsamte einen 
Rückſtands⸗Ausweis vorlegen zu laſſen, wird denſelben nach den Ne— 
giſtraturs-Acten, und befonders nach den Veränderungs-, Heiraths⸗ 
vertrags- und Schätzungsprotokollen prüfen, welche fie nach Um— 
ſtänden durch mehrere Jahre genau durchzugehen hat, und wird hie 
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bey beſonders auf die Nechtlichkeit und Nichtigkeit der Aufrechnung 
zu ſehen haben. 

Auch in Rückſicht der Taxrückſtände hat ſich die Commiſſion 
ein Rückſtands⸗Verzeichniß vorlegen zu laſſen, und dasſelbe mit den 
Regiſtratursacten und dem Taxprotokolle zu vergleichen. 

Die allenfalls in dem Rückſtandsverzeichniſſe enthaltenen Pri⸗ 
vattaxen und Diäten (§. 97) hat die Commiſſſon als nicht dahin 
gehörig auszuſcheiden, und bey den aufgeführten übrigen Rückſtänden 
die Rechtmäßigkeit und Nichtigkeit der Aufrechnung zu prüfen; hier— 
auf werden die reſtirenden Unterthanen vorgeladen, damit ſie die 
Nichtigkeit der aufgefundenen Rückſtände beſtätigen. 


J. 146. 
Ob man ſich bey Berechnung der Gefällsrückſtände 
an die geſchehene Vorſchreibung halten könne? 


Es liegt in dem Weſen einer guten Herrſchaftsverwaltung, 
daß die Gefälle ſogleich vorgeſchrieben werden, ſobald ſich der Act 
zur Veränderung — Kauf, Verlaßabhandlung u. dgl. ereignet; je⸗ 
doch an dieſe Vorſchreibung allein kann ſich die Commiſſion nicht 
halten, weil jener Act erſt den Titel zur Beſitzberänderung, aber 
die Veränderung ſelbſt noch nicht enthält, und da die Gefälle erſt 
mit der wirklichen Beſitzveränderung zur Zahlung fällig werden, fo 
beſteht noch kein Nückſtand ). 

Die Beſitzveränderung geht erſt durch die wirkliche Umſchrei— 
dung vor ſich §. 431 G. B., deßwegen hat die Commiſſion bey 
jeder Vorſchreibung in dem Grundbuche nachzuſehen, ob die Um: 
ſchreibung bereits vorgenommen worden ſey. Iſt aber dieſes der Fall, 
ſo wird das Gefäll als Rückſtand behandelt, wenn gleich von Seite 
des k. k. Kreisamtes die zwangsweiſe Einbringung noch nicht geftat= 
tet würde. Denn die Gepflogenheit, daß Gefälle erſt nach Jahr und 


·) Herr Appellationsrath Wagersbach behauptet zwar in feinem Archive 7. Heft 
Seite 123, daß bey dem Eintritte des Veränderungsactes auch ſchon das Lau⸗ 
demium ſelbſt fällig werde; allein wie ſcharfſinniger auch dieſe feine Behaup⸗ 
tung vertheidiget, fo kann ich derſelben doch nicht beypflichten, weil es doch 
immer wahr bleibt, daß das Laudemium nur von dem Befikesantreter ent⸗ 
richtet werden muß, welcher Beſitzesantritt nach dem klaren Wortlaute des 
Geſetzes erſt durch die wirkliche Gewähranſchreibung vor ſich geht. f 
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Tag ſollen eingetrieben werden, iſt nur eine politiſcher Seits den 
Unterthanen gegönnte Zahlungsfriſt, welche auf den Verfallstag 
keinen Einfluß hat. 


J. 147. 
Von der Einbringung der Rückſtände. 

Mit der Einbringung der erhobenen Nückſtände hat ſich das 
Gericht von Amtswegen nicht zu befaſſen, ſondern es hängt von 
dem Einverſtändniſſe des Exequirten und der Tabulargläubiger ab, 
ob fie die Einbringung auf ihre Koften beſorgen, oder, was gewoͤhn— 
lich geſchieht, dem Erſteher dieſelbe dadurch überlaſſen wollen, daß 
er die Rückſtände gegen Einlaß gewiſſer Procente an ſich Löfe, und 
ſelbe dann für ſich ſelbſt einbringe. In dieſem letztern Falle wird 
der für die Rückſtände entfallende Betrag zu dem Meiſtbothe hinzu⸗ 
geſchlagen. 


5. 148. 


In welchem Falle der Meiſtboth durch ſchon abge— 
ſonderte Früchte und bezogene Nutzungen ver— 
mehrt werde? 

Es geſchieht oft, daß der Execution führende Gläubiger gleich 
bey dem erſten Executions-Schritte unter einem die Sequeſtration 
begehrt, dieſelbe einleiten läßt, während der Sequeſtration die Exe— 
cution auf den Hauptſtamm verfolgt, und das Pfandgut zur Ver— 
ſteigerung bringt. 

Dadurch geſchieht es, daß bis zur Verſteigerung Früchte abge— 
ſondert, und Nutzungen eingehoben werden, welche zur Befriedigung 
der Glaͤubiger verwendet werden müſſen. 

Da ferner die Pfandgläubiger, in ſo weit ſie aus dieſen Früch⸗ 
ten ihre Befriedigung erhalten, auf den Meiſtboth nicht mehr ange— 
wieſen werden können, ſo folgt daraus, daß dieſe bereits eingehobe— 
nen Früchte und Nutzungen in Hinſicht auf die Befriedigung der 
Gläubiger den Meiſtboth vermehren. Nach welchen Negeln aber bey 
der Befriedigung der Gläubiger aus dieſem Vermögenszweige im 
Verhältniſſe zum Meiſtbothe vorgegangen werden müſſe, wird in der 
Lehre von der Claſſification und Zuweiſung vorkommen. 
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0. 149. 
Zuſammenſtellung des ganzen Zahlungsfondes. 

Erſt, wenn alle bisher aufgeſtellten Factoren, welche zur Befrie— 
digung der Gläubiger mitwirken, genau erhoben find, konnen die 
Zahlungsſummen numeriſch beſtimmt werden, wozu dann auch 
noch die etwa in der Zwifchenzeit entfallenden Intereſſen gerechnet 
werden müſſen, und erſt, wenn es erhoben iſt, wie viel im Ganzen 
zu vertheilen komme, kann mit der Claſſification und Anweiſung 
vorgegangen werden. 


II. Saupt ſt i ck. 


Von der Liquidirung der Anſprüche auf den 
aus gemittelten Zahlungsfond. 


5. 150. f 
Von der Liquidations-Einleitung. 
Bevor jedoch mit der Claſſification und Zuweiſung vorgegangen 
werden kann, muß die Liquidirung der Gläubiger-Anſprüche vorge— 
nommen werden, d. h. es muß die Richtigkeit der Anſprüche in 
quali et quanto erwieſen ſeyn; denn der Richter darf nur die als 
richtig erwieſenen Forderungen zur Zahlung anweiſen. Hofdek. vom 
23. October 1794, Ne. 199. 5 
Zu dieſem Zwecke hat der Richter eine Tagſatzung anz ordnen, 
und hiezu den Exequirten und alle Tabulargläubiger vo-zuladen. 
Für jene Gläubiger, deren Aufenthaltsort unbekannt iſt, werden 
die für ſie ad actum der Verſteigerung aufgeſtellten Curatoren vor— 
geladen; jedoch ſcheint es, daß dieſe Vorladung nach den §§. 391 u. 
392 allg. G. O. und dem Normale vom 18. May 1790 neuerdings 
durch Edicte bekannt gemacht werden müſſe, weil der Act der Li— 
quidirung von dem der Verſteigerung ganz verſchieden, daher in der 
erſten Kundmachung nicht begriffen iſt. 
Unter einem, als die Tagſatzung zur Liquidirung ausgeſchrie— 
ben wird, erläßt man auch die Zuſchriften an die Steuerbezirksobrig— 


15 
keit, und an die Grundherrſchaft, damit erſtere den aus den letzten 
drey Jahren rückſtändigen Steuerausſtand, und letztere den Aus— 
ſtand an obrigkeitlichen Giebigkeiten zur bevorſtehenden Tagſatzung be— 
kannt gebe, wobey der Exequirte angewieſen wird, die Zahlungs— 
bücheln zur Tagſatzung mitzubringen. 


481. 
Worin die Liquidation der Anſprüche beſtehe? 

Bey der Tagſatzung ſelbſt wird das Protokoll eröffnet, und je— 
der Gläubiger muß ſeine Forderung als rechtlich beſtehend in quali 
et quanto erweiſen; denn der Umſtand, daß die Forderung inta— 
bulirt oder pränotirt erſcheint, liefert den Veweis der Richtigkeit der— 
ſelben nicht. 

Von dieſer Liquidirung iſt aber natürlich der Erecutionsführer 
enthoben, weil ihm die Execution nur über den gelieferten Beweis 
der Nichtigkeit ſeiner Forderung bewilliget worden iſt. 

Nun kömmt aber die Frage zu beantworten: wie der Beweis 
der Richtigkeit der Forderung zu führen ſey? 

Obgleich hier nicht von einer Liquidirung im ſtrengen Rechte: 
wege, wo die Forderung durch Urtheil für richtig erkannt werden 
muß, die Rede iſt, ſo muß man doch in Beantwortung dieſer Fra— 
ge behaupten, daß die Richtigkeit der Forderung nach den Vorſchrif— 
ten der allg. G. O. erwieſen werden müſſe. 


9. 152. 
Gegen wen muß die Forderung erwieſen werden? 


Es erſcheinen hier zweherley Perſonen, denen weſentlich daran 
gelegen iſt, daß feine indebite haftende Forderung aus dem aus: 
gemittelten Zahlungsfonde befriediget werde, nähmlich der Exequirte 
und die intabulirten Gläubiger; in deſſen ſcheint es keinem Zweifel 
zu unterliegen, daß der intabulirte Gläubiger die Richtigkeit ſeiner 
Forderung nur gegen den Exequirten allein zu erweiſen habe; denn 
man kann jeden intabulirten Gläubiger nur verhalten, die Nichtigs 
keit ſeiner Forderung nach Vorſchrift der allg. G. O. zu erweiſen. 
Dieſe führt aber unter den Beweiſesarten auch das Geſtändniß des 
Schuldners auf. Wenn daher der Exequirte als Schuldner die Nich— 
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tigkeit der Forderung eingeſteht, fo iſt dieſe überhaupt, alſo auch 
gegen die ſpäter intabulirten Gläubiger für erwieſen zu halten. 
Es würde keinem Tabulargläubiger beyfallen, die Richtigkeit der 
Foerderung des Executionsführers zu bezweifeln, und doch hat auch 
dieſer ſeine Forderung lediglich gegen den Exequirten liquidirt, und 
es macht gar keinen Unterſchied, wenn ſich auch die Richtigkeit der 
Forderung auf ein Contumaz⸗Urtheil, alſo auf das ſtillſchweigende 
Geſtändniß des Schuldners gründet. 


6. 153. 


Rechtsmittel der Tabulargläubiger zur Hintan— 
haltung der Scheinliquidirungen. 

Da es jedoch leicht möglich wäre, daß der Schuldner zur Ver 
einträchtigung der ſpäter intabulirten Gläubiger eine indebite haf⸗ 
tende Poſt als richtig eingeſtände, fo muß doch dieſen ein Rechtes 
mittel zu Gebothe ſtehen, eine ſolche Beeinträchtigung ſo viel als 
möglich zu verhindern. 

Dieſes Rechtsmittel dürfte offenbar darin beſtehen, daß es den 
ſpäter intabulirten Gläubigern freyſteht, dem Schuldner den Eid da⸗ 
hin aufzutragen, daß er keine erdichteten, oder nicht mehr beſtehen— 
den Schulden, als richtig und noch beſtehend eingeſtanden habe. 
Denn obgleich dieſer Eid mit Hofdekret vom 9. Jänner 1788, 3. 
763, nur über die Behandlung der Gläubiger angeordnet wurde; 
ſo ſcheint er doch auch in dem vorliegenden Falle Platz zu greifen, 
indem auch hier durch Angabe erdichteter und nicht mehr beſte— 
hender Forderungen als noch wirklich beſtehend, betrüglicher Weiſe 
den ſpäter intabulirten Gläubigern ein Nachtheil zugeht. 

Man wird freylich einwenden, dieſer Nachtheil beſtehe in der 
That nur in einem entgangenen Gewinne, indem jeder Gläubiger, 
als er ſich intabuliren ließ, die früheren Tabularpoſten aus dem 
öffentlichen Buche erſehen habe, und daß er die Sicherheit nur nach 
dem auf ihn entfallenen Satze habe beurtheilen können. Allein 
dieſe Anſicht iſt nicht richtig; der ſpäter intabulirte Gläubiger kann 
ſchon zur Zeit der Intabulation feiner Forderung davon Kenntniß 
gehabt haben, daß eine vorausgehende Poſt bereits gezahlt fey, und 
daher indebite hafte, und wenn auch eine ſolche erſt nach der 
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Intabulation ſeiner Forderung bezahlt worden wäre, ſo ſteht ihm 
doch ganz ſicher das Necht der Hͤpothekarvorrückung zu, welches 45 
durch die fingirte Liquidirung entzogen werden will. 


5. 154. 


Von der Liquidirung der von dem Schuldner als 
Hypothekarbeſitzer an ſich gelöſten Hypothekar— 
poſten. 


Es geſchieht zuweilen, daß der Schuldner und zugleich Hypo— 
thekarbeſitzer, die auf feinem Gute intabulirte Schuld, ſtatt ſelbe 
zu bezahlen, mittelſt Ceſſion an ſich löſet, und dieſe Ceſſion ſuper⸗ 
intabuliren läßt; es handelt ſich nun darum, ob der Schuldner, als 
Ceſſionär feinen Anſpruch aus dem Ceſſions-Geſchäfte liquidiren, 
und dadurch an dem Zahlungsfonde Theil nehmen kann? 

Ich glaube durchaus nicht; denn das Ceſſions-Geſchäft iſt ein 
Scheinvertrag, und muß nach F. 916 b. G. B. als eine wirkliche 
Zahlung beurtheilt werden. 

Als eine wahre Ceſſion kann das Geſchäft nicht angeſehen wer- 
den; denn dieſe ſetzt voraus, daß die Verbindlichkeit fortbeſtehe, und 
nur das Forderungsrecht auf einen Andern übertragen werde, was 
hier nicht der Fall iſt, weil durch die Ceſſion Gläubiger und Schuld— 
ner in einer Perſon zuſammentrifft, folglich die Forderung nach 
§. 1445 b. G. B. erloſchen iſt. 

Man wird zwar einwenden, daß nach §. 1446 G. B. Rechte 
und Verbindlichkeiten, welche den öffentlichen Büchern einverleibt 
ſind, durch die Vereinigung in einer Perſon nicht aufgehoben wer— 
den; allein ich berufe mich dießfalls auf das, was ich bereits über 
den Nachſatz des §. 469 b. G. B. in den §§. 33 bis 38 hierüber 
angeführt habe, und bemerke noch insbeſondere, daß es ſich in dem 
gegenwärtigen Falle nicht bloß um das Hypothekar-RNecht, ſondern 
um das wirkliche Forderungsrecht handle. Wie ſollte der Schuldner 
berechtiget feyn, aus dem Grunde den Tabulargläubigern einen Theil 
des Meiſtbothes zu entziehen, weil er ſtatt die Forderung zu zahlen, 
dieſelbe an ſich gelöfet hat? Die Liquidation der Forderung müßte 
in dem gegebenen Falle nur darin beſtehen, daß der Exequirte ber 
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hauptete, er fey ſich den in der Ceſſion ausgedrückten Betrag ſelbſt 
ſchuldig, eine Liquidation, mit welcher gewiß Niemanden Ernſt ſeyn 
kann; denn wenn eine ſolche zu Recht beſtehen könnte, ſo müßte 
man ſie auch im Concurſe gelten laſſen, und es müßte dort der 
Cridatar auch zugleich als Gläubiger aufzutreten berechtiget ſeyn! 
| 5. 155. 
Ausnahme in Rückſicht eines Mitbeſitzers der im 
Executionswege verſteigerten Pfandrealität. 


Anders verhält es ſich bey einem Mitbeſitzer der verpfändeten 
und im Executionswege verſteigerten Realität. 

Rückſichtlich eines ſolchen Mitbeſitzers find drey Fälle zu unter— 
ſcheiden: 

Entweder er löſet 

a) eine auf dem ganzen Gute; oder 
b) eine auf dem Antheile ſeines Mitbeſitzers, oder 
c) eine auf ſeinem eigenen Antheile intabulirte Poſt ein. 

In dem erſten Falle wird er zwar nicht die ganze Forderung, 
wohl aber jenen Theil für ſich liquidiren können, welcher auf den 
Antheil feiner Mitbeſitzer als Schuld entfällt; in dem zweyten Falle 
kann er die ganze Forderung liquidiren, in dem dritten Falle aber 
hat eine Liquidirung eben ſo wenig, als in dem im vorhergehenden 
F. aufgeſtellten Falle Statt; denn bey einem Mitbeſitze muß der 
Meiſtboth in fo viele Theile geſchieden werden, als Beſitzer des ver 
ſteigerten Gutes find, und dieſe Abtheilung findet nach dem Ver⸗ 
hältniſſe des Mitbeſitzthums Statt (§. 140). 

Wenn nun gleich in dem erſten Falle die eingelöfte Forderung 
auf dem ganzen verſteigerten Gute haftet, ſo muß doch angenom— 
men werden, daß alle Mitbeſitzer zuſammen die auf dem Beſitzthu⸗ 
me haftenden Laſten im Verhältniſſe zu ihrem Beſitze zur Zahlung 
übernommen haben; und da ein Mitbeſitzer nun die ganze Schuld 
durch die Anfichlöfung bezahlt hat, fo bleibt ihm fein Regreßrecht 
noch immer gegen die übrigen Mitbeſitzer, und da, was voraus ge— 
ſetzt wird, die Ceſſion ſuperintabulirt iſt, fo ſteht dem Ceſſionär 
das Pfandrecht auf die Beſitzesantheile der übrigen Mitbeſitzer zu. 
58. 361. 443. 888. 898. b. G. B. 
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Hat der Mitbeſitzer eine auf den Beſitzesantheil eines Andern 
intabulirte Forderung eingelöft, fo erſcheint er in Betreff derſelben 
als reiner Hypothefargläubiger, und iſt ſomit zur Liquidation, wie 
jeder Andere, berechtiget. 

Hätte er aber die auf feinem eigenen Antheile intabulirte Poſt 
eingelöfet, fo war er als Schuldner hiezu eben fo wenig berechtiget, 
wie der Alleinbeſitzer im vorigen §., die Forderung iſt durch Zah⸗ 
lung erloſchen, und es findet keine Liquidirung Statt. 

9. 156. 
Ob der frühere Beſitzer die während ſeiner Beſi— 
tzeszeit eingelöſte Forderung liquidiren könne? 

Wenn ein Beſitzer während ſeiner Beſitzeszeit eine auf ſeiner 
Realität intabulirte Forderung einlöſte, dann aber das Gut auf einen 
Andern übertrug, fo kommt es darauf an, ob er als Geffionar Per— 
ſonal- und Hypothekarſchuldner, oder bloß Hypothekarſchuldner war. 
In dem erſten Falle iſt die Forderung durch die Einlöſung erloſchen; 
er kann ſie daher nicht mehr liquidiren, da nur er ſelbſt derjenige 
wäre, welcher die Forderung für liquid anerkennen müßte. War er 
aber nur Hypothekarſchuldner, der Perſonalſchuldner aber eine von 
ihm verſchledene Perſon, fo kann die eingelöſte Forderung, vorausge⸗ 
ſetzt, daß fie gegen den Perſonalſchuldner noch richtig beſteht, aller: 
dings liquidirt werden; denn für dieſen Fall findet der §. 1446 % 
G. B. ſeine volle Anwendung. 

5. 157. 
Was zu thun ſey, wenn ein zur Liquidirung vor— 
geladener Gläubiger nicht erſcheint. 

Wenn ein zur Liquidirung vorgeladener Tabulargläubiger nicht 
erſcheint, muß vor Allem der Exequirte darüber einver ommen wer— 
den, ob die intabulirte Forderung noch wirklich beſtehe, oder nicht. 
Wird ſie als noch beſtehend angegeben, ſo wird ſie auch vorläufig 
als richtig angenommen; wenn aber der Exequirte behauptet, da ß 
die Forderung gezahlt ſey, ſo kommt es darauf an, ob er über die 
geleiſtete Zahlung ſolche Urkunden in Händen hat, womit er die 


Löſchung der intabulirten Poſt bewirken kann. In dieſem Falle 
2. Bd. 2 
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wäre er anzuweiſen, vor der Vertheilung dieſe Löſchung zu bewir— 
ken; hat aber der Exequirte keine ſolchen Urkunden in Händen, ſo wird 
in dem Liquidirungs-Protocolle lediglich angemerkt, daß die Poft 
nach der Angabe des Schuldners nicht mehr beſtehen ſoll. 

Iſt die vorgeblich nicht beſtehende Forderung nur pränotirt, aber 
dieſe Pränotirung in der geſetzlichen Zeit nicht gerechtfertiget, auch 
die Friſt zur Rechtfertigung nicht offen erhalten worden; ſo kann der 
Exequirte vor der Vertheilung die Löſchung derſelben begehren. Die— 
ſe Löſchung kann er unter den angeführten Umſtänden auch rückſicht⸗ 
lich einer an ſich richtigen Forderung verlangen, wodurch ſie als 
Pfandforderung ebenfalls illiquid wird (§. 19). 


9. 158. 

Rechtsmittel, eine intabulirte, aber erweislich illi— 
quide Forderung ohne eine Extabulationsurkunde 
zur Löſchung zu bringen. 

Sowohl dem Exequirten als auch den nachfolgenden Tabu⸗ 
largläubigern liegt daran, daß eine nicht mehr zu Necht beſtehende 
Forderung, dieſelbe ſeyh nun durch Verjährung, durch Conſolidirung 
oder durch Zahlung ꝛc. getilgt worden, aus der Tafel komme; weil 
bey der Vertheilung keine Tabularpoſt bis zu ihrer Löſchung mit Still⸗ 
ſchweigen übergangen werden kann. Iſt die Forderung verjährt, ſo 
iſt entweder der geſetzliche Termin von 50 Jahren ſchon verſtrichen, 
oder es iſt nur die einfache Verjährung eingetreten. In dem erſten 
Falle kann die Amortiſation der Satzpoſt eingeleitet werden; in dem 
letzteren Falle aber findet nach §. 1499 die Klage auf Löſchung der 
intabulirten und bereits verjährten Verbindlichkeit Statt. Dieſe Kla⸗ 
ge kann jedoch nur der Exequirte anſtrengen, weil nur der Schuld- 
ner von der Nechtswohlthat der Verjährung Gebrauch machen kann. 

Iſt die Forderung durch Conſolidation ganz oder zum Theile 
erloſchen (SS. 154, 155 u. 156), fo ſteht nicht nur allein dem Exe⸗ 
quirten, wenn er eine von dem Hopothefar = Pfandrechtbefißer ver- 
ſchiedene Perſon iſt, ſondern auch den nachfolgenden Tabulargläu⸗ 
bigern das Recht zu, auf Geſtattung der Löſchung zu klagen; weil 
auch dieſe in dem Rechte der Vorrückung in der Tafel durch den 
indebite haftenden Satz beirret werden. Iſt die Forderung bereits 
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gezahlt, oder durch Compenſation erlofchen (§. 1438), ſo findet wie⸗ 
der die Klage auf Geſtattung der Löͤſchung in der Regel (§. 1448 
b. G. B.) Statt; welche Klage jedoch der Natur der Sache nach 
dem Exequirten zuſteht, weil ſich nur in ſeinen Händen die Bewei— 
ſe der Aufhebung der Verbindlichkeit befinden. 


5. 159. 

Rechtsmittel der Tabulargläubiger gegen den Exe— 
quirten, wenn er die ihm zuſtehenden Löſchungs— 
klagen nicht einleitet. 

Wenn der Exequirte die ihm zuſtehenden Loͤſchungsklagen nicht 
einleitet, ſo ſteht den nachfolgenden Tabulargläubigern, welche ihre 
Befriedigung aus dem Grunde der geſchehenen Ausſcheidung nicht 
erhalten, im Falle, als die Verjährung eingetreten iſt, außer der all— 
fälligen Concursöffnung gegen den Exequirten kein Rechtsmittel zu; 
denn die Tabulargläubiger können den Exequirten nicht zwingen, von 
der Wohlthat der Verjährung Gebrauch zu machen. Iſt aber der 
Coneurs eroͤffnet worden, ſo wird entweder der verjährte Anſpruch 
angemeldet, oder nicht; im letzteren Falle erliſcht die Vineulirung 
son ſelbſt, im erſtern Falle aber wird der Concursmaſſe-Vertreter 
von der Einwendung der Verjährung Gebrauch machen. 

Iſt aber die Forderung gar nie zu Recht beſtanden, oder durch 
Zahlung erloſchen, ſo ſcheint es, daß den Tabulargläubigern aller— 
dings das Recht zuſtehe, den Exequirten im Wege Nechtens zur Ans 
ſtrengung der Klage zu verhalten. Denn da ihnen das Pfandrecht 
eingeräumt worden iſt, dieſes aber ſeinem Weſen nach darin beſteht, 
daß die Gläubiger aus dem Werthe des Pfandes ihre Befriedigung 
erhalten; ſo iſt auch der Exequirte rechtlich verbunden, jene Hinder— 
niſſe zu heben, welche der Realiſtrung ihres Nechtes entgegen ſtehen; 
denn es iſt in der Natur der Sache gegründet, daß derjenige, wel— 
cher einem Andern ein Recht eingeräumt hat, auch dafür zu ſorgen 
habe, daß der Berechtigte das ihm eingeräumte Necht in vollem ge⸗ 
ſetzlichen Umfange ausüben konne. 


2 * 
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9. 160. 


Von den angemeldeten aber widerſprochenen 
Forderungen. 

Hat ein Pfandgläubiger die intabulirte oder pränotirte Forde⸗ 
rung zwar bey der Liquidations-Tagſatzung angemeldet, der Exequir— 
te aber die Richtigkeit derſelben widerſprochen; ſo darf ſich der Rich— 
ter in keine Verhandlung, noch weniger in eine Entſcheidung über 
die Nichtigkeit der Forderung einlaſſen, ſondern er muß die Par⸗ 
theyen auf den Nechtsweg verweiſen, und in dem Liquidirungs-Pro⸗ 
tocolle anmerken, daß die Forderung ſtreitig ſey. 

Würde von dem Exequirten die Forderung für richtig erkannt, 
ſo wird dieſelbe, jedoch mit Vorbehalt des Vorrechtsſtreites, in die Claſ⸗ 
ſification aufgenommen. 


F. 161. 
Was Rechtens ſey, wenn der auf den Rechtsweg 
gewieſene Gläubiger die Liquidirungsklage nicht 
überreicht. i 

Bey der Anweiſung auf den Rechtsweg darf zwar den Gläubi— 
gern kein Termin mit der clausula praeclusi zur Ueberreichung der 
Erweiſungsklage geſetzt werden, weil jeder Gläubiger durch die gan— 
ze Verjährungszeit das Necht hat, feine Forderung zu liquidiren. (Hof— 
Def. vom 28. Dec. 1791, Nr. 254; wohl aber ſcheint eine Auffor— 
derung gegen ſolche Gläubiger Statt zu haben; denn ſie haben ſich 
durch die bey der Liquidirungs-Tagſatzung geſchehene Anmeldung 
eines Forderungsrechtes gerühmt, welche Berühmung fie nach $. 65 
allg. G. O. zu erweiſen ſchuldig find. Gegen dieſe Aufforderungs⸗ 
klage ſchützt fie weder das Hofdek. vom 22. April 1794, Nr. 174, $ 
45, noch der §. 323 b. G. B.; denn fie werden nicht aufgefor⸗ 
dert, ihr Landtafel- oder Grundbuchsrecht, ſondern nur ihre Forde— 
rungen zu erweiſen, welche durch Intabulation geſichert ſind. Nun 
iſt aber das in der Tafel haftende Pfandrecht von der wirklichen For— 
derung ganz verſchieden, und man kann nicht behaupten, daß der 
Beſitzer des Pfandrechtes auch in dem Beſitze des Forderungsrechtes 
ſtehe. Der Gläubiger mag auf die rechtlichſte Art ſich in dem Be⸗ 
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ſitze des Pfandrechtes befinden, während die Forderung, für wel⸗ 
che er das Tafelrecht erworben hat, entweder gar nie zu Recht be— 
ſtand, oder auf was immer für eine Art bereits erloſchen iſt. 

Dieſe Aufforderungsklage ſteht nicht nur dem Exequirten, ſon— 
dern auch den nachfolgenden Tabulargläubigern zu, indem die Be— 
rühmung auch dahin durch die Anmeldung ausgeſprochen wurde, daß 
den anmeldenden Gläubigern das Recht zuſtehe, die nachfolgenden 
Tabulargläubiger nach Maßgabe der angemeldeten Forderung von 
dem Zahlungsfonde auszuſchließen. 

9. 162. 

Was zu thun ſey, wenn der Erequirte entweder 
bey der Tagſatzung nicht erſcheint, oder ſich eine 
Liquidirungsäußerung abzugeben weigert? 

Wenn der Erequirte bey der Liquidirungstagſatzung nicht er— 
ſcheint, werden auf alle Fälle die Anmeldungen nach dem Tafel— 
ſtande aufgenommen, und es ſteht den Gläubigern frey, zu verlangen, 
daß zur Einvernehmung und Abgabe der Liquidirungsäußerung der 
Exequirte zu einer neuen Tagſatzung vorgeladen, oder daß ihm zur 
ſchriftlichen Liquidirungserſtattung eine Abſchrift des Anmeldungspro⸗ 
tocolls zugefertiget werde. 

Auch wenn eine neue Einvernehmungstagſatzung angeordnet wird, 
iſt es zweckmäßig, daß dem Exequirten eine Protocollsabſchrift zu— 
gefertiget werde, damit er ſich in der Zwiſchenzeit auf die Liquidi⸗ 
rungsäußerung gehörig vorbereiten kann. 

Wird er zur Erſtattung der ſchriftlichen Liquidirungsäußerung 
aufgefordert, ſo kann ihm der Nichter hiezu füglich einen dem Um— 
fange dieſer Aeußerung entſprechenden Termin vorſetzen; denn da die 
Befriedigung der Gläubiger von dieſer Liquidirungsäußerung abhängt, 
fo kann es nicht in der Willkühr des Exequirten liegen, die Zah: 

lungsrealiſirung nach Belieben hinauszuziehen. 

Erſcheint aber der Exequirte auch bey der zweyten Tagſatzung 
nicht, oder erſtattet er die ihm abgeforderte Liquidirungsäußerung in 
dem ihm feſtgeſetzten Termine nicht, oder hat er ausdrücklich erklärt, 
daß er eine Liquidationsäußerung nicht abgeben könne, oder ſolche 
nicht erſtatten wolle; ſo ſteht dem Nichter dießfalls keine Zwangs⸗ 
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macht zu, denn der Schuldner iſt auf einen gegen ihn gemachten 
Anſpruch nur dann bey Vermeidung der Contumacirung Nede und 
Antwort zu geben ſchuldig, wenn dieſer Anſpruch gegen ihn durch eine 
förmliche Klage geſtellt worden ift. (§§. 1, 23, 29 u. 36 allg. G. O.) 
Da aber der Richter nur richtige Forderungen dem Erſteher zur 
Zahlung oder zur Uebernahme zuweiſen kann; fo hat er die Tabu— 
largläubiger anzuweiſen, ihre angemeldeten Anfprüche im Wege des or⸗ 
dentlichen Verfahrens gegen den Schuldner zu liquidiren. 


. 162. 


Verfahren, wenn der Exequirte bey der Liquidation 
durch einen Curator ad actum vertreten werden muß. 

Müßte der Exequirte aus was immer für einem geſetzlichen 
Grunde bey der Liquidations-Tagſatzung durch einen Curator ad ac- 
tum vertreten werden, fo iſt gegen denſelben die Richtigkeit der For— 
derung ſtrenge zu erweiſen, weil dieſer nicht ſo, wie der Schuldner 
ſelbſt, die Liquidität der Forderung ſimpliciter eingeſtehen kann. Die: 
ſer Curator kann daher bey der Tagſatzung ſelbſt, außer dem ordent— 
lichen Verfahren, nur jene Forderungen als liquid erklären, deren 
Nichtigkeit durch die vorgelegten Beweiſe außer allen Zweifel geſetzt 
iſt. Nückſichtlich jener Forderungen, bey welchen dieß nicht der Fall 
iſt, muß er ſelbſt das Begehren ſtellen, daß die Anmelder zur Aus— 
tragung ihres Nechtes auf! den ordentlichen Rechtsweg angewieſen 
werden. 


b. 164. 


Wodurch ſich der Erſteher gegen die nachtheiligen 
Folgen der verſpäteten Liquidirung ſchützen könne. 

Durch dergleichen Anſtände bey der Liquidirung dürfte es ge— 
ſchehrn, daß der Meiſtbiether am meiſten gefährdet würde, indem es 
einerſeits möglich wäre, daß er Jahre lang nicht in den Beſitz und 
Genuß des erſtandenen Gutes kommen, andererſeits aber die ihm lä⸗ 
ſtigen Schulden nicht abtragen könnte. 

Bey Beſtimmung der Rechtsmittel, ſich dießfalls zu ſchützen, 
kommt es vorzüglich auf die Beſchaffenheit der Lizitations-Bedingun⸗ 
gen an, deren genaue Befolgung er ſich allerdings gefallen laſſen muß. a 
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Iſt in den Lizitations⸗ Bedingungen der bare Erlag des Meiſt⸗ 
bothes in einer beſtimmten Zeit vorgeſchrieben, ſo erfüllt er ſeine Ver— 
bindlichkeit, wenn er zur feſtgeſetzten Zeit den Meiſtboth ſammt den 
allfälligen Intereſſen zu Gerichtshanden erlegt; denn da die Lizita⸗ 
tiong- Bedingungen mit Beyſtimmung der Tabulargläubiger feſtgeſetzt 
werden müſſen ($. 121), fo hat durch dieſe Bedingung jeder Tas 
bulargläubiger auf die ihm vertragsmäßig zuſtehende Aufkündezeit 
Verzicht geleiſtet. 

Hat er aber den Meiſtboth nicht zu erlegen, ſondern die ihm 
gerichtlich zugewieſen werdenden Gläubiger nach Kräften des Meiſt⸗ 
bothes zu übernehmen; fo kann er nach $. 339 allg. G. O. gegen 
gehörige Sicherſtellung, und gegen Depoſitirung der entfallenden Zus 
tereſſen die Uebergabe des Gutes in feinen Beſitz und Genuß ver» 
langen, und will er ſich dann der zu übernehmenden Schulden gänz— 
lich entledigen, ſo mag er nach vorhergegangener Aufkündung aller 
eingetragenen Tabularpoſten, und nach Verlauf der Aufkündezeit den 
ganzen Meiſtboth ſammt den Intereſſen zu Gerichtshanden erle- 
gen, und die Extabulation aller Sätze gerichtlich fordern. Die Auf— 
kündung einer jeden Satzpoſt muß aber dergeſtalt verfaßt werden, 
daß die Forderung, in ſo weit ſelbe für richtig erkannt, und zur 
Zahlung oder Uebernahme würde zugewieſen werden, nach der ver— 
ſtrichenen Aufkündezeit gezahlt, oder zu Gerichtshanden erlegt wer— 
den würde. f 

Dieſes Rechtsmittel der ſo gearteten Aufkündung ſteht dem Er⸗ 
ſteher unzweifelhaft zu; denn da er nach den Lizitations-Bedingun⸗ 
gen die Tabulargläubiger nach Kräften des Meiſtbothes zu überneh— 
men hat, ſo iſt er durch die Erſtehung Schuldner derſelben gewor— 
den, und in die Verbindlichkeit des früheren Hypothekarbeſitzers ein— 
getreten. Eben ſo, wie dieſer berechtiget geweſen wäre, die auf dem 
Gute intabulirten Gläubiger nach verſtrichener Aufkündezeit zu zah⸗ 
len, fo muß dieſes Recht auch dem Erſteher zukommen. 

Freylich kann er derzeit noch nicht wiſſen, welche Gläubiger 
und in welchen Beträgen er zu übernehmen oder zu zahlen hat; al— 
lein es iſt ihm die Summe bekannt, welche er allen intabulirten 
Gläubigern in concreto zu präſtiren hat, und es findet bey noch 
nicht geſchehener Liquidirung oder Zuweiſung die Vorſchrift des $- 
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1425 b. G. B. Statt, nach welcher der Schuldner zur Depoſitirung 
des ſchuldigen Betrages berechtiget iſt, und welche Depoſitirung, wenn 
fie den Gläubigern gehörig bekannt gemacht wurde, was durch die 
auf die Satzgläubiger zu ſtellenden Rubriken zu geſchehen hat, die 
volle Wirkung der Zahlung nach ſich zieht. 


5. 165. 
Von der Liquidirung der Octavalpoſten. 


Wenn eine Gült oder eine Herrſchaft im Executionswege ver— 
ſteigert wird, fo find aus dem erzielten Zahlungsfonde auch die Oe— 
tavalpoſten (§. 11), fo weit die Octava zureicht, nach Ordnung der 
Tafel zu befriedigen. 

Unter den Octavalpoſten verſteht man aber jene Forderungen, 
welche den Unterthanen als ſolchen aus dem Unterthansverbande, oder 
den Pupillen und Curanden aus der dem Gerichte dießfalls obliegen— 
den Verbindlichkeit, oder auch andern Partheyen aus der nachgewie— 
ſenen gerichtlichen Depoſitirung gegen die Herrſchaft oder Gült zu: 
ſtehen. 

Auch dieſe Forderungen müſſen, bevor ſie zur Zahlung aus der 
Octava angewieſen werden, als richtig beſtehend nachgewieſen werden. 

Zu dieſem Ende wird eine Liquidation mit den Unterthanen 
eingeleitet, und die Eröffnung derſelben durch die Zeitungsblätter 
bekannt gemacht, damit auch allfällige Depoſitenforderungen von den 
Nichtunterthanen angemeldet werden können, und damit auch jene 
Dartheyen hievon zur Kenntniß gelangen, denen etwa aus dem frü— 
heren Unterthansverbande eine ſolche Forderung zuſtehen dürfte. 

Ueber die hiebey ſich ergebenden Anmeldungen wird ein eigenes 
Protocoll formirt. 

Da nur richtige, und in die Octava gehörige Forderungen in 
die Octavalvertheilung kommen können; fo find hier zwey Fragen 
zu beantworten: 

1) Sind die angemeldeten Forderungen an ſich liquid? und 
2) ſind ſie insbeſondere als Octavalpoſten zu betrachten? 

Ob die Forderungen an ſich liquid feyen, darüber hat ſich die 
Grundobrigkeit über vorläufige Einvernehmung des Erequirten, und 
Prüfung der vorgelegten Behelfe mit Vergleichung nach den Regi— 
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ſtratursaeten auszuſprechen. Werden gegen die Nichtigkeit der For— 
derung Einwendungen gemacht, fo ſteht es der Parthey frey, die 
Liquidität unter Vorlage der dießfälligen Beweiſe und der widerſpre— 
chenden grundobrigkeitlichen Aeußerung im Syndicatswege nachzuſu— 
chen, oder nach Umſtänden ſelbe im Nechtswege zu erwirken. 

Ob die Forderung aber eine wirkliche Octavalpoſt ſey, darüber 
find die übrigen Octavalanſprecher zu vernehmen. Denn da alle 
Octavalgläubiger in den Octavalbetrag concurriren, ſo kann es ih— 
nen durchaus nicht gleichgültig ſeyhn, wenn Anſprüche, die nicht in 
die Octava gehören, daran Theil nehmen. 

Geben alle Octavalanſprecher dieſe Eigenſchaft der Forderung 
zu, ſo wird ſie als wirkliche Octavapoſt aufgenommen; wird aber 
dieſe Eigenſchaft widerſprochen, ſo hat darüber der Richter salvo 
recursu an das Appellationsgericht zu entſcheiden. 

5 Einige Practiker ſind zwar der Meinung, daß der Richter hier— 

über nicht entſcheiden könne, ſondern die Austragung dieſer Frage auf 
den Rechtsweg verweiſen müſſe Allein dieſer Meinung kann ich mich 
nicht anſchließen, indem es ſich hier nicht um ein Necht, ſondern 
nur um die Eigenſchaft der Forderung handelt, über welche Eigen— 
ſchaft der Nichter gleich zu erkennen das Recht haben muß, weil er 
angewieſen iſt, dem Erſteher die zur Zahlung zu übernehmenden Gläu— 
biger in der geſetzlichen Ordnung zu zuweiſen, er ſolglich nicht nur 
bey den Octavapoſten, fordern bey jeder Forderung berechtiget ſeyn 
muß, über die Eigenſchaft der Forderung, z. B. der Steuern, Do⸗ 
minicalgaben ꝛc., zu erkennen. 


5. 166. 

Die nachfolgenden Tabulargläubiger können die Oe— 
tavaleigenſchaft einer Forderung nicht widerſprechen. 

Man hat ſich in der Praxis auch ſchon darüber geſtritten, ob 
nicht auch die der Octava nachſtehenden Tabulargläubiger berechti— 
get feyen, zu widerſprechen, daß eine zur Octava angemeldete For— 
derung eine wirkliche Octavalforderung ſey, und es find dießfalls 
widerſprechende Entſcheidungen erfloſſen. 

Die richtige Meinung ſcheint zu ſehn, daß man die nachfol— 
genden Tabulargläubiger darüber keineswegs zu vernehmen habe, in— 
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dem zunächſt die Octava doch nur als eine Forderung zu betrachs 
ten iſt, die von den nachfolgenden Gläubigern im ganzen Betrage 
in concreto als ihnen vorgehend anerkannt werden muß, indem fer⸗ 
ner doch nur die Octavalforderungen unter ſich auf den geſetzlich aus— 
gedrückten Betrag concurriren, folglich zunächſt nur ihnen daran lie— 
gen muß, daß keine fremdartige Forderung an dem für ſie bfi 
ten Betrage Theil nimmt. 


5. 167. 
Den der Octava nachſtehenden Gläubigern ſteht bis— 
weilen die Vorrechtsklage gegen Octavalpoſten zu. 


Wären aber in die Octava Poſten aufgenommen worden, de— 
nen nach der Meinung der Tabulargläubiger die Octavaleigenſchaft 
nicht zuſteht, und wäre der für die Octava beſtimmte Betrag durch 
die anerkannten Octavalpoſten nicht erſchöpft worden; fo unterliegt 
es keinem Zweifel, daß den nachfolgenden Tabulargläubigern die Vor— 
rechts-, reſpective Exſeindirungsklage zuſtehe; denn der ganze Zahlungs— 
fond iſt ein gemeinſchaftliches Gut aller derjenigen, aber auch nur 
jener, welche nach dem Geſetze berechtiget ſind, daraus ihre Befrie— 
digung zu ſuchen; es muß daher jedem Gläubiger, der dadurch ge— 
fährdet wird, daß Nichtberechtigte zur Theilnahme zugelaſſen werden, 
das Necht zuſtehen, die Ausſcheidung dieſes Theilnehmers zu begeh— 
ren, muß aber dieſes Begehren dadurch rechtfertigen, daß er erwei— 
fet, es ſtehe dem Auszuſcheidenden aus dem Geſetze kein Recht zu, an 
dem gemeinſchaftlichen Zahlungsfonde Theil zu nehmen. 

Würde aber die ganze Octava ſchon durch die wirklich aner— 
kannten Octavalpoſten erſchöpft, fo kann den nachfolgenden Pfand- 
gläubigern auch dieſe Ausſcheidungsklage nicht zuſtehen, weil aus dem 
Octavabetrag auf keinen Fall auf ſie etwas entfiele, weßwegen auch 
von einer Beeinträchtigung ihrer Pfandrechte keine Rede ſeyn kann. 

Dieſer §. ſteht mit dem früheren nicht im Widerſpruche, weil 
in dem §. 166 nur die Frage entſchieden wurde, ob die nachfolgen— 
den Tabulargläubiger bey Claſſification der Octavalpoſten einzuver— 
nehmen ſeyen, oder nicht, während der F. 167 die bereits ver— 
faßte Claſſification vorausſetzet, und den nachfolgenden Gläubigern 
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nur das Necht zur Vorrechtsklage einräumt, welche jedem Gläubiger 
ohne Unterſchied gegen die bereits claſſifizirten Gläubiger zuſteht, 


* 
III. Haupt ſtück. 
Von der Claſſification und Zuweiſung. 


0. 168. 
Definition der Vertheilung. 

Wenn der Zahlungsfond ausgemittelt, und die Liquidirung mit 
den Anſprechern gepflogen iſt, ſteht es an dem, daß gerichtlich be= 
ſtimmt werde, welche Gläubiger, und in welcher Ordnung ſie aus 
dem Zahlungsfonde zur Befriedigung oder zur Uebernahme angewie— 
ſen werden ſollen. 


Der Act, wodurch dieſe richterliche Zuweiſung ausgeſprochen wird, 
heißt die Vertheilung. 


. 169, 
Von dem Vertheilungsentwurfe. 

In der Praxis pflegt man gewöhnlich die Vorlage eines Ver— 
theilungsentwurfes abzufordern, und weiſet bald den Erſteher, bald 
den Executionsführer, bald den Exequirten zur Vorlage dieſes Ent: 
wurfes an, mit dem Auftrage, demſelben die nöthigen Rubriken zur 
Verſtändigung der Gläubiger anzuſchließen. 

Ueber dieſen Entwurf, der zur Einſicht in der Regiſtratur hinter— 
legt wird, pflegt man dann eine Tagſatzung zur Einvernehmung der 
Gläubiger mit dem Anhange anzuordnen, daß die Nichterſcheinenden als 
mit der vorgelegten Vertheilung einverſtanden erachtet werden würden. 


5. 170. 


Ob der Erſteher zur Vorlage dieſes Entwurfes 
verhalten werden könne. | 

Bisweilen wird ſchon in den Lizitations-Bedingniſſeu feſtgeſetzt 

daß es dem Erſteher obliege, die Meiſtbothspertheilung zu verfaſſen, 
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und vorzulegen. In dieſem Falle hat es dabeh fein Verbleiben, nur 
müßte dieſe Lizitations⸗Bedingung von allen Tabulargläubigern und 
dem Exequirten genehmiget worden ſeyn; denn da dieſe Bedingung 
in dem Geſetze nicht gegründet iſt, dieſelbe aber auf den Meiſtboth 
einen bedeutenden Einfluß haben kann, indem der Erſteher die Mü— 
he und die mit der Verfaſſung und Vorlage der Vertheilung noth— 
wendig verbundenen Auslagen bey Erſtehung des Gutes ganz ſicher 
in Anſchlag bringen wird, ſo darf dieſe Bedingung, wenn auch nur 
Ein intabulirter Gläubiger oder der Exequirte dagegen proteſtirte, 
nicht angenommen werden (F. 121). 

Wenn der Erſteher nach den Lizitations⸗Bedingniſſen zur Vor⸗ 
lage der Vertheilung nicht verbunden iſt, ſo kann er hiezu nach dem 
Geſetze nicht verhalten werden; denn ſeine Verbindlichkeit aus dem 
Grunde der Erſtehung beſteht lediglich in der Entrichtung des Meift- 
bothes, welchen er entweder zu Gerichtshanden zu erlegen, oder an 
die ihm zur Zahlung zugewieſenen Gläubiger zu entrichten hat. Müßte 
er auch die Meiſtbothsvertheilung verfaſſen und vorlegen, ſo würde 
er zu mehr verhalten werden, als er geſetzlich zu leiſten ſchuldig iſt. 


d. 171. | 

Die Vorlage des Vertheilungsentwurfes liegt auch 
weder dem Executionsführer noch dem Exequirten ob. 
Es iſt aber auch weder der Executionsführer noch der Exe— 
quirte ſchuldig, eine ſolche Meiſtbothsvertheilung iu entwerfen und 


vorzulegen. 

Nicht der Erſtere, denn das Geſetz legt ihm dieſe Verbindlich⸗ 
keit nicht auf. Nach der vorgenommenen Verſteigerung des Pfand⸗ 
gutes iſt der Executionsführer nichts, als ein Pfandgläubiger, wel— 
cher aus dem zuſammengeſtellten Zahlungsfonde die Anweiſung zur 
Befriedigung ſeiner Forderung nach der geſetzlichen Ordnung erwartet. 

Aber auch nicht dem Zwegten liegt dieſe Verbindlichkeit ob; 
denn der Exequirte iſt als Hypothekarſchuldner nur zu geſtatten ſchul— 
dig, daß ſeine Gläubiger, welchen entweder nach dem Geſetze, oder 
vermöge des ihnen vertragsmäßig, oder aus dem gerichtlichen Aus— 
ſpruche zuſtehenden Pfandrechtes, ein Recht auf den Zahlungsfond zu— 
ſteht, aus demſelben befriediget werden. Eine Verbindlichkeit zur 
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Verfaſſung und Vorlage der Vertheilung iſt auch ihm von dem Ge— 
ſetze nirgends auferlegt. 


5. 172. 


Die Vorlage eines Vertheilungsentwurfes iſt nicht 
nöthig. 

Es iſt aber auch in dem Geſetze gar nicht gegründet, daß dem 
Nichter ein Vertheilungsentwurf unterlegt werden ſoll, indem die 
Meiſtbothsvertheilung ein geſetzlich nur dem Richter obliegender Act 
iſt; denn nach dem Hofdec. vom 15. Jänner 1787, litt. s, hat der 
Nichter, nachdem unter den Pfandgläubigern die ordentliche Ver— 
handlung des Vorrechts halber gepflogen wurde, dem Käufer jene, 
ſo er aus dem angebothenen Preiſe zu bezahlen hat, nahmhaft zu 
machen, und das Hofdec. vom 23. Oct. 1794 Nr., 199 litt. b ord⸗ 
net an: „Es ſoll dem Käufer eines mit vorgemerkten Gläubigern 
belaſteten Gutes ein Verzeichniß dieſer vorgemerkten Gläubiger nach 
der unter ihnen beſtehenden Ordnung mit dem Beyſatze des einem 
jedem als eine richtig anerkannte Schuld auszuzahlenden Betrages 
mitgetheilt werden.“ 

Dieſe beyden Verordnungen beſtimmen in ihrem Zuſammen— 
hange offenbar, daß die Verfaſſung der Vertheilung, verſteht ſich 
mit Zuziehung der Tabulargläubiger und des Exequirten, nur dem 
Nichter obliege; er hat daher entweder ſchon bey der Liquidationstag— 
ſatzung nach geſchloſſener Liquidirung, oder wenn dieſes nicht ſeyn 
könnte, bey einer neuerlichen Tagſatzung commiſſionell die Verthei— 
lung und Zuweiſung zu entwerfen. 

5. 175. 

Formeller Vorgang bey der Vertheilung. 

Ueber dieſe commiſſionelle Vertheilung wird der Richter ein ei— 
genes Vertheilungsprotocoll eröffnen, hiebey die angemeldeten For— 
derungen nach der geſetzlichen Ordnung zur Sprache bringen, und 
darüber die Intereſſenten vernehmen. Sind alle anweſenden Inte— 
reſſenten mit der in Antrag gebrachten Rangordnung und Zuweiſung 
einverſtanden, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß ſich der Richter in 
eine Entſcheidung nicht einzulaſſen habe. Sollten ſich aber hiebey 
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Anſtände ergeben, ſo hat der Richter dieſelben zu Protocoll zu neh⸗ 
men, nachdem alle Anſprüche auf dieſe Art durchgegangen wurden, 
das Protocol zu ſchließen, und nach Berückſichtigung und Prüfung 
aller erhobenen Anſtände die Claſſification und en zu ver⸗ 
faſſen. 


9. 174. 


Innere Form der Vertheilung. 

Die innere Form betreffend, ſo iſt die Vertheilung nichts an— 
deres, als eine mit der Anweiſung verbundene Claſſification, welche 
ſich aber von dem Concursclaſſifications-Urtheile dadurch weſentlich 
unterſcheldet, daß bey der letztern das ganze Vermögen des Ver— 
ſchuldeten Gegenſtand der Vertheilung iſt, und daher alle Gläubi— 
ger, die was immer für eine Forderung liquidirt haben, claſſificirt 
werden müſſen, während hier nur ein beſtimmter Vermögens 
zweig zur Vertheilung kommt, und daher nur jene Gläubiger in die 
Claſſification aufgenommen werden können, welche auf dieſen Ver⸗ 
mögenszweig einen rechtlichen Anſpruch haben. 

Dieſe ſind aber diejenigen, welche vor allen Gläubigern einen 
Anſpruch auf Befriedigung haben, und dann die Pfandgläubiger; 
dieſe Letzteren find wieder von dreyerley Art: 

a) Solche, welchen das Pfandrecht aus dem Geſetze, und zwar 
vor den Tabulargläubigern zuſteht; 

b) ſolche, welche ihre Befriedigung als Pfandgläubiger aus dem 
Tafelrechte ſuchen, und 

c) ſolche, welche als Pfandgläubiger den Tabularpfandgläubigern 
nachſtehen. 


9. 175. 
Von den Vorzugspoſten. 

Obgleich in dem Geſetze von den Vorzugspoſten außer dem 
Concurſe nirgends eine Rede iſt, ſo verſteht es ſich doch von ſelbſt, 
daß auch ſolche außer dem Concurſe vorkommen können, und daß 
dieſe vor den Pfandgläubigern befriediget werden müſſen. Es ſind 
nähmlich jene Gläubiger, welche für die zu vertheilende Maſſe an 
Mühe oder Geld, oder beyden zugleich einen Aufwand gemacht ha⸗ 
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ben. Dieſe erſcheinen als Gläubiger der Maſſe, folglich als Gläu— 
biger aller theilnehmenden Gläubiger, und müſſen daher nothwen— 
dig vor Allen ihre Befriedigung erhalten (§. 837 b. G. B.) 

Das Hofdec. vom 16. Sept. 1825, Zahl 2132, F. 3, wo 
es heißt, daß auf andere, — nähmlich außer Steuern und Domi— 
nicalgaben — im Falle einer allgemeinen Concursverhandlung pri— 
vilegirte, aber mit keinem geſetzlichen Pfandrechte auf ein einzelnes 
Gut verſehene Forderungen, bey Vertheilung des Kaufſchillings für 
ein außer dem Concurſe verſteigertes Gut, keine Rückſicht genommen 
werden könne, ſteht der dießfalls aufgeſtellten Behauptung nicht im 
Wege, weil dieſes Hofdecret nur von Forderungen gegen den Exe— 
quirten, nicht aber von Maſſeforderungen, wovon hier die Nede iſt, 
handelt. In Bezug dieſer Letzteren wird die Maſſe gleichſam als 
moraliſche Perſon als Schuldnerinn betrachtet. 

Ein ſolcher Fall würde z. B. eintreten, wenn die Tabular— 
gläubiger gemeinfchaftlich beſchloſſen hätten, daß die vom Tage der 
Lizitation bis zur Uebergabe von dem Pfandgute entfallenden Früch— 
te und Nutzungen von einem aufzuſtellenden Sequeſter, deſſen Aufs 
ſtellung fie bewirkten, eingeheben werden ſollen u. dal. 


5. 176. 
Pfandgläubiger der erſten Claſſe. 

Hieher gehören die landesfürſtlichen Steuern und die obrig— 
keitlichen Abgaben, und zwar dergeſtalt, daß die landesfürſtlichen 
Steuern vor den grundobrigkeitlichen Giebigkeiten den Vorzug haben 
(Hofk. Dec. vom 27 April 1832, Zahl 1476). \ 

Jedoch genießen die Einen wie die Andern im Einklange mit dem 
§. 16 allg. C. O. dieſes Pfandrecht nur für die dreyjährigen Rück⸗ 
ſtäͤnde; denn mit Hofdec. vom 1. Sept. 1826, Zahl 2219, wurde 
feſtgeſetzt, daß zwar die Steuern, als auf dem Grunde haftend, be— 
trachtet werden, daß ſelbe aber in Berückſichtigung der Hypothekar— 
gläubiger nur durch drey Jahre zurückgerechnet, vor dieſen das Vor— 
zugsrecht haben ſollen; ein längeres Vorrecht iſt denſelben nach dem 
Hofdec. vom 10. Sept. 1825, Zahl 2182, auch damahls nicht ges 
ſtattet, wenn zur Bezahlung derſelben wirkliche Zahlungsraten be— 
williget, oder die Rückſtände von Zeit zu Zeit betrieben worden wären. 
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Daß aber dieſes Vorrecht nur jenen Steuerrückſtänden zuſtehe, 
welche von dem verſteigerten Grunde zu entrichten geweſen wären, ver⸗ 
ordnet die Hofkanzley Verordnung vom 24. Nov. 1829, Zahl 4386. 
Wäre daher der Beſitzer die Steuer von einer nicht verſteigerten Rea— 
lität, oder die Steuer für feine Perſon, oder die Steuer für die Aus— 
übung ſeines Gewerbes noch ſchuldig, ſo kann ſelbe, als hieher nicht 
gehörig, in die Claſſification nicht aufgenommen werden. 

Nückſichtlich der grundherrlichen Giebigkeiten verſteht es ſich von 
ſelbſt, daß in die erſte Claſſe nur jene dreyjährigen Rückſtände auf- 
zunehmen ſind, welche von dem verſteigerten Grunde hätten entrich— 
tet werden ſollen, und welche aus dem Unterthansverbande herrüh⸗ 
ren. Daher können weder Zehentrückſtände noch Taxrückſtände und 
Mortuare, welche nur aus einem beſondern Verhältniſſe, oder für 
die Ausübung der Jurisdiction zu entrichten kommen, in bie Claſſi⸗ 
fication aufgenommen werden. 

Alle andern Forderungen, welche im Concurſe in die erſte Claſ— 
ſe zu ſetzen kommen, können hier nicht zur Sprache kommen, weil 
fie nicht unmittelbar auf dem Grunde haften, über deſſen Erlös die 
Vertheilung gemacht wird. b 


5. 177. 
Ob nicht die Zähltaxe in die erſte Claſſe zu ſetzen 
komme. 


Es könnte hier die Frage geſtellt werden, auf welche Art die 
Zählgelder zu berichtigen ſehen, wenn aus einem geſetzlichen Grun— 
de, oder nach Vorſchrift der Lizitations-Bedingniſſe der Meiſtboth 
ganz oder zum Theile depoſitirt worden wäre? 

Daß das Zählgeld entrichtet werden müfe, wenn das Depo— 
ſitum verabfolgt wird, unterliegt keinem Zweifel; nur find hiebey 
zwey Fälle moglich: Entweder könnte das Zählgeld aus der Maſſe 
genommen, oder jedem Gläubiger, wenn er den auf ihn entfallen- 
den Betrag erhebt, von dieſem Betrage der entſprechende Theil ab— 
gezogen werden. 

In dem erſten Falle würde das ganze Zählgeld, als in die 
erſte Claſſe verſetzt, den zuletzt intabulirten Gläubiger allein treffen, 
er hätte folglich das ganze Zählgeld allein zu tragen, während 
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in dem letztern Falle dieſe Gebühr auf jeden Gläubiger nach Vers 
hältniß ſeines Antheiles an dem Meiſtbothe vertheilt würde. 

Die Zähltaxe iſt eine Gebühr, welche jeder Gläubiger zu tra— 
gen hat, wenn er ſeine Befriedigung aus der Depoſitencaſſe erhält. 
So wie jede Parthey die Taxe für ihre gerichtlichen Einſchreitungen 
zu tragen hat, eben ſo hat auch jeder Gläubiger die auf ihn ent— 
fallende Zähltaxe zu entrichten. 

Er wird zwar einwenden, daß er vermöge feines Vorrechtes 
mit ſeiner ganzen Forderung befriediget werden müſſe, daß er aber 
feine ganze Befriedigung nicht erhalte, wenn es ihm obliege, die Zähl— 
taxe zu entrichten. Allein er erhält feine ganze Befriedigung aus 
dem Meiſtbothe; die nun zu bezahlende Taxe liegt in einem von fei- 
nem Vorrechte ganz verſchiedenen Verhältniſſe. Sie iſt eine geſetz⸗— 
liche Auflage, welche ſich jeder gefallen laſſen muß, der aus der De— 
poſitencaſſe feine Zahlung erhält. Er mag dießfalls feinen Regreß 
bey dem Schuldtragenden ſuchen. Es wäre aber kein Rechtsgrund 
vorhanden, aus welchem man dem letzt Intabulirten die Zähltaxe 
für alle ex Deposito befriedigten Gläubiger auflaſten könnte, denn 
es iſt nirgends geſetzlich vorgeſchrieben, daß ein ſpäter intabulirter 
Gläubiger für die früher Intabulirten die dieſe treffenden Taxen 
bezahlen ſoll. 

5. 178. 
Claſſification der Gläubiger der zweyten Claſſe. 

Bey der Claſſification der Gläubiger der zwegten Claſſe iſt ſich 
ſtrenge nach dem Tafelſtande zu richten; deßwegen muß der Richter 
hiebey den Landtafel- oder Grundbuchs-Extract zu Hülfe nehmen. 

In dieſem Extracte erſcheinen Forderungen und Rechte unter 
verſchiedenen Modificationen vorgemerkt, welche auf den Act der Ver— 
theilung einen bedeutenden Einfluß ausüben, daher beſonders berück⸗ 
ſichtiget werden müſſen. 

Die Forderungen können numeriſch beſtimmt, oder unbeſtimmt 
ſeyn; Forderungen und Nechte find entweder intabulirt oder präno— 
tirt, oder auch mit Superſätzen belaſtet, ſie haften entweder nur 
auf der Realität der Frage, oder zugleich auch auf andern. Meh— 


rere vorgemerkte Poſten können mit gleichem oder ungleichem Satz⸗ 
2. Bd. 3 
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rechte, oder die eine auf das Gut ſelbſt, und die andere lediglich auf 
die Früchte verſichert ſehn. Der einen oder andern Forderung kann 
nachträglich gleiches Satzrecht, oder gar das Vorzugsrecht eingeräumt 
worden ſeyn u. dgl. m. 

Die Wichtigeren dieſer Modificationen werden wir einer befondern 
Beleuchtung unterziehen. 


* 


J. 179. 
en Von der Claſſification der Rechte. 

Die auf der Nealität haftenden Rechte, als Gegenſatz der For⸗ 
derungen, find entweder Servituten oder andere dingliche Rechte, z. 
B. Pachtrechte, Kaufsrechte u. dgl. 

Hiebey kommt es darauf an, ob der Erſteher die Servitut der 
das dingliche Necht als eine bleibende der Realität anklebende Laſt 
übernommen habe, oder nicht. In dem erſten Falle iſt die Servi⸗ 
tut oder das dingliche Recht kein Gegenſtand der Claſſification oder 
Vertheilung ); in dem zwegten Falle aber muß auch die Servitut 
oder das dingliche Necht, in ſoweit dem Berechtigten dießfalls ein 
Entſchädigungsrecht zuſteht, in die Claſſification, und zwar mit dem 
für liquid erkannten Betrage aufgenommen werden. Sf das Quan⸗ 
tum der Entſchädigung zwar angeſprochen, aber noch nicht liquidirt, 
ſo wird der angeſprochene Betrag als Ausſcheidepoſt in die Zuwei⸗ 
ſung aufgenommen. 


ö. 180. 
Von den, dem Betrage nach unbeſtimmten vorge— 
merkten Forderungen. 

Nur die numeriſch beſtimmten und liquiden Forderungen ſind 
ein Gegenſtand der ſogleichen Zuweiſung; ſind aber die vorgemerk⸗ 
ten Forderungen dem Betrage nach unbeſtimmt, ſo kommt es dar⸗ 
auf an, ob der höchfte Betrag derſelben bekannt ſey; in dieſem Fal⸗ 
le müßte dieſer Vetrag als zeitliche Ausſcheidepoſt angewieſen werden. 
Iſt aber die verſicherte Forderung numeriſch ganz unbeſtimmt, fo 
findet bis zur Ausmittlung des Betrages eine weitere Vertheilung 


1) Siehe meinen Aufſatz in der oſterr. Zeitſchriſt Jahrg. 1835, Heft 9, Seite 128, 
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von dieſer Poſt angefangen, gar nicht Statt, weil es unbeſtimmt 
bleibt, ob über die Berichtigung dieſer Poſt aus dem Zahlungsfonde 
für die nachfolgenden Gläubiger etwas erübriget. 


5. 181. 
Von der Claſſification und Zuweiſung der Octava. 


Auf jeder landtäflichen mit einer Jurisdiction verbundenen Nea— 
lität wurde in Folge Hofdec. vom 10. Julg 1789, Zahl 1030, 
§. 2 das Pfandrecht auf den achten Theil des Gutes für die Un⸗ 
terthans-, Pupillar- und Depoſiten-Forderungen intabulirt. 

Dieſe Satzpoſt iſt daher dem höchſten Betrage nach beſtimmt, 
aber in Hinſicht der wirkichen Erſatzleiſtungen unbeſtimmt, bis 
durch die Octaval-Liquidation die Summe der Anſprüche bekannt 
wird. Wäre dieſe Summe zur Zeit der Vertheilung des ganzen Zah— 
lungsfondes ſchon bekannt, fo wird bey dieſer Satzpoſt die Anwei⸗ 
ſung nur nach dieſem Betrage vorgenommen, vorausgeſetzt, daß er den 
achten Theil des Ganzen nicht überſteigt. Iſt aber der wirkliche Er— 
ſatzesbetrag nicht bekannt, fo wird der ganze achte Theil als Aus: 
ſcheidepoſt angewieſen, und rückſichtlich des noch erübrigenden Betra⸗ 
ges die Hauptvertheilung, ohne Rückſicht, ob dieſer Octavalbetrag 
ganz werde abſorbirt werden, oder nicht, fortgeſetzt. Dieſer Octaval— 
betrag bildet nun eine beſondere, für ſich beſtehende Maſſe, worüber 
die ſogenannte Octavalvertheilung gepflogen wird. 


5. 182. 
Bildung der Octavalmaſſe. 


Man wäre aber ganz irrig daran, wenn man für die Octava, 
wie es in der Praxis öfters zu geſchehen pflegt, nur den achten Theil 
des Meiſtboths für das Gut ausſcheiden würde. 

Dieſe Octavalmaſſe muß aus dem achten Theile des ganzen 
Pfandwerthes, alſo aus dem achten Theile des ganzen Zahlungsfon— 
des dergeſtalt gebildet werden, daß hievon bey Bemeſſung der Octava nicht 

einmahl die auf die Gläubiger der erſten Claſſe entfallenden Beträge in 
Abzug gebracht werden dürfen; denn die Octava drückt das Pfandrecht 
auf den achten Theil des Pfandgutes aus, iſt daher wie jedes andere 
Pfandrecht zu betrachten und zu behandeln; da ſich aber jedes Pfand⸗ 
98 * 
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recht nach §. 457 b. G. B. auch auf die Früchte, fo lange fie noch 
nicht abgeſondert oder bezogen ſind, alſo auf Früchte und Nutzun⸗ 
gen erſtrecket, ſo folget von ſelbſt, daß der achte Theil des ganzen 
aus dem Pfandgute gebildeten Zahlungsfondes ausgeſchieden werden 
müſſe. 


5. 183. 


Von der Vertheilung der Octava. 


Obgleich die Octavalvertheilung ein für ſich beſtehender Act iſt, 
ſo nimmt ſie auf die Hauptvertheilung doch in ſo ferne Einfluß, 
als der allenfalls über die Befriedigung der Octavalpoſten erübrigen⸗ 
de Betrag auf die nachfolgenden Tabulargläubiger entfällt. 

Wenn aus dem ausgeſchiedenen Octavalbetrage nicht alle als 
Octavalpoſten liquidirten Forderungen (§. 165 u. 166) ganz be⸗ 
friediget werden können; ſo findet unter ihnen kein Vorzugsrecht Statt, 
ſondern ſie concurriren nach dem Verhältniſſe der Größe ihrer For⸗ 
derungen in den ganzen ausgeſchiedenen Betrag, und es muß ſich 
Jeder einen verhältnißmäßigen Abzug gefallen laſſen; in wie ferne 
aber auf dieſe Poſten rückſichtlich des über die Befriedigung aller Ta⸗ 
bulargläubiger noch erübrigenden Zahlungsfondes Rückſicht genommen 
werden müſſe, wird weiter unten (§. 217) dargeſtellt werden. 


F. 184. 


Von der Zuweiſung pränotirter, aber nicht gerecht⸗ 
fertigter Forderungen und Rechte. 

Iſt eine Forderung oder ein Recht bloß pränotirt, die Präno⸗ 
tirung aber nicht gerechtfertiget; ſo beſteht noch kein wirkliches, ſon⸗ 
dern nur ein bedingtes Pfandrecht, und es iſt noch ungewiß, ob ihr 
ein Recht auf den Zahlungsfond zuſtehe, oder nicht (§. 458 b. G. 
B.); deßwegen kann dieſe Forderung oder das Recht auch nur un⸗ 
ter der Bedingung der erfolgenden Rechtfertigung in die Claſſifica⸗ 
tion und Zuweiſung aufgenommen werden, und zwar dergeſtalt, daß 
der gemachte Anſpruch als vorläufige Ausſcheidepoſt behandelt wird. 

Auf keinen Fall aber darf bey der Vertheilung eine präno— 
tirte Poſt übergangen werden, wenn ſie nicht früher (§. 157) zur 
Löſchung gebracht wurde. 
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9. 185. 


Ob den ſpäter intabulirten Gläubigern das Recht 
zuſtehe, die pränotirte, aber nicht gerechtfertigte 
Poſt löſchen zu laſſen. 

Es ereignet ſich öfter, daß eine pränotirte, aber nicht gerecht— 
fertigte Forderung ſchon vor der Vertheilung gelöſcht werden könn— 
te, daß aber der Exequirte um dieſelbe nicht anſucht; es wäre da— 
her die Frage, ob nicht die ſpäter intabulirten Gläubiger, welche an 
der zu erwirkenden Löſchung ein unverkennbares Intereſſe haben, bey 
der Nealinftanz dieſe Löſchung begehren können. l 

Ich glaube nicht; denn der §. 439 b. G. B., worauf ſich der 
$. 453 b. G. B. ausdrücklich bezieht, ſpricht zu deutlich aus, daß 
das Recht, die Loͤſchung der Pränotirung zu begehren, nur dem Geg— 
ner, d. i. dem Beſitzer der Pfandrealität zuſtehe. Würde der Ge— 
ſetzgeber dieſes Recht auch den ſpäter intabulirten Gläubigern haben 
einräumen wollen, ſo würde er ſich offenbar anders, und zwar al— 
lenfalls ſo ausgedrückt haben: „Widrigen Falls ſoll die bewirkte Vor— 
merkung auf Anſuchen des Gegners, oder desjenigen, dem daran 
gelegen iſt, gelöſcht werden.“ Wohl aber ſcheint es außer Zweifel 
zu ſeyn, daß die nachfolgenden Tabulargläubiger den Exequirten zur 
Einſchreitung im Nechtswege verhalten können (§. 159). 


9. 186. 


Von der Zuweiſung der als gelöſcht certificirten, 
| aber nicht extabulirten Forderungen. 

Es hat ſich in der Erfahrung ſchon öfter gezeigt, daß Forde— 
rungen in der Tafel noch intabulirt waren, während der Exe— 
quirte die mit dem Löſchungs⸗Certificate verſehene Urkunde in Hän— 
den hatte. Es iſt nun die Frage, was rückſichtlich ſolcher Poſten bey 
der Claſſification und Zuweiſung RNechtens ſey. 

So lange die Poſt in der Tafel ſteht, kann fie bey der Claſ— 
ſification mit Stillſchweigen nicht übergangen werden, und man müß⸗ 
te ſie auf alle Fälle als eine einſtweilige Ausſcheidepoſt behandeln; 
allein es ſteht offenbar dem Exequirten das Necht zu, von der Neal: 
inſtanz zu fordern, daß die bereits certificirte Löſchung in dem öffents 
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lichen Buche ſogleich realiſirt werde, wornach es dann, wenn dem 
Vertheilungsrichter die wirkliche Löͤſchung nachgewieſen wird, von der 
Exſcindirung ohnehin abzukommen hat. 


9. 187. 


Von dem Vertheilungsverfahren bey e en 
Tabularpoſten. 

Kommt in dem Extracte eine Tafelpoſt vor, welche offenbar 
nicht auf dieſe, ſondern auf eine ganz andere Realität gehört, und 
welche nur aus Verſehen des Manipulations-Beamten auf dieſes Pfand- 
gut eingetragen wurde; ſo ſcheint es außer allem Zweifel zu ſte— 
hen, daß eine ſolche vertragene Tabularpoſt lediglich übergangen wer⸗ 
den dürfe, und daß es nicht nöthig ſey, den auf ſelbe entfallen 
den Betrag bis zur Richtigſtellung des öffentlichen Buches auszuſchei⸗ 
den; denn da es erwieſen vorliegt — was ohnehin vorausgeſetzt wird, 
— daß dieſe Intabulation nur aus Verſehen auf dieſes Pfandgut 
eingetragen wurde; ſo iſt ein rechtlicher Anſpruch von Seite der Par- 
they gar nie möglich, wo aber ein Anſpruch nicht möglich iſt, fin⸗ 
det auch keine Exſeindirung Statt, weil Exſeindirungen nur aus dem 
Grunde vorgenommen werden müſſen, damit den allfällig zu erwei⸗ 
ſenden Anſprüchen durch eine voreilige Vertheilung nicht das Mittel 
der Befriedigung entzogen werde. 

Es ſteht aber auch dem Exequirten, ſo wie den nachfolgenden 
Tabulargläubigern das Recht zu, bey der Nealbehörde die ſogleiche 
Nichtigſtellung des öffentlichen Buches zu begehren, damit fie in ih— 
ren Rechten durch das Amtsverſehen nicht beirret werden. 


5. 188. 
Von dem Vertheilungsverfahren bey ungültigen 
Intabulationen. 


Wenn in dem Extracte eine Poſt vorkommt, von welcher die 
Gültigkeit der Intabulation aus was immer für einem Grunde an⸗ 
gefochten wird, fo muß ſich der Richter, ſelbſt in dem Falle, als 
die Ungültigkeit aus dem Intabulationsacte ſelbſt zu erkennen wäre, 
lediglich an den factiſchen Stand der Tafel halten, und den auf die 
beanſtändete Poſt entfallenden Betrag ausſcheiden; denn eine Inta— 
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bulation bleibt fo lange aufrecht, bis im ordentlichen Nechtswege über 
die Ungültigkeit derſelben rechtskräftig entſchieden wurde. Es ſchernt 
aber keinem Zweifel zu unterliegen, daß die nachfolgenden Tabular⸗ 
gläubiger berechtiget feyen, die Gültigkeit der voranſtehenden Inta— 
bulationen zu beſtreiten, weil ſie berechtiget ſind, nach der geſetzli— 
chen Ordnung ihre Befriedigung zu verlangen, die geſetzliche Ord— 
nung aber nur in den gültigen Satzpoſten beſtehen kann. 


9. 189. 
Von dem Vertheilungsverfahren in Rückſicht der 
Superſätze. 

Wenn auf einem vorkommenden Satze ein oder mehrere Su— 
perſätze haften, ſo iſt zu unterſcheiden, od dieſe Superſätze bloße Ceſſtons⸗ 
rechte, oder ein Afterpfand ausdrücken. In dem erſten Falle treten 
die Ceſſionare in die Rechte des Cedenten ein, und es muß die Zus 
weiſung an dieſelben pro summa concurrente geſchehen. In dem 
zweyten Falle aber wird bey der Zuweiſung auf die Superſätze gar 
keine Nückſicht genommen, ſondern der entfallende Betrag wird mit 
Vorbehalt der Rechte der Superſatzgläubiger dem Hauptſatze zuge wie— 
fen. Was aber dießfalls bey der wirklichen Auszahlung beobachtet 
werden müſſe, wird weiter unten (§. 236) vorkommen. 


6. 190. 
Von dem Vertheilungsverfahren, wenn eine Poſt 
auf mehrere Realitäten intabulirt iſt. 

Wenn eine Poſt auf mehreren Realitäten intabulirt iſt, fo koumt 
es darauf an, ob nur eines dieſer Pfandgüter in der Execution ſteht, 
oder ob mehrere oder alle Simultanhypotheken in dem Executions— 
acte begriffen find. In dem erſtern Falle ändert der Umſtand, daß 
die Forderung auf mehreren Gütern haftet, in der Vertheilung gar 
nichts; denn in dieſem Falle iſt die Vertheilung nur über den Zah: 
lungsfond aus einer Pfandrealität zu pflegen, wobeg ſich der Nich- 
ter lediglich nach dem Tafelſtande zu benehmen hat. Da nun Dies 
fe Realität für die ganze Forderung verpfändet iſt, fo muß ihr auch 
aus dem daraus gebildeten Zahlungsfonde fo viel zugewieſen werden, 
als auf dieſe Forderung entfällt. 
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Man wird zwar dagegen einwenden, daß dadurch die ſpäter in⸗ 
taeulirten Gläubiger auf dieſer Realität ſchlecht zu Theil kommen, 
während die Gläubiger auf den übrigen Pfandgütern offenbar Nu— 
tzen ziehen, indem der aus dem Meiſtbothe auf dieſe Poſt entfallene 
Betrag von den übrigen Realitäten extabulirt werden müſſe. Allein 
die auf dieſer Realität ſpäter intabulirten Gläubiger wußten, daß der 
vorausſtehende Simultan-Hypothekargläubiger mit feiner ganzen For⸗ 
derung auf dieſer Realität intabulirt fey, folglich auch das Recht ha— 
be, ſich mit der ganzen Forderung aus derſelben befriedigen zu laſſen. 
Die ſpäter intabulirten Gläubiger konnen ſich daher über ein Unrecht 
nicht beſchweren. 

Wenn fie behaupten wollten, daß fie ſich eben aus dem Grun⸗ 
de mit der Sicherheit nach dem Simultan-Hypothekargläubiger be— 
gnügt haben, weil ſie aus dem öffentlichen Buche erſahen, daß dieſe 
Forderung auch auf andern Realitäten intabulirt ſey, ſo wäre ihnen 
zu erwiedern, daß fie zugleich hätten wiſſen ſollen, daß jede der Si⸗ 
multanhypotheken für die ganze Forderung verpfändet ſey, und daß 
fie hätten bedenken ſollen, es ſey möglich, daß der Simultangläubi⸗ 
ger gerade aus dieſem Pfandgute feine volle Befriedigung ſuchen dürfe 
te; denn man wird doch das Recht des Simultan-Hypothekargläubi⸗ 
gers nicht bezweifeln, vermöge welchem es ihm freyſteht, ſeine volle 
Befriedigung aus was immer für einer Pfandrealität zu ſuchen, in— 
dem er ja nur aus dem Grunde ſich auf mehrere Pfandgüter intabu— 
liren ließ, damit er, wenn er aus dem einen ſeine volle Befriedigung 
nicht erhalten könnte, den noch mangelnden Reſt aus der zwegten oder 
dritten Hypothek erlange. 


5. 191, | 
Würdigung der in der Praxis bisweilen üblichen 
Rechtsabtretung. 


Es iſt in der Ausübung ſchon mehrmahl vorgekommen, daß 
zwar der Hypothekar-Simultangläubiger aus dem Zahlungsfonde der 
in Execution gezogenen Realität ganz befriediget wurde, daß er aber 
den ſpäter intabulirten Gläubigern feine Hypothefarrechte auf die noch 
übrigen Pfandrealitäten dergeſtalt abtreten mußte, daß dieſe mit ih- 
ren Forderungen in der geſetzlichen Ordnung auf den Simultanſatz 
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für jenen Betrag eintreten, welchen der Simultangläubiger bey einer 
Geſammtexecution im Verhältniſſe aus denſelben erhalten hätte, um, 
wie man ſagt, das rechtliche Verhältniß, welches bey einer Geſammt⸗ 
execution eingetreten ſeyn würde, herzuſtellen. i 

Allein eine ſolche Nechtsabtretung läßt fih weder aus der Na= 
tur der Sache, noch aus einer geſetzlichen Vorſchrift rechtfertigen. 

Wer ein Recht abtreten fol, dem muß ein ſolches zuſtehen. Der 
Simultan ⸗Hypothekargläubiger, welcher aus dem Zahlungsfonde der 
in die Execution gezogenen Pfandrealität ganz befriediget wird, hat 
nun keine Forderung mehr, welche durch das Pfand der übrigen Rea- 
litäten geſichert ſeyn ſoll; da aber jedem Pfandrechte eine gültige For⸗ 
derung zum Grunde liegen muß, ſo iſt auch in dem Augenblicke der 
erfolgten vollen Befriedigung fein Pfandrecht erloſchen, ein erloſche— 
nes Recht aber iſt kein Gegenſtand einer Abtretung (§§. 33 u. 38). 
Es wäre aber auch kein geſetzlicher Grund zu dieſer Rechtsabtretung 
vorhanden; denn da der Simultangläubiger das Recht hat, aus dem 
Zahlungsfonde der veräußerten Pfandrealität ſeine volle Befriedigung 
zu ſuchen, ſo kann ihn Niemand verhalten, die ſpäter intabulirten 
Gläubiger durch eine ſolche Rechtsabtretung zu entſchädigen; denn wer 
ſich ſeines Rechtes bedient, beſchädiget Niemanden. 


56. 192. 
Der Simultangläubiger kann aber zu Gunſten der 
nachfolgenden Gläubiger weichen. 


Indeſſen aber unterliegt es keinem Zweifel, daß der Simultan⸗ 
Hypothefargläubiger entweder mit feiner ganzen Forderung, oder mit 
einem Theile derſelben zu Gunſten der ſpäter intabulirten Gläubiger 
weichen könne; für dieſen Fall müßte er eine extabulationsfähige Hy: 
pothekweichungs-Erklärung ausſtellen, und die Löſchung des betref- 
fenden Vetrages müßte ſchon vor der Vertheilung erfolgen. Jedes 
Recht beſteht nur in einem Befugniffe, folglich beſteht auch das Pfand» 
recht nur in dem Befugniſſe, aus der Pfandrealität ſeine Befriedigung 
zu ſuchen. Durch die Hypothekweichung erklärt der Berechtigte daher 
nur, daß er von ſeinem Pfandrechtsbefugniſſe entweder gar keinen 
Gebrauch machen, oder dasſelbe nicht in dem vollen Maße ausüben 


42 


wolle. Von feinem Rechte ganz oder zum Theile abzuſtehen iſt aber 
Jedermann berechtiget. 

Man kann dagegen nicht einwenden, daß durch dieſe Verzicht⸗ 
leiſtung den ſpäter intabulirten Gläubigern der übrigen Pfandrealitä— 
ten Unrecht geſchehe, indem der Verzichtleiſtende dann ſeine ganze 
Befriedigung aus denſelben ſuchen werde; denn wenn er auch aus 
dieſen Realitäten feine volle Befriedigung ſucht, fo iſt er hiezu in Fol- 
ge der vorausgehenden Intabulation berechtiget, und die ſpäterhin In⸗ 
tabulirten können ſich dadurch, daß der Vorausgehende fein Necht aus— 
übt, nicht für beſchädiget erachten; es entgeht ihnen nur ein zufälliger Vor: 
theil, auf welchen ihnen, ſo lange die voraus intabulirte Forderung 
noch beſteht, kein Klagerecht zuſtehen kann. Sie hätten ja auch dage- 
gen nichts einwenden können, wenn der Simultangläubiger gleich auf 
dieſe Realität die Execution geführt hätte. 


5. 193. 
Von der Simultanvertheilung bey der Geſammt⸗ 
execution. 


a) Grundſätze darüber. 

Auch außer dem Concurſe kann es ſich ereignen, daß mehrere 
Simultanpfandgüter in einem Executionsacte begriffen ſind, was vor— 
züglich auf dem Lande öfter eintrifft, wenn eine ganze Wirthſchaft, die 
aus dem Hauptgrunde und ſeparirten Ueberlanden beſteht, im Exe— 
cutionswege veräußert wird. In einem ſolchen Falle iſt die Erörte⸗ 
rung der bis nun in der Praxis ſtreitigen Frage „wie der Simul⸗ 
tan = Hypothefargläubiger angewieſen werden fol?” äußerſt wichtig. 

Der richtigen Beantwortung dieſer Frage ſind folgende Grund— 
ſätze vorauszuſchicken: 

1) Jeder Simultanpfandgläubiger hat das Necht, ſein Pfandrecht 
auf jedes einzelne Pfandſtück in ſeinem vollen Umfange auszuüben. 

2) Er kann dadurch, daß er ſich eine mehrfache Sicherheit verſchaff— 
te, nicht verlieren, ſondern nur gewinnen; deßhalb kann er auch 

3) an ſeiner Forderung nichts verlieren, wenn er aus allen Pfandgü— 
tern zuſammen ſeine volle Befriedigung erhalten kann; er kann aber 

4) aus allen Pfandgütern zuſammengenommen nicht mehr als ſeine 
volle Vefriedigung erhalten, und es muß ihm 
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5) gleichgültig ſeyn, woraus er befriediget wird, wenn er nur entwe— 
der ſeine volle Bezahlung, oder jenen Betrag erhält, welcher auf 
ihn nach der Ordnung des erwirkten Pfandrechtes aus allen Pfand» 
gütern entfällt. Die nachfolgenden Gläubiger aber müſſen es ſich 

6) gefallen laſſen, daß der voraus intabulirte Gläubiger vor ihnen 
aus allen Pfandgütern zuſammen, oder aus einem oder einigen be⸗ 
friediget werde. 

Dieſe hier aufgeſtellten Grundſätze ſind in Vergleichung mit 
dem Hypothekarſoſteme zu evident, als daß fie einer beſondern Nach- 
weiſung bedürften. 


F. 194. 
b) Anwendung dieſer Grundſätze auf die Anwei— 
ſung der Simultanpfandgläubiger. 


Bey einer Specialexecution hat der Umſtand, daß die Forde— 
rung auf mehreren Realitäten verſichert iſt, wie oben (§. 190) erör⸗ 
tert wurde, auf die Vertheilung keinen Einfluß. Anders verhält es 
ſich bey der Geſammtexecution. 

Bey dieſer erſcheinen nun fo viele Zahlungsfonde, als abgeſon— 
derte Pfandgüter vorhanden waren, und an jedem dieſer Zahlun!s— 
fonde iſt der Simultan-Hypothekargläubiger nach der Ordnung des 
erworbenen Pfandrechtes Theilnehmer, und die nach ihm intabulir— 
ten Gläubiger aller Pfandrealitäten müſſen die Simultanpfandpoſt 
als eine gemeinſchaftliche Laſt betrachten. 

Es geht hier nicht an, daß der Simultanpfandgläubiger aus 
einer Pfandrealität allein befriediget werde; ſondern die Befriedigung 
hat nach dem Verhältniſſe der Zahlungsfonde der verſchiedenen Pfand» 
güter Statt. Für dieſe verhältnißmäßige Zuweiſung ſpricht nicht nur 
die Billigkeit, ſondern offenbar das Necht ſelbſt; denn bey der Ge— 
ſammtexecution erſcheinen alle Zahlungsfonde zuſammen als ein ge⸗ 
meinſchaftliches Gut, aus welchem alle Pfandgläubiger nach der ge— 
ſetzlichen Ordnung ihre Befriedigung zu ſuchen haben, und das Land— 
tafelpatent vom 22. April 1794 ertheilt den Gläubigern offenbar das 
Recht, dieſe verhältnißmäßige Anweiſung zu fordern; denn nach dem⸗ 
ſelben muß in dem Hauptbuche angemerkt werden, wo die intabulir— 
te Poſt noch haftet. Aus dieſem Umſtande konnten die ſpäter inta⸗ 
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bulirten Gläubiger darauf rechnen, daß bey einer Geſammtexecution 
die Simultanlaſt unter alle Pfandgläubiger der verfchiedenen Neali- 
täten werde vertheilt werden, und ſie konnten im voraus berechnen, 
daß ſie dieſer vorausgehenden Poſt ungeachtet, eben weil dieſe Laſt 
durch die Vertheilung ſich verringert, noch ihre volle Befriedigung 
aus dem Pfandgute werden erhalten können. In dieſer ihrer gerech- 
ten Erwartung würden ſie nun getäuſcht, wenn die Zuweiſung der 
Simultanpoſt aus einem Pfandgute allein würde angewieſen werden. 

Bey der Vertheidigung der entgegengeſetzten Meinung würde man 
auf verſchiedene Unzukömmlichkeiten ſtoßen, und es käme zuletzt auf 
den Willen des Richters an, ob er die nachfolgenden Pfandgläubiger 
der einen oder der andern Pfandrealität begünſtigen wolle. Man ſe— 
tze nur den ganz einfachen Fall, daß der auf zwey Pfandrealitäten 
intabulirte Gläubiger aus jeder feine volle Befriedigung erhalten wür— 
de. Aus welcher ſoll er nun ganz befriediget werden, da ihm das 
Pfandrecht auf beyde ganz gleich zuſteht? Aus RNechtsgrundſätzen 
wird es ſich nicht dedueiren laſſen, welches Hypothekargut zu feiner 
Befriedigung vorzugsweiſe verwendet werden ſoll, beſonders, wenn 
nicht er, ſondern ein Dritter die executive Verſteigerung erwirkt hat. 
Eben fo wenig wird man aus Rechtsgrundſätzen ableiten können, wel— 
ches von zwehen Hypothekpfandgütern ihm nur in subsidio verhaf— 
tet ſey. 

J. 195. 
Dieſe verhältnißmäßige Zuweiſung kann durch keine 
Hypothekweichung aufgehoben werden. 


Da nach der Vorausſetzung einer Geſammtexecution das Pfand: 
recht bereits realiſirt erſcheint, folglich kein Pfandgut mehr, fondern 
nur ein gemeinſchaftlicher Zahlungsfond erſcheint, fo hat auch kei⸗ 
ne Hypothefweihung des Simultanpfandgläubigers in dem Sinne 
des §. 192 mehr Statt, indem nun demſelben kein anderes Recht 
mehr zuſteht, als aus den ſämmtlichen Zahlungsfonden feine Befrie⸗ 
digung zu fordern. 

Man wird zwar einwenden, dem Simultan-Hypothekargläubi⸗ 
ger ſtehe es freh, aus welchem Pfandgute er feine Befriedigung ſu— 
chen wolle, er müſſe daher auch berechtiget ſeyn, zu fordern, daß er 


45 


aus dem Erlöfe eines ihm verpfändeten Gutes befriediget werde. 
Müßte dieſer Forderung nachgegeben werden, ſo liege ſchon darin die 
ſtillſchweigende Hypothekweichung von allen übrigen Pfandrealitäten. 

Wahr iſt es, daß es dem Simultanpfandgläubiger frey ſteht, 
ſeine Befriedigung aus einem Pfandgute zu ſuchen, d. i. das Pfand— 
gut nach $. 461 b. G. B. zur Feilbiethung zu bringen. Allein die⸗ 
fer Fall tritt hier nicht mehr ein, denn es wird vorausgeſetzt, daß be— 
reits alle ihm verpfändeten Güter veräußert worden ſeyen, und in 
dieſem Falle handelt es ſich nicht mehr um die Wahl, ſondern ledig— 
lich um die Befriedigung aus den ſchon gebildeten Zahlungsfonden. 
Hiebey ſteht ihm nun nicht mehr das Wahlrecht, ſondern nur das 
Necht zur Befriedigung zu. 


9. 196. 
Modificationen der verhältnißmäßigen Zuweiſung. 

Die verhältnißmäßige Zuweiſung darf aber keinen der oben (§. 
493) aufgeſtellten Grundſätze verletzen, daher muß fie nach den ein— 
tretenden möglichen Fällen, modifizirt werden. Hiebey find nun fol- 
gende Fälle zu unterſcheiden. 

a) Entweder es fällt auf den Simultanpfandgläubiger aus je⸗ 
dem Pfandgute der ausfallende verhältnißmäßige Betrag, und 
der Gläubiger muß ſeine volle Befriedigug erhalten; oder 

b) Es entfällt nur aus einigen Pfandgütern der verhältnißmäßige 
Betrag, es wird aber doch aus allen Pfandgütern zuſammen 
nach der geſetzlichen Ordnung die ganze Forderung befriediget, 
oder endlich 

c) es entfällt aus allen Pfandgütern zuſammen nicht die volle Be⸗ 
friedigung. 

In dem erſten Falle hat die reine verhältnißmäßige Befriedi⸗ 
gung nach dem Betrage des Meiſtbothes, reſpective des Zahlungsfon⸗ 
des einer jeden Pfandrealität Statt. Z. B. Auf den Pfandgütern A, 
B und C haftet eine Forderung von 4000 fl., der Zahlungsfond aus 
A fey 4000 fl., aus B = 6000 fl. und aus C = 8000 fl.; 
ſo geſchieht die Anweiſung 
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aus A mit nn 888 fl. 53 ½ kr. 
aus B mit + + * + + 1333 fl. 20 — kr. 
und aus C mit . . . . 1777 fl. 46 °/, kr. 


zuſammen 4000 fl. — — 

In dem Falle sub b), wenn nähmlich die ganze Forderung 
zwar aus allen Pfandgütern ganz befriediget würde, aber von der 
einen oder andern Pfandrealität der verhältnißmäßige Betrag nicht ent— 
fiele, ſo muß dieſer abgängige Betrag aus den übrigen Pfandgütern 
ergänzt werden, und wenn aus einem Pfandgute auf dieſe Forde— 
rung gar nichts entfällt, ſo wird dasſelbe in Betreff der Simultan— 
pfandforderung ſo angeſehen, als wenn es gar nicht vorhanden wä— 
re, wornach dann die ganze Forderung aus den übrigen Pfandgütern 
verhältnißmäßig zugewieſen wird. Z. B. es ſeyen 4000 fl. auf den Pfand⸗ 
gütern A pr. 4000 fl., B pr. 6000 fl. und C pr. 8000 fl. ſimultan 
intabulirt. Aus der Pfandrealität A entfalle aber auf dieſe Forde⸗ 
rung nur ein Betrag pr. * + 200 fl. — — 
fo entfallen auf 83 + . 1628 fl. 34 ½ 
und auf C + . . . . 2171 fl. 25 % kr. 

5 zuſammen alfo + 4000 fl. — — 

Wenn aber aus A gar nichts auf dieſe Forderung enfällt, fo 
wird ſelbe auf die Realität B mit 1714 fl. 17 ½ kr. 
und auf das Gut C mit . R 2285 fl. a2 „½ kr. 

zuſammen mit 4000 f 
angewieſen. 

Wird aber in dem Falle c) die Simultanforderung aus allen 
Pfandgütern zuſammen nicht ganz befriediget, ſo wird ſelbe auf 
jedes Pfandgut mit dem Betrage angewieſen, welcher auf die Si: 
multanforderung entfällt, z. B. 
auf A mit ‘ . . . . . 200 fl. 
auf B mit . . +. . R . 800 — 
auf CO mit . + . . . . 1400 — 

zuſammen mit 2400 fl. 
und es fallen 1600 fl. wegen Unzulänglichkeit des Geſammtfondes 
ganz durch. 

Dieſe Vertheilungsart ſteht mit dem F. 194 keineswegs im 
Widerſpruche, weil die dort aufgeführte verhältnißmäßige Zuweiſung 


immer nur unter Anwendung der im $. 193 aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätze Statt finden kann. 


5. 197. 


Gegen dieſe verhältnißmäßige Vertheilung kann 
ſich Niemand mit Grund beſchweren. 


Eine Vertheilungsart kann nur dann als richtig angenommen 
werden, wenn ſich darüber kein Intereſſent mit Grund beſchweren 
kann, und dieſes findet bey der modifizirten verhältnißmäßigen Si⸗ 
multanvertheilung Statt; denn gegen dieſelbe kann ſich weder der 
Simultanpfandgläubiger, noch ein nach ihm intabulirter Pfand— 
gläubiger beſchweren; nicht der Erſtere, denn er bekommt aus den 
Geſammtpfandgütern ſeine volle Befriedigung, oder doch ſo viel, als 
aus allen zuſammen auf ſeine Forderung entfällt, mehr kann er 
aber nicht fordern. Nicht die Letztern, denn fie hätten es ſich bey 
einer Spezialexecution müſſen gefallen laſſen, daß der Simultan— 
Pfandgläubiger aus Einem Pfandgute vor ihnen ganz befriediget wor— 
den wäre; ſie müſſen es ſich daher um ſo mehr gefallen laſſen, 
wenn der Simultanpfandgläubiger verhältnißmäßig aus allen Pfand⸗ 
gütern befriediget wird. Auch können ſie aus dem nähmlichen Grun⸗ 
de nichts einwenden, wenn aus dem Zahlungsfonde einer Pfandrea- 
lität eine größere Quota zugewieſen wird, weil aus einer andern 
der verhältnißmäßige Betrag nicht entfällt; indem der Pfandgläubi— 
ger, ſoweit ſeine Geſammtſicherheit reicht, die volle Befriedigung er⸗ 
halten muß. 

Auch die Superſatzgläubiger könnten ſich über die derhältniß⸗ 
mäßige Zuweiſung nicht beſchweren; denn find auf allen Simultan⸗ 
pfandgütern die nähmlichen Superſätze, ſo entfällt auf dieſelben oh⸗ 
nehin das, was auf den ganzen Hauptſatz kommt; kommen aber 
nicht auf allen Pfandgütern dieſelben Superſätze, ſondern ver⸗ 
ſchiedene vor, ſo mußte jeder Superſatzgläubiger ſchon bey Erwer⸗ 
bung des Superſatzes wiſſen, daß er daraus nur ſo viel erhalten 
werde, als über eine rechtliche Vertheilung aus der Pfandrealität 
auf die Hauptforderung entfällt. Der Superſatzgläubiger kann nicht 
verlangen, daß die Zuweiſung der vollen Forderung aus dem Er— 
loͤſe der ihm afterverpfändeten Realität erfolge; denn wenn ihm dies 
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ſes Recht zuftände, fo müßte er dasſelbe Necht auch den auf den übri⸗ 
gen Pfandgütern ſuperintabulirten Gläubigern zugeſtehen, wornach ſich 
dann dieſes Recht als unausführbar darſtellen würde. Es bleibt da⸗ 
her auch rückſichtlich ihrer nichts anderes, als die verhältnißmäßige 
Zuweiſung übrig. 


5. 198. 


Von der Zuweiſung der Forderung mit urſprüng— 
lich gleichem Satzrechte. 

Wenn zwey oder mehrere Forderungen mit gleichem Satzrechte 
intabulirt find, fo verſteht es ſich von ſelbſt, daß fie zufammenges 
rechnet, als eine Forderung betrachtet werden müſſen, und daß, 
wenn fie nicht ganz zur Befriedigung kommen, der auf alle zuſam⸗ 
men entfallende Betrag unter ſie verhältnißmäßig vertheilt werden 
müſſe. 


5. 199, 
Von der Zuweiſung bey der Concurrenz der ad 
corpus und ad fructus intabulirten Forderungen. 
Wenn von zweyen Forderungen die eine ad corpus und die 
andere ad fructus intabulirt iſt, ſo kommt es darauf an, ob die 
ad corpus, oder die ad fructus früher intabulirt wurde. In dem 
erſten Falle findet der §. 457 b. G. B. feine Anwendung, und 
die ad corpus intabulirte Forderung wird verhältnißmäßig aus dem 
Hauptſtamme und aus den Früchten und Nutzungen angewieſen. 
Es habe z. B. der ad corpus intabulirte Gläubiger 10,000 fl. 
zu fordern, 
der Meiſtboth betrage . . . . 20,000 fl. 
die noch nicht bezogenen Früchte N 4 5000 fl. 
und die noch nicht eingehobenen Nutzungen auch 5000 fl. 
es beſtehe daher der ganze Zahlungsfond aus 30,000 fl. 
ſo verfaſſe man die Vertheilung dergeſtalt, daß die Forderung pr. 


10,000 fl. 
auf den Meiſtbothe mit N . . 6666 fl. 40 kr. 
und auf die Früchte und Nutzungen mit 3333 fl. 20 kr. 


zuſammen alſo 10,000 fl. — — 
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angewieſen werde; es verbleiben ſonach auf den secundo loco ad 
fructus intabulirten Gläubiger 6666 fl. 40 kr. als Zahlungsfond. 


J. 200. 
Rechtfertigung dieſer Vertheilungsart. 

Nur jene Vertheilungsart kann als richtig angenommen wer— 
den, gegen welche ſich kein Intereſſent mit Grund beſchweren kann, 
was bey der eben (F. 199) aufgeſtellten der Fall iſt. Es find zwar 
dem früher ad corpus intabulirten Gläubiger nach §. 457 b. G. B. 
nebſt dem Gute auch die Früchte verpfändet; allein er hat nicht 
mehr, als feine volle Befriedigung zu fordern, und da ihm der Haupt⸗ 
ſtamm und die Früchte verpfändet ſind, ſo iſt es natürlich, daß er 
verhältnißmäßig aus beyden befriediget werde, wobey es ſich jedoch von 
ſelbſt verſteht, daß, wenn wegen Unzulänglichkeit des Zahlungsfondes aus 
dem Stammcapitale oder aus den Früchten die reine verhältnißmä⸗ 
ige Zuweiſung nicht möglich wäre, der abgängige Betrag aus dem 
zweyten Zahlungsfonde angewieſen werden müſſe. Der ad corpus 
intabulirte Gläubiger kann ſich über dieſe verhältnißmäßige Zuwei⸗ 
fung nicht beſchweren, denn eines Theiles iſt fie in dem $. 457 b. 
G. B. gegründet, anderen Theils aber wird er mit ſeiner ganzen 
Forderung, oder doch wenigſtens mit dem auf ſeine Forderung aus 
beyden Zahlungsfonden entfallenden Betrage befriediget. 

Der ad fructus intabulirte Gläubiger wird dadurch nicht bes 
einträchtiget; denn er müßte es ſich gefallen laſſen, wenn der frü— 
her ad corpus intabulirte Gläubiger alle noch nicht abgeſonderten 
Früchte und noch nicht bezogenen Nutzungen zur Befriedigung ſeiner For— 
derung ganz abſorbirt hätte, indem ihm in Beziehung auf den frü⸗ 
heren Gläubiger nur auf die ſchon abgeſonderten Früchte und bes 
zogenen Nutzungen das Pfandrecht zuſteht (§. 60). 

Die ſpäter ad corpus intabulirten Gläubiger können ſich eben 
ſo wenig gegen dieſe Vertheilungsart beſchweren; denn ihre Beſchwer— 
de könnte lediglich darin beſtehen, daß der erſte ad corpus intabus 
lirte Gläubiger ganz aus den Früchten und Nutzungen hätte befrie— 
diget werden ſollen. Allein zu dieſer Forderung ſteht ihnen kein 
Necht zu, indem der angewieſene Gläubiger ad corpus intabulirt 


war, folglich auch das Recht hatte, feine volle Befriedigung aus dem 
2. Bd. 4 
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Meiſtbothe des Pfandgutes zu beziehen. Die nachfolgenden Gläubi⸗ 
ger haben aber auch auf den aus den Früchten und Nutzungen gebil⸗ 
deten Zahlungsfond keinen Anſpruch, bevor nicht der ad fructus frü— 
her intabulirte Gläubiger beftiediget iſt; denn da dieſer jenen vor— 
angeht, fo hat der $. 457 b. G. B. für dieſen Fall keine An- 
wendung, und es ſteht dem ad fructus verſicherten Gläubiger aller— 
dings das Pfandrecht auf die Früchte und Nutzungen zu. 


5. 201. 


Vertheilungsverfahren bey dem vertragsmäßig ein⸗ 
geräumten gleichen Satzrechte. 

Wenn vertragsmäßig einer Forderung mit einer andern gleis 
ches Satzrecht eingeräumt iſt; ſo muß man unterſcheiden, ob dieſe 
Forderungen unmittelbar nacheinander in der Tafel erſcheinen, oder 
ob zwifchen denſelben andere Satzpoſten ſtehen. In dem erſtern Fal- 
le hat man ſich nach dem $ 198 zu benehmen. In dem zweyten 
Falle aber wird entweder auf beyde Forderungen der ganze Betrag 
entfallen, oder es wird die erſte Forderung ganz, und die zwegte zum 
Theile befriediget, oder endlich es wird nur die erſte ganz, oder zum 
Theile befriedigt, und die zwehte fällt ganz durch. 

Werden beyde Forderungen nach der Ordnung der Tafel be— 
friediget, ſo iſt die Einräumung des gleichen Satzrechtes wirkungs— 
los, und man hat bey der Zuweiſung darauf keine Rückſicht zu neh⸗ 
men. Entfällt aber auf beyde nicht der ganze Betrag, fo gilt der 
Grundſatz, daß durch die vertragsmäßige Einräumung des gleichen 
Satzrechtes den inzwiſchen intabulirten Gläubigern kein Nachtheil zu— 
gehen darf, und es wird das, was auf beyde Forderungen aus dem 
Zahlungsfonde entfällt, auf dieſe behden Forderungen verhältnißmä⸗ 
ßig zugewieſen. 


9. 202. 


Ausnahme, wenn auf der erſten Forderung Super— 


ſätze haften. 
Wenn zur Zeit, als das vertragsmäßige gleiche Satzrecht vor— 
gemerkt wurde, auf der Forderung, mit welcher einer ſpätern das 
gleiche Vorrecht eingeräumt werden ſoll, ſchon Superſätze hafteten, 
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fo konnte ein folches gleiches Satzrecht nur unbeſchadet der Nechte 
der Superſatzgläubiger verliehen werden; daher kann in dieſem Fal— 
le das zugeſtandene gleiche Satzrecht bey der Zuweiſung nur in fo 
ferne geachtet werden, als die Superſätze durch den auf die erſte 
Forderung entfallenden Betrag offenbar gedeckt find. Im Zweifel 
müßten die Superſatzgläubiger um ihre Zuſtimmung vernommen wer— 
den. Verweigern ſie die Zuſtimmung, ſo wird ohne Beachtung des 
eingeräumten gleichen Satzrechtes vertheilt, und der allfällio⸗ An⸗ 
ſpruch auf das gleiche Satzrecht auf den Rechtsweg gewieſen. 


5. 203. 
Vertheilungsverfahren bey eingeräumten 
Vorrechte. 


Iſt einer Forderung vor einer andern das Vorrecht eingeräumt 
worden, ſo tritt jene an die Stelle dieſer, und es iſt wieder zu un⸗ 
terſcheiden, ob beyde Forderungen nacheinander in der Tafel erſchei— 
nen, oder ob Zwiſchenpoſten vorkommen. 

In dem erſten Falle wird lediglich die Forderung, welcher das 
Vorrecht eingeräumt wurde, vorausgeſetzt; in dem zweyten Falle aber 
gilt wieder der Grundſatz, daß durch die Vorrechtseinräumung die 
in der Zwiſchenzeit intabulirten Gläubiger nicht leiden können; da⸗ 
her muß man unterſcheiden, ob beyde Forderungen von gleichem Be⸗ 
trage, oder ob die eine größer als die andere iſt. 

Sind beyde Forderungen von gleichem Betrage, ſo verändern 
ſie in der Tafel lediglich die Stellung, folglich wird auch bey der 
Vertheilung die Zuweiſung in dieſer verkehrten Stellung zu geſche— 
hen haben. Sind aber die beyden Forderungen von ungleichem Be— 
trage, ſo iſt entweder die Forderung, vor welcher, oder die Forderung, 
welcher das Vorrecht eingeräumt wurde, größer. 

In dem erſten Falle tritt dieſe Forderung in ihrem ganzen 
Betrage an die Stelle jener, und die Forderung, vor welcher das Vor⸗ 
recht verliehen wurde, bleibt noch mit dem Reſte auf ihrem Platze, 
mit dem der andern Forderung gleichen Betrage aber geſchieht die 
Zuweiſung an dem Orte, an welchem die Forderung, der das Vor⸗ 
recht zugeſtanden wurde, ſteht. 
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Iſt aber die Forderung, welcher das Vorrecht eingeräumt wur⸗ 
de, größer, als die andere; ſo iſt ſie nur mit einem dieſer gleich⸗ 
kommenden Betrage an die Stelle der früher intabulirten Forderung 
zu ſetzen; die ganze früher intabulirte Forderung kommt aber nach 
der ganzen Forderung, welcher das Vorrecht zugeſtanden wurde; denn 
nur auf dieſe Art wird das eingeräumte Vorrecht in ſeinem gan⸗ 
zen Umfange realiſirt, ohne daß dadurch die in der Zwiſchenzeit in⸗ 
tabulirten Forderungen einen Nachtheil leiden. 
F. 204. 
Ausnahme in Betreff der Superſätze. 
Wäre aber die intabulirte Forderung, vor welcher der andern 
das Vorrecht eingeräumt wurde, zur Zeit der Vormerkung dieſer Vor— 


rechtseinräumung ſchon mit Superſätzen belaſtet geweſen, fo iſt ſo 
zu verfahren, wie oben im §. 202 angegeben wurde, 
9. 205. 

Verfahren bey vorgemerkten Pfandverzichtleiſtungen. 

Von der Vorrechtseinräumung unterſcheidet ſich weſentlich die 
Pfandrechtsverzichtleiſtung; denn in dem erſten Falle gibt der Pfand⸗ 
gläubiger fein Pfandrecht nicht auf, wohl aber in dem zweyten. 

Sit bey einer noch intabulirten Forderung eine ſolche Verzicht⸗ 
leiſtung vorgemerkt, ſo wird die Poſt als gar nicht intabulirt betrach⸗ 
tet, und bey der Zuweiſung übergangen, wenn gleich die Forderung 
noch zu Necht beſteht; denn aus dem erecutiven Zahlungsfonde fön- 
nen nur Pfandgläubiger befriediget werden, der Verzichtleiſtende Gläu⸗ 
biger hat aber kein Pfandrecht mehr, und die Vormerkung dieſer 
Verzichtleiſtung vertritt die Stelle der Extabulation. Aus der Vor⸗ 
merkung der Pfandrechtsverzichtleiſtung haben die nachfolgenden Gläu⸗ 
biger auch die Erlöſchung dieſer Pfandpoſt wahrgenommen, und im 
Vertrauen auf das öffentliche Buch gehandelt; ſie könnten ſich daher 
mit Recht beſchweren, wenn dieſe Poſt noch in die Vertheilung auf: 
genommen werden wollte. 


5. 206. 

Ausnahme in Betreff der Superſatzpoſten. 

War aber der Satz, auf welchen die Pfandrechtsverzichtserklä— 
rung lautet, bereits zur Zeit der Eintragung dieſer Verzichtserklä— 
rung mit Superſätzen belaſtet, ſo konnte zum Nachtheile dieſer eine 
ſolche Verzichtserklärung nicht Statt finden; in dieſem Falle müß⸗ 
te daher die Zuweiſung allerdings erfolgen, aber nur in ſoweit, als 
ſelbe zur Deckung der Superſatzpoſten nöthig iſt. Wäre es aber un- 
gewiß, wie viel zur Deckung dieſer erforderlich feg, fo wird die Zus 
weiſung dergeſtalt erfolgen, als wenn gar keine Verzichtserklärung 
vorgemerkt wäre; jedoch mit der Anmerkung, daß dieſe Zuweiſung 
nur zu Gunſten der Superſatzpoſten Statt finde, und daß der allen⸗ 
falls erübrigende Betrag zur weitern Vertheilung geeignet fey. 


5. 207. 


Vertheilungsverfahren bey verjährten oder indebi- 
te haftenden Forderungen. 

Würde bey der Liquidirung vorgegeben, daß eine haftende Poſt 
verjährt ſey, oder indebite hafte, jo muß deſſen ungeachtet der auf 
ſie entfallende Betrag ausgeſchieden werden; denn ſo lange eine For⸗ 
derung noch in der Tafel ſteht, kann fie bey der Vertheilung nicht 
übergangen werden. Indeſſen wäre anzumerken, daß die Poſt ver⸗ 
jährt ſeyn, oder indebite haften ſoll, und daß ſich nach erfolgter 
Extabulation der ausgeſchiedene Betrag zur Vertheilung unter die 
noch nicht befriedigten Gläubiger qualificire. 


d. 208. 


Vertheilungsverfahren bey den als gezahlt ausge⸗ 
wieſenen aber nicht extabulirten Satzpoſten. 
Wird eine Satzpoſt als gezahlt ausgewieſen, ſo kommt es dar⸗ 
auf an, ob auf derſelben Superſätze haften, oder nicht. Iſt die Poſt 
von Superſätzen frey, ſo wird zwar der entfallende Betrag bis zur 
wirklichen Extabulation ausgeſchieden, aber zugleich angemerkt, daß 
die Poſt als bezahlt nachgewieſen, und daher der ausgeſchiedene Bes 
trag nach erwirkter Extabulation zur weitern Vertheilung geeignet fey: 
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Iſt aber der Satz mit Superſätzen belaftet, fo kommt es dar⸗ 
auf an, ob die Zahlung vor oder nach erwirkten Superſätzen vor 
ſich ging. In dem erſten Falle konnten die Superſätze kein gülti⸗ 
ges Afterpfandrecht mehr erwerben (§§. 33 — 88); die Zuweiſung 
geſchieht daher eben fo, als wenn auf der Satzpoſt ſich gar kein Sus 
perſatz befände. War aber die Poſt ſchon vor der Zahlung mit Su⸗ 
perſätzen belaſtet, ſo erſcheint die Zahlung den Superſatzgläubigern 
gegenüber nach §. 455 b. G. B. als ungültig, und es muß die 
Zuweiſung bis zur vollen Deckung dieſer Superſatzpoſten ſo vorge⸗ 
nommen werden, als wenn gar keine Zahlung nachgewieſen worden 
wäre SS. 202, 204, 206). 


b. 209. 
Von den Beſtandtheilen der anzuweiſenden 
Forderungen. 

Die liquidirten und zur Anweiſung geeigneten Forderungen beſte⸗ 
hen entweder bloß in dem angeſprochenen Capitalsbetrage, oder aus dem 
Capitale und den liquidirten Zinſen, oder auch aus Capital, Zin⸗ 
ſen und Einbringungskoſten. 

Es iſt nun die Frage, in wie n die Zinſen und Einbrin⸗ 
gungskoſten mit dem Capitale gleiches Satzrecht genießen. 

. 210. 
Von der Zuweiſung der Intereſſen. 

Die ausſtändigen Intereſſen eines verzinslichen Darleihens genie- 
ßen durch drey Jahre zurückgerechnet mit dem Capitale gleiches Vor⸗ 
recht, und wenn fie ununterbrochen d. i. von drey zu drey Jahren ein⸗ 
geklagt wurden, ſo haben ſowohl jene, welche von drey Jahren vom Ta⸗ 
ge der eingereichten Klage zurückzurechnen herrühren, als auch jene, 
welche nach der Klage bis zur Anmeldungzum Behufe der Verthei⸗ 
lung verfallen ſind, mit dem Capitale gleiches Vorrecht. Dieſe Be⸗ 
hauptung gründet ſich zwar nur auf den $. 18 der allg. C. O.; al⸗ 
lein es wäre kein Grund vorhanden, aus welchem man annehmen ſoll⸗ 
te, daß bey executiven Vertheilungen die Intereſſen anders als im 
Concurſe claſſifieirt werden ſollten, beſonders, da auch rückſichtlich 
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der Steuern und der herrſchaftlichen Abgaben außer dem Concurſe 
die nähmlichen Vorſchriften wie im Concurſe gelten. 

Selbſt wenn in der Hopothek-Beſtellungsurkunde nicht ausdrück⸗ 
lich enthalten wäre, daß die Hypothek auch für die Intereſſen zu 
gelten habe, müßten dieſelben doch durch drey Jahre in die Vertheilung 
aufgenommen werden, weil die Intereſſen nur als ein Acceſſorium 
zu betrachten find, und der §. 18 der allg. C. O. überhaupt be: 
ſtimmt, daß den Intereſſen eines verzinslichen Capitals das gleiche 
Recht mit dem Capitale zuſtehe. 

Die drey Jahre, für welche der Vorzug der Intereſſen berechnet 
wird, laufen bey dem Executionsführer vom Tage der überreichten 
Klage zurückgerechnet, bey den übrigen Pfandgläubigern aber vom 
Tage der gemachten Liquidirungsanmeldung, weil dieſe Anmeldung 
hier die Stelle der Klage vertritt. Würde aber die Forderung nicht 
über die gemachte Anmeldung, ſondern erſt im Rechtswege liquidirt, 
fo müßten die dreh Jahre wieder vom Tage der überreichten Klage 
zurückgerechnet angenommen werden. 

Die zwar liquidirten, aber über die geſetzlich beſtimmte Zeit 
ausſtändigen Intereſſen kommen gar nicht in die Vertheilung, ſon— 
dern bleiben dem Gläubiger als eine bloß perſönliche Forderung vor— 
behalten; denn da bey exccutiven Vertheilungen lediglich die mit 
Pfandrecht verſicherten Forderungen aufgenommen werden können, 
den über die geſetzliche Zeit ausſtändigen Intereſſen aber das Pfand— 
recht nicht zu Statten kommt, ſo müſſen ſie von der Vertheilung 
auegeſchloſſen bleiben. 


J. 211. 
Von der Claſſification der Einbringungskoſten. 


a) Was man darunter verſtehe. 

Unter den Einbringungskoſten verſteht man den Inbegriff je⸗ 

ner Auslagen, welche der Gläubiger vom Tage der Klage bis zu ſei— 
ner Befriedigung nothwendig machen muß, um im gerichtlichen Zwangs— 
wege ſeine Zahlung zu erlangen. Man theilet ſie gewöhnlich in die 
Klags- und Executionskoſten, und rechnet zu den erſtern die Koſten 
der Liquidirung, und zu den zwehten die Koſten der Zahlungsreali— 
ſirung ſelbſt. Sie beſtehen in den Deſerviten des Nechtsfreundes, 
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welche jedoch gerichtlich beſtimmt werden müſſen, in den Auslagen für 
Stämpel und Porto, auf Taxen und Diäten. N 

Die Einbringungskoſten machen nicht ſelten eine bedeutende 
Summe aus, und es iſt daher von Wichtigkeit, daß genau beſtimmt 
werde, wie ſelbe zu claſſifieiren und zuzuweiſen feyen. 


5. 212. 


Fehlerhafte Gepflogenheit bey Vertheilungen auf 
dem Lande. 

Auf dem Lande pflegt man die aufgelaufenen Taxen und Diä⸗ 
ten, die von Amtswegen verwendeten Stämpel- und Inſertionsge⸗ 
bühren ꝛc. von den Einbringskoſten auszuſcheiden, darüber ein eigenes 
Verzeichniß zu verfaſſen, und den entfallenden Betrag als obrigkeit— 
liche Gaben in der erſten Claſſe zur Zahlung anzuweiſen. Dieſes 
Verfahren iſt jedoch ganz geſetzwidrig. Die Taxen, Stämpel-, Por: 
to- und Diätengebühren find keineswegs herrſchaftliche Abgaben in 
dem Sinne des F. 16 allg. C. O., unter welchen man nur jene 
Forderungen einer Herrſchaft gegen den Unterthan verſteht, welche 
dieſer aus dem Unterthansverbande zu präſtiren hat ($. 177). Tas 
ren, Stämpel- und Diätengebühren find nach den beſonders beſte— 
henden Vorſchriften einzubringen. Insbeſondere verordnet das Tax— 
patent dom 1. Nov. 1781: „Es habe die auflaufenden Taxen jene 
Parthey zu bezahlen, auf deren Anlangen die der Taxe unterliegen— 
de richterliche Verfügung, Erledigung, Zuſtellung oder ſonſtige Ein— 
ſchreitung geſchehen iſt, und das Hofdec. vom 6. Dec. 1782, Nr. 
105 b beſtimmt, daß die zu Expeditionen verwendeten Stämpel eben 
fo, wie die aufgelaufenen Taxen, alſo von der Partheh, auf deſſen 
Einſchreitung der Stämpel verwendet werden mußte, eingebracht wer- 
den ſoll;“ weiter beſtimmt das Hofdec. vom 2. July 1795, Nr. 
239 d, daß nur jene Partheg die Diäten zu entrichten habe, über 
deren Einſchreitung dieſelben aufgelaufen ſind. 

Aus dieſen Vorſchriften erhellet wortdeutlich, daß dem Richter 
kein Recht zuſtehe, dieſe Gebühren bey dem Executionsführer im Aus⸗ 
ſtande zu laſſen, und ſelbe dann in der erſten Claſſe aus der Ere- 
cutionsmaſſe zu beziehen. Dem Richter ſteht diesfalls gegen den 
Exequirten gar kein Forderungsrecht zu, indem er alle dieſe Beträ— 
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ge nur von dem Executionsführer einzubringen hat, welcher dann 
erſt berechtiget iſt, dieſelben gegen den Excquirten als Theile der 
Einbringungskoſten in Anſpruch zu nehmen. 

Dieſes auf dem Lande vielfältig wahrnehmbare Verfahren macht 
jede ſolche Vertheilung in doppelter Rückſicht ungültig; erſtens, weil 
das Gericht als Parthey aus dem Zahlungsfonde einen Antheil in 
Anſpruch nimmt, der demſelben nicht gebührt; und zweytens, weil 
dadurch ein Theil der Einbringungskoſten in die erſte Claſſe, folg— 
lich allen Specialpfandgläubigern vorgeſetzt wird, was offenbar nicht 
ſeyn darf. 


J. 213. 

b) Wohin die Einbringungskoſten zu ſetzen ſeyen? 

Die Einbringungskoſten haben nur dann mit dem Capitale 
gleiches Satzrecht, wenn dieſelben mit dem Capitale zugleich verſi⸗ 
chert worden find; iſt dieſes nicht der Fall, fo können dieſelben erſt 
im Executionswege als neuer Satz intabulirt werden, und ſind nach 
der Ordnung der Tafel dort, wo ſie ſtehen, alſo von dem Capitale 
abgeſondert zu claſſificiren und zuzuweiſen. Daher geſchieht es ſehr 
oft, daß der Executionsführer zwar mit dem Capitale und den ge— 
ſetzlich verſicherten Intereſſen zur vollen Zahlung angewieſen wird, 
aber mit den Einbringungskoſten ganz oder zum Theile durchfällt. 

Man könnte zwar behaupten, der Gläubiger ſey mit ſeiner gan⸗ 
zen Forderung durch die Intabulation ſichergeſtellt, und müßte da⸗ 
her aus dem Pfande, in ſo weit dasſelbe zureicht, ſeine volle Befrie⸗ 
digung erhalten; er ſey aber erſt dann ganz befriediget, wenn er mit 
Capital, Intereſſen und Einbringungekoſten vollſtändig gezahlt ſeh. 

Allein dieſe Behauptung iſt ſchon in ihrem Subſtrate ganz unrich⸗ 
tig. Es iſt unrichtig, daß Capital, Intereſſen und Einbringungskoſten nur 
eine Forderung ausmachen. Die Einbringungskoſten bilden ſchon dem 
Nechtstitel nach eine ganz abgeſonderte, für ſich beſtehende Forde⸗ 
rung; denn der Executionsführer iſt geſetzlich verpflichtet, jene Aus⸗ 
lagen zu beſtreiten, welche zur Einbringung feiner Forderung nöthig 
ſind, und er iſt nur aus dem Grunde, weil ihm der Schuldner 
durch die Nichtzuhaltung ſeiner Verbindlichkeit dieſe Auslagen ver— 
urſacht, ſohin dem Gläubiger aus Verſchulden einen Nachtheil zu⸗ 
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gezogen hat, nach §. 1295 b. G. B. berechtiget, aus dem Titel des 
Schadenerſatzes, den Erſatz der Einbringungskoſten anzuſprechen. Es 
treten daher offenbar zwey Forderungen des Gläubigers hervor, die 
eine, welche er vertragsmäßig, ſey es nun aus einer Schuldoerſchrei— 
bung, oder aus einem andern Titel zu fordern hat, und mit wel— 
cher er bereits durch Intabulation geſichert war, und die andere, 


welche er aus dem Titel der Entſchädigung in Anſpruch nimmt, und 


worauf ſich das vertragsmäßig erworbene Pfandrecht, wenn es nicht 
ausdrücklich zugleich bedungen und erworben wurde, nicht erſtrecket. 
Es iſt aber auch in dem Geſetze nirgends vorgeſchrieben, daß den 
Einbringungskoſten gleiches Recht mit dem Capitale gebühre. Hätte 
der Geſetzgeber auch den Einbringungskoſten gleiches Recht mit dem 
Capitale als einem Zugehoͤre einräumen wollen, fo würde er ſich dar⸗ 
über eben fo, wie über die rückſtändigen Intereſſen, ausgeſprochen haben. 

Die Gleichſtellung der Einbringungskoſten mit dem Capitale 
wäre auch mit dem Hypothekenſyſteme nicht vereinbarlich. Nach dem— 
ſelben kann eine Intabulation nie weiter ausgedehnt werden, als 
ſelbe in dem öffentlichen Buche erſcheint, nun erſcheint in demſel— 
ben nur die Forderung in dem beſtimmten Betrage, die Realität iſt 
daher auch nur für dieſen beſtimmten Betrag verpfändet, und die 
nachſtehenden Gläubiger haben das Recht, zu fordern, daß ſich der 
vorhergehende Tabulargläubiger mit dieſem in der Tafel erſcheinen— 
den Pfandrechte begnüge, indem fie mit Necht behaupten, daß fie. 
bey Beurtheilung ihrer Sicherheit nur die intabulirte Poſt allein zum 
Maßſtabe nehmen konnten. 

Einige wollen gar behaupten, die Einbringungskoſten, in fo weit. 
fie nähmlich nur die Executionskoſten — mit Ausſchluß der Liqui⸗ 
dirungskoſten — betreffen, müßten vor allen Gläubigern geſetzt, und 
von dem Meiſtbothe in Abzug gebracht werden, weil ſie ſich als ein 
nothwendiger Aufwand für alle Tabulargläubiger darſtellen, folglich 
eben fo, wie die C. M. Verwaltungskoſten, als gemeinſchaftliche 
Maſſekoſten betrachtet werden müßten; allein dieſer Behauptung ſteht 
ſchon der Umſtand entgegen, daß wohl nicht immer alle Gläubiger 
mit der executiven Verſteigerung einverſtanden ſind, ſondern daß ſie 
ſich den Verkauf des Pfandes nur gefallen laſſen müſſen, wenn ein 
Tabulargläubiger ſein Pfandrecht realiſirt. 1 
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9. 214. 


Von der Zuweiſung des über die Befriedigung der 
intabulirten Gläubiger verbleibenden Reſtes. 

Wenn durch die Anweiſung ſämmtlicher intabulirter Gläubiger 
der ganze Zahlungsfond nicht erſchöpft wird, ſo frägt es ſich: wer 
auf dieſen Neft einen geſetzlichen Anſpruch haben konne. 

Daß hierauf diejenigen Gläubiger, welchen bloß perſönliche For— 
derungen, ohne Pfandrecht auf die veräußerten Gegenſtände, zuſtehen, 
und welche daher bey Concursverhandlungen in die erſte, dritte, vierte, 
fünfte oder ſechſte Claſſe verſetzt würden, keinen Anſpruch haben, 
wenn ſie nicht beſonders darauf Executionsrechte erwarben, iſt an ſich 
klar, und in dem Hofdec. vom 10. Sept. 1825, F. 3, rückſichtlich 
der privilegirten Forderungen ausdrücklich ausgeſprochen; eine andere 
Frage aber iſt es, ob nicht den allgemeinen Pfandgläubigern, den über 
drey Jahre ausſtändigen Steuerrückſtänden, und den aus der Octa— 
va nicht befriedigten Waiſen-, Depoſiten- und Unterthansforderun— 
gen darauf ein Recht zur Befriedigung zuſtehe, und ob fie nicht des— 
halb nach den intabulirten Gläubigern in die Vertheilung und Zu⸗ 
weiſung aufgenommen werden müſſen. 


5. 215. 


Die durch ein allgemeines Pfandrecht verſicherten 
Forderungen ſind kein Gegenſtand der executiven 
Vertheilung. 

Obgleich nach der Erſcheinung des allg. b. G. B. kein allge⸗ 
meines Pfandrecht mehr erworben werden kann; ſo gibt es doch von 
der früheren Zeit her noch viele mit einem ſolchen verſicherte For⸗ 
derungen, und es wäre nun zu erörtern, ob eine mit einem allge— 
meinen Pfandrechte verſicherte Forderung en den Meiſtbothsreſt an⸗ 
gewieſen werden müſſe. 

Ich bin der Meinung, daß die mit dem allgemeinen Pfand- 
rechte geſicherten Forderungen kein Gegenſtand der Zuweiſung ſehen; 
denn das Hofdecret vom 23. Oct. 1794, Nr. 199, litt b, welches 


die Grundlage der executiven Vertheilung iſt, ſpricht nur von der 
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Zuweiſung der täflich vorgemerkten Gläubiger. Da aber der allge: 
meine Pfandgläubiger als ſolcher nicht vorgemerkt erſcheint; ſo kann 
er auch in die Vertheilung nicht aufgenommen werden. 

Für ihn geht auch durch die Veräußerung eines Pfandgutes 
an ſeinem Pfande nichts verloren; denn in ſo ferne der Zahlungs— 
fond durch die vorgemerkten Gläubiger erſchöpft wird, ſteht ihm ohne: 
hin kein Recht auf denſelben zu; in fo weit aber an demſelben et⸗ 
was erübrigt, bleibt dieſer Reſt ein Eigenthum des Exequirten, und 
dem Gläubiger bleibt hierauf ſein allgemeines Pfandrecht noch immer 
unverändert; deßwegen äußert ſich dasſelbe auch nur bey Concurs— 
verhandlungen allein, bey welchen das ganze Vermögen des Schuld⸗ 
ners ein Gegenſtand der Vertheilung iſt. 


9. 216. 

Auch die über drey Jahre ausſtändigen landesfürſt— 
lichen Steuern und Dominicalgaben können auf den 
Reſt nicht angewieſen werden. 

Nach dem Hofdecrete vom 10. Sept. 1825 F. 1 ſteht den lan⸗ 
desfürſtlichen Steuern und obrigkeitlichen Abgaben das Pfandrecht 
nur in Betreff der dreyjährigen Rückſtände zu. Die ältern Nüd- 
ſtände dieſer Abgaben gehören daher unter die Gemeinforderungen, 
und würden ſelbſt bey einer Concursverhandlung in die vierte Claſſe 
geſetzt werden. Da aber durchaus nur Pfandgläubiger ein Gegen— 
ſtand der Zuweiſung bey executiven Vertheilungen find, fo verſteht 
es ſich von ſelbſt, daß dieſe ältern Rückſtände kein Gegenſtand der 
Zuweiſung ſehn. Deßwegen erklärt auch das Hofkammerdec. vom 1. 
Sept. 1826, daß zwar die Schuldigkeit des Nückſtändlers nicht erlo⸗ 
ſchen ſey, daß aber dieſe ältern Rückſtände durch Sequeſtration, oder 
durch Executionsführung hereinzubringen ſeyen, wodurch ſtillſchweigend 
ausgeſprochen iſt, daß dieſen Rückſtänden kein Pfandrecht aus dem 
Geſetze $. 450 b. G. B. und F. 16 C. O. zuſtehe. 
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5. 217. 


Die durch die ausgeſchiedene Octava nicht gedeck— 
ten Waiſen-, Depoſiten- und Unterthansforderun— 
gen ſind auf den Zahlungsreſt anzuweiſen. 

Ganz anders verhält es ſich mit jenen Waiſen-, Depoſiten⸗ 
und Unterthansforderungen, welche durch die ausgeſchiedene Octava 
nicht ganz befriediget werden können; dieſe ſind allerdings auch bey 
der executiven Meiſtbothsvertheilung mit ihren Forderungsreſten auf 
den über die Anweiſung der intabulirten Gläubiger noch verbleiben 
den Zahlungsfond anzuweiſen. Denn ſchon das Hofdecret vom 18. 
April 1784, Nr. 279, $ 1, beſtimmt, daßdieſe Forderungen als auf 
dem Gute haftend zu betrachten feyen, folglich iſt denſelben das 
ganze Gut ohne Ausnahme geſetzlich verpfändet. Das weitere Hof⸗ 
decret vom 10. July 1789, Nr. 1030, beftätiget dieſes geſetzliche Pfand— 
recht auf das ganze Gut, und hat im F. 2 zur Deckung derley For— 
derungen vorzüglich den 8. Theil des Gutes dergeſtalt feſtgeſetzt, 
daß auch ohne Vormerkung ſolchen Forderungen das Pfandrecht bis 
auf den 8. Theil von dem Werthe des Gutes vor allen vorgemerk⸗ 
ten Gläubigern gebühre, das weitere Pfandrecht aber nur, ſo weit 
dieſe Octava zur Deckung der Unterthans forderungen nicht zureichte, 
nach allen vorgemerkten Gläubigern eintrete. 

Da nun nach dieſen Verordnungen derley Unterthansforderun— 
gen das ſpeciele geſetzliche Pfandrecht auf das ganze Gut zuſteht; 
ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß die durch die Octava nicht gedeck— 
ten Forderungsreſte auch auf den über die Anweiſung der vorgemerk— 
ten Tabulargläubiger verbleibenden Zahlungsfond und zwar nach $ 
457 b. G. B. aus dem Meiſtbothe und den Früchten und Nutzun⸗ 
gen angewieſen werden müſſen. 

Zwar ſpricht das Patent vom 10. July 1789 nur von der 
Claſſification in Concursfällen; allein dieſes ändert an der Sache 
nichts, denn aus beyden Verordnungen vom 18. April 1784 und 
10. July 1789 geht deutlich hervor, daß den Unterthansforderun— 
gen das ganze Gut ſpeciel geſetzlich verpfändet ſeh, und daß in Rück⸗ 
ſicht des die Octava überſteigenden Betrages nur den vorgemerkten 
Gläubigern das Vorzugsrecht zuſtehe; da es nun unbezweifelt wahr 
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iſt, daß alle fpeciele Pfandgläubiger auch bey der erecutiven Meiſt⸗ 
bothsvertheilung berückſichtiget werden müſſen; ſo fließt hieraus mit 
Gewißheit, das auch außer dem Coneurſe die durch die Octava nicht 
gedeckten Unterthansforderungen nach den vorgemerkten Gläubigern 
in die geſetzliche Reihe der Zuweiſung gelangen. 


9. 218. 


Von der Zuweiſung des Reſtes an den Exequirten. 


Bleibt von dem Zahlungsfonde über die vollſtändige Anweiſung 

aller Pfandgläubiger noch etwas übrig, ſo iſt dieſer Reſt dem Exe⸗ 
quirten zuzuweiſen; denn durch die Execution wird das Eigenthums⸗ 
recht des Exequirten nur in ſo weit beſchränkt, daß er geſtatten muß, 
daß aus dem in die Execution gezogenen Vermögen diejenigen be⸗ 
friediget werden, welchen auf dieſes Vermögen ein Zahlungsanſpruch 
zuſteht. Nach der Realiſirung aller dieſer Anſprüche ſteht dem Ver⸗ 
fügungsrechte des Eigenthümers über den noch bleibenden Neſt nichts 
mehr im Wege, deßwegen muß ihm derſelbe zur freyen Dispoſition 
zugewieſen werden, welche Zuweiſung auch in dem §. 464 b. G. B. 
ausdrücklich vorgeſchrieben iſt. 6 


5. 219. 
Von der Erledigung der Vertheilung. 


Die nach den bisher aufgeſtellten Grundſätzen verfaßte Ver⸗ 
theilung, wovon im Anhange zur größeren Verdeutlichung ein Exem⸗ 
plar sub A angeſchloſſen wird, hat der Richter jedem Gläubiger im 
Auszuge mit dem hinauszugeben, daß das Extenſum der Vertheilung 
in der Regiſtratur eingeſehen werden könne, und daß jeder Gläubi⸗ 
ger, welcher ſich durch dieſe Vertheilung in Bezug auf das Vorrecht 
gekränkt erachte, binnen 30 Tagen um ſo gewiſſer die Vorrechtsklage 
zu überreichen habe, als er ſonſt nicht mehr gehört, und mit der 
Anweiſung zur Zahlung oder Uebernahme der Gläubiger nach Maf- 
gabe dieſer Vertheilung vorgegangen werden würde. 
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9. 220. 
Rechtfertigung dieſer Erledigung. 

Dieſe Erledigung iſt zwar in dem Geſetze direct nirgends vor— 
geſchrieben, ergibt ſich aber aus der Natur der Sache, und aus der 
Analogie mit den vorhandenen Geſetzesſtellen. 

Der Nichter muß dem Erſteher die Gläubiger nach der Ord⸗ 
nung ihres Vorrechtes zur Zahlung zuweiſen; es liegt ihm alſo ob, 
dieſe zu claſſificiren, und dieſe Clafſification muß rechtskräftig be⸗ 
ſtehen, bevor eine Anweiſung zur Zahlung oder Uebernahme Statt 
finden kann; denn das Hofdecret vom 15. Jänner 1787, litt. s, 
Nr. 621, ſchreibt ausdrücklich vor, daß die Anweiſung erſt dann ge— 
ſchehen ſoll, wenn unter den Pfandgläubigern die ordentliche Ver— 
handlung des Vorrechtshalber gepflogen worden ſey. Damit aber dieſe 
Verhandlung gepflogen werden kann, muß die Claſſification voraus- 
gehen, weil ſonſt die Gläubiger nicht beurtheilen können, ob ſie in 
ihrem Vorrechte beeinträchtiget worden feyen, oder nicht. 

Daß es auch außer dem Concurſe Vorrechtsklagen gebe, erhellet 
offenbar aus dem Hofdecrete vom 17. May 1796, Nr. 298, in wel⸗ 
chem das k. k. Fiscalamt auch bey den Vorrechtsſtreiten außer dem 
Concurſe dem Landrechte als competenter Behörde zugewieſen wurde. 

Es können außer dem Concurſe eben jene Rechtsfragen in Be- 
treff des Vorrechtes Statt finden, welche ſich im Concurſe ergeben, 
und welche, über vorhergegangene ordentliche Verhandlung, nur durch 
Urtheil entſchieden werden können. Weil aber jeder Gläubiger nur 
aus der ganzen Vertheilung beurtheilen kann, ob er zu einem Vor- 
rechtsſtreite Veranlaſſung habe, muß es ihm frey ſtehen, die ganze 
Vertheilung einzuſehen. 

Der Auftrag, daß die Vorrechtsklage binnen 30 Tagen über⸗ 
reicht werden müſſe, gründetſich theils auf den Umſtand, daß die An⸗ 
weiſung zur Zahlung vor Austragung des Vorrechtes nicht Statt fin— 
det, und daß daher ein Termin zu dieſem Streite feſtgeſetzt werden 
muß, damit die Befriedigung der Gläubiger dor ſich gehen kann; 
theils aber iſt dieſer Termin in dem F. 28 allg. C. O. gegründet, 
und es iſt nicht abzuſehen, warum außer dem Concurſe eine andere 
Friſt zur Vorrechtsklage geſtattet werden ſoll, da bey executiven Ver⸗ 
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theilungen dieſelbe Dringlichkeit, wie bey Concurſen eintritt, und nach 
dem Hofdecrete vom 15. Jänner 737, Nr. 619 litt. c, Vorrechts⸗ 
ſtreite ſobald als möglich entſchieden werden ſollen. 

Man könnte dagegen einwenden, daß es überflüſſig ſey, die mit 
der Claſſification nicht Zufriedenen auf den Rechtsweg zu weiſen, ins 
dem ſchon die Tagſatzung zeige, wer auf den Rechtsweg gewieſen, 
und wer ſogleich bezahlt werden ſoll. Allein die Erledigung erfolgt 
eben über die Vertheilungstagſatzung, und dabeh können entweder 
Anſtände in Bezug auf die Liquidation, oder auf die Claſſification 
vorkommen; der Richter wird nun in Erledigung dieſer Tagſatzung 
die Liquidirungsanſtände auf den Rechtsweg verweiſen, in Hinſicht 
auf die Anſtände gegen die Claſſification entſcheidet aber der Richter 
vorläufig darüber in der Art, daß er die Claſſification und Zuwei⸗ 
fung entwirft, und wollten ſich die Parthehen damit nicht begnügen, 
ſo ſteht ihnen die Vorrechtsklage als Rechtsmittel zu. 


5. 221. 


Fernere Rechtsmittel gegen die executive 
Vertheilung. 

Obgleich Vorrechtsſtreite nur im ordentlichen Nechtswege aus: 
getragen werden müſſen, ſo findet doch gegen die Vertheilung ſowohl 
der Recurs, als auch die Nullitätsbeſchwerde Statt, welche in der 
geſetzlichen Friſt von 14 Tagen angebracht werden müſſen; denn 
die executiben Vertheilungen find keine reinen Claſſificationen, fons 
dern ſie werden mit der Zuweiſung verbunden, und ſie gehen nur 
fo weit, bis der ganze Zahlungsfond erſchöpft iſt. Wenn daher ein 
oder der andere Gläubiger zwar mit dem Platze, an welchen er ge— 
ſetzt wurde, zufrieden iſt, aber gegen die Zuweiſung, oder interimi⸗ 
ſtiſche Ausſcheidung Einwendungen zu machen gedenkt, ſo ſteht ihm 
gegen die Vertheilung als Zuweiſung das Necht zum Necurfe eben 
ſo, wie gegen die Concursmaſſe Vertheilung zu. Hätte aber der 
Nichter bey der Vertheilung ein offenbar geſetzwidriges Verfahren an— 
gewendet, ſo mag der dadurch Gekränkte im Wege der Nullitätsbe⸗ 
ſchwerde um die Aufhebung der ganzen Vertheilung einſchreiten. 


— — — — 


IV. Hauptſtück. 


Von der wirklichen Befriedigung oder Uebernahme der 
zugewieſenen Gläubiger von Seite des Erſtehers. 


9. 222. 
Wann mit der Zahlung vorzugehen ſey? 

Bevor die Vertheilung und Zuweiſung nicht in Rechtskraft über— 
gegangen iſt, kann mit der Auszahlung oder Uebernahme ſelbſt nicht 
vorgegangen werden. 

Iſt in der in der Vertheilungserledigung feſtgeſetzten Zeit die 
Nullitätsbeſchwerde angebracht worden, ſo muß die Erledigung der⸗ 
ſelben abgewartet werden, weil es möglich wäre, daß die ganze Ver⸗ 
theilung von Seite des Obergerichtes aufgehoben werde. 

Iſt gegen die Zuweiſung ein Anſtand erhoben worden, ſo kommt 
es darauf an, ob der Anſtand ſich nur auf eine oder einige Poſten, 
oder auf die ganze Vertheilung bezieht. In dem letztern Falle muß 
wieder die Auszahlung bis zur gänzlichen Beſeitigung des Anſtandes ver— 
ſchoben werden; in dem erſtern Falle aber kann mit der Befriedigung 
der nicht beanſtändeten Zuweiſungen ohne Anſtand vorgegangen wer— 
den. Eben fo verhält es ſich bey einem anhängig gewordenen Vor— 
rechtsſtreite. Auch bey dieſem iſt die Vertheilung, auf welche ſich der 
Vorrechtsſtreit nicht erſtrecket, als rechtskräftig zu achten, folglich mit 
der Befriedigung vorzugehen. 

J. 223. | 
Wem die Befriedigung obliege. 

Die Befriedigung der angewieſenen Gläubiger liegt denjenigen 
ob, die den ganzen Zahlungsfond oder Theile desſelben im Verſpre— 
chen haben. Dieſe ſind in der Regel die Meiſtbiether oder Ueberneh— 
mer, die Depoſitenämter in Betreff der depoſitirten Beträge, bisweilen 


auch andere Perſonen, welche Theile des Zahlungsfondes als Dar⸗ 


leihen oder aus andern Titeln im Verſprechen haben. 
2. Bd. 5 
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9. 224. 

Verbindlichkeit des Erſtehers zur Zahlung. 

In ſo weit ſich der Zahlungsfond in dem Verſprechen des Er— 
ſtehers befindet, muß als Grundſatz angenommen werden, daß er 
nur nach Maßgabe der Lizitations-Bedingniſſe zur Zahlungsleiſtung 
verbunden ſey. 

Hat er nach den Lizitations-Bedingniſſen den Meiſtboth ſogleich 
nach der Zuweiſung zu erlegen, ſo iſt er auch ſchuldig, die an ihn 
angewieſenen Gläubiger über an ihn erfolgten Auftrag zu bezahleu; 
es ſteht ihm aber frey, mit denſelben zu unterhandeln, ſich dadurch 
längere Zahlungsfriſten zu verſchaffen, oder die angewieſenen Poſten 
als Darleihen in fein Zahlungsverfprechen zu übernehmen; nur muß 
er ſich über derley Einverſtändniſſe den legalen Beweis verſchaffen, 
weil er ſich darüber vor dem Executionsrichter bey Einſchreitung um 
die Einantwortungsurkunde ausweiſen muß (§. 339 allg. G. O.) 

Hat er aber den Meiſtboth nach den Lizitations-Bedingungen 
nur in Raten zu erlegen, ſo iſt er nur ſchuldig, über die an ihn 
geſchehene Zuweiſung die bis dort verfallenen Raten auszuzahlen. 


9. 225. 

In welcher Ordnung er in dieſem Falle die Zah⸗ 
lung zu leiſten habe. 

Die Zahlung aus den ſchon verfallenen Naten leiſtet er nach 

der Ordnung der an ihn geſchehenen Zuweiſung. 

Befinden ſich unter den ſogleich zu bezahlenden Poſten ſolche, 
welche einſtweilen nur ausgeſchieden wurden, ſo hat er dieſe Beträge, 
jedoch jeden beſonders mit Berufung auf die Zuweiſung zu depoſi⸗ 
tiren, welche Depoſitirung, indem hier ein geſetzlicher Grund eintritt, 
der wirklichen Zahlung gleich gehalten wird (§. 1425 b. G. B.) 

Wenn wieder eine Zahlungsrate verfällt, beginnt er die Zah- 
lung der zugewieſenen Poſt dort, wo er bey der erſten Zahlung ab- 
gebrochen hat, wobey er wieder die bloß ausgeſchiedenen Poſten zu 
depoſitiren hat. 
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So fährt er fort, bis auch die letzte Zahlungsrate auf dieſe 

Art verwendet erſcheint, wornach er dann den Zahlungsausweis zu 
überreichen haben wird. 


5. 226. 
Von der Verwendung der von den Zahlungsraten 
entfallenden Intereſſen. 

In der Regel hat der Meiſtbiether, wenn ihm Zahlungsraten 
zugeſtanden werden, von den nach und nach zu erlegenden Beträ— 
gen Intereſſen zu entrichten. f 

Da den angewieſenen Poſten die Intereſſen nur bis zum Tage 
der Vertheilung zugewieſen werden, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß 
dieſelben auch mit den ferneren Intereſſen befriediget werden müſſen. 
Dieſe bezahlt der Erſteher aus den für den Meiſtbothsrückſtand von 
Zeit zu Zeit entfallenden Zinſen, er muß ſich aber auch dieſe quit⸗ 
tiren laſſen, indem er in dem Zahlungsausweiſe auch die Entrich⸗ 
tung dieſer Zinſen nachweiſen muß. 


5. 227. 


Von der ſogleichen Zahlung oder Einlöſung der 
noch nicht zur Zahlung verfallenen Poſten. 

Iſt dem Erſteher daran gelegen, den ganzen Meiſtboth, un— 
geachtet der beſtehenden Zahlungsraten, gleich nach der Zuweiſung 
abzutragen, ſo mag er ſich dießfalls mit den angewieſenen Gläubi— 
gern einverſtehen, und kann, wenn dieſe damit zufrieden find, mit 
der Zahlung aller angewieſenen Poſten vorgehen; es ſteht ihm auch 
frey, dieſelben mittelſt Ceſſionsgeſchäfte an ſich zu löſen, und dann 
durch Conſolidation die Löſchung der eingelöſten Poſten zu erwirken; 
denn ob er gleich durch den Act der Erſtehung ſelbſt Schuldner ge⸗ 
worden iſt, ſo ſteht ihm doch nichts im Wege, die Rechte der an— 
gewieſenen Gläubiger auf künftige Zahlung an ſich zu loͤſen, indem 
die Forderung zur Zeit der Einlöſung noch nicht verfallen, er alſo 
damahls noch zur Zahlung nicht verbunden war. Schon zur Zah— 
lung verfallene Poſten aber kann der Erſteher nicht an ſich löfen. 
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b. 228. 

Was Rechtens ſey, wenn ſich ein angewieſener 
Gläubiger wegen der Zahlung nicht meldet. 
Wenn ſich ein angewieſener Gläubiger der Zahlung wegen 

nicht meldet, kommt es darauf an, ob das zugewieſene Capital erſt 

aufzukünden ſey, oder ob demſelben keine Aufkündzeit zu Statten 
kömmt. In dem erſten Falle iſt der Erſteher berechtiget, das Ca— 
pital ſogleich aufzukünden, und wenn ſich der Gläubiger auch nach 
der Aufkündzeit nicht meldet, das Capital ſammt den Intereſſen zu 
depoſitiren. In dem zwegten Falle aber iſt der Erſteher zur ſoglei⸗ 
chen Depoſitirung berechtiget. Will er aber das Capital nicht zurück⸗ 
zahlen, ſo mag er es bey ſich liegen laſſen, und ſich hierüber bey 
der Ausweiſung über die Erfüllung der Lizitations⸗Bedingniſſe erklä⸗ 
ren, mit welcher Erklärung ſich das Gericht allerdings zu begnügen 
hat, weil aus dem Umſtande, daß ſich der angewieſene Gläubiger 
um die Bezahlung nicht meldete, vermuthet werden muß, daß er die 

Zahlung nicht fordere, ſondern das Capital auf der verſteigerten Neas 

lität liegen laſſen wolle; jedoch muß es ausgewieſen vorliegen, daß 

der Gläubiger in Kenntniß geſetzt worden ſey, daß ihm die Erhebung 
des auf ihn entfallenen Betrages freyſtehe. 

Die Forderung bleibt dann aber ohne weiters in a öffent: 
lichen Buche intabulirt. 


5. 229, 


In welchem Falle eine zugewieſene Forderung erſt 
aufgekündet werden müſſe. 


Bey der Beantwortung der Frage, welche Forderung erſt auf- 
gekündet werden müſſe, kommt es auf den Inhalt der Schuldver⸗ 
ſchreibung und der Lizitations-Bedingungen an. 

Iſt in der Schuldverſchreibung keine Aufkündzeit bedungen, ſo 
muß der Gläubiger die Zahlung zu jeder Zeit annehmen; iſt aber 
in der Schuldverſchreibung eine Aufkündzeit bedungen, ſo kommt es 
darauf an, ob in den Lizitations-Bedingungen feſtgeſetzt wurde, daß 
der Meiſtboth in einer beſtimmten Zeit zu erlegen fey, oder ob dieß⸗ 
falls nichts bedungen worden iſt. In dem erſteren Falle iſt keine 
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Aufkündung nöthig, fondern jeder zugewieſene Gläubiger muß die 
Zahlung in der in den Bedingungen beſtimmten Zahlungszeit an— 
nehmen. Denn, da die Lizitations-Bedingniſſe mit Einſtimmung aller 
Gläubiger feſtgeſetzt werden müſſen (§. 121), ſo vertreten dieſe Be— 
dingungen zugleich die Aufkündung, und es tritt mit der Zahlungs— 
verbindlichkeit auch die Verbindlichkeit zur Annahme der Zahlung ein. 
Sit aber eine Zahlungszeit nicht beſtimmt, fo kann auch den ange— 
wieſenen Gläubigern die Zahlung vor der Aufkündzeit nicht aufge— 
drungen werden, obgleich ſie berechtiget ſind, die Zahlung von dem 
Erſteher ſogleich nach der erfolgten Zuweiſung nach der Natur des 
Geſchäftes und den geſetzlichen Vorſchriften zu fordern. 


5. 230. 


Von dem Verfahren, wenn der Erſteher die ſchul— 
dige Zahlung nicht leiſtet. 

Wenn der Erſteher zur Verfallszeit die Zahlung nicht leiſtet, 
noch ſich ſonſt mit den angewieſenen Gläubigern abfindet; ſo ſind 
dieſelben berechtiget, auf Relizitation des erſtandenen Gutes zu drin— 
gen (§. 132). 

Bey dieſer Relizitation wird entweder mehr, als der frühere 
Meiſtboth, oder gerade ſo viel, als der erſte Meiſtboth betrug, oder 
weniger gelöſet. 

In dem erſten und zweyten Falle hat der neue Erſteher die 
zugewieſenen Gläubiger nach Maßgabe der rechtskräftigen Vertheis 
lung zu befriedigen, oder ſich mit ihnen abzufinden, und der erzielte 
Ueberſchuß iſt, fo weit er der Maſſe zufällt (§§. 134 u. 135), ein 
Gegenſtand der Vertheilungsfortſetzung, oder fällt, im Falle ſchon 
alle Gläubiger zur vollen Befriedigung angewieſen ſind, dem Exe⸗ 
quirten zu. 

Sit aber der bey der Relizitation erzielte Meiſtboth kleiner, als 
der erſte; ſo kommt es darauf an, ob der Abgang durch die bereits 
von dem erſten Erſteher erlegten Theilzahlungen gedeckt iſt, oder nicht. 
In dem erſten Falle wird dadurch die volle Befriedigung der zuge— 
wieſenen Gläubiger nicht aufgehalten, und die Vertheilung leidet 
nur in ſoweit eine Abänderung, als in Erledigung der Relizitation 
die Gläubiger an den neuen Erſteher angewieſen werden müſſen. 
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Iſt aber der Abgang weder durch ein Vadium noch durch Theil⸗ 
zahlungen gedeckt, fo muß die Vertheilung in ſoweit abgeändert were 
den, als die Zuweiſung theils an den neuen Erſteher, theils aber 
an den erſten Meiſtbiether in Betreff des von ihm zu leiſtenden Er⸗ 
ſatzes vor ſich gehen muß. 


5. 231. 


Auf welche Art der Erſatzesbetrag von dem erſten 
Erſteher herein zu bringen ſey. 

Der Betrag, den der erſte Erſteher zur Ergänzung des Meiſt⸗ 
bothes zu erlegen ſchuldig iſt, ſtellet ſich lediglich als ein Schaden⸗ 
erſatz wegen nicht erfüllter Verpflichtung aus dem Acte der Erſtehung 
nach §§. 1295 b. G. B. u. 338 G. O. dar. Da aber der Scha— 
denerſatz, wenn er freywillig nicht geleiſtet wird, mittelſt Klage auf 
dem ordentlichen Nechtswege hereinzubringen iſt, fo muß auch gegen 
den erſten Erſteher dieſer Erſatzesbetrag auf dem ordentlichen Nechts- 
wege hereingebracht werden; denn der $. 338 G. O. beſtimmt nichts 
anders, als daß eine Nelizitatien auf Gefahr und Koſten des Erſte⸗ 
hers eingeleitet werden ſoll. In den Ausdrücken „auf Gefahr und 
Koften” liegt lediglich der Titel zur Forderung; es iſt aber weder 
in dieſer, noch in einer andern Geſetzesanordnung enthalten, daß 
der fehlende Betrag gleich mittelſe Execution eingebracht werden kön— 
ne; im Gegentheile beſtimmt der F. 298 allg. G. O., daß eine 
Execution nur über ein rechtskräftiges Urtheil, oder über einen ge⸗ 
richtlichen Vergleich bewilliget werden dürfe, und da für den ge⸗ 
gebenen Fall keine Ausnahme beſteht, fo bleibt es auch hier bey 
der Regel, daß ein Urtheil erwirkt werden müſſe; das zu erwirken⸗ 
de Urtheil ſetzt aber nothwendig eine Klage voraus. 


F. 252. 

Wer die Erſatzesklage anzuſtrengen habe. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß dieſe Klage diejenigen 
anzuſtrengen haben, welchen auf den Erſatzesbetrag ein gegrün⸗ 
detes Necht zuſteht, folglich diejenigen Gläubiger, welche auf dieſen 
Erſatzesbetrag angewieſen wurden, oder wenn durch den wirklich vor⸗ 
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handen geweſenen Zahlungsfond alle Gläubiger befriediget wurden, 
ſteht dieſe Klage dem Exequirten, dem dieſer Betrag dann gebührt, zu. 

Aus dieſem Grunde muß der Klage immer die Vertheilung 
und Zuweiſung voransgehen, und ſelbe iſt auf das erſte Lizitations— 

Protoeoll, auf das Relizitations-Protocoll und auf die rechtskräftige Vers 

theilung zu fußen. 

b. 233. 
Wem bey der Abänderung der Vertheilung dieſer 
Schadenerſatz zuzuweiſen ſey. 
Zur richtigen Beantwortung der Frage muß als Grundſatz aufs 
geſtellt werden: „Das wirklich zur Vertheilung vorhandene Vermö— 
n mehr dem Betrage des Erſatzes macht den ganzen Zahlungs— 
fond aus.“ Da es aber bis zur wirklichen Einbringung des letztern 

Theilbetrages noch ungewiß iſt, ob derſelbe wirklich und in dem ge— 

gebenen Betrage werde eingebracht werden können, ſo iſt in ſo fer— 

ne auch die Summe des ganzen Zahlungsfondes noch unbeſtimmt. 
Hieraus ergeben ſich nun folgende Corollatien: 

1) Rückſichtlich der Octava. Der zur Deckung der Octava ausge— 
ſchiedene Betrag iſt dahin zu modifiziren, daß der achte Theil aus 
dem wirklich vorhandenen Zahlungsfonde, und der achte Theil 
aus dem Erſatzesanſpruche zur Deckung der Waiſen-, Depofiten- 
und Unterthansforderungen ausgeſchieden werde. Denn würde man 
den ausgeſchiedenen Octavalbetrag unverändert ſo belaſſen, als 
wenn von dem erſten Erſteher die Lizitations-Bedingungen erfüllt 
worden wären, und wäre ein Theil oder der ganze Erſatzesbetrag 
uneinbringlich; fo würde man dieſen Forderungen offenbar einen 
größern Betrag zugewieſen haben, als denſelben nach dem Geſe— 
tze gebührt. 

2) In Betreff der Tabulargläubiger bleibt die verfaßte und bereits 
rechtskräftige Vertheilung, fo weit der wirklich vorhandene Zahlungs— 
fond reicht, unverändert; wenn aber dieſer erſchöpft iſt, ſo wird 
den ſpäter folgenden Tabulargläubigern der Erſatzesanſpruch nach 
der Ordnung der Tafel zugewieſen; denn da es ungewiß iſt, ob 
dieſer Erſatzesbetrag werde eingebracht werden können, kann dem 
früher intabulirten Gläubiger kein Antheil an dieſem Erſatzesan— 
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ſpruche zugewieſen werden, weil demſelben, ſo weit der vorhan⸗ 
dene Zahlungsfond reicht, die volle Befriedigung werden muß. 
Den wirklichen Abgang trägt der zuletzt Angewieſene. 


5. 234. 
Einwendung gegen dieſe letzte Behauptung. 


Man könnte zwar gegen die letztere Behauptung einwenden, es 
hätten eben aus dem Grunde, weil dieſer Erſatzesbetrag ein integri— 
render Theil des ganzen Zahlungsfondes fey, alle intabulirten, und 
zur Zahlung angewieſenen Gläubiger auf den ganzen Zaheangsfond⸗ 
folglich auch auf dieſen Theil gleiches Recht, es müſſe daher der 
Meiſtboth aus der Relizitation und der Erſatzesbetrag verhältniß— 
mäßig vertheilt werden, und es könne ſich dann kein Gläubiger be= 
ſchweren, wenn er aus jedem Theile des Zahlungsfondes einen ver— 
hältnißmäßigen Betrag mit den andern erhalte. Es fey hier, wie 
bey der Verlaſſenſchaftsvertheilung, wenn der Nachlaß aus verſchie— 
denen Vermögenszweigen beſtehet, wobey auch jedem Erben, wenn 
kein anderes Einverſtändniß unter ihnen beſteht, ein verhältnißmä— 
ßiger Theil eines jeden Vermögenszweiges zugetheilt werden müſſe. 
Allein dieſe Anſicht iſt ganz und gar irrig; man kann eine executi— 
ve Vertheilung mit der Verlaſſenſchaftsvertheilung nicht gleichſtellen. 
Unter den Erben beſteht in der Regel kein Vorrecht, und die Ver— 
laſſenſchaft wird in Rückſicht mehrerer Erben als ein gemeinſchaftli— 
ches Eigenthum angeſehen, und auf dieſes Miteigenthumsrecht ſtützt 
ſich die verhältnißmäßige Vertheilung. Bey executiven Vertheilungen 
wirkt aber das Vorrecht der früher intabulirten Gläubiger ausſchlie— 
ßend, es kann hier von keinem Miteigenthume die Rede ſeyn, indem 
auf die ſpäter intabulirten Gläubiger nur jener Theil entfällt, wel— 
cher über die volle Befriedigung der früher Intabulirten erübriget; 
aus dieſem Grunde iſt auch dieſen der wirklich realiſirte Zahlungs— 
fond zuzuweiſen, weil ihnen das Ausſchließungsrecht der ſpäter In⸗ 
tabulirten zuſteht. g 
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9. 235. 


Weitere Folgerung in Betreff der Simultanhypo— 
thekargläubiger. 

Gleiches Bewandtniß hat es, wenn Simultanpfandgläubiger 
nach den oben (§§. 193 — 197) aufgeſtellten Grundſätzen verhält⸗ 
nißmäßig angewieſen wurden, und wenn nach dieſer Anweiſung auf 
dieſe Gläubiger aus einer Pfandrealität ein ſolcher Erſatzesanſpruch 
entfiele. 

Kann der Pfandgläubiger aus der Vertheilung erweiſen, daß 
er in Folge ſeines Vorrechtes aus den übrigen Pfandrealitäten durch 
den realiſirten Zahlungsfond ganz hätte befriediget werden können, 
ſo ſteht ihm das Recht zu, die Abänderung der Vertheilung und die 
Zuweiſung dergeſtalt zu fordern, daß er ſeine Befriedigung ganz aus 
dem wirklich eingebrachten Vermögen erhalte, weil auch ihm das Aus⸗ 
ſchließungsrecht zuſteht, und ihm die Simnltanverſicherung durchaus 
nicht nachtheilig ſeyn kann. 


5. 236. 


Wie, und unter welchen Vorſichten die Zahlung 
zu leiſten ſey. 

Die Zahlung kann durch einverſtändliche Uebernahme, durch 
bare Bezahlungen oder einverſtändliche Anweiſungen und durch De— 
poſitirung erfolgen. 

Bey den baren Zahlungen muß ſich aber der Zahlungsleiſter 
den $. 1424 b. G. B. gegenwärtig halten, und dieſelbe nur dem 
jenigen leiſten, den das Gericht als Eigenthümer der Forderung durch 
die Zuweiſung erkannt hat. Zahlt er dieſem durch einen Bevollmäch⸗ 
tigten, ſo muß er nebſt der Quittung auch die Vollmacht zu ſeiner 
Deckung in Empfang nehmen, und hat er die Zahlung an Jeman⸗ 
den zu leiſten, der über ſein Vermögen ſelbſt nicht verfügen kann, 
ſo muß die von dem Vertreter ausgeſtellte Quittung gerichtlich be— 
ſtätiget ſehn. Sehr oft geſchieht es, daß man ohne Anſtand den 
Ehegatten im Nahmen der Ehegattinn bezahlt; allein bey dem Zah—⸗ 
lungsausweiſe dürfte eine ſolche Quittung nicht als giltig angenom⸗ 
men werden, indem auch der Ehegatte zur Gelderhebung nach §. 
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1008 b. ©. B. von feiner Ehegattinn beſonders ermächtiget ſeyn 
muß. f 

Bey allen bloß ausgeſchiedenen Poſten iſt der Eigenthümer 
der Forderung noch unbekannt, daher dürfen die ausgeſchiedenen Be— 
träge nicht ausgezahlt, ſondern muͤſſen gerichtlich hinterlegt werden. 

Wenn auf einer zur Zahlung angewieſenen Poſt Superſätze 
haften, fo kann an den Eigenthümer des Hauptſatzes nach $. 455 
b. G. B. die Zahlung nur mit Beyſtimmung der Afterpfandgläu— 
biger geleiſtet werden, dieſe haben folglich die Quittung mit zu un⸗ 
terſchreiben. Würde ein ſolches Einverſtändniß nicht erzielt, fo müß— 
te der entfallende Betrag zu Gerichtshänden erlegt werden. 

Wer an das Depoſitenamt zur Zahlung angewieſen wird, muß 
unter Vorlage der rechtskräftigen Zuweiſung bey der dem Depoſiten— 
amte vorgeſetzten Stelle um die Erfolglaſſungsbewilligung einſchrei— 
ten, und der auf einen Schuldbrief angewieſene Gläubiger hat vor 
der Zahlung die gerichtliche Einantwortung des entfallenden Betra— 
ges auf dem Schuldbriefe zu erwirken. 

Daß die über die geleiſtete Zahlung ausgeſtellten Quittungen 
die Form tafelmäßiger Urkunden haben müſſen, verſteht ſich von 
ſelbſt, weil mit denſelben die Extabulation nachzuſuchen iſt. 

9. 237. 
Von dem Zahlungsausweiſe. 

Die Vorlage des Zahlungsausweiſes gründet ſich auf den §. 
339 allg. G. O., nach welchem dem Meiſtbiether das erſtandene Gut 
nicht eher übergeben werden ſoll, als bis er den Meiſtboth erlegt, 
rückſichtlich der Zahlungsfriſten Sicherheit geleiſtet, oder ſich ſonſt 
mit den Theilnehmern einverſtanden hat. Aus dieſem Paragraphe 
läßt ſich auch die Form dieſes Ausweiſes ſelbſt ableiten. Es muß 
nähmlich in demſelben dargethan werden, daß entweder der ganze 
Meiſtboth durch Depoſitirungen oder bare Hintanzahlungen verwen— 
det, daß er den nach den Lizitations⸗Bedingungen noch nicht zu zah⸗ 
lenden Betrag gehörig, d. i. pupillarmäßig ſichergeſtellt, oder daß er 
ſich auf was immer für eine Art mit den Theilnehmern über ihre 
Befriedigung oder Uebernahme der Schuld einverſtanden, ſomit den 
Eizitations = Bedingungen im vollen Umfange Genüge geleiſtet habe. 
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Mitfder Vorlage dieſes Ausweiſes iſt der Erſteher ſonach auch 
berechtiget, die eigenthümliche Ueberantwortung des erſtandenen Gu— 
tes zu verlangen. 


9. 238. 


Von der Vertheilung und Zuweiſung des Meiſt— 
bothes für bewegliche Güter. 

Wenn mehreren Gläubigern auf dasſelbe bewegliche Vermögen 
das Pfandrecht zuſteht, und dasſelbe im Exseutionswege zur Ver⸗ 
ſteigerung gebracht wird, ſo iſt der dafür erzielte Meiſtboth nach der 
Ordnung der Zeit der erwirkten Pfändung, oder des vertragsmäßi— 
gen Pfandrechtes dergeſtalt zu vertheilen, daß der frühere Pfandgläu— 
biger bis zu ſeiner gänzlichen Befriedigung den ſpätern Gläubiger 
ausſchließt, welcher Vertheilungsgrundſatz auch dann Anwendung fin— 
det, wenn das Pfandrecht nach dem $. 822 b. G. B. ertheilt wor⸗ 
den iſt, und die Execution auf das Pfandgut erſt nach der Verlaſ— 
feseinantwortung fortgeführt wird; weil das, obgleich bedingte, und 
der Wirkung nach erſt künftig exiſtirende Pfandrecht, wenn es nicht 
mit den aus der Verlaſſenſchaft herrührenden Forderungen zuſam— 
mentrifft, in Bezug auf das Vorrecht doch ſchon von dem Zeitpunc- 
te der Pfandbeſchreibung oder Vormerkung als exiſtirend betrachtet 
werden muß. 


76 


II. Abſchnitt. 


Von der Befriedigung concurrirender Gläu⸗ 
biger durch Sequeſtration. 


5. 239. 
Definition und Eintheilung. 


Unter der Sequeſtration verſteht man jene gerichtliche Verfü— 
gung, vermöge welcher ein fremdes oder ſtreitiges, bewegliches oder 
unbewegliches Vermögen von einer dritten gerichtlich aufgeſtellten Per— 
fon — Sequeſter — zu dem Ende verwaltet wird, damit die hie— 
von entfallenden Einkünfte aus der freyen Dispoſition des Eigen— 
thümers entzogen, und dem Zwecke der eingeleiteten Sequeſtration 
zugeführt werden. 

Nach unſern Geſetzen gibt es eine doppelte Sequeſtration, nähm— 
lich die Sequeſtration als mittlerweiliges Sicherſtellungsmittel, und 
die executive Sequeſtration. Daß hier nur von der letztern die Res 
de ſeyn könne, verſteht ſich nach dem Zwecke dieſer Abhandlung von 
ſelbſt. Aber auch in letzterer Hinſicht darf man keineswegs eine den 
Gegenſtand ganz erſchöpfende Erörterung erwarten; denn eine ſolche 
würde für ſich ſchon Stoff genug für ein bedeutendes juridiſches Werk 
enthalten. Ich muß mich in dieſer Abhandlung auf jene Puncte 
beſchränken, welche unmittelbar Einfluß auf die Befriedigung con— 
currirender Gläubiger haben; daher wird in dieſem Theile 

a) von der Erwirkung der Sequeſtration, 
b) von der Führung der Sequeftration, und 
c) von der Vertheilung der Sequeſtrationsgelder gehandelt werden. 


—— — — 


I. Hauptſtück. 
Von der Erwirkung der Sequeſtration. 


un 5. 240. 
Wer die Sequeſtration anſuchen könne. 


Es iſt zwar jeder Gläubiger berechtiget, wenn er zur gehörigen 
Zeit nicht befriediget wird, und ein zur Sequeſtration geeignetes Gut 
vorhanden iſt, mittelſt der Sequeſtration feine Befriedigung zu fus 
chen, weil ihm das Geſetz die Wahl der Executionsart freyſtellet. Es 
gibt aber insbeſondere Fälle | 

a) in welchen die Sequeſtration den Gläubiger ficherer zum Zwe⸗ 
cke führt, und 

b) in welchen der Gläubiger ſelbſt durch das Geſetz auf die Se⸗ 
queſtration beſchränkt iſt. 

Iſt nähmlich ein Gläubiger nur auf die Früchte früher ver— 
tragsmäßig verſichert, und ſind nach ihm auf die Realität ſelbſt ſo 
viele Gläubiger intabulirt, daß er aus dem Meiftbothe keine Befrie— 
digung mehr zu erwarten hat; ſo bleibt ihm nichts übrig, als die 
Einleitung der Sequeſtration zu verlangen. Dasſelbe iſt auch bey je⸗ 
nen Gläubigern der Fall, welche auf einer bereits überſchuldeten 
Realität vertragsmäßig gar nicht intabulirt ſind, und daher durch 
die executive Intabulation am letzten Satze zu ſtehen kommen, oder 
welche zwar mit dem Capitale und den Intereſſen vorausſtehen, aber 
rückſichtlich der Einbringungskoſten erſt im Executionswege am letz⸗ 
ten Satze eingetragen werden, in welchem letztern Falle insbeſonde⸗ 
re die Sequeſtration zur Einbringung dieſer Koſten wird angeſucht 
werden müſſen. 

Durch das Geſetz find die auf das Fideicommiß-Drittel inta⸗ 
bulirten Gläubiger (§. 642 b. G. B.) und der Erbzinsherr rück⸗ 
ſichtlich des rückſtändigen Erbzinſes (§. 1135 h. G. B.) auf die Se⸗ 
queſtration der Früchte beſchränkt. 
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. 241. 


Was zur Erwirkung der Sequeftration erfordert 
werde. 


Damit aber die Sequeftration zum Behufe der Einbringung 
einer Forderung erwirket werden könne, muß ein Urtheil oder ein 
gerichtlicher Vergleich vorliegen; denn die Sequeſtration iſt ein Act 
der Execution, indem der $. 320 allg. G. O. ausdrücklich anord⸗ 
net: „Wenn der Kläger auf Früchte oder Gefälle die Execution 
führen will, ſoll der Richter auf deſſen Anlangen ihm hierauf das 
Pfandrecht ertheilen, und bewilligen, daß zu dem Ende der 
Spruch oder Vertrag, falls die Früchte eines liegenden Gutes in 
Execution gezogen werden wollen, bey der Landtafel oder dem Stadt⸗ 
oder Grundbuche vorgemerkt; dann daß ein Sequefter zur Einhebung 
dieſer Früchte oder Gefälle aufgeſtellt werde.“ Der Sequeſtrations⸗ 
werber muß daher zum Behufe der Sequeſtration den erſten Grad 
der Execution, nähmlich das executive Pfandrecht erwerben, welches 
ihm nach F. 298 allg. G. O. nur über ein rechtskräftiges Urtheil 
oder einen gerichtlichen Vergleich ertheilt werden kann. 

Jedoch ſind den rechtskräftigen Urtheilen die rechtskräftigen Syn⸗ 
dicatserkenntniſſe, und die politiſchen Erkenntniſſe, dieſe letztere beſon— 
ders in Straf- und Steuerſachen gleich zu ſtellen (Hofdec. vom 1. 
Auguſt 1783, Nr. 170, vom 19. Jänner 1784, Nr. 228, und vom 
4. Jänner 1787, Nr. 6093. 


5. 242. 


Das gewöhnliche Verfahren zur Einbringung a 
Depurattonsrückſtände iſt geſetzwidrig. 

Bey Einbringung der Fideicommiß⸗Depurationsrückſtände durch 
Sequeſtration pflegen manche Gerichtsbehörden von dieſer allgemeinen ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchrift abzuweichen. Der Depurationsrückſtand wird nähm⸗ 
lich im adeligen Richteramtswege ausgemittelt, und wenn der Fideicom⸗ 
miß⸗Beſitzer denſelben nicht freywillig tilget, dem Fideicommiß⸗Curator 
auf ſein Anſuchen die Sequeſtration der Früchte bewilliget, derſelbe 
als Sequeſter zur Einbringung aufgeſtellt, oder wohl auch ein ans 
derer Sequeſter gewählt und eingeführt, ohne daß der erſte Grad 
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der Execution angeſucht oder vorgenommen worden wäre. Allein 
dieſes Verfahren iſt durchaus geſetzwidrig, daher wirkungslos, und 
kann ſowohl den Fideicommiß⸗Curator, als die Fideicommiß-Behör⸗ 
de der empfindlichſten Verantwortung ausſetzen. Der Fideicommiß⸗ 
Beſitzer, dem nach den §§. 638 — 641 die Depurationsverbindlich—⸗ 
keit obliegt, iſt dem Fideicommiſſe gegenüber der Schuldner, und 
fo wie jeder Schuldner nur durch die gerichtliche Execution zur Zah— 
lung verhalten werden kann, muß auch der Fideicommiß-Beſitzer auf 
dieſem Wege zur Depuration gezwungen werden; da aber die Exe— 
cutien ein Urtheil oder einen gerichtlichen Vergleich vorausſetzet, ſo 
muß auch dieſer Sequeſtration eine ſolche Urkunde zum Grunde lie— 
gen, auf welche der Richter über ertheiltes gerichtliches Pfandrecht 
die Sequeſtration erſt bewilligen kann. 

Es iſt kein Zweifel, daß der obere Richter, wenn der Fidei— 
commiß⸗Beſitzer ſich gegen eine ſolche Sequeſtration beſchwerte, den 
ganzen Act als nichtig aufheben müßte, da es ihm offenbar an 
der geſetzlich vorgeſchriebenen Form mangelt; aber auch im Conflicte 
mit den andern Sequeſtrationsführern würde dieſes Verfahren die nach— 
theiligſten Folgen äußern; denn dieſe nur als von dem Fideicommiß⸗ 
Beſitzer freywillig geſtattet zu betrachtende Sequeſtration würde bey dem 
Eintritte einer geſetzlich zwangsweiſen Sequeſtration eben ſo gut als 
die freye Dispoſition des Fideicommiß-Beſitzers verſchwinden, wornach 
es geſchehen könnte, daß die Depurationsraten, wenigſtens durch Jah- 
re lang uneinbringlich, und die Schuldtragenden dem Fideicommiß⸗ 
Nachfolger verantwortlich ſehn würden. 

Man will zwar behaupten, daß das Verfahren in der Praxis 
durch das Hofdecret vom 21. Jänner 1791, Nr. 104, litt. a, ge⸗ 
rechtfertiget ſeß, wo es heißt, daß die Depurationsrückſtände allen⸗ 
falls durch die Sequeſtration hereingebracht werden ſollen. Allein 
wenn gleich dieſes Hofdecret die Einbringung der Depuration durch 
Sequeſtration anordnet, ſo iſt in demſelben doch nicht enthalten, 
daß dieſe Sequeſtration ausnahmsweiſe ohne Urtheil oder gerichtli⸗ 
chen Vergleich Statt finde, was auch gar nicht ſeyn könnte, weil 
den Depurationsrückſtänden nirgends ein geſetzliches Pfandrecht zu— 
geſprochen iſt, folglich das zur Segueſtration nöthige Pfandrecht erſt 
im Executionswege erworben werden muß. Eine Sequeſtration ohne 
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Pfandrecht auf die Früchte des F. C. würde aber jedesmahl einem in 
Folge der Execution auftretenden Sequeſtrationsführer weichen müſſen. 


5. 243. 


Von dem Objecte der Sequeſtration. 

Es liegt in dem Begriffe der Sequeſtration, daß ſelbe in der 
Einhebung der Früchte und Nutzungen zum Behufe der Befriedigung 
der Gläubiger beſtehe; übrigens aber iſt es gleichgültig, ob das Ob: 
ject, wovon die Früchte und Nutzungen eingehoben werden, ein be— 
wegliches oder unbewegliches Gut ſey, nur verordnet das Hofdecret 
vom 4. Juny 1792, Nr. 22, daß es, wenn Zinſen und Einkünfte 
eines auf einem liegenden Gute vorgemerkten Capitals in die Exe⸗ 
cution gezogen werden, der Aufſtellung eines Sequeſters nicht bedürfe. 

Die Einkünfte einer geiſtlichen Pfründe können nur in ſo weit 
mit Sequeſtration belegt werden, als die Congrua von 300 fl. un⸗ 
geſchmälert bleibt (Hofdec. vom 27. Junh 1791, Nr. 170). 

Das Poſtregale als ſolches unterliegt keiner Sequeſtration, und 
kann in Concursfällen, wenn der verſchuldete Poſtmeiſter unvermö— 
gend wird, die Poſt fortzuſetzen, dieſelbe durch einen geprüften, und 
von der Landesſtelle begnehmigten Adminiſtrator durch ſechs Mona— 
the für den Verſchuldeten oder ſeine Concursmaſſe — folglich auch 
für die Execution führenden Gläubiger — ſequeſtrirt werden. Nach 
Verlauf dieſer Zeit wird die Poſt ohne weiters verkauft (Hofdecrete 
vom 23. Oct. 1783, 21. May 1784, und 15. Sept. 1785). 

Die für das Publikum zum Verkaufe beſtimmten Früchte und 
Lebensmittel dürfen dem Markte nicht entzogen, ſondern müſſen un— 
ter der Leitung eines Sequeſters verkauft werden (Hofdec. dom 20. 
May 1796). 

Rückſichtlich der Sequeſtration der Tazrentenvorſchüſſe enthält 
das Hofkammerdec. vom 7. Sept. 1831 die näheren Veſtimmungen. 


9. 244. 
In wie ferne eine in dem Mitbeſitze ſtehende Rea⸗ 
lität Gegenſtand der Sequeſtration ſeyn könne. 


Da die Sequeftration ein Executionsact iſt, eine Execution 
aber nur gegen den Schuldner Statt finden kann, ſo iſt es auch 
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außer Zweifel, daß ſelbe nur über jenen Beſitzesantheil ausgedehnt 
werden koͤnne, welcher auf den Schuldner geſchrieben ſteht, und daß 
ſich die Sequeſtration auf die Mitbeſitzer und ihre Veſitzesantheile 
nicht erſtrecken könne, wenn ſie nicht zugleich Mitſchuldner der durch 
die Sequeſtration einzubringenden Forderung ſind, es wäre denn, 
daß die Forderung, wegen welcher die Sequeſtration geführt wird, 
bereits auf die ganze im Mitbeſitze ſtehende Nealität intabulirt wä— 
re; denn in dieſem Falle kann der Umſtand des getheilten Beſitzes 
dem Gläubiger an der Ausübung ſeines auf das ganze Gut erwor— 
benen Pfandrechtes nicht im Wege ftehen. Iſt die in der Execution ſte— 
hende Forderung aber eine Mitſchuld aller Mitbeſitzer, ſo kommt es 
darauf an, ob alle pro rata oder in solidum haften. In dem er- 
ſten Falle wird wieder die Sequeſtration nur auf die Beſitzesantheile der— 
jenigen Statt finden, welche ihre Verbindlichkeit nicht erfüllt haben. 
Haften aber alle Mitbeſitzer perſönlich in solidum, ſo hindert eine 
theilweiſe Zahlung den Gläubiger nicht, die Sequeſtration des gans 
zen Gutes der Schuldner zu verlangen, wenn auch die Solidarver— 
bindlichkeit vor der Executionsbewilligung gar Si intabulirt gewe⸗ 
ſen wäre. 

War die Forderung früher nur auf den Beſitzesantheil des ur⸗ 
ſprünglichen Schuldners intabulirt, und iſt ſpäter der Mitbeſitzer als 
Solidarſchuldner beggetreten, und als ſolcher auch zur Zahlung ver⸗ 
urtheilt worden, ſo wird das ganze Gut in Execution, ſohin in Se⸗ 
queſtration gezogen; nur muß die Execution auf den Antheil des 
Einen ad numerum, und auf den Antheil des Andern als neuer 
Satz bewilliget werden; was bey der Vertheilung der Sequeſtrations— 
gelder, wie weiter unten (§. 285) gezeigt werden wird, von Wich⸗ 
tigkeit iſt. 

9. 245. 
In wie ferne ein Fideicommiß⸗Gut in Sequeſtra⸗ 
tion gezogen werden könne. 

Da der $. 642 b. G. B. ſich nur im Allgemeinen dahin aus⸗ 
ſpricht: „Ein Fideicommiß⸗Gläubiger kann die Bezahlung einer, ſelbſt 
mit gerichtlicher Bewilligung, auf dem Fideicommiſſe haftenden Schuld 


nicht aus dem Stammgute, fondern nur aus den Einlünften des⸗ 
2. Bd. 6 
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felben verlangen 5” hieraus aber weder die Frage, welche Gläubi— 
ger die Sequeſtration des Fideicommiß⸗Gutes verlangen können, noch 
die Frage: ob das ganze Fideicommiß, oder nur das onerirungsfä— 
hige Drittel mit Sequeſtration belegt werden konne, wortdeutlich ent— 
ſchieden iſt, in der Praxis auch dießfalls ein verſchiedenes Verfah— 
ren obwaltet; ſo dürfte es erwünſcht ſeyn, die Beantwortung dieſer 
Fragen auf anerkannte Rechtsgrundſätze geſtützt, hier aufzufinden. 


9. 246. 
a) Wegen welchen Forderungen die Sequeftration 
eines Fideicommiß⸗Gutes Statt finde. 

Die Forderungen, wegen welchen ein Fideicommiß-Gut ſeque— 
ſtrirt werden ſollte, ſind entweder ſolche, welche ſchon nach der Ei— 
genſchaft des Grtes, ohne Nückſicht des Fideicommiß-Vandes, auf 
demſelben laſten, als, die landesfürſtlichen Steuern, ſtändi— 
ſchen Anlagen, Concurrenzbeyträge, Waiſen-, Depoſiten- und Un⸗ 
terthansforderungen u. dgl.; oder es ſind Privatſchulden. Dieſe Pri⸗ 
vatſchulden ſind entweder auf das Fideicommiß-Gut intabulirt, oder 
ſie ſind nicht intabulirt; die erſtern ſind entweder ſchon vor dem Fi— 
deicommiß⸗Bande, oder erſt nach demſelben, und dieſe letztern ent— 
weder mit Bewilligung oder ohne Bewilligung der Fideicommiß-Be⸗ 
hörde intabulirt. 8 

Zur Einbringung jener Forderungen, welche mit dem Fidei⸗ 
commiß⸗Gute als Reallaften verbunden find, findet die Sequeſtra— 
tion gegen jeden Beſitzer ohne Unterſchied Statt, eben weil ſie auf 
der Sache haften, und daher aus derſelben entrichtet werden müſſen. 

Auch wegen jenen Privatforderungen, welche ſchon vor dem 
Fideicommiß⸗Bande auf das Gut intabulirt wurden, muß die Se⸗ 
queſtration nach erwieſener Liquidität gegen jeden Beſitzer bewilliget 
werden; denn das erſt nachher eingetretene Fideicommiß-Band kann 
den Gläubiger in ſeinem bereits erworbenen Pfandrechte nicht ſtören. 
Von den nach dem Fideicommiß⸗Vande intabulirten Schulden kon⸗ 
nen nur diejenigen gegen jeden Beſitzer mittelſt Sequeſtration einge- 
bracht werden, welche mit Bewilligung der Fideicommiß-Behörde als 
Fideicommiß⸗Onerirung auf das onerirungsfähige Drittel intabulirt 
wurden. Rückſichtlich der ohne dieſe Bewilligung intabulirten oder 
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gar nicht gemerkten Schulden findet die Sequeſtration nur wäh⸗ 
tend der Beſitzeszeit des Perſonalſchuldners Statt. 


6. 247. 

Rechtfertigung dieſer letzten Behauptung. 

Bey der Rechtfertigung dieſer Behauptung muß man von dem f 
Grundſatze ausgehen, daß der Perſonalſchuldner als ſolcher mit ſei— 
nem ganzen Vermögen, und mit allen feinen Einkünften zur Vefrie— 
digung ſeiner Schulden hafte, in ſo ferne nicht die Geſetze ausdrück— 
lich hierin eine Ausnahme feſtſetzen. Da aber kein Geſetz beſteht, 
daß die dem Fideicommiß-⸗Beſitzer zufließenden Fideicommiß-Früchte 
nicht in Execution gezogen werden dürfen, ſo bleibt es auch dieß— 
falls bey der allgemeinen Negel, jedoch verſteht es ſich von ſelbſt, 
daß dieſe Sequeſtration wieder aufzuhören hat, wenn der Perſonal— 
ſchuldner den Beſitz des Fideicommiſſes verliert; deßwegen kann auch 
eine gegen den Fideicommiß-Beſitzer bloß als Perſonalſchuldner be— 
willigte Sequeſtration immer nur mit der Beſchränkung des §. 468 
b. G. B. bewilliget werden. 

Daß aber gegen den Beſitzesnachfolger, wenn dieſer nicht Uni⸗ 
verſal nachfolger, folglich nicht zugleich Perſonalſchuldner iſt, nur je— 
ne Gläubiger die Sequeſtration führen können, welche mit gerichtli— 
cher Bewilligung auf das Fideicommiß-Drittel intabulirt wurden, 
geht aus den geſetzlichen Beſtimmungen klar hervor. Denn eine Ees 
queſtration findet nur gegen den Schuldner allein Statt; nun iſt 
der Beſitzesnachfolger rückſichtlich der von feinem Vorfahren gemach⸗ 
ten Schulden nach der Vorausſetzung nur Hypothekar- und nicht 
Perſonalſchuldner; allein als Hypothekarſchuldner kann er als Nach— 
folger nur in Betreff jener Schulden erſcheinen, welche mit gericht— 
licher Bewilligung auf das Fideicommiß-Drittel intabulirt wurden; 
denn nach §. 635 b. G. B. kann nur ein Drittheil des Fideicom— 
miſſes für den Nachfolger verbindlich verſchuldet werden, eine weite— 
re Verpfändung des Fideicommiſſes müßte nach §. 632 b. G. B. 
beurtheilt werden, wäre nur für die Beſitzeszeit des Perſonalſchuld— 
ners gültig, und hätte für den Nachfolger keine serbindende Kraft— 
Der Fideicommiß-Beſitznachfolger kann daher möglicher Weiſe nur 
rückſichtlich der auf dem Fideicommiß⸗Drittheile haftenden Kater 
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als Hopothekarſchuldner betrachtet, folglich auch nur dieſerwegen 
mit Sequeſtration belegt werden. 
N Herr Appellationsrath Nippel ) behauptet zwar, daß der Fi— 
deicommiß⸗Nachfolger auch die mit gerichtlicher Bewilligung auf das 
Drittel aufgenommenen Capitalien dann zurückzahlen müßte, wenn 
dieſelben auch auf das F. C. Drittel nicht intabulirt wären; daß 
folglich die Sequeſtration ſolcher nicht intabulirten Forderungen wes 
gen gegen den Nachfolger, ob er gleich nur successor singularis 
ſey, bewilliget werden müßte. Allein dieſer Anſicht kann ich nicht 
beypflichten, weil nicht der §. 640 b. G. B. allein, fondern nur 
in Verbindung mit dem F. 635 b. G. B. die entſcheidende Ge⸗ 
ſetzesſtelle bildet. Der §. 635 beſtimmt wortdeutlich, der Fideicom— 
miß⸗Inhaber konne ein Drittheil des Fideicommiß-Gutes mit Geneh—⸗ 
migung der ordentlichen Fideicommiß-Behörde verſchulden. Ein Gut 
verſchulden heißt aber ein ſolches mit Schulden belaſten, dergeſtalt, 
daß dieſe Belaſtung allgemein erkenntlich erſcheint; eine ſolche Bes 
laſtung geſchieht aber nur durch die Intabulation, und da der Nach— 
folger nur die mit gerichtlicher Bewilligung nach dem Sinne des $. 
635 gemachten Schulden des F. C. Vorfahren zu bezahlen im §. 
640 verbunden wird, ſo erhellet, daß er auch nur für intabulirte F. 
C. Schulden haftet. Da der F. C. Nachfolger nur Singularſucceſ⸗ 
ſor iſt, ſo kann er auch nur die auf dem Gute haftenden Laſten über— 
nehmen; denn der F. 443 b. G. B. ſpricht eine allgemeine Norm 
aus, und der $. 640 in Verbindung mit dem $. 635 berechtiget nicht, 
zum Nachtheile des Fideicommiß-Nachfolgers eine Ausnahme zu machen. 
Wenn der Fideicommiß-Nachfolger auch die, zwar über gericht— 
liche Bewilligung contrahirten, aber nicht intabulirten Schulden be— 
zahlen müßte, ſo wäre er als Perſonalſchuldner zu betrachten, denn 
nur als ſolcher könnte er für die nicht intabulirten Schulden haf— 
ten; wäre er aber Perſonalſchuldner, fo konnte man nicht abſehen, 
warum die ſogenannten nicht intabulirten Fideicommiß⸗Drittel⸗Gläu⸗ 
biger ihre Befriedigung nicht aus dem geſammten Vermögen der Nach—⸗ 
folger, ſondern nur aus den Fideicommiß-Einkünften ſuchen dürften, 
was der Herr Appellationsrath ) ausdrücklich behauptet, indem er 


1) Siehe feinen Commentar B. IV. Seite 252 zum g. 630 Nr. 2. 
2) Siehe feinen Commentar B. IV. Seite 255 zum g. 640 Nr. 8. 
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fagt: Der $. 640 b. G. B. fey nicht dahin zu verſtehen, als ob 
der Nachfolger auch mit ſeinem Allodialvermögen für die Fideicom⸗ 
miß⸗Schulden zu haften hätte, ſondern es beſchränken ſich die Rech⸗ 
te des Gläubigers gegen den Nachfolger auf das Fideicommiß ſelbſt. 


a 5. 248. 


b) In welchem Umfange die Sequeftration eines 
Fideicommiß-Gutes Statt finde. 

Auch bey Beantwortung dieſer Frage kommt es theils auf die 
Beſchaffenheit der Forderung, theils auf den Umſtand an, ob der 
Fideicommiß⸗Beſitzer Perfonals und Hypothekarſchuldner, oder Hy— 
pothekarſchuldner allein feg, und in dieſem letztern Falle, ob die For⸗ 
derung ſchon vor dem Fideicommiß-VBande, oder erſt unter der Fis 
deicommiß⸗Eigenſchaft intabulirt wurde. 

In Betreff der in dem früheren Paragraph aufgeführten Neal⸗ 
laſten, als Steuern ꝛc. unterliegt es keinem Anſtande, daß das gan⸗ 
de Fideicommiß⸗Gut zu deren Hereinbringung mit Sequeftration | be⸗ 
legt werden konne, ohne Nückſicht auf den Umſtand, ob der Beſi— 
tzesvorfahrer oder der gegenwärtige Beſitzer an den Rückſtänden Schuld 
trage, weil dieſe Forderungen auf dem Gute ſelbſt haften, und zur 
Befriedigung derſelben das Gut ſelbſt geſetzlich verpfändet iſt. 


5. 249. 
Ob nicht in Betreff der Octavalpoſten eine Aus⸗ 
nahme beſtehe. 

Von dieſem hier aufgeſtellten Grundſatze können auch die Wai⸗ 
ſen⸗, Depoſiten- und Unterthansforderungen nicht ausgenommen werz 
den, wenn gleich die einzubringenden Octavalforderungen nicht von 
dem gegenwärtigen Beſitzer, ſondern von dem Beſitzesvorfahrer here 
rühren, und jener nicht Perſonal- ſondern nur Hypothekarſchuldner 
iſt; denn obgleich für dieſe Forderungen nur der achte Theil des 
Werthes durch die Intabulation der Octava geſichert iſt, fo beſtimmt 
doch das Hofdecret vom 10. July 1789, Nr. 1030, §. 2., daß auch 
ohne eine Intabulation, jedoch nach allen intabulirten Gläubigern 
dieſen Forderungen das ganze Gut geſetzlich verpfändet ſeh. Die In⸗ 
tabulation der Octava wirkt daher lediglich gegen die nach derſelben 
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intabulirten Gläubiger, nicht aber gegen den Beſitzer; dieſer muß ſich 

auf alle Fälle die Sequeſtration des ganzen Gutes gefallen laſſen, 

weil er für dieſe Forderungen aus dem Geſetze mit dem ganzen Gu⸗ 
te als Hypothekarſchuldner haftet. 


. 230. 
Fortſetzung in Betreff der intabulirten Poſten. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß zur Einbringung jener 
Forderungen, welche ſchon vor dem Fideicommiß-Bande, ſey es ad 
corpus oder ad fructus intabulirt wurden, das ganze Fideicommiß— 
Gut in Sequeſtration gezogen werden könne, indem die Forderung 
auf dem ganzen Gute haftet, und der Tabulargläubiger in ſeinen 
ſchon früher erworbenen Pfandrechten nicht beeinträchtiget werden 
kann. Nückſichtlich der übrigen entweder vertragsmäßig oder im Ere> 
cutionswege intabulirten Forderungen kommt es darauf an, ob der 
Fideicommiß⸗Beſitzer zugleich auch Perſonalſchuldner iſt, oder nicht. 
In dem erſten Falle kann zur Einbringung dieſer Forderungen das 
ganze Fideicommiß ſequeſtrirt werden, welche Sequeftration aber nach 
$. 468 b. G. B. mit dem Beſitze des Perſonalſchuldners erliſcht. 

Iſt der Fideicommiß⸗Beſitzer nur Hypothekar⸗ 
ſchuldner allein, fo kann gegen ihn nur ein Drit⸗ 
theil des Fideicommiß⸗Gutes zur Einbringung die⸗ 
ſer Forderungen mit Sequeſtration belegt werden. 

. 251, 
Rechtfertigung dieſer letztern e 
a) aus dem Geſetze. 

Da der F. 642 b. G. B. ganz allgemein ausſpricht: „Ein 
Fideicommiß⸗Gläubiger kann die Bezahlung einer, ſelbſt mit gericht⸗ 
licher Bewilligung, auf dem Fideicommiſſe haftenden Schuld nicht 
aus dem Stammgute, ſondern nur aus den Einkünften desſelben 
verlangen,“ ſo hielt man ſich in der Praxis für berechtiget, daraus 
zu ſchließen, daß die auf dem Fideicommiß-⸗Drittel intabulirten Gläu⸗ 
biger die Einkünfte des ganzen Fideicommiſſes in Beſchlag nehmen 
dürften, und man nimmt in der Praxis keinen Anſtand, den bloß 
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auf das Fideicommiß⸗Drittel intabulirten Gläubigern die Sequeſtra— 
tion des ganzen Fideicommiſſes ohne Unterſchied zu bewilligen. 

Auch Herr Hofrath Freyherr v. Gärtner 1) und Herr Appel— 
lationsrath Nippel 2) ſchließen ſich dieſer practiſchen Meinung an, 
und beziehen ſich auf die, nicht mehr in Rechtskraft beſtehenden, ſon— 
dern durch das allg. b. G. B. aufgehobenen Verordnungen vom 23, 
April 1789, und 5. Auguſt 1798. 

Wenn man aber von allgemeinen Rechtsgrundſätzen ausgehet, 
und die verſchiedenen Geſetzesſtellen in ihrem Zuſammenhange aus— 
leget, ſo läßt ſich die aufgeſtellte Behauptung gegen die gewöhnliche 
Gepflogenheit ſchon aus dem Geſetze ſelbſt rechtfertigen. Der Fidei— 
commiß Nachfolger iſt nach der Vorausſetzung kein Perſonal-, ſon— 
dern nur Hypothekarſchuldner, er iſt daher nur als ſolcher ſchuldig, 
zu geſtatten, daß ſich die Hypothekargläubiger aus ihrem Pfande be— 
friedigen. Sie dürfen aber ihr Pfandrecht nicht weiter ausdehnen, 
als ihnen dasſelbe zugeſtanden wurde. Sie ſind aber in Folge der 
Onerirungsbewilligung nur auf das Fideicommiß-Drittel intabulirt; 
denn nach $. 635 b. G. B. darf nur ein Drittheil des Fideicom— 
miß⸗Gutes verſchuldet werden, daher findet auch nur auf dieſes Drit⸗ 
tel die Intabulation Statt; deßwegen iſt der Fideicommiß-Nachfol— 
ger auch nur ſchuldig, zu geſtatten, daß ſich dieſe Tabulargläubiger 
aus dieſem Drittel, und zwar, da das Stammgut nach $. 642 b. 
G. B. unseräuferlich iſt, aus den Früchten desſelben befriedigen, 
folglich können fie nur das Fideicommiß-Drittel mit Sequeſtration 
belegen. 

0. 252. 
b) Aus dem Geiſte des Geſetzes. | 

Der Geſetzgeber verordnet in dem §. 635 b. G. B., daß nur 
ein Drittheil des Fideicommiß-Gutes verſchuldet werden dürfe, und 
ſelbſt dieſe Schulden müſſen nach §. 638 b. G. B. wieder binnen 
20 Jahren getilgt werden. Dieſe geſetzliche Anordnung hat offen⸗ 
bar den Zweck, daß dem jeweiligen Fideicommiß-Beſitzer in jedem 
Falle wenigſtens zwey Drittheile zum Genuſſe frey bleiben müſſen. 


1) Siehe Pratobevera's Materialien B. IL, S. 241, et seg. 
2) Siehe feinen Commentar B. IV., S. 255, zum F. 640, Nr, s. 
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Dieſer hier deutlich ausgeſprochene Zweck würde aber offenbar ver— 
eitelt, wenn die auf dem Fideicommiß⸗Drittel intabulirten Gläubi⸗ 
ger gegen den Beſitzesnachfolger das ganze Fideicommiß mit Seque— 
ſtration belegen konnten. 8 

Daß aber der Geſetzgeber in dem $. 642 b. G. B. nicht bes 
ſtimmt angeordnet hat, daß in dem gegebenen Falle die Gläubiger 
nur das Fideicommiß-Drittel ſequeſtriren dürfen, liegt theils darin, 
weil ſich die angegebene Beſchränkung nach den Grundſätzen des Pfand— 
rechtes in Verbindung mit der Anordnung des F. 635 von ſelbſt 
verſteht, theils aber, weil in dieſem Paragraph nur im Allgemeinen 
beſtimmt werden ſollte, daß die Fideicommiß-Gläubiger überhaupt 
ihre Befriedigung nur in den Fideicommiß-Früchten ſuchen fön- 
nen. Der Geſetzgeber konnte ſich auch in dieſem Paragraph nicht 
ausſprechen, daß die auf dem Fideicommiß-Drittel intabulirten Gläu— 
biger nur berechtiget ſeyn ſollten, das Drittel des Fideicommiſſes zu 
ſequeſtriren, indem nach den aufgeſtellten Grundſätzen alle Gläubi— 
ger, folglich auch die auf dem Fideicommiß-Drittel intabulirten, ſo 
lange das ganze Fideicommiß mit Sequeſtration belegen können, als 
der Perſonalſchuldner Beſitzer desſelben iſt. 

. 253. 

c) Aus der Beſtimmung des Fideicommiß-Gutes. 

Die aufgeſtellte Behauptung ſtimmt nicht nur allein mit den 
allgemeinen Grundſätzen über das Pfandrecht, und mit dem Geiſte 
des Geſetzes, ſondern auch mit der Beſtimmung des Fideicommiſſes 
ſelbſt überein. Der Fideicommiß-Stifter wollte den künftigen Fidei⸗ 
commiß-Beſitzern den Lebensunterhalt durch die Fideicommiß-Ein⸗ 
künfte ſichern. Deßwegen iſt von ihm das Fideicommiß als ein uns 
veräußerliches Gut für die Geſchlechtsnachfolger beſtimmt worden, 
und indem der Landesfürſt die Fideicommiß-Stiftung genehmigte, 
hat er eben dadurch auch den Zweck derſelben genehmiget; daher kann 
durchaus nicht angenommen werden, daß der Geſetzgeber in dem $. 
642 b. G. B. eine Anordnung erlaſſen wollte, welche dem Zwecke 
der Fideicommiß⸗Errichtung gerade zu entgegen ſtände. Wollte man 
aber dem §. 642 die Auslegung beymeffen, daß die auf dem Fidei— 
commiß⸗Drittel intabulirten Gläubiger auch gegen den Beſitzesnach— 
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folger das ganze Fideicommiß ſequeſtriren dürfen, fo würde es nicht 
felten eintreffen, daß der berufene Fideicommiß-Nachfolger durch 
mehrere Jahre, ja vielleicht gar nie, in den Genuß des Fideicom— 
miſſes treten könnte, und es wäre die Anordnung, daß zwey Drit— 
theile des Fideicommiſſes frey bleiben müſſen, für denſelben ohne 
alle Wirkung. 5 

Schon die geſtattete Belaſtung eines Fideicommiß-Drittels iſt 
eine Abweichung von der Beſtimmung des Fideicommiß-Gutes, aber 
eben deßwegen muß hier eine ſtrenge Auslegung des Geſetzes eintreten. 

5. 254. 
In wie weit das Fideicommiß wegen Depurations— 
rückſtände ſequeſtrirt werden könne. 

Aus den bisher aufgeſtellten Grundſätzen läßt ſich auch beur- 
theilen, in wie weit die Fideicommiß-Einkünfte wegen rückſtändigen 
Depurationsraten ſequeſtrirt werden konnen. 

Es iſt bereits der Grundſatz ausgeſprochen worden, daß gegen 
den Perſonalſchuldner wegen jeder Forderung das ganze Fideicom— 
miß ſequeſtrirt werden koͤnne, weil dieſer mit ſeinem ganzen Ver— 
mögen, folglich auch mit allen Fideicommiß-Einkünften für die ihm 
obliegenden Verbindlichkeiten haftet; nun iſt aber der Fideicommiß— 
Beſitzer als ſolcher offenbar als Perſonalſchuldner rückſichtlich der De— 
purationsrückſtände, dieſelben mögen von ſeiner Beſitzeszeit, oder von 
der Beſitzeszeit ſeines Vorfahrers herrühren, zu betrachten; und zwar 
in Nückſicht der erſtern, weil er die ihm aus dem Geſetze obliegens 
de Verbindlichkeit der jährlichen Rückzahlung nicht leiſtete, und in 
Bezug der letzteren, weil er nach F. 640 b. G. B. auch aus dem 
Geſetze verbunden iſt, für die zur Tilgung der Rückzahlungen ſchon wäh— 
rend der Beſitzeszeit des Vorfahrers verfallenen Naten in ſo weit zu 
haften, als ſelbe aus dem Allodial-Verlaſſe des letztern nicht entrich— 
tet werden konnen. 

Der Fideicommiß-Beſitzer muß es ſich daher auf jeden Fall ges 
fallen laſſen, daß das ganze Fideicommiß zur Einbringung der aus— 
ſtändigen Depurationsraten ſequeſtrirt werde; jedoch ſteht ihm der 
Regreß gegen den Fideicommiß⸗-Curator und ſelbſt gegen die Fidei— 
commiß⸗Behörde in dem Falle zu, wenn aus Nachläſſigkeit derſel⸗ 
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eingebracht wurden. 


= 


F. 255. 


Auf welche Art verpachtete Güter in Sequeſtra-⸗ 
tion gezogen werden können. 

Wenn das zu ſequeſtrirende Gut verpachtet iſt, ſo frägt es ſich, 
ob lediglich der Pachtſchilling, oder ob die Früchte ſelbſt in Seque— 
ſtration gezogen werden können. 

Die Entſcheidung dieſer Frage hängt davon ab, ob die Pacht— 
rechte überhaupt, und zwar vor, oder nach dem die Sequeſtration 
führenden Gläubiger intabulirt ſind. 

Sind die Pachtrechte gar nicht intabulirt, ſo iſt jeder Seque— 
ſtration führende Gläubiger berechtiget, mit Hintanweiſung des Päch— 
ters, die Früchte des Gutes ſelbſt in Sequeſtration zu ziehen; denn 
der Pachtvertrag gibt dem Pächter in dieſem Falle nur ein perſön— 
liches Recht gegen den Verpächter, und die Tabulargläubiger ſind 
nicht ſchuldig, dieſe bloß perfönlichen Rechte des Pächters zu reſpectiren. 

Sind aber die Pachtrechte intabulirt, fo begründen fie ein ding— 
liches Recht, welches gegen alle ſpäter intabulirten Gläubiger ſich in 
Bezug der Früchte, fo lange dieſe Pachtrechte dauern, ausſchließend 
äußert. Die früher intabulirten Gläubiger können aber in ihren 
bereits erworbenen Rechten nicht gefährdet werden, woraus folgt, daß 
die vor den Pachtrechten vorgemerkten Gläubiger die Früchte des Gu— 
tes ſelbſt, die nach den Pachtrechten intabulirten Gläubiger aber nur 
den Pachtſchilling in Sequeſtration ziehen konnen. 

5. 256. 
Wie die Segqueſtration angeſucht und bewilliget 
werde. 

Der mit einem rechtskräftigen Urtheile, oder mit einem gericht⸗ 
lichen, zur Executionsführung geeigneten Vergleiche verfehene Gläu⸗ 
biger wird unter Vorlage dieſer Urkunde und mit Nahmhaftmachung 
des in die Sequeſtration zu ziehenden Gutes bey dem Erkenntniß— 


richter um Bewilligung der Sequeſtration bitten, und unter einem 
den Sequeſter in Vorſchlag bringen, wobeg es ihm frey ſteht, ſich ſelbſt 
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als Sequeſter nahmhaft zu machen (Hofdec. vom 27. Febr. 1784, 
Nr. 248, und Nefcript vom 31. Oct. 1785, Nr. 489, L u. zz.). 

Der Nichter wird die Execution durch Sequeſtration bewilligen, 
zu dieſem Ende dem unterſtehenden Hypothekenamte die executive In— 
tabulation auftragen, oder wenn die Realität einer andern Gerichts— 
ſtelle unterſteht, das Erſuchſchreiben um Vornahme der Intabula— 
tion erlaſſen, unter einem den in Vorſchlag gebrachten Sequefter 
durch Decrer aufſtellen, und von dieſen Verfügungen den Exequir— 
ten verſtändigen. 

Würde der Exequirte gegen den aufgeſtelten Sequeſter Einwen⸗ 
dungen zu machen haben, ſo hat er dießfalls gerichtlich einzuſchrei— 
ten, worüber bey einer anzuordnenden Tagſatzung verhandelt, und 
salvo recursu durch Beſcheid entſchieden wird. 


b. 257. 

Verfahren bey neuerlichen Sequeſtrationsgeſuchen. 

Sollte bey ſchon eingeführter Sequeſtration noch ein zwegter 
oder dritter Gläubiger die Sequeſtration auf die nähmliche Realität 
anſuchen, ſo muß, ſo wie bey dem erſten Geſuche, die Sequeſtration 
bewilliget, und die Intabulation des executiven Pfandrechtes vor— 
gemerkt werden; allein die Aufſtellung eines zweyten oder dritten 
Sequeſters hat nicht Statt, ſondern es wird nach dem höchſten Hof— 
decrete vom 6. Mah 1814 Zahl 1085, der bereits beſtehende Se— 
queſter angewieſen, bey der Ausübung ſeines Amtes auch auf die 
neuerlich bewilligte Sequeſtration Rückſicht zu nehmen. a 


II. Hauptſtück. 
Von der Führung der Sequeſtration. 


5. 258. 
Hinweiſung. 
Eine ausführliche Abhandlung über die gerichtliche Sequeſtra— 
tion landtäflicher Herrſchaften, Güter und Gülten, als Verſuch der 
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Darſtellung der einem Sequeſter ſolcher Nealitäten nach der geſetzli— 
chen Abſicht zuſtehenden Nechte und obliegenden Pflichten iſt bereits 
im Jahre 1830 von Johann Straſchiripka ) erſchienen, auf welche 
hingewieſen, und daher hier nur ein Umriß der Rechtsverhältniſſe 
zwiſchen den Partheyen, ohne ſich in eine nähere Erörterung einzu— 
laſſen, aufgeſtellt wird. 


9. 259. 
Von der Einführung des Sequefters und von der 
i Uebergabe an denſelben. 


Wenn der Segqueſter rechtskräftig aufgeſtellt iſt, muß er vor 
Allem in die Sequeſtration eingeführt, und ihm das zu ſequeſtriren— 
de Gut zum Zwecke der Sequeſtration übergeben werden. 

Dieſer Act iſt von außerordentlicher Wichtigkeit, und erfordert 
daher um ſo größere Vorſicht und Genauigkeit. 

Die Einführung beſteht in der Vorſtellung des Sequeſters als 
ſolchen an alle jene Perſonen, welche an ihn während der Seque— 
ſeration, als Stellvertreter des Eigenthümers, angewieſen werden, mit 
der Weiſung, daß fie den Sequefter als jene Perſon zu betrachten 
und zu reſpectiren haben, welche gerichtlich ermächtiget iſt, als Stell— 
vertreter des Eigenthümers die Früchte und Nutzungen des ſequeſtrir— 
ten Gutes zu beziehen. 

Die Uebergabe beſteht in dem gerichtlichen Acte, durch welchen 
der Sequeſter mit den Ertragszweigen des zu ſequeſtrirenden Gutes 
bekannt gemacht, und in die Lage geſetzt wird, ſeinem Amte gemäß 
hievon die Früchte und Nutzungen zu beziehen. 

Dieſe Uebergabe erfordert erſtens die genaue Abſonderung der 
bereits bezogenen Früchte und eingehobenen Nutzungen, und zivegs 
tens die Liquidation der noch beſtehenden Nückſtände, indem die er» 
ſteren kein Gegenſtand der Sequeſtration mehr ſind, die letzteren aber 
während der Sequeſtration eingebracht und verrechnet werden müſſen. 

Ueber dieſe Einführung, Liquidation und Uebergabe wird ein 
Protocoll geführt, welches von der Commiſſion, dem Uebergeber und 
demllebernehmer gefertiget, und als Grundlage der Sequeſtration in der 


4) Linz, 1830 ber Joſeph Fink. 
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Negiſtratur hinterlegt, und wovon dem Scequeſter zu feinem Gebraus 
che eine Abſchrift zugefertiget wird. 


J. 260. 


Von den Rechten und Pflichten eines Sequeſters 
überhaupt. 

Die Quelle, aus welcher die Rechte und Pflichten eines Se: 
queſters abgeleitet werden müſſen, iſt der Zweck der Sequeſtration, 
und man kann im Allgemeinen behaupten, der Sequefter fey zu als 
len jenen Handlungen berechtiget und verpflichtet, welche aus dem 
Zwecke der Sequeſtration hervorgehen. 

Da aber dieſer Zweck darin beſteht, daß die Früchte und Nu⸗ 
tzungen des ſequeſtrirten Gutes genau geſammelt, und nach Vor— 
ſchrift der Geſetze verwendet werden, ſo folgt daraus, daß ſich der 
Wirkungskreis der Sequeſters auf die Einhebung der Früchte und 
Nutzungen und auf die geſetzmäßige Verwendung derſelben beſchränke. 


5. 261. 


Nach welchen Geſetzen der Wirkungskreis des Se— 
queſters beurtheilt werden müſſe. 

Es geht aus der Natur des Geſchäftes hervor, daß der Wir⸗ 
kungskreis des Sequeſters nach den Vorſchriften über die Bevollmäch⸗ 
tigung zu beurtheilen komme; die dem Sequeſter zuſtehende Voll⸗ 
mache ift aber geſetzlich nicht, wie Herr Straſchiripka 1) behauptet, 
eine beſchränkte, ſondern eine unbeſchränkte, weil der Sequeſter zu 
allen jenen Handlungen ermächtiget iſt, welche dem Zwecke der ©e- 
queſtration entſprechen. Dieſe unbeſchränkte Vollmacht leuchtet auch 
ſchon aus dem F. 296 allg. G. O. hervor, nach welchem der Se⸗ 
queſter in dem Aufftellungsdecrete lediglich angewieſen wird, die ſe— 
queſtrirte Sache oder Gerechtſame als ein guter Haus wirth zu beſor— 
gen; er iſt daher berechtiget und verpflichtet, das Geſchäft nach ſei— 
nem beſten Wiſſen und Gewiſſen zu leiten, und es ſind ihm die 
Gränzen, wie weit, und die Art, wie er die Sequeſtration betreiben 
fol, nicht vorgeſchrieben (§. 1007 b. G. B.). 


1) Siehe den $, 15 feiner Abhandlung. 
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Uebrigens ift die Behauptung des obigen Verfaſſers 1), daß der 
Sequeſter mit den Rechten und Verbindlichkeiten eines Verwahrers 
bisweilen auch die eines Bevollmächtigten verbinde, offenbar unrich— 
tig; denn vermöge der Natur des Geſchäftes kann der Sequeſter nie— 
mahls bloßer Verwahrer feyn. Wenn aber dem Verwahrer zugleich 
ein anderes, auf die anvertraute Sache ſich beziehendes Geſchäft auf— 
getragen wird, fo wird er nach §. 960 b. G. B. nicht mehr als 
Verwahrer, ſondern als ein Bevollmächtigter betrachtet. Der Seque⸗ 
ſter iſt daher immer nur als ein Bevollmächtigter zu beurtheilen, 
deſſen Vollmacht nur nach dem Zwecke der Sequeſtration beſchränkt iſt. 

So lange es ſich bloß darum handelt, die Früchte und Nu— 
tzungen des ſequeſtrirten Gutes einzuheben, hat der Sequeſter nur nach 
feinem beſten Wiſſen und Gewiſſen zu handeln, daher nach $. 1009 
b. G. B. alle Mittel anzuwenden, die mit der Natur des Geſchäf—⸗ 
tes nothwendig verbunden ſind; er darf jedoch an der Subſtanz — 
um allenfalls einen größern Ertrag zu erzwecken — eigenmächtig kei⸗ 
ne Veränderung vornehmen; in dieſem Falle müßte er gleich einem 
Curator oder Vormund nach §. 233 b. G. B. ſich an die Seque⸗ 
ſtrations⸗Behörde wenden, welche aber nicht für ſich berechtiget iſt, 
dem Sequeſter die abverlangten Weiſungen und Bewilligungen zu 
ertheilen, ſondern fie muß nach Analogie des Hofdecretes vom 18. 
May 1790, Nr. 23, litt. m, die betreffenden Parthetzen einverneh⸗ 
men, und dem Sequefter ihren Beſchluß mittheilen, wornach ſich die— 
ſer in allen, ſeine Vollmacht überſchreitenden Angelegenheiten zu rich— 
ten haben wird. 


5. 262. 
Einfluß des Sequeſters auf die Verwaltung des 
ſequeſtrirten Gutes. 

Aus dieſen im Allgemeinen aufgeſtellten Grundſätzen läßt ſich 
auch die bisher bekannte Streitfrage entſcheiden, in wie weit der Se⸗ 
queſter Einfluß auf die Verwaltung des ſequeſtrirten Gutes nehmen 
dürfe, und insbeſondere, ob es in ſeiner Macht ſtehe, Beamte wäh⸗ 
tend der Sequeſtration aufzunehmen, oder zu entlaſſen⸗ 


1) Siehe 9. to. 
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Der Sequeſter iſt nur aufgeftellt, die Früchte und Nutzungen 
des ſequeſtrirten Gutes einzuheben, und dem Zwecke der Sequeſtra— 
tion zuzuführen, er hat daher in die Verwaltung nur in ſo weit 
Einfluß zu nehmen, als es der Zweck ſeiner Aufſtellung erfordert; 
ſo weit es demnach der Wirthſchaftsbetrieb erfordert, iſt ſein Einfluß 
recht und pflichtmäßig, indem der Wirthſchaftsbetrieb mit ſeinem Ge— 
ſchäfte im unmittelbaren Zuſammenhange ſteht. Iſt hierin die gan⸗ 
ze Verwaltung des Gutes begriffen, ſo ſteht ſie nothwendig ihm al— 
lein zu, und er iſt berechtiget, die hiezu erforderlichen Dienſtleute 
aufzunehmen und zu entlaſſen. Dehnet ſich aber die Verwaltung 
weiter aus, z. B. auf Jurisditionsrechte u. dgl. ſo ſteht ihm dieß⸗ 
falls gar kein Einfluß zu, weil dieſe Verwaltungszweige außer dem 
Bereiche des Sequeſtrationszweckes liegen. Würde aber der Seque— 
ſter Geſetzwidrigkeiten in der ihm nicht zuſtehenden Verwaltung ents 
decken, ſo iſt er gleichwohl verpflichtet, am gehörigen Orte die An⸗ 
zeige zu machen, weil er als ein guter Hausvater dafür ſorgen muß, 
daß von den Machtgebern jeder Nachtheil abgehalten werde. 
Eben ſo wenig ſteht es ihm zu, jene Beamte zu entlaſſen oder 
aufzunehmen, welche die außer ſeinem Bereiche liegenden Amtsge⸗ 
ſchäfte verwalten. 


5. 263. 
Einwendung gegen dieſe letzte Behauptung. 


Man dürfte zwar einwenden, der Sequeſter vertrete die Stelle 
des Eigenthümers; er müſſe daher, ſo wie dieſer, auch berechtiget ſeyn, 
alle Beamte zu entlaſſen, und andere aufzunehmen. Zudem hän— 
ge oft auch die Größe des Erträgniſſes bald direct, bald indirect von 
der Größe der Beſoldung und der Beſchaffenheit des Beamten ab. 
Da es aber in dem Geſchäfte der Sequeſtration liege, den höchſt— 
möglichen Ertrag des ſequeſtrirten Gutes zu erzielen, fo müſſe dem 
Sequeſter auch die Wahl aller Beamten zuſtehen. Wenn es richtig 
wäre, daß der Sequeſter den Eigenthümer in jeder Hinſicht vorſtel— 
le, ſo müſſe er auch zu allen jenen Handlungen berechtiget ſeyn, 
welche dem Eigenthümer als ſolchen zuſtehen. Allein der Sequeſter 
ſtellt nur in Bezug auf die Einhebung der Früchte und Nutzungen den 
Eigenthümer vor, indem ihm ſein Wirkungskreis nicht weiter vorge⸗ 
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zeichnet iſt. Durch die Sequeſtration iſt der Eigenthümer nur allein 
in dem Nutzungsrechte beſchränkt, in allen übrigen Rechten aber bleibt 
derſelbe unbeſchränkt. Es iſt ferner wohl wahr, daß die Größe des 
Erträgniſſes von der Größe der Beſoldung, und oft von der Beſchaf— 
fenheit der Beamten abhänge, allein daraus folgt nicht, daß der Se— 
queſter berechtiget ſeß, die beſtehenden Beamten zu entlaſſen, und 
andere aufzuſtellen. Es iſt eben fo unläugbar, daß die Größe des 
Erträgniſſes oft von der Umänderung der Subſtanz abhänge; ſollte 
man deßwegen den Sequefter berechtiget halten, mit der Subſtanz 
Veränderung vorzunehmen? Wuͤrde der Sequeſter nicht dadurch die 
Gränzen ſeiner Vollmacht überſchreiten, indem es nicht in dem We— 
ſen der Sequeſtration liegt, mit dem Gute ſelbſt Veränderungen zu 
veranlaſſen. 

Man könnte zwar gegen die aufgeſtellte Behauptung noch ein— 
wenden, daß, wenn der Sequeſter die Beamten nicht ernennen dür— 
fe, es dem Eigenthümer freyſtehen müſſe, nicht nur neue Beamte auf: 
zuſtellen, ſondern auch die Beſoldung derſelben zu erhöhen, folglich 
im Einverſtändniſſe der Beamten die Gläubiger in ihrem Sequeſtra⸗ 
tionsrechte zu verkürzen. Allein in dieſem Schluße liegt ein Sub⸗ 
ſumptionsfehler; denn durch die Sequeſtration iſt dem Eigenthümer 
das Verfügungsrecht mit den Einkünften genommen, aus dieſen Ein— 
künften kann er daher keine Beſoldungserhöhung vornehmen; würde 
eine ſolche von den Beamten gefordert, ſo hätten darüber die Seque— 
ſtrationsführer gemeinſchaftlich mit dem Eigenthümer zu entſcheiden. 

5. 264. 
Die Beamten haben dem Sequefter die von ihnen 
eingehobenen Erträgniſſe abzuführen und zu ver— 
rechnen. 

Wenn gleich der Sequeſter ſich in die außer ſeinem Wirkungs⸗ 
kreiſe liegende Verwaltung nicht einmiſchen, auch derley Beamte wer 
der entlaſſen, noch aufnehmen kann, ſo ſteht ihm doch das Necht zu, 
von den Beamten, in fo ferne mit ihrer Amtirung der Bezug von 
Erträgniſſen verbunden iſt, die Abfußg und die genaue Verrechnung 
dieſer Erträgniſſe zu fordern, und We zu invigiliven, daß die 
entfallenden Erträgniſſe von ihnen richtig eingehoben werden; ja, ich 
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bin fogar der Meinung, daß es in dem Rechtekreiſe des Sequeſters 
liege, zu fordern, daß alle Erträgniſſe, welche ſonſt zu Handen der 
Beamten eingingen, ihm ſelbſt unmittelbar erlegt werden, und daß 
er ſohin die Stelle eines Nentmeiſters im ausgedehnteſten Sinne 
ſelbſt zu übernehmen berechtiget ſeh; denn gerade der Bezug aller 
Einkünfte des ſequeſtrirten Gutes liegt in dem unmittelbaren Zwe— 
cke der Sequeſtration. In der Vorſchreibung der Gefälle aber hat 
ſich der Sequeſter nach dem Ausſpruche des beſtehenden Beamten zu 
fügen, weil dieſe einen weſentlichen Zweig des Amtirungsgeſchäftes 
ausmacht, wobeg ſich der Beamte nach Vorſchrift der Geſetze zu be⸗ 
nehmen hat. 


9. 265. 


Von der Verpachtung ſequeſtrirter Körper, oder 
der Theile derſelben. 

Eine andere wichtige Frage iſt es, ob ſequeſtrirte Körper oder 
einzelne Theile derſelben während der Sequeſtration verpachtet wer⸗ 
den können. 

Eine ſolche Verpachtung dürfte entweder der Sequeſter, oder 
der Eigenthümer, oder der Sequeſtrationsführer vornehmen wollen. 
Allein keiner iſt für ſich allein hiezu berechtiget. Nicht der Seque— 
ſter, denn er darf mit dem ſequeſtrirten Gute keine ſolche Verände⸗ 
rung eigenmächtig vornehmen, ſondern muß die Sache in dem Zus 
ſtande benützen, in welchem ſie ihm übergeben worden iſt. Er iſt 
nicht einmahl berechtiget, wenn während der Segqueſtrationszeit eine 
bereits zur Zeit der Uebergabe beſtandene Verpachtung auslauft, dies 
ſelbe zu erneuern, weil er dadurch in die Rechte des Eigenthümers 
eingreifen würde, und weil er nach der Analogie des §. 233 b. G. 
B. kein Geſchäft von größerer Wichtigkeit, wenn ſelbes außer den 
Gränzen des ordentlichen Wirthſchaftsbetriebes ſteht, eigenmächtig un⸗ 
ternehmen darf. 

Der Eigenthümer iſt zu einer Verpachtung während der Se— 
queſtration nicht berechtiget, weil die Verpachtung ein Ausfluß des 
Benützungsrechtes iſt, der Eigenthümer aber gerade durch die Seque— 
ſtration in der Ausübung desſelben beſchränkt erſcheint. 


2. Bd. 8 7 
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Aber auch der Executionsführer iſt zur Verpachtung für fich al- 
lein nicht berechtiget, weil er als Sequeſtrationsführer ſo wenig, als 
der Sequeſter, eine Veränderung in der Subſtanz vorzunehmen be— 
rechtiget iſt, und ſich fein Pfandrecht nach §. 457 nur auf den Des 
zug der Früchte und Nutzungen aus dem Gute ſelbſt erſtrecket; daß 
er aber an einen beſtehenden, aber nicht vor ihm intabulirten Pacht— 
vertrag nicht gebunden ſey, wurde bereits oben im F. 255 erörtert. 

Wohl aber ſteht es dem Exequirten einverſtändlich mit dem 
Sequeſtrationsführer frey, das ganze ſequeſtrirte Gut, oder einzelne 
Theile desſelben während der Sequeſtration zu verpachten, und be— 
reits beſtandene Pachtverträge zu erneuern, weil dadurch in keine 
fremde Rechte ein Eingriff geſchieht. 

J. 266. 
Verantwortlichkeit des Sequeſters. 

Der Sequeſter iſt ein gerichtlich aufgeſtellter Bevollmächtigter, 
und kann ſich als ſolcher entweder durch Nichterfüllung der ihm ob— 
liegenden Pflichten, durch Ueberſchreitung ſeiner Vollmacht, oder durch 
die Uebertragung des Geſchäftes an einen Dritten verantwortlich 
machen. 

Die Perſonen, gegen die er verantwortlich werden kann, ſind 
der Exequirte und der Executionsführer; in ſo ferne er aber ſeine Voll— 
macht überſchreitet, kann er auch dritten Perſonen verantwortlich ſeyn. 

Jeder Machthaber, folglich auch der Sequeſter iſt verpflichtet, 
das ihm übertragene Geſchäft der Sequeſtration dem erhaltenen Auf— 
trage gemäß emſig und redlich zu beſorgen, und allen aus dem Ge— 
ſchäfte entſpringenden Nutzen dem Machtgeber zu überlaſſen. Der 
Sequeſter hat folglich den aus feiner Pflichtvernachläſſigung entſtan⸗ 
denen Schaden nach den §§. 1295 u. 1297 b. G. B. zu erſetzen, 
und in fo ferne mit dem Amte des Sequeſters auch Kunſtkenntniſſe 
verbunden find, muß er auch den Mangel dieſer Kenntniſſe nach §. 
1299 b. G. B. vertreten, indem er ſich dem Geſchäfte in dem Be: 
wußtſeyn ſeiner Unfähigkeit nicht hätte unterziehen ſollen. 

Wenn der Sequeſter den ihm vorgeſchriebenen Wirkungskreis 
überſchreitet, ſo ſind ſeine Handlungen in Bezug der Machtgeber — 
des Sequeſtrirten und Sequeſtrationsführers — null und nichtig, 
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und der Sequeſter iſt nicht nur allein zum Schadenerſatze, ſondern 
nach Umſtänden auch gleich einem Geſchäftsführer ohne Auftrag zur 
Wiederherſtellung des vorigen Standes verbunden (§§. 1016, 1035 
u. 1038 b. G. B.). 

Der Sequeſter iſt allerdings berechtiget, Amtsgehilfen aufzuneh— 
men, nur muß er für ihre Amtshandlungen haften, denn die von 
dieſen Perſonen in Bezug auf das Sequeſtrationsgeſchäft unternom- 
menen Handlungen werden als die des Sequeſters ſelbſt beurtheilt. 

Das Segqueſtrationsgeſchäft ſelbſt darf er aber ohne Noth kei— 
nem Andern übertragen; hätte er dieſes gethan, ſo haftet er ganz 
allein für den Erfolg ($- 1010 b. G. B.). 

Wird aber die Uebertragung des Geſchäftes an einen Andern 
unvermeidlich, ſo kommt es darauf an, ob ihm ein Subſtitut bey— 
gegeben wurde, oder nicht. In dem erſteren Falle muß er das Ge— 
ſchäft dem Subſtituten übertragen; in dem zweyten Falle aber ſteht 
es ihm zu, den Stellvertreter zu wählen, wobeh er jedoch für das 
bey der Wahl der Perſon eingetretene Verſchulden haftet (§. 1010 
b. G. B.). 

Klug wird es allerdings ſehn, wenn er ſogleich die Anzeige hie⸗ 
von der Sequeſtrationsbehörde macht, und um die Genehmigung der 
Subſtitution nachſucht. 


. 267. 
Von der Belohnung des Sequefters, 

Die Belohnung des Sequeſters iſt eine Privatſache zwiſchen den 
Partheyen, in welche ſich das Gericht von Amtswegen nicht einzu— 
laſſen hat, deßwegen dürfte auch der §. 267 b. G. B., wie Herr 
Doctor Emanuel Naindl ) behauptet, nicht die Grundlage der dieß⸗ 
fälligen Entſcheidung ſeyn. 

Es kömmt hier zunächſt darauf an, ob die Beſoldung des Se: 
queſters vertragsmäßig beſtimmt wurde, oder nicht, und ob die vers 
tragsmäßige Beſtimmung im Einverſtändniſſe mit dem Exequirten, 
oder nur zwiſchen dem Sequeſter und dem Sequeſtrationsführer al⸗ 
lein abgeſchloſſen wurde. % 

7 


4) Siehe das Notizenblatt der öfter. Zeitſchrift, Jahrgang 1830, Seite 193, 
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Im Falle der vertragsmäßigen Beſtimmung der Befoldung bes 
ſteht nach §. 1004 b. G. B. ein entgeldlicher Vertrag, und der Se— 
queſter hat gegen den Sequeſtrationsführer den Rechtsanſpruch auf die 
Bezahlung, und dieſer, wenn der Exequirte beygetreten iſt, feinen 
vollen Regreß gegen den Letztern. Iſt aber der Exequirte der De: 
lohnungsbeſtimmung nicht beygetreten, fo bleiben ihm im Falle der 
Negreßklage alle Einwendungen in Bezug auf das Quantum vorbe— 
halten. 

Iſt keine Belohnung des Sequeſters verabredet worden, ſo kommt 
es darauf an, ob nach dem Stande des Sequeſtrationsführers eine 
Belohnung ſtillſchweigend bedungen wurde; in dieſem Falle ſteht dem 
Sequeſter auch das Recht auf eine ſolche zu; tritt aber der Fall des 
F. 1004 b. G. B. nicht ein, fo iſt der Sequeſter auch nicht befugt, 
eine Belohnung zu fordern (§. 1013 b. G. B.). Die baren Aus⸗ 
lagen müſſen jedoch auch dem Sequeſter, in ſo ferne ſie als noth— 
wendiger oder nützlicher Aufwand ausgewieſen ſind, auf jeden Fall 
son dem Sequeſtrationsführer erſetzt werden. 

In der Praxis pflegen die Sequeſter der Sequeſtrationsbehoͤr— 
de ihre Expenſare vorzulegen. In dieſem Falle wird der Richter den 
Sequeſtrationsführer bey einer Tagſatzung vernehmen, allein die Tage 
ſatzung immer nur mit der Aeußerung der Parthey erledigen, mit 
der gerichtlichen Beſtimmung des Expenſars aber nur dann vorge— 
hen, wenn die Parthey dieſelbe bey der Tagſatzung ausdrücklich vers 
langt. 


5. 208. 
Sequeſtrationsverfahren bey den im Mitbefige ſte— 
henden, theilweiſe der Sequeſtration unterzogenen 
Realitäten. 

Wenn eine im Mitbeſitze ſtehende Nealität (§. 244) nur theil⸗ 
weiſe zu ſequeſtriren iſt, ſo muß der Grundſatz feſtgehalten werden, 
daß der Mitbeſitzer, gegen welchen die Sequeſtration nicht verhängt 
wurde, in ſeinen aus dem Mitbeſitze hervorgehenden Rechten durch 
die Sequeſtration nicht beeinträchtiget werden darf. 

Der Sequeſter wird hier nur Stellvertreter des ſequeſtrirten 
Mitbeſitzers in Bezug der Einhebung der Nutzungen ſeyn, und das 
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Gut muß während der Sequeſtration nach jenen Grundſätzen vers 
waltet werden, nach welchen dasſelbe unter den Mitbeſitzern ſelbſt, 
entweder nach Maßgabe des unter ihnen beſtandenen Vertrages, oder in 
deſſen Ermanglung nach Vorſchrift der Geſetze über die Gemeinſchaft 
des Eigenthumes verwaltet werden würde. Der Sequeſter wird ſich 
daher dießfalls nach den §§. 833, 839 u. 840 b. G. B. zu beneh⸗ 
men haben. 
5. 269. 
Verfahren bey der Sequeftration des Fideicom— 
miß⸗Drittels. 

Wenn in dem Falle des $. 250 nur das Drittheil eines Fis 
deicommiſſes ſequeſtrirt wird, tritt das nähmliche in dem obigen $. 
aufgeſtellte Verhältniß ein; denn auch der Fideicommiß-Beſitzer darf 
in dem Bezuge der Früchte der zwey übrigen Drittheile durch die 
Sequeſtration nicht beeinträchtiget werden. Er iſt hier nähmlich nur 
in Bezug eines Drittheils des Fideicommiſſes als Hypothekarſchuld— 
ner der Sequeſtrirte, in Betreff der zwey übrigen Drittheile iſt er 
aber dem außer der Execution ſtehenden Mitbeſitzer ganz gleich zu 
halten. 


d. 270. 


Verfahren des Sequeſters bey nachträglich vorkom— 
menden Sequeſtrationsführungen. 

Erhält der Sequeſter nach F. 257 die Weiſung, bey der Se⸗ 
queſtration auch auf die nachträglich bewilligte Sequeſtration zu 
Gunſten eines andern Gläubigers, oder desſelben Gläubigers, je— 
doch wegen einer andern Forderung Nückſicht zu nehmen; fo hat er 
gleich bey Erhalt dieſes Auftrages die bisher geführte Sequeſtration 
abzuſchließen, und dieſelbe wieder mit Bezug auf den Auftrag neuer» 
lich zu beginnen, und dieſes Verfahren muß jedesmahl eintreten, ſo 
oft ihm eine neue Sequeſtrationsführung zugeſtellt wird; denn nur 
dadurch wird es möglich, daß eine richtige Sequeſtrationsverthellung 
gemacht werden kann ). 


1) Siehe in dem Anhange das Formular B. 


102 


9. 271. 
Verfahren des Sequeſters, wenn mehrere abgeſon— 
derte Realitäten in der Sequeſtration ſtehen. 


Wenn mehrere Realitäten unter Einem in Sequeſtration gezo⸗ 
gen werden, fo kommt es darauf an, ob eine oder die andere be— 
reits früher mit Pfandrechten belaſtet iſt, oder ob ſie unbelaſtet ſind. 
In dem letzteren Falle kann der Sequefter alle Realitäten gemeine 
ſchaftlich ſequeſtriren. Iſt aber eine oder die andere, oder ſind alle 
mit frühern Pfandrechten belaſtet, ſo muß für jede Realität die Se— 
queſtration abgeſondert geführt werden, damit ſeiner Zeit die Seque— 
ftrationsvertheilung den Rechten der Intereſſenten gemäß verfaßt wer— 
den kann; dieß gilt auch für den Fall, wenn in der Folge erſt die 
Sequeſtration auf andere Realitäten oder Entitäten ausgedehnt wird. 


5. 272. 
Von dem Verfahren des Sequeſters mit den eins 
gehobenen Früchten und Nutzungen. 

Der Sequeſter hat die Sequeſtration wie ein guter Hauswirth 
zu beſorgen; eben ſo wie ein guter Hauswirth zur zukömmlichen Zeit 
die vorhandenen und entbehrlichen Vorräthe der eingehobenen Natu— 
ralfrüchte veräußern, und in bares Geld umſetzen wird, ſo iſt hie— 
zu auch der Sequeſter um ſo mehr berechtiget, als nach dem Zwe— 
cke der executiven Sequeſtration die Gläubiger auf dieſem Wege be— 
friediget werden ſollen, wozu die Umſetzung der Vorräthe in Geld 
als nothwendig erſcheint. f 

Es iſt eben nicht geſetzlich vorgeſchrieben, daß der Verkauf der 
Vorräthe im Wege der Licitation vorgenommen werden ſoll; allein 
der Sequeſter wird ſich, wenn er dieſen Weg einſchlägt, einer mög⸗ 
lichen Verantwortung entziehen, indem vermuthet werden muß, daß 
im Wege der Verſteigerung der höchſt mögliche Preis werde erzielt 
werden. 

Rückſichtlich des vorhandenen baren Geldes kommt es nach §. 
296 allg. G. O. auf die vom Gerichte erhaltene Weiſung an, ob 
er dasſelbe von Zeit zu Zeit zu depoſitiren, oder auf eine andere Art 
zu hinterlegen, oder abzuführen habe, welche Weiſung der Richter 
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dem Sequeſter über Einvernehmung der Intereſſenten, jedoch mit 
Berückſichtigung des Hofdecretes vom 12. Oct. 1790, zu ertheilen hat. 

Bey einer allfälligen Depoſitirung der Erträgniſſe, welche be— 
ſonders dann Statt finden wird, wenn mehrere Gläubiger die Se⸗ 
queſtration führen, oder die Anſprüche der Pfandgläubiger nicht li— 
quid find, hat der Sequeſter die Beträge für jeden Sequeſtrationsab— 
ſchluß und für jede ſequeſtrirte Nealität, wenn die Sequeſtration abge— 
ſondert geführt werden mußte (§. 270), abgeſondert zu depoſitiren. 

1 
Von den während der Segqueſtration vorfallenden 
Auslagen. 

Der Sequeſter hat das ihm übertragene Geſchäft als ein guter 
Hausvater zu beſorgen, er muß daher auch berechtiget ſeyn, die von 
Zeit zu Zeit vorfallenden, nothwendigen und nützlichen Auslagen aus 
den eingehenden Sequeftrationsgeldern zu beſtreiten, weil dieſe Aus— 
lagen auch der beſte Hauswirth aus den Einkünften der Wirthſchaft 
beſtreiten würde. Unter dieſe nothwendigen Auslagen gehören die 
Steuer- und Abgabenentrichtungen, die Löhnungen der Dienſtbothen 
und Tagwerker, die Beſoldungen der Beamten, die Auslagen für An— 
ſchaffung der nöthigen Wirthſchaftsgeräthſchaften, die Transportſpe— 
ſen, die Auslagen für die von Zeit zu Zeit vorfallenden ordentlichen 
Reparaturen u. ſ. w., nicht aber die eigene Beſoldung des Seque— 
ſters, wie dießfalls weiter unten (§. 288) erörtert werden wird. Eben 
fo wenig können aus dem Sequeſtrationsertrage Auslagen beſtritten 
werden, welche nicht zum ordentlichen Wirthſchaftsbetriebe gehören; 
am wenigſten aber iſt der Sequeſter berechtiget, dem Sequeſtrirten 
einen Subſiſtenzgehalt aus den eingehenden Sequeſtrationsgeldern 
ohne Beyſtimmung der Intereſſenten zu verabfolgen. 


b. 274. 
Von der Zahlung der Intereſſen früher intabulir- 
ter Gläubiger. 


In dem Hofdecrete vom 12. Oct. 1790, Zahl 63, iſt der Se⸗ 
queſter angewiefen, aus den eingehenden Sequeſtrationsgeldern vor 
Allem die Intereſſen an die vor dem Sequeſtrationsführer intabulir⸗ 
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ten Gläubiger zu bezahlen, wornach er fich ſohin auch zu halten hat. 
Es frägt ſich aber, ob er nur die currenten Intereſſen, oder auch die 
rückſtändigen zu entrichten habe, und was dieſer Zahlung vorausges 
hen müſſe. 

Da nach dem Geſetze §. 18 C. O. den Capitalszinſen durch 
drey Jahre zurückgerechnet gleiches Recht mit dem Capitale zuſteht, 
folglich, wenn das Capital intabulirt iſt, dieſen dreyjährigen Zinſen das 
Pfandrecht gebührt, ſo ſcheint es außer Zweifel zu ſeyn, daß der Se— 
quefter nicht nur die currenten, ſondern die durch drey Jahre rück— 
ſtändigen Zinſen der früher intabulirten Gläubiger aus den einge— 
gangenen Sequeſtrationsgeldern zu entrichten habe. Bevor er aber 
überhaupt Intereſſen bezahlt, müſſen dieſelben als richtig beſtehend 
nachgewieſen ſehn. Wäre die Liquidität nicht hergeſtellt, oder der 
Bezug der Intereſſen, oder des dreyjährigen Nückſtandes ſtreitig, fo 
müßte der Sequeſter dieſelben einſtweilen zu Gerichtshänden depo⸗ 
ſitiren. f 

Uebrigens aber macht es keinen Unterſchied, ob eine Forderung 
bloß auf der ſequeſtrirten Realität, oder auch auf andern Gütern 
intabulirt erſcheint; denn da auf der ſequeſtrirten Realität die ganze 
Forderung haftet, ſo hat auch auf die Intereſſen der ganzen For⸗ 
derung das Hofdeeret vom 12. Oct. 1790 Anwendung. 

Eine andere Frage iſt es, ob das Hofdecret vom 12. October 
1790 auch auf früher intabulirte Leibrenten und Unterhaltsbeträge 
auszudehnen fey, oder nicht. 

Ich glaube allerdings; denn da in dem genannten Hofdecrete 
der Grundſatz ausgeſprochen iſt, daß die Sequeſtration auf die früs 
her intabulirten Poſten keinen nachtheiligen Einfluß nehmen könne, 
die Leibrenten und Unterhaltsbeträge aber eben ſo, wie die Intereſ— 
ſen, jährliche aus der Pfandrealität entfallende Leiſtungen ſind; ſo 
müſſen auch dieſe, ſo wie die Intereſſen aus den Sequeſtrationsgel⸗ 
dern von Zeit zu Zeit entrichtet werden. 


9. 275. 


Von den Sequeftrationsrechnungen. 
Jeder Verwalter eines fremden Vermögens iſt zur Rechnungs- 
legung verbunden, und das allg. b. G. B. ſpricht dieſe Verbindlich⸗ 
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lichkelt in den SS. 150, 288, 837, 1012, 1039, 1198 und 1200 
deutlich aus; insbefondere aber verordnet der F. 297 allg. G. O.: 
„Der Sequefter fol längſtens binnen dreyßig Tagen nach Verfließung 
jeden Jahres feine Rechnung bey Gericht einreichen; der Richter aber hat 
dieſe beyden Theilen zu Handen des Klägers, falls ſich die Parthegen 
eines andern nicht verglichen hätten, zur Genehmhaltung oder Be— 
mänglung zuſtellen zu laſſen, wo ſodann, wie mit einer jeden an— 
dern Rechnung, zu verfahren iſt.“ Indeſſen erfordert es die Wich— 
tigkeit des Gegenſtandes, daß über die Sequeſtrations-Rechnungsle— 
gungen um ſo mehr ausführlicher gehandelt werde, als es die Er— 
fahrung lehret, daß in der Ausübung dießfalls viele Mißgriffe ge⸗ 

macht werden. 


5. 276. 


Wie die Sequeſtrationsrechnungen gelegt werden 
ſollen. 

Jede Rechnung beſteht weſentlich aus dreh Haupttheilen: aus 
dem Empfange, aus den Ausgaben, und aus dem aus der Verglei— 
chung beyder hervorgehenden Abſchluſſe; es kleben jedoch den Seque— 
ſtrationsrechnungen aus der Natur des Geſchäftes beſondere weſent— 
liche Merkmahle an, welche ſich theils auf den Empfang, theils auf 
die Ausgaben, und theils auf den Abſchluß beziehen. 

Rückſichtlich des Empfanges formirt das Uebergabsprotocoll (§. 
259) die Grundlage der erſten Sequeſtrationsrechnung. 

Aus der Natur der Sache konnte dem Sequeſter kein bares 
Geld übergeben werden, indem ſich die Sequeſtration nur auf den 
künftigen Bezug der Früchte und Nutzungen erſtreckt. 

Auch die vorhandenen Vorräthe durften dem Sequeſter nur in 
ſo weit übergeben werden, als ſelbe nach §. 296 b. G. B. zum 
fundus instructus gehören. Wohl aber ſind die noch nicht abgeſon— 
derten Früchte, und die zwar ſchon verfallenen, aber noch nicht 
eingehobenen Nutzungen ein Gegenſtand der Uebergabe an den Se⸗ 
quefter, weil ſich nach §. 457 b. G. B. auch darauf das erworbene 
Pfandrecht erſtrecket. 

Die dem Sequeſter übergebenen, noch nicht abgeſonderten Früch— 
te, ſind zwar an ſich als ſolche kein Gegenſtand des Empfanges; je⸗ 
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doch dient dießfalls das Uebergabsprotocoll bey der Prüfung der Nechs 
nung zur Controlle, ob die vom Sequeſter abgeſonderten Früchte 
richtig aufgenommen worden ſeyen. 

Die als fundus instructus vorhanden geweſenen und überge— 
benen, dann die gleichfalls in der Uebergabe begriffenen, noch nicht 
eingehoben geweſenen Nutzungen müſſen aber allerdings mit Bezie— 
hung auf das Uebergabsprotocoll in Empfang genommen werden, je⸗ 
doch mit dem Unterſchiede, daß die erſtern in die Materialien- und 
die letztern in die Geldrechnung aufgenommen, und daß dann die 
von den letztern von Zeit zu Zeit geſchehenen baren Einzahlungen 
nicht mehr ausgeworfen, ſondern nur in dem Geldjournale durch— 
geführt werden. 

Als Fortſetzung des Empfanges der Naturalien- und Materia— 
lienrechnung werden alle während der Sequeſtration bezogenen Früch— 
te aufgenommen; dorthin gehört auch der Zuwachs an Vieh, Haus— 
und Wirthſchaftsgeräthſchaften. 

Die Ausgabe dieſer Naturalien- und Materialienrechnung bil— 
den die zum Wirthſchaftsbetriebe verwendeten Naturalien, die durch 
Zufall zu Grunde gegangenen Empfangstheile, die durch Veräu— 
ßerung in Geldbeträge verwandelten Naturalien u. ſ. w., wornach 
ſich dann der noch vorhandene Neft ergeben muß. 

Die Fortſetzung des Empfanges der Geldrechnung beſteht in 
den während der Sequeſtration ſich ergebenen Vorſchreibungen, und 
in baren, in den in den Vorſchreibungen nicht ſchon in Empfang 
geſtellten Einnahmen. Die aus den Vorſchreibungen von Zeit zu 
Zeit eingehenden Beträge werden wieder nur in dem Geldjournale 
durchgeführt. 

In die Geldausgabe kommen alle, während der Sequeſtration 
nach §. 273 gemachten baren Geldauslagen, dann die nach $. 274 
an die frühern Gläubiger bezahlten, oder für ſie zu Gerichtshänden 
erlegten Intereſſen. 

Der Abſchluß der Geldrechnung beſteht darin, daß von dem 
Empfange die von den Vorſchreibungen noch aushaftenden Beträge, 
und die baren Auslagen und Zahlungen abgezogen werden, wornach 
ſich der vorhandene bare Caſſareſt zeigen muß. 
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In den Empfang der nächſten Sequeſtrations-Geldrechnung wer⸗ 
den dieſer Caſſareſt, und die aus der Vorſchreibung noch aushaften- 
den Beträge geſtellt. f 


5. 277. 

Wie viele Sequeſtrationsrechnungen zu legen ſeyen. 

Wenn nur Ein Gut der Sequeſtration unterzogen iſt, oder wenn 
zwar mehrere Realitäten und Entitäten in Sequeſtration ſtehen, aber 
alle zuſammen (§. 271) ſequeſtrirt werden dürfen, fo iſt auch nur 
Eine Sequeſtrationsrechnung noͤthig; muß aber bey mehreren in Se— 
queſtration ſtehenden Körpern die Sequeſtration abgeſondert geführt 
werden, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß auch über jeden Körper 
abgeſondert die Sequeſtrationsrechnung gelegt werden muß. 

In dieſem Falle pflegt man in der Praxis die abgeſondert ge— 
legten Rechnungen in einer Hauptrechnung darzuſtellen, und die ab— 
geſonderten Nechnungen biebey als Behlagen zu benützen. 


5. 278. 


Wann und wie oft Rechnung gelegt werden müſſe. 


Der §. 297 allg. G. O. ſchreibt zwar nur vor, daß jährlich, 
und zwar längſtens binnen dreyßig Tagen nach Verlauf des Jahres / 
Rechnung gelegt werden müſſe; allein es geht aus der Natur des Ge— 
ſchäftes hervor, daß es auch noch andere Perioden der Nechnungs— 
legung geben müſſe. 

Es iſt ſchon oben (§. 270) erwähnt worden, daß bey nachträg— 
lich vorkommenden Sequeftrationsführungen die bis dorthin geführte 
Sequeſtration abgeſchloſſen werden ſoll, weil es ſich oft darum hans 
delt, wie viel dem frühern Sequeſtrationsführer aus der bisher ge— 
führten Sequeſtration zufalle; es liegt daher in der Natur der Sa— 
che, daß mit der Sequeſtration auch die Rechnung abgeſchloſſen wer— 
den muß. 

Ein ſolcher Nechnungsabſchluß findet auch Statt, wenn der 
bisherige Sequeſter austritt, oder die Sequeſtration aufgehoben wird, 
in dieſen beyden Fällen muß nach der Natur der Sache die Schluß⸗ 
rechnung gelegt werden. 
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Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß der Sequeſter, fo wie 
das Geſchäft im Verlaufe iſt, die Rechnung immer fortführen müſſe, 
nur mit dem Unterſchiede, daß er dieſelbe nur zu gewiſſen Zeiten 
abzuſchließen hat; denn da der Sequeſter als ein Bevollmächtigter 
zu betrachten iſt, der Machthaber aber dem Machtgeber nach $. 1012 
die bey dem Geſchäfte vorkommenden Rechnungen, ſo oft es dieſer ver— 
langt, vorzulegen hat, fo erhellet hieraus wortdeutlich, daß die Rech— 
nung immer fortgeführt werden müſſe, und daß es nicht angehe, daß 
ſelbe erſt vor dem Zeitpuncte der Vorlage zuſammen geſtellt werde. 


9. 279. 
Wie der Sequeſter zur Rechnungslegung zu ver— 
halten ſey. 

Der Sequeſter wird zwar von dem Segqueſtrationsführer vorge— 
ſchlagen, er wird aber von dem Gerichte nach $. 296 allg. G. O. mit 
Decret aufgeſtellt, und der §. 297 allg. G. O. ſchreibt vor, daß 
die Sequeſtrationsrechnung zu Gerichtshanden überreicht werden müſ— 
fe. Der Sequefter iſt daher als ein gerichtlich beſtellter. Sachwalter, 
als Curator ad actum zur Einhebung der Früchte aufgeſtellt; deß— 
wegen muß der Sequefter, fo wie jeder andere Curator, vom Gerich— 
te zur Rechnungslegung verhalten werden können. Da aber nach 
§. 282 b. G. B. die Curatoren, fo wie die Vormünder, zu behan— 
deln ſind, gegen einen Vormund aber, welcher in der beſtimmten 
Zeit die Rechnung zu legen unterläßt, die den Umſtänden ange— 
meſſenen rechtlichen Zwangsmittel angewendet werden müſſen; ſo 
ſcheint es außer Zweifel zu ſeyhn, daß auch gegen den Seque— 
ſter über Einſchreiten der Parthey von Seite des Gerichtes mit ſol— 
chen Zwangsmitteln vorgegangen werden müſſe, und es ſcheint nicht 
in der Ordnung zu ſeyn, daß die Parthehen gegen den Sequefter 
zur Anſtrengung der Klage ouf Rechnungslegung angewieſen werden. 

Man kann zwar den Partheyen dieſe Klage nicht verwehren, 
wenn fie aber ſelbſt nicht klagen wollen, iſt der Richter ſchuldig, 
durch die ihm zu Gebothe ſtehenden Zwangsmittel den Sequeſter zur 
Rechnungslegung zu verhalten. 
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5 b. 280. 


Von dem Verfahren mit der gelegten Sequeſtra— 
tionsrechnung. 


Ob es aber gleich in der Amtsſphäre des Richters liegt, die 
ausſtändigen Sequeſtrationsrechnungen auf Anſuchen der Partheyen 
beyzutreiben; fo hat ſich doch der Richter mit den gelegten Rechnun— 
gen nach $ 297 allg. G. O. nicht weiter zu befaſſen, als daß er 
dieſelbe den Partheyen zu Handen des Executionsführers zur Bemäng— 
lung oder zur Genehmigung zuſtelle, die Bemänglung oder Geneh— 
migung ſelbſt iſt aber Sache der Intereſſenten. 

Da aber an der Segqueſtrationsrechnung beyde Theile gleiches 
Intereſſe haben, ſo folgt daraus, daß die Genehmigung derſelben 
nur von einer Parthey den Sequefter nicht decke, und daß es jedem 
Theile zuſtehe, entweder in Gemeinſchaft mit dem Andern, oder für 
ſich allein Nechnungsmängel zu ſtellen. 


5. 281. 


Von der Bemänglung der Sequeftrations- 

rechnungen. 

Die Bemänglung der Sequeſtrationsrechnungen beſteht im All⸗ 
gemeinen fo, wie bey jeder andern Rechnung, in der Unterſuchung, 
ob in dem Empfange nichts ausgelaſſen, ob die Richtigkeit und Noth— 
wendigkeit der Ausgaben nachgewieſen, ob kein Nechnungsverſtoß un- 
terlaufen, und der Abſchluß der Rechnung richtig gezogen ſey. 

Um aber die in dem Empfange und in der Ausgabe vorkom— 
menden Fehler ſicher zu entdecken, muß am Orte der Verwaltung 
ſelbſt die Rechnung geprüft werden. 

Wer könnte ſich z. B. von der Richtigkeit einer herrſchaftlichen 
Nentrechnung überzeugen, wenn er nicht die Richtigkeit der Vor⸗ 
ſchreibung aus den Acten ſelbſt genau prüfet, und ſich an Ort und 
Stelle von dem überzeugt, was in der Rechnung als geſchehen 
aufgeführt erſcheint? Die meiſten Vevortheilungen in dergleichen 
Rechnungen beſtehen darin, daß ganze Vorſchreibungen im Empfan— 
ge ausgelaſſen, oder abſichtlich, oder aus Verſehen irrig angeſetzt wer⸗ 
den. Es find auch ſchon Fälle vorgekommen, daß einverſtändlich 
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mit der Parthey Beſitzumſchreibungen vorgenommen wurden, ohne 
dieſelben in den Veränderungsprotocollen erſichtlich zu machen, um 
die Herrſchaft rückſichtlich des Gefälles zu hintergehen; deßwegen ſoll— 
te bey jeder Prüfung einer Nentrechnung auch das Grundbuch ge— 
nau durchgegangen werden. 

Die Richtigkeit der aufgeführten Ausſtände kann eigentlich gar 
nur durch eine Liquidation mit den Neftanten erhoben werden. 

Wenn der Machtgeber dergleichen Rechnungen 
in einem vom Verwaltungsorte entfernten Orte re⸗ 
vidirt, fo erklärt er dadurch, daß er gegen den Ned) 
nungsleger rückſichtlich ſeiner Ordnungsliebe und 
Redlichkeit ein unbegränztes Zutrauen hege. 


5. 282. 


Von der Entlaſſung des Sequefters. 


Wenn der Sequeſter über die erfolgte Aufſtellung ſich einmahl 
dem Segqueſtrationsgeſchäfte unterzogen hat, fo kann er, als durch 
den Vertrag gebunden, die Sequeſtration nicht eher aufgeben, als 
bis der Zweck derſelben erreicht, ſohin die Sequeſtration geendet iſt. 
Es ſteht ihm zwar nach §. 1021 b. G. B. als Bevollmächtigten 
das Recht der Aufkündung zu; allein wenn er vor Vollendung des 
ihm aufgetragenen Geſchäftes aufkündet, ſo muß er, dafern nicht 
ein unvorgeſehenes und unvermeidliches Hinderniß eingetreten iſt, als 
len daraus entſtandenen Schaden erſetzen. Kann der Sequeſter aus 
was immer für einem Grunde die Sequeſtration nicht mehr fortfüh— 
ren, fo muß er bey dem Gerichte, von welchem er aufgeſtellt wur⸗ 
de, um die Enthebung von der Sequeftration anfuchen, 

Der Sequeſter aber kann, wenn keine beſonderen Vertragsverhält⸗ 
niſſe obwalten, nach $. 1020 b. G. B. unter Vorbehalt der ihm 
dort zugeſicherten Rechte im Einverſtändniſſe beyder Parthehyen ſogleich 
entlaſſen werden. Beſtände aber eine Parthey auf Entlaſſung, die 
andere aber auf Beybehaltung des Sequeſters, fo müßte darüber ver⸗ 
handelt, und salvo recursu entſchieden werden. 

So wie der Sequeſter durch Decret aufgeſtellt wurde, muß er 
auch wieder mit Decret enthoben werden. 
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Ein über den Sequeſter ausgebrochener Concurs berechtiget nach 
§. 1024 b. G. B. auf alle Fälle zur Entlaſſung desſelben. 


J. 283. 


Von der Beendigung und Aufhebung der Seque— 
ſtration. 


Die Sequeſtration muß ſogleich aufgehoben werden, wenn der 
Gläubiger mit jener Forderung, wegen welcher die Sequeſtration ver— 
hängt wurde, ganz befriediget iſt. Sie endet ſich aber auch mit dem 
zeitlichen Rechte des Sequeſtrirten ($. 268 b. G. B.), mit der Ab: 
ſtehung des Sequeſtrationsführers, oder mit einer einverſtändlichen 
ſolchen Verfügung mit dem ſequeſtrirten Gute, welche die fernere 
Sequeſtration unnöthig macht; z. B. mit der Verpachtung desſelben; 
denn in dieſem Falle iſt, da der Ertrag nur in einer beſtimmten 
Geldrente beſteht, nach §. 321 allg. G. O. eine Sequeſtration nicht 
mehr nöthig. 

So wie der Sequeſter beym Anfange der Sequeſtration einge— 
führt, und ihm die zu ſequeſtrirende Sache übergeben wurde, ſo muß 
er auch nach geendeter Sequeſtration die Nückgabe an den ſequeſtrir⸗ 
ten Eigenthümer pflegen, welche, wenn es der Letztere verlangt, ge⸗ 
richtlich geſchehen muß. 

Als Grundlage zu dieſer Rückübergabe dienen das Uebergabs— 
operat an den Sequeſter, und die während der Sequeſtration geleg— 
ten Material- und Geldrechnungen. 


III. Sauptſtück. 
Von der Vertheilung der Sequeſtrations-Gelder. 


9. 284. 
Wann eine Sequeſtrationsvertheilung nöthig ſey. 
Wenn nur Ein Gläubiger, und zwar wegen einer einzigen, oder 
auch wegen mehreren, doch in der Tafel unmittelbar nach einander 
folgenden Forderungen die Sequeſtration führet, fo iſt eine Seque⸗ 
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ſtrationsvertheilung nicht nöthig; denn in dieſem Falle hat auf die 
Sequeſtrationsgelder, über vorläufige Befriedigung oder Ausſcheidung 
der Intereſſen der früher intabulirten Gläubiger, nur der Sequeftras 
tionsführer bis zu feiner vollen Befriedigung allein das Recht. Eine 
Sequeſtrationsvertheilung findet daher nur dann Statt, wenn ent: 
weder der Gläubiger rückſichtlich mehrerer, in der Tafel nicht nach 
einander folgenden Forderungen die Sequeſtration führt, oder wenn 
mehrere Gläubiger zu gleicher Zeit die Sequeſtration erwirkt haben. 
In der Praxis pflegt man zwar auch damahls eine Sequeſtra— 
tionsvertheilung zu machen, wenn auch nur Ein Gläubiger wegen 
einer Forderung die Sequeſtration führt, wobeh die ſämmtlichen ein⸗ 
gegangenen Gelder nach dem Hofdecrete vom 12. Oct. 1790, Nr. 
63, als Intereſſen unter die Tabulargläubiger, und dann an den 
Sequeſtrationsführer vertheilt werden. Allein dieſes Verfahren iſt 
offenbar geſetzwidrig; denn da das eben citirte Hofdecret ausdrück— 
lich ausſpricht, daß die früher intabulirten Gläubiger durch die 
Sequeſtration an ihren Rechten keinen Schaden leiden ſollen, und 
den Sequeſter anweiſet, die Intereſſen der früher vorgemerkten 


Gläubiger, fo weit die Einkünfte reichen, zu befriedigen, fo iſt es 


klar, daß hier der Sequeſter an die Stelle des Eigenthümers tritt, 
daß er daher, fo wie dieſer, ſchon im Laufe der Sequeſtration die 


Intereſſen zur jedesmahligen Verfallszeit zu bezahlen habe, daß die⸗ 


ſe Intereſſenzahlungen kein Gegenſtand der Sequeſtrationsvertheilung, 
Sondern nur der Sequeſtrationsrechnung ſehen, und daß man die 
Gläubiger mit ihren Intereſſenforderungen nicht auf Geduld anwei— 
fen könne, bis die Sequeſtrationsvertheilung gemacht, und rechtskräf— 
tig ſeyn werde. 

5. 285. 

Von der Sequeſtrationsvertheilung, wenn Ein Gläu— 
biger wegen mehreren Forderungen die Sequeſtra— 
tion führet. 

Wenn zwar nur Ein Gläubiger, aber wegen verſchiedenen, nicht 
unmittelbar nach einander intabulirten Forderungen die Sequeſtra— 


tion führet, was immer damahls der Fall if, wenn im Executionswe— 
ge Capital und Intereſſen ad numerum, und die Einbringunsgkoſten 


413 


als eigener Satz intabulirt werden, muß aus dem Grunde eine Vera 
theilung gemacht werden, weil die Intereſſen während der Seque— 
ſtration nur von jenen Capitalien gezahlt werden können, welche der 
erſten der in Sequeſtration ſtehenden Forderungen vorausgehen; 
denn die nach dieſer intabulirten Poſten haben ein Recht auf die 
Intereſſenzahlung aus den eingehenden Sequeſtrationsgeldern erſt dann, 
wenn die ihnen vorausgehende Forderung gänzlich befriediget iſt. Hin— 
gegen kann auch der Sequeſtrationsführer auf feine zweyte ebenfalls 
in Sequeſtration ſtehende Forderung keine Zahlung aus den Seque— 
ſtrationsgeldern fordern, bevor nicht auch die Intereſſen der zwiſchen 
der erſten und zweyten Forderung ſtehenden Poſten bezahlt ſind; man 
kann daher nur aus einer ordentlichen Vertheilung ſich über die rich— 
tige Verwendung der eingegangenen Sequeſtrationsgelder überzeugen. 


9. 286. 


Von der Vertheilung der Sequeſtrationsgelder uns 
ter mehrere Sequeſtrationsführer. 

Daß aber in dem Falle, wenn mehrere Gläubiger zu gleicher 
Zeit die Sequeſtration auf dieſelben Körper führen, eine Sequeſtra— 
tionsvertheilung gemacht werden müſſe, verſteht ſich von ſelbſt, weil 
dieſe verſchiedenen Gläubiger nach der Ordnung der ihnen zuſtehen— 
den Pfandrechte aus den eingebrachten Sequeſtrationsgeldern befriee 
diget werden müſſen. 


b. 287. 


Von wem die Sequeſtrationsvertheilung entwor— 
fen werden müſſe. 


Es kann kein Geſetz nachgewieſen werden, vermöge welchem der 
Sequeſtrirte oder der Sequeſtrationsführer die Sequeſtrationsverthei⸗ 
lung zu entwerfen und vorzulegen ſchuldig wäre. Das Geſetz la⸗ 
ſtet auch dem Sequeſter dieſe Pflicht nicht auf; denn der $. 296 
weiſet den Sequeſter nur an, die ihm anvertraute Sache als ein 
guter Hauswirth zu beſorgen, und die eingehenden Nutzungen dort 
zu erlegen, wohin er von dem Richter angewieſen wird; in dem F. 
297 iſt ihm nur die Rechnungslegung, und in dem Hofdecrete vom 


12. Oct. 1790 nur die Zahlung der priorirten Intereſſen aufgetra⸗ 
2. Bd. 8 
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gen, und da es auch in dem Hofdecrete vom 6. May 1814, Zahl 
1085 nur heißt, der Sequeſter habe die eingehenden Gelder nach 
Weiſung des Hofdeeretes vom 12. Oct. 1790 zu verwenden, ſo iſt 
ihm auch in dieſem Hofdecrete nur die Intereſſenzahlung allein, und 
nicht die Vertheilung des noch bleibenden Reſtes übertragen. 

Man will zwar behaupten, daß der Sequeſter als vom Gerichte 
aufgeſtellt, wie ein Curator zu betrachten ſey, daß aber der Curator 
das ganze Curatelsgeſchäft zu Ende zu führen, folglich auch die Ver- 
theilung vorzulegen habe; allein, wenn man den Sequefter auch als 
einen Curator anſehen will, fo iſt er doch nur ad actum der Ein» 
hebung der Früchte und Nutzungen beſtellt, und es geht ihn die Ver⸗ 
theilung derſelben unter die Sequeſtrationsführer als ein ganz beſon⸗ 
derer Act doch ſicher nichts an. 

In den meiſten Fällen würde der Sequeſter auch die nöthigen 
Kenntniſſe zur Verfaſſung der Sequeſtrationsvertheilung nicht beſitzen. 

Die Vorlage eines Vertheilungsentwurfes iſt aber auch hier ſo 
wenig, als bey der Vertheilung des Meiſtbothes ($. 172) noͤthig; 
ſondern es iſt aus der Analogie der Hofdecrete vom 15. Jän. 1787, 
Nr. 621, und vom 23. Dec. 1794, Nr. 199, litt. b, Sache des 
Nichters, über Einſchreiten einer oder der andern Parthey bey einer 
Commiſſionstagſatzung über die Vertheilung der Sequeftrationsgelder 
zu verhandeln, und in Folge dieſer Verhandlung den betreffenden 
Partheyen die Zahlung zuzuweiſen; denn es tritt hier der nähmliche 
Grund, wie bey der Meiſtbothsvertheilung ein. Der Sequeſter hat 
in Folge feines Amtes die Erträgniſſe des ſequeſtrirten Gutes bezo— 
gen, und er iſt ſchuldig, den aus ſeiner Rechnung verbliebenen Neſt 
entweder zu depoſitiren, oder denjenigen auszuzahlen, denen darauf 
ein Necht zuſteht; er kann aber für ſich nicht beurtheilen, welchen 
Gläubigern, und in welchem Verhältniſſe ihnen darauf ein Recht zuſteht, 
der Nichter aber kann ſich darüber von Amtswegen nicht, ſondern 
nur über eine vorhergegangene Verhandlung ausſprechen; dieſe Vers 
handlung iſt aber um fo mehr im Geſetze gegründet, als dieſe Ver—⸗ 
-theilung nur Parthegrechte betrifft. 

Man wird zwar einwenden: Eben weil eine Verhandlung nö— 
thig ſey, müſſe etwas vorliegen, worüber verhandelt werden ſoll, und 
dieß ſey eben der Vertheilungsentwurf; allein das Object, worüber 
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verhandelt werden fol, ift auch ohne Vertheilungsentwurf bekannt, es 
beſteht nähmlich in der Priorität des Pfandrechtes, und es kann hie— 
bey nur in fo weit Anſtände geben, als die von einer Seite anges 
ſprochene Priorität von andern Gläubigern widerſprochen wird. 

Die Abhandlung führt nun dahin, über jene Anſtände zu ſpre— 
chen, welche bey einer ſolchen Vertheilung meiſtens zur Sprache zu 
kommen pflegen, und worüber in der Praxis verſchiedene Meinungen 


Herrſchen. 
ö. 288. 401 
Von der Claſſification der Sequeſtrationskoſten. 

In der Praxis werden die Sequeſtrationskoſten gewöhnlich als 
Vorzugspoſten dergeſtalt behandelt, daß der Sequeſter die gerichtlich 
adjuſtirten Deſerviten oder Beſoldung ſogleich bey der Sequeſtrations— 
rechnung in Abzug bringt. Allein dieſes Verfahren ſcheint den ge— 
ſetzlichen Vorſchriften durchaus nicht gemäß zu ſeyn. Denn nirgends 
kommt im Geſetze vor, daß das Expenſar oder die Beſoldung des 
Sequeſters aus den eingehenden Sequeſtrationsgeldern berichtiget wer— 
den ſoll. 

Der Sequeſter wird über Vorſchlag des Sequeſtrationsführers 
aufgeſtellt, und in der Regel beſtimmt auch dieſer, und zwar gewöhn⸗ 
lich mit Einverſtändniß des Exequirten (§. 267) die Belohnung; 
der Sequeſter wird daher nur auf Anlangen des Execution führens 
den Gläubigers aufgeſtellt, deßwegen hat auch nur der Sequeſtrations⸗ 
führer den Se queſter vorſchußweiſe zu befriedigen, iſt aber berechti— 
get, den dießfälligen Betrag, in ſoweit er denſelben als nothwendige 
Einbringungskoſten rechtfertigen kann, von dem Exequirten in An⸗ 
ſpruch zu nehmen. 

Hieraus folgt, daß der Sequeſter nicht Gläubiger des Seque⸗ 
ſtrirten, ſondern nur des Sequeſtrationsführers fey, und daß dieſer 
mit dem, dem Segqueſter gezahlten Betrage in der Claſſification an 
jenem Orte zu ſtehen komme, zu welchem auch die übrigen Einbrin⸗ 
gungskoſten gehören. 
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9. 289. 
Die Practiker können ihr Verfahren in Betreff der 
Seqʒueſtrationskoſten nicht rechtfertigen. 


Man will das in der Praxis beſtehende Verfahren damit recht— 
fertigen, daß die Sequeſtrationskoſten nothwendiger Aufwand ſeyen, 
welchen ſich ſowohl die früher intabulirten Gläubiger, als auch die 
Sequeſtrationsführer gefallen laſſen müßten, damit die Erſtern mit 
ihren Intereſſen, und die Letztern mit Intereſſen und Capital zur 
Befriedigung kommen. Ferner fey der Sequeſter aus der Analogie 
dem Concutsmaſſeverwalter gleichzuhalten, welcher mit ſeinem Ex— 
penſare als Gläubiger der Maſſe ebenfalls vor allen Gläubigern zu 
ſtehen komme, eben deßwegen, weil feine Ferderung ein nothwendi⸗ 
ger, die ganze Maſſe treffender Aufwand ſeh. ö 

Allein dieſe beyden Gründe ſcheinen das Verfahren in der Pra— 
xis nicht rechtfertigen zu können. Es iſt unrichtig, daß die Aufſtel⸗ 
lung des Sequeſters ein nothwendiger Aufwand zur Befriedigung der 
Intereſſen früher intabulirter Gläubiger ſey. Das Hofdeeret vom 
12, Oct. 1790, Nr. 63, beſtimmt nur, es könne die Sequeftration 
der ſchuldigen Abfuhr der Intereſſen früher intabulirter Gläubiger 
keinen Abbruch thun. Dieſe früher vorgemerkten Gläubiger haben 
zur Erlangung ihrer Intereſſen keinen Sequeſter nöthig, es ſtehen 
ihnen Nechtsmittel genug zu Gebothe, dieſelben auch außer der Se— 
queſtration von dem Schuldner einzubringen; wenn auch die Seques 
ſtrationsführer unter ſich zur Einbringung ihrer Forderungen den ge— 
meinſchaftlichen Sequeſter benöthigen, und folglich auch denſelben 
verhältnißmäßig mit ſeinen Anſprüchen befriedigen müſſen, ſo han— 
delt es ſich hier doch nur um den Vorzug, nach welchem dieſe Se» 
queſtrationsführer mit dieſen Einbringungskoſten ihre Befriedigung 
aus den Sequeſtrationsgeldern erhalten ſollen; ſie können aber ihre 
Regreßbefriedigung nur dergeſtalt in Anſpruch nehmen, daß dadurch 
keines andern Gläubigers Vorrecht beeinträchtiget wird. Es handelt 
ſich hier nicht nur allein um das Rechtsverhältniß zwiſchen den frü— 
her intabulirten Gläubigern und den Sequeftrationsführern, ſondern 
auch um das Nechtsverhältniß zwiſchen den Sequeſtrationsführern 
und den ſpäter intabulirten Gläubigern; denn in dem Falle, als die 
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Einbringungskoſten nach diefen intabulirt find, fo gehen ſelbe mit 
ihrer Intereſſenforderung den Ein! ingungskoſten vor, und es kann 
auf die Letztern nichts entfallen, bevor nicht die Erſtern befriediget find. 

Der Sequefter iſt auch mit dem Concursmaſſeverwalter in kei— 
nen Vergleich zu ſtellen. Dieſer wird zur Verwaltung der ganzen 
Maſſe bey der Univerſalexecution, folglich zu Gunſten aller Gläubi— 
ger aufgeſtellt, während jener nur wegen des Sequeſtratlonsfüh— 
rers allein vorhanden iſt, und es wäre kein Grund abzuſehen, aus 
welchem die nicht ſequeſtrirenden, aber gleichwohl intabulirten Gläu— 
biger auf Rechnung der von ihnen zu fordernden Intereſſen ſich 
den Abzug der oft ſehr bedeutenden Sequeſtrationskoſten ſollen ges 
fallen laſſen. 


5. 290. 
Die Sequeſtrationskoſten werden nur als Einbrin— 
gungskoſten claſſificirt. 

Nachdem die Sequeſtrationskoſten die Sequeſtrationsführer zu 
bezahlen haben, und ſelbe nur unter den übrigen Einbringungsko— 
ſten aus den Sequeſtrationsgeldern erhalten können, ſo folgt daraus, 
daß ſie nur dann mit dem Capitale gleiches Vorrecht genießen, wenn 
die Einbringungskoſten mit dem Capitale am gleichen Satze intabu— 
lirt ſind. Wenn mehrere Sequeſtrationsführer beſtehen, ſo haben 
dieſelben den beſtehenden Sequeſter auch verhältnißmäßig nach der 
Größe der Forderungen zu befriedigen, dafür aber ſteht auch jedem Se» 
queſtrationsführer das Negreßrecht zu, und da er mit dieſem Negreß⸗ 
rechte als Einbringungskoſten bey der Sequeſtrationsvertheilung zu 
claſſificiren iſt, fo folgt, daß die Sequeſtrationskoſten theilweiſe an 
verſchiedenen Orten, nähmlich an jenen zu ſtehen kommen, an wel—⸗ 
chen die Einbringungskoſten eines jeden Sequeſtrationsführers vor⸗ 
kommen. 


v. 291. 
Wie die Sequeſtrationsgelder unter mehrere Se 
queſtrationsführer zu vertheilen ſeyen. 
Wenn mehrere Gläubiger auf dasſelbe Gut die Sequeftration 


führen, ſo kommt es darauf an, ob ſie zur gleichen Zeit oder in 
Zwiſchenräumen die Sequeſtration erwirkt haben. 
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Haben fie die Sequeſtration in Zwiſchenräumen erwirkt, fo if 
ſchon oben $. 270 bemerkt worden, daß der Sequeſter bey jeder neu 
bewilligten Sequeſtration abſchließen müſſe; denn bis dorthin gehö— 
ren alle eingegangenen Sequeſtrationsgelder, welche über die Befries 
digung der Intereſſen erübrigten, dem erſten Sequeſtrationsführer 
allein, es mag der nachfolgende Sequeſtrationsführer in der Tafel 
dem erſtern vor oder nachſtehen, indem er durch die von ihm allein 
geführte Sequeſtration das ausſchließliche Recht auf dieſe Gelder er— 
worben hat. 

Von dem Tage der bewilligten zwehten Sequeſtration aber tritt 
jenes Rechtsverhältniß ein, welches vorhanden geweſen wäre, wenn 
beyde Sequeſtrationsführer die Sequeſtration erhalten hätten, d. h. 
es kommt auf den Vorzug in der Tafel an. 

In der Praxis herrſcht an einigen Orten die Gepflogenheit, daß 
die Sequeſtrationsgelder ohne Nückſicht des Tafelvorrechtes nur nach 
der Zeit der erwirkten Sequeſtration vertheilt werden, ſo daß der 
zweyte Sequeſtrationsführer mit dem Capitale auf keinen Fall früher 
zur Zahlung gelangt, bis nicht der erſtere gänzlich befriediget iſt. 

Die Practiker wollen dieſes Verfahren aus dem Hofdecrete vom 
6. May 1814 rechtfertigen, wo es heißt: „daß zwar wegen der von 
einem früheren Sequeſtrationswerber bewirkten Sequeſtration einer 
Nealität, ſolche einem ſpätern nicht verweigert; jedoch durch dieſe 
ſpätere Bewilligung der frühere Sequeſtrationswerber in feinem dieß⸗ 
fälligen Beſitzrechte nicht beirrt, und ohne ſeine Einvernehmung und 
Beyſtimmung kein anderer Sequeſter aufgedrungen, oder die Perſon 
des Sequeſters abgeändert werden könne; ſondern in ſolchem Falle 
die dem ſpätern Sequeſtrationswerber zu bewilligende Sequeſtration 
ſich dahin zu beſchränken habe, daß der bereits beſtellte Sequeſter 
angewieſen werde, bey der Verwaltung des Gutes, und Erlegung ſei⸗ 
ner Nechnung, auch auf die weitere Sequeſtration Bedacht zu neh⸗ 
men.“ 

Aus dieſer geſetzlichen Vorſchrift glauben ſie folgern zu dürfen, 
daß das darin vorkommende Beſitzrecht dahin müſſe ausgelegt werden, 
daß dem erſtern Sequeſtrationswerber auf alle Fälle das Vorrecht 
gegen den ſpätern auch in Bezug der Befriedigung zuſtehe. 
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. 292. 
Widerlegung dieſer Behauptung. 

Geſetze müſſen immer im Zuſammenhange, und ſo ausgelegt 
werden, daß die Auslegung nicht auf offene Widerſprüche mit andern 
beſtehenden geſetzlichen Anordnungen führt. Der Ausdruck „der frü— 
here Sequeſtrationswerber dürfe in feinem Beſitzrechte nicht geftört 
werden,” bezieht ſich keineswegs auf einen Vorzug in Betreff der Be- 
friedigung, ſondern, wie es der fortgeſetzte Text offenbar an den Tag 
legt, nur auf die Art der Sequeſtrationsführung allein; in dieſer Art 
der Sequeſtrationsführung darf er nicht geſtört werden, deßwegen heißt 
es weiter, daß ihm ein anderer Sequeſter nicht dürfe aufgedrungen 
werden. In Nückſicht des Vorrechtes der Sequeſtrationsführer unter 
ſich, hat dieſe Verordnung ganz und gar nichts entſchieden. Wollte 
man aber dieſes Hofdecret dahin auslegen, daß der frühere Seque⸗ 
ſtrationswerber, ungeachteter in der Tafel ſpäter vorkommt, mit ſeiner 
Forderung früher befriediget werden müſſe, ſo ſtände dasſelbe mit 
dem F. 457 b. G. B. im offenbaren Widerſpruche. Denn nach die⸗ 
ſem $. ſteht dem früher intabulirten Gläubiger das Pfandrecht ad 
corpus und ad fructus vor dem ſpäter intabulirten Gläubiger ders 
geſtalt zu, daß dieſer nur nach der Befriedigung des Erſtern zur Zah— 
lung gelangen kann, in fo ferne fie beyde in der Execution zuſam⸗ 
mentreffen; nun treffen ſie aber zuſammen, denn ſie führen von dem 
Tage der dem Zwegten bewilligten Sequeſtration dieſelbe nun ges 
meinſchaftlich, und der ſpäter ad fructus intabulirte Gläubiger hat 
den Vorzug nur auf die ſchon vor der gemeinſchaftlichen Executions— 
führung durch Sequeſtration hereingebrachten Früchte und Nutzun⸗ 
gen (§. 60.). 

Hätten beyde Sequeftrationswerber unter Einem die Segueſtra 
tion erwirkt, ſo würde man keinen Anſtand nehmen, den früher In⸗ 
tabulirten auch früher mit ſeiner Forderung zu befriedigen, und zwar 
aus dem Grunde, weil dem früher Intabulirten auch nach §. 457 
b. G. B. das Vorrecht auf die Früchte des Pfandgutes gebührt. 
Allein an dieſem Vorrechte kann er von dem Zeitpuncte der erwirk— 
ten Sequeſtration durch den Umſtand keinen Abbruch leiden, daß ein 
ſpäter intabulirter Gläubiger ſchon früher die Sequeſtration erwirkt 
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hatte, indem ſein Tafelrecht immer dasſelbe bleibt, und daher der 
ſpäter intabulirte Gläubiger nur ſo lange die Früchte und Nutzun⸗ 
gen zu ſeiner Befriedigung verwenden kann, bis der früher intabu⸗ 
lirte Gläubiger ſein Pfandrecht in Ausübung bringt. 


5. 295. 


Vertheilung bey dem Eintritte eines dritten Se— 
queſtrationsführers. 

Das nähmliche Verhältniß tritt ein, wenn einem dritten Gläu⸗ 
biger die Sequeſtration bewilliget wird. So wie die bis zum Ein⸗ 
tritte des zwehten Sequeſtrationsführers eingegangenen Sequeſtra⸗ 
tionsgelder dem erſten Sequeſtrationswerber in jedem Falle zu ſeiner 
Befriedigung zufallen, eben fo find die für die Zeitperiode der zwey 
erſten Sequeſtrationswerber eingefloſſenen Gelder unter dieſelben al» 
lein, jedoch nach dem unter ihnen beſtehenden Pfandvorrechte zu ver= 
theilen, und der dritte Sequeſtrationswerber hat auf dieſe Gelder un⸗ 
ter keinem Umſtande einen Anſpruch zu machen, weil fein Execu⸗ 
tionsrecht auf dieſen Zeitpunet nicht zurückwirken kann. g 

Betreffend aber jene Beträge, welche vom Zeitpuncte der auch dem 
Dritten bewilligten Sequeſtration eingingen, ſo werden dieſelben wieder 
nach dem unter ihnen beſtehenden Pfandvorrechte vertheilt, weil der 
$. 457 b. G. B. auch hier die Grundlage der Vertheilung bleibt. 

Dieſe Vertheilungsgrundſätze gelten auch, wenn ein vierter oder 
fünfter ꝛc. Sequeſtrationswerber mit den frühern in Concurrenz tritt. 


5. 294. 
Ob die Simultanintabulation auf die Sequeſtra⸗ 
tionsgelder-Vertheilung Einfluß nehme. 

Wenn ein ſimultanintabulirter Gläubiger mit andern Gläubi⸗ 
gern zu gleicher Zeit die Sequeſtration führet, ſo kommt es darauf 
an, ob nur Eine Pfandrealität, oder ob mehrere oder alle in die Se⸗ 
queftration gezogen wurden. 
Iſt nur Eine Pfandrealität in der Sequeſtration, fo hat die 
Simultanintabulation auf die Sequeſtrationsgelder-Vertheilung gar 
keinen Einfluß; denn da der auf mehreren Pfandgütern intabulirte 
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Gläubiger nur Eine der Pfandrealitäten in die Sequeftration gezo⸗ 
gen hat, fo gab er dadurch zu erkennen, daß er das ihm zwar auf 
mehrere Güter zuſtehende Pfandrecht nur rückſichtlich des in die 
Execution gezogenen Gutes ausüben wolle. 

Sind aber mehrere, oder alle Pfandgüter in die Sequeftration 
eingezogen, fo muß dem Simultanpfandgläubiger nach dem ihm zus 
ſtehenden Vorrechte auf jede Realität der auf ihn entfallende Be— 
trag bis zu ſeiner vollen Befriedigung zugewieſen werden, und nur 
in dem Falle, wenn der auf ihn entfallende Betrag aus allen Pfand— 
realitäten zu ſeiner Befriedigung nicht abſorbirt würde, fände nach 
den oben in den §§. 193 bis 197 aufgeſtellten Grundſätzen eine 
zerhältnißmäßige Zutheilung Statt. 


5. 295. . 
Ob vorkommende Superſätze auf die Sequeſtrati— 
onsvertheilung Einfluß nehmen? 

Die auf einer in der Sequeſtration ſtehenden Forderung haf— 
tenden Superſätze haben auf die Vertheilung der Sequeſtrations— 
gelder durchaus keinen Einfluß; denn aus der Sequeftration ſoll 
nur jene Forderung zur Befriedigung gelangen, wegen welcher die 
Sequeſtration bewilliget wurde; allein auf die Auszahlung der Dies 
fer Forderung aus den Sequeſtrationsgeldern zugetheilten Beträge has 
ben ſolche Superſätze nur in ſoweit Einfluß, als die wirkliche Zah⸗ 
lung nach $: 455 b. G. B. an den Sequeſtrationsführer nur mit Beg⸗ 
ſtimmung der Superſatzgläubiger geſchehen kann. 

Hätte aber ein Superſatzgläubiger die Sequeſtration des After⸗ 
pfandgutes erwirkt, ſo tritt er nur an die Stelle des urſprünglichen 
Pfandgläubigers, und es könnte ihm nie mehr aus den Sequeſtra⸗ 
tionsgeldern zugetheilt werden, als nach dem beſtehenden Vorrechte 
auf die Hauptforderung entfiele, wenn auch der Superſatz größer 
als der Hauptſatz wäre, weil nach §. 454 b. G. B. das Afterpfand⸗ 
recht das urſprüngliche Pfandrecht nicht überſteigen kann. 

Iſt aber die in der Sequeſtration ſtehende Superſatzforderung klei⸗ 
ner, als die Hauptforderung, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Zus 
weiſung nur bis zur vollen Befriedigung jener gehen kann, weil vorausges 
ſetzt wird, daß die Hauptforderung nicht im Executionszuge ſich befinde 
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. 296. 
Die Intabulation der concurirrenden Forderungen 
ad corpus oder ad fructus macht keinen Unterſchied. 
Bey der Vertheilung der Sequeſtrationsgelder iſt es übrigens 
ganz gleichgültig, ob einige der concurrirenden Forderungen ad cor- 
pus und einige ad fructus verſichert ſind; denn es handelt ſich hier 
immer nur um die Vertheilung der aus den Früchten und Nutzun⸗ 
gen erzielten Beträge, auf welche nach dem F. 457 b. G. B. ſowohl 
den ad corpus als den ad fructus intabulirten Gläubigern das 
Pfandrecht zuſteht, deßwegen geht auch bey der Sequeſtrationsverthei⸗ 
lung der ad corpus früher intabulirte Gläubiger dem ſpäter ad 
fructus intabulirten vor, wenn gleich dieſer vor jenem die Seque— 
ſtration erwirkt hätte, und es ſteht dem ad fructus Intabulirten das 
Vorrecht nur auf jene Beträge zu, welche bis zur Zeit eingegangen 
find, wo dem ad corpus früher intabulirten die ann be⸗ 
williget wurde. g 


d. 297. 
Vertheilungsverfahren bey Forderungen von glei⸗ 
chem Satzrechte. 

Das gleiche Satzrecht zweher in Sequeſtration ſtehender For⸗ 
derungen begründet auch eine gleiche Vertheilung der Sequeftratis 
onsgelder von dem Tage an, als beyde in der Sequeſtrationsführung 
zuſammen trafen. Hierbetz muß man aber unterſcheiden, ob dieſe 
Forderungen unmittelbar auf einander folgen oder nicht; in dem 
erſten Falle werden ſie lediglich als eine Forderung behandelt; in 
dem zweyten Falle aber, was bey dem eingeräumten gleichen Satz⸗ 
rechte ($- 201) der Fall ſeyn kann, entfällt aus der Seque⸗ 
ſtrationsvertheilung auf beyde Forderungen nur fo viel, als auf die 
erſt intabulirte allein entfallen wäre; denn auf dieſe kommen die 
Intereſſen der zwiſchen beyden intabulirten Forderungen zu berich⸗ 
tigen, und wenn eine Zwifchenforderung gleichfalls in der Sequs⸗ 
ſtration ſtände, müßte dieſe zur Befriedigung kommen. 
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J. 208. 
Vertheilungsverfahren bey eingeräumten Vorrechte. 


Bey eingeräumten Vorrechte kommt die zweyte intabulirte For— 
derung, wenn fie beyde in Sequeſtration ſtehen, und unmittelbar 
aufeinander folgen, vor der erſtern zu befriedigen; folgen ſie aber 
nicht unmittelbar auf einander, ſo muß die Vertheilung ſo vorge⸗ 
nommen werden, daß das eingeräumte Vorrecht von Wirkung iſt, 
und die zwiſchen beyden intabulirten Forderungen an ihren Nech— 
ten keinen Schaden leiden, wobey im Weſentlichen ſo verfahren 
wird, wie es oben in dem $. 203 angegeben wurde. 


9. 299. 
Von der Vertheilung der Sequeſtrationsgelder in 
der Concurrenz mit der Octava. 

Die Octava kann bey Sequeſtrationsvertheilungen nur dann 
in Concurrenz treten, wenn wegen Octavalforderungen die Seque⸗ 
ſtration bewilliget worden iſt. 

Die Octava iſt an und für ſich eine Ideallaſt, ein vorſichts⸗ 
weiſes Pfandrecht für den Fall, als ſolche durch die Octava geſi— 
cherte Forderungen als beſtehend nachgewieſen werden ſollten. So 
lange ſolche Forderungen nicht als liquid erwieſen beſtehen, kann 
das ideale Pfandrecht nicht wirkſam gemacht werden, und es hat 
dasſelbe auf die Befriedigung concurrirender Gläubiger nur bey exe⸗ 
cutiven Verkäufen, und zwar an ſich nur in ſo weit Einfluß, daß 
für die allfälligen Octavalforderungen der achte Theil ausgeſchieden 
werden muß (§. 181). Bey Sequeſtrationsvertheilungen aber kann 
die Octava nie als ſolche ſelbſt, ſondern nur als Maßſtab berück— 
ſichtiget werden, wenn wegen Detavalforderungen die Sequeſtration 
bewilliget worden iſt. 

Damit aber wegen Octavalforderungen die Sequeſtration bes 
williget werden kann, muß im Syndicatswege rechtskräftig entfchies 
den ſeyn, daß ſolche Forderungen beſtehen, und nur zur Einbrin⸗ 
gung dieſer Forderungen (nicht der ganzen Octava) kann die Se⸗ 
queſtration bewilliget werden. 
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Hieraus laſſen ſich nun aber folgende Fragen beantworten: 

a) Welcher Betrag von Unterthans-, Waifens und Depoſitenforde— 
rungen kann an dem Platze der Octava aus den Sequeſtra— 
tionsgeldern zugewieſen werden? 

b) Wie kann dieſer Betrag numeriſch beſtimmt werden? und 

c) Wird dieſer Betrag nur aus dem achten Theile des Ertrages, 
oder aus dem Ertrage des ganzen mit der Octava belaſteten 
Gutes zugewieſen? 


5. 300. 


Welcher Betrag der Octavalforderungen kann am 
Platze der Octava zugewieſen werden? 

Wie bereits erörtert wurde, iſt der Gegenſtand der Sequeſtra— 
tion die für liquid erkannte Octavalforderung auffdem Platze, wo die 
Octava intabulirt iſt; es kann daher aus den Sequeſtrationsgeldern 
auf keinen Fall ein größerer Betrag zugewieſen werden, als welcher 
zur Befriedigung dieſer liquiden Forderung nöthig iſt. Wenn aber 
dieſe liquide Octavalforderung die wirkliche Octava, das iſt, den ach— 
ten Theil des Werthes des ſequeſtrirten Gutes überſteigen würde; 
ſo kann dieſelbe auf dem Platze der Octava nur in dem der Octa— 
va gleichkommenden Betrage zugewieſen werden, weil für ſolche For— 
derungen nur der achte Theil des Werthes vor den nachfolgenden 
intabulirten Gläubigern verpfändet iſt; der dieſen Betrag überſtei⸗ 
gende Neſt muß der liquiden Octavalforderung nach allen intabu= 
lirten Gläubigern aus den Sequeſtrationsgeldern zugewieſen werden, 
es wäre denn, daß dieſe liquidirte Poſt insbeſondere nach der Des 
tava in Folge des rechtskräftigen Erkenntniſſes intabulirt worden 
wäre, in welchem Falle der den achten Theil des Werthes nicht 
überſteigende Betrag am Platze der Octava, der Neft aber am Platze 
der beſondern Intabulation zuzuweiſen wäre. 


b. 301. 
Wie der Betrag des achten Theiles auszumitteln ſey? 
Da ſich das vorſichtsweiſe Pfandrecht der Octava bis auf den 
achten Theil des Werthes des Pfandgutes erſtrecket, ſo muß, um 
nach dem zuſtändigen Pfandrechte die Vertheilung pflegen zu kön⸗ 
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nen, der achte Theil des Werthes ausgemittelt werden; hiezu muß 
der Werth des ganzen Gutes erhoben, folglich dasſelbe nach §. 306 
b. G. B. nach dem gemeinen Werthe geſchätzt werden, wenn ſich die 
Parthegen nicht etwa auf eine andere Art über die Wertherhebung 
des Gutes vergleichen. 

Die ſogenannten Cataſtralbeanſagungen, ſo wie ſchon früher 
zu andern Zwecken aufgenommene Schätzungen, können nur mit Zu⸗ 
ſtimmung aller Intereſſenten als Werthbeſtimmung des achten Thei⸗ 
les benutzt werden, indem die Octava immer nur den achten Theil 
des gegenwärtigen, nicht des vergangenen Werthes ausdrückt. 


5. 302. 


Zur Befriedigung der Octavalforderung iſt der 
ganze Gutsertrag zu verwenden. 

Man hat ſich in der Praxis ſchon vielfältig darum geſtritten, 
ob zur Befriedigung liquider Octavalforderungen aus den Seque— 
ſtrationsgeldern das ganze Gutserträgniß, oder nur der achte Theil 
desſelben vor den ſpäter intabulirten Gläubigern verwendet werden 
ſoll ). Allein es ſcheint durchaus keinem Zweifel zu unterliegen, 
daß das ganze Gutserträgniß, ſo weit dasſelbe den achten Theil des 
Werthes des Pfandgutes nicht überſteigt, zur Befriedigung liquider, 
in der Sequeſtration ſtehender Octavalforderungen vor den ſpäter 
intabulirten Gläubigern verwendet werden müſſe; denn die Inta— 
bulation der Octava haftet auf dem ganzen Gute, nicht nur auf 
einem idealen Theile desſelben, und es bezieht ſich der Ausdruck 
vachter Theil“ nur auf das Quantum der Forderungen, welche vors 
zugsweiſe befriediget werden ſollen. 

Dieſe Behauptung ſtimmt auch mit der angeorbneſen Inta⸗ 
bulation der Octava überein, wobeh angeordnet iſt, daß die Octava 
auf die Körper ſelbſt, nicht, daß die Octavalforderungen auf ein 
Achtel des Gutes intabulirt werden ſollen. Da alſo der ganze Körper 
für Unterthans-, Waiſen- und Depoſitenforderungen bis zum ach⸗ 
ten Theile des Werthes verpfändet iſt, ſo wird auch die Execution 


1) Siehe Dr. Heinrich Edlen v. Kremers Abhandlung in der öſterr. Zeitſchrift, 
1823, Band II., Seite 132, 
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durch Sequeſtration auf den ganzen Körper bis zu dieſem Betrage 
geführt; folglich muß auch der ganze Gutsertrag, nicht nur der achte 
Theil desſelben zur Befriedigung derſelben vor den ſpäter intabulire 
ten Gläubigern zugewieſen werden. 


F. 303, 
Von der Erledigung der Sequeſtrationsvertheilung. 


Wenn bey der Vertheilungstagſatzung unter den Intereſſenten 
keine Differenzen obwalten, fo wird die Tagſatzung lediglich mit 
der bey derſelben zur Zufriedenheit aller Intereſſenten gepflogenen 
Vertheilung erlediget, und der Auszahlungsauftrag entweder an das 
Depoſitenamt, oder an jenen, der die Sequeſtrationsgelder in Ver— 
wahrung hat, erlaſſen, jedoch mit dem ausdrücklichen Beyſatze, daß 
jene Gläubiger, auf deren Forderungen Superſatzpoſten haften, nur 
gegen die von den Superſatzgläubigern mitgefertigte Quittungen ges 
zahlt werden dürfen. 

Wären aber bey der Tagſatzung dießfalls Anſtände erhoben 
worden, ſo müßte der Richter über ſelbe in Erledigung der Tag— 
ſatzung entſcheiden; in dieſem Falle pflegt man die ganze Verthei— 
lung in die Erledigung aufzunehmen, und erläßt die Zahlungsan— 
weiſung mit dem, daß die Auszahlung erſt nach rechtskräftiger Er— 
ledigung zu erfolgen habe. 

Ein Formular eines Beſcheides, worin die Vertheilung aufges 
nommen wird, iſt in dem Anhange sub B angeſchloſſen. 


F. 304. 


Von der Anweiſung auf den Rechtsweg. 


Sollten die Differenzen darin beſtehen, daß es ſich entweder 
um die Liquidität der in die Vertheilung aufzunehmenden Intereſſen⸗ 
zahlungen (§. 285), oder um die wirkliche Priorität handelt; fo 
darf der Richter darüber nicht entſcheiden, ſondern der ſtreitige Bes 
trag wird bey der Vertheilung einſtweilen ausgeſchieden, und die 
Partheyen werden in Erledigung der Tagſatzung auf den ordentli— 
chen Rechtsweg angewieſen; denn da es ſich hier um wirklich ſtrei— 
tige Rechte handelt, ſo kann über ſelbe nur nach vorhergegangener 
ordentlichen Verhandlung durch Urtheil entſchieden werden. 
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In Betreff der ſtreitigen Priorität pflegt man zuweilen in der 
Praxis die ſtreitigen Poſten ſchon in die Vertheilung ſelbſt nach 
richterlicher Beurtheilung aufzunehmen; wenn aber dieſes geſchieht, 
fo muß die Erledigung den Beyſatz erhalten, daß es den ſich durch 
dieſe Vertheilung hinſichtlich der Priorität gekränkt erachtenden Par— 
theyen frey ſtehe, gegen die Vertheilung binnen 30 Tagen die or⸗ 
dentliche Vorrechtsklage zu überreichen. 


J. 305. 


Von den Rechtsmitteln gegen die Sequeſtrations— 
gelder-Vertheilungserledigung. 

Wenn eine Parthep mit der Vertheilungserledigung ſich nicht 
zufriedengeſtellt findet, ſo kommt es darauf an, worin ihre Bes 
ſchwerde beſteht. ; 

Findet fie fich lediglich über die Art der Vertheilung beſchweret, 
oder findet fie ſich durch die Anweiſung gekränkt; fo ſteht ihr ges 
gen die Vertheilungserledigung nach den Umſtänden entweder der 
Recurs oder die Nullitätsbeſchwerde zu; beſteht ihre Beſchwerde aber 
darin, daß ihr ein Anderer in der Vertheilung vorangeſetzt wur— 
de, da ſie doch glaubt, daß ihr dieſer nachgeſetzt werden ſollte; ſo 
handelt es ſich um die Priorität, und in dieſem Falle muß fie bin⸗ 
nen 30 Tagen (§. 219 und 220) die ordentliche Vorrechtsklage um 
fo gewiſſer überreichen, als fie ſonſt damit nicht mehr gehört werden 
würde. 

Wollte ſich Jemand darüber beſchweren, daß der auf ihn ent— 
fallende Betrag entweder wegen ſtreitigen Vorrechtes, oder wegen be— 
anſtändeter Forderung bey der Vertheilung lediglich ausgeſchieden 
wurde; fo wäre zwar dieſer Gegenſtand offenbar nur zum Recurfe 
in der Hinſicht geeignet, wenn er bloß verlangte, daß er hätte or— 
dentlich in die Vertheilung aufgenommen werden ſollen; allein da— 
durch würde er feinen Zweck nicht erreichen, weil ihm die Auszah— 
lung der illiquiden Poſt doch nur unter der Bedingung der vorher 
zu erweiſenden Liquidität zugeſtanden werden könnte, und weil ihm 
in Bezug des ſtreitigen Voriechtes doch noch immer der Vorrechts⸗ 
ſtreit bevorſtände. 
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Von der Befriedigung concurrirender Gläu⸗ 
biger aus den Renten, Beſoldungen und 
Penſionen des Schuldners. 


5. 306. 
Eintheilung dieſes Abſchnittes. 

Die jährlichen Bezüge eines Menſchen werden überhaupt durch 
den generiſchen Begriff „Einkünfte“ ausgedrückt. 

Dieſe Einkünfte find nun entweder Erträgniffe von Realitäs 
ten und Entitäten, oder es find jährliche Renten, oder Belohnun⸗ 
gen für fortwährende Leiſtungen, Beſoldungen, — oder Jahrgelder 
als Belohnungen früher geleiſteter Dienſte, Penſionen u. dgl. 

Von der Befriedigung der Gläubiger aus den Erträgniſſen iſt 
bereits in dem früheren Abſchnitte gehandelt worden. 

In dieſem Abſchnitte ſoll dargeſtellt werden: Auf welche Art 
die Gläubiger ; 

a) aus den jährlichen Renten des Schuldners, und 

b) aus den Beſoldungen und Penfionen beftiediget werden fol: 
len; daher zerfällt dieſer Abſchnitt in zwey Hauptſtücke, und 
zwar: 1) von der Befriedigung concurrirender Gläubiger aus 
den jährlichen Renten, und 2) aus den Veſoldungen und 
Penſionen. 
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I. Haupt ſtück. 


Von der Befriedigung concurrirender Gläubiger aus aun 
jährlichen Renten. 


5. 307. 
Definition und Eintheilung der Renten. 

Unter den jährlichen Renten verſteht man alle jene Einkünfte, 
welche nicht eine Frucht perſönlicher Induſtrie, und nicht Belohnun⸗ 
gen für fortwährend zu leiſtende, oder ſchon Auen Amtsverrich⸗ 
tungen ſind. 

Es gehören daher unter die Nenten die Zinſen ausgeliehener 
Capitale, die Pacht- und Miethgelder von Grundſtücken und Ges 
bäuden, Erbpachtgaben und Erbzinſen, Leibrenten, Fruchtgenuß u. dgl. 

Die Capitalszinſen entfallen entweder aus Privatcapitalien, 
oder aus den bey öffentlichen Fonden anliegenden Geldern; die er⸗ 
ſtern find entweder verſichert oder unver ſichert. 

Eben ſo können andere Renten entweder auf Realitäten ver⸗ 
ſichert oder unverſichert ſeyn, die verſicherten Renten ſind entweder 
mit ne Hupe oder unbelaftet | 


ö. 308. ! 

Von ie Executionsführung auf Renten überhaupt. 
Wer überhaupt auf jährliche Nenten wegen einer behaupteten 
Forderung die Execution führen will, muß dem Richter die Nente 
nahmhaft machen, und dieſer wird ihm Ae RR 1e ade, frü⸗ 
hern Nechten unbeſchadet, ertheilen. f 
Bey der Executionsbewilligung ſelbſt aber iſt zu unterſcheiden, 

ob die in die Execution gezogene Rente den öffentlichen Büchern ein⸗ 
verleibt iſt, oder nicht. In dem erſten Falle muß auch die bewil— 
ligte Execution gemäß $. 320 allg. G. O. in den öffentlichen VBü⸗ 
chern ſuperintabulirt werden (Hofdec. vom 4. Jung 1792, Nr. 22). 
Iſt aber der Nentenbezug nicht einverleibt, ſo wird lediglich die Exe⸗ 

2. Bd. 9 
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eution bewilliget, und von dieſer Executionsbewilligung derjenige vers 
ſtändiget, welcher die Rente auszuzahlen hat. Dieſer hat nun die 
Rente quoad summam concurrentem der behaupteten Forderung, 
welche ohnehin in dem Executionsbeſcheide ausgedrückt iſt, dem Exe⸗ 
eutionsführet, und wenn Mehrere darauf die Execution führten, nach 
dem unter ihnen beſtehenden Vorrechte auszuzahlen, oder wenn die⸗ 
ſes ſtreitig iſt, den Rentenbetrag zu depoſitiren. 


9.09. 
Von dem Vorrechte mehrerer Ertautionsfüßerr auf 
. „die exequirte Rente. 


* Beurthrilung des Vorrechtes mehrerer Executionsführer auf 
die wöhmiche Rente kemmt es darauf an, ob einer, oder einige ders, 
ſelben bereits früher ein vertragsmäßiges täfliches Pfandrecht erwirkt. 
haben, oder ob dieß nicht der Fall iſt. Hat hierauf früher Jemand 
ein vertragsmäßiges Pfandrecht erworben, ſo richtet ſich das Vorrecht 
lediglich nach der Zeit der erwirkten Execution, ſo zwar, daß der 
frühere Executionswerber den ſpätern von der ganzen Nente ſo lan⸗ 
ge ausſchließe, bis jener feine volle Befriedigung erhalten hat. 

Es frägt ſich aber, wer als der frühere Executionsführer anzu⸗ 
fehen ſey. Richtet ſich der terminus a quo nach dem Präſentatum 
oder nach der Bewilligung, oder nach der Zuſtellung dieſer Letztern? 

Ich bin der Meinung, daß das Vorrecht nach dem Zeitraume 
des überreichten Executionsgeſuches zu beſtimmen fey; denn wäre die 
Nente einem öffentlichen Buche einderleibt, und würde nach dem 
Hofdecrete vom 4. Jung 1792 das executive Pfandrecht auf die Ren⸗ 
te mittelſt der executiden, Superintabulation erworben, ſo wäre es 
nach dem Landtafelpatente und) nach, §. 453 b. G. B. außer allem 
Zweifel, daß, das frühere Präſentatum das Vorrecht bewirke. Da ſich 
aber das Geſetz rückſichtlich der nicht intabulirten Renten darüber 
nicht ausſpricht, ſo muß der Fall nach der Analogie entſchieden wer⸗ 
den, nach welcher ſich obige Behauptung von ſelbſt rechtfertiget. 
R Würde man annehmen, das, Vorrecht werde durch die frühere 
Bewilligung oder Zuſtellung erworben, fo käme man hiebey auf ver⸗ 
ſchiedene Unzukömmlichkeiten, und das Vorrecht würde größtentheils 
vom Zufalle oder von der Willführ der Beamten und Gerichtsdie⸗ 
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ner abhängen, was in dem Geiſte des Geſetzes durchaus nicht ae 
kann. 


9. 310. 


Von dem Vorrechte bey ſchon früher erworbenen 
vertragsmäßigen Pfandrechten. 

Sit die Rente ſchon mit früheren vertragsmäßigen Pfandrech— 
ten belaſtet, ſo bleibt es zwar bey der Regel, daß derjenige, welcher 
zuerſt die Execution erwirkt, auch den erſten Anſpruch auf ſeine Be— 
friedigung aus der Rente erhalte; allein dieſes Vorrecht iſt nicht 
permanent, denn wenn ein bereits früher vorgemerkter Gläubiger ſpä⸗ 
ter die Execution auf die Nente führt, fo geht er dem frühern Exe— 
cutionsführer von der Zeit des überreichten Executionsgeſuches vor, 
und der frühere Executionsführer hat nur das Necht, jenen Betrag 
der Rente zu ſeiner Befriedigung zu verwenden, welcher bis zur Ueber⸗ 
reichung des Executionsgeſuches des früher verſicherten Gläubigers ein⸗ 
gefloſſen iſt; denn in dieſem Falle iſt das Vorrecht ſchon durch das 
früher außer der Execution erworbene Pfandrecht beſtimmt, welches 
aber erſt durch die angeſuchte Execution des frühern Pfandgläubigers 
wirkſam wird. Vor dieſer Wirkſamkeit hatte der früher intabulirte 
Gläubiger auf die Nente keinen Anſpruch, deßwegen konnte ſelbe zur 
Befriedigung des erſten Executionsführers verwendet werden. 


6. 311. 
endung dieſer Grundſätze 
a) auf Capitalszinſen. | 

Beſteht die in Execution gezogene Rente in Capitalszinſen, fa 
kommt es darauf an, ob das Capital ſelbſt oder die Zinſen ſchon 
früher vertragsmäßig verpfändet waren; in dieſem Falle geht wieder 
der frühere Pfandgläubiger dem erſtern Executionsführer von der Zeit 
der von jenem angeſuchten Execution vor; denn wenn er gleich das 
Pfandrecht früher auf das Capital erworben hat, ſo ſteht es ihm doch 
auch auf die Zinſen zu, weil dieſe als Zugehör des Capitals zu bes 
trachten find, und weil fi) das Pfandrecht nach $ 457 b. G. B. 
auch auf das Zugehör erſtrecket. 
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Laſtete aber weder auf dem Capitale noch auf den Zinfen früs 
her ein Pfandrecht, ſo richtet ſich das Vorrecht auf die Zinſen ledig— 
lich nach der Zeit der angefuchten und bewilligt erhaltenen Execution. 

Ein von einem Gläubiger früher erwirkter Verboth kann nie 
ein Vorrecht gegen den Executionsführer bewirken (Hofdec. vom 7. 
Sept. 1790, Zahl 56). 

Uebrigens iſt es in Betreff des Vorrechtes gleichgültig, ob die 
Intereſſen einer öffentlichen oder Privatobligation in Execution ge— 
zogen werden. 

Sind Jemanden Capitalsintereſſen zum Fruchtgenuſſe einge— 
räumt worden, fo kann allerdings dieſer Fruchtgenuß als eine jähr⸗ 
liche Nente betrachtet, und in die Execution gezogen werden; jedoch 
wird dieſe Execution mit dem Fruchtgenuſſe erlöfchen ($. 468 b. G. B.). 

Als ein ſolcher Fruchtnießer iſt der Beſitzer eines Geldfideicom— 
miſſes, eines Geldlehens, der unter einer auflöfenden Bedingung, oder 
unter dem fideicommiſſariſchen Subſtitutionsbande eingeſetzte Erbe, 
ſo wie der geſetzliche Erbe, wenn ein teſtamentariſcher Erbe unter 
einer aufſchiebenden Bedingung eingeſetzt iſt, zu betrachten. | 

Von der Execution auf den Fruchtgenuß macht lediglich der 
§. 150 b. G. B. eine Ausnahme, nach welchem, wenn dem Vater 
von demjenigen, dem das Kind das Vermögen zu verdanken hat, die 
. verwilliget wird, 115 N immer 55 den 
rer desselben von den & S des Vaters nicht in wa 
genommen werden können. 


9. 312. 


Auf welche Art die Intereſſen eines Geldfideicom⸗ 
miſſes zur Einbringung der Depurations raten in 
Beſchlag genommen werden müſſen. 

Wenn der Beſitzer eines Geldfideicommiſſes mit der Entrichtung 
der Depurationsraten im Rückſtande bleibt, pflegt der Fideicommiß⸗ 
Curator bey der Fideicommiß- Behörde das Anſuchen zu ſtellen, daß 
von den Fideicommiß⸗Capitalien fo viele Intereſſen in Beſchlag ges 
nommen werden, als zur Deckung des Depurationsrückſtandes erfor— 
derlich ſind. Die Fideicommiß-Behörde pflegt bisweilen über Eins 
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vernehmen des Beſitzers, nicht felten auch ohne ihn darüber vernom— 
men haben, dem Geſuche Statt zu geben, und in Folge deſſen ent— 
weder den Schuldnern aufzutragen, die Intereſſen zur Deckung der 
Nückſtände zu depoſitiren, oder den Fideicommiß⸗Curator zu ermäch— 
tigen, die in Beſchlag genommenen Intereſſen einzuheben und zu 
depoſitiren, wovon die Schuldner, oder bey öffentlichen Capitalien 
die den Caſſen vorſtehenden Behörden, verſtändiget werden. 

Geſchieht dieſe Intereſſenbeſchlagnahme ohne Beyſtimmung 
des Fideicommiß-Beſitzers, ſo iſt der Act ohnehin null und nichtig, 
und er muß über dagegen an das Appellationsgericht ergriffenen 
Necurs aufgehoben werden, weil die Einziehung der Intereſſen zur 
Deckung des Depurationsrückſtandes nur im Executionswege über 
erfolgtes rechtskräftiges Erkenntniß Statt haben kann (§. 298 
allg. G. O.). 

Hat aber ſelbſt der Fideicommiß-Beſitzer in die Veſchlagnahme 
der Intereſſen gewilliget, fo iſt doch dieſes Verfahren für den Fidei— 
commiß⸗Curator ſowohl, als für die Fideicommiß-Behoͤrde ſehr ges 
wagt, und kann für Beyde die ſchwerſte Verantwortung nach ſich zie— 
hen; denn da ſich dieſe Intereſſenbeſchlagnahme nur auf Eindverſtänd— 
niß, und nicht auf eine Executionsbewilligung ſtützet, ſo folgt dar— 
aus, daß dieſe Intereſſeneinziehung durch jede von einem andern 
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der Gefahr ausgeſetzt iſt, daß die Depurationsrückſtände durch die 
ganze Lebensdauer des Fideicommiß⸗Beſitzers nicht eingebracht wer⸗ 
den können. 2 
Daher follte der Curator gegen den Fideicommiß-Beſitzer im— 
mer ein Urtheil oder einen Execution fähigen gerichtlichen Vergleich 
erwirken, und dann auf die Grundlage desſelben die Intereſſen im 
Executionswege in Beſchlag nehmen, weil er nur auf dieſe Art ſicher 
iſt, daß kein fremder Gläubiger durch eine Grecutionsführung ihn 
in der Einbringung der Depurationsrückſtände hindern könne. 
f Uebrigens können die Fideicommiß-Intereſſen in eben dem 
Verhältniſſe von den Gläubigern in Beſchlag genommen werden, als 
gegen ein Nealfideicommiß (§. 248 eise.) die Sequeſtration Statt 
findet. 
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| 5. 313. 
b) Auf Pacht- und Miethzinſen. 

Die Execution auf Pacht- und Miethzinſen findet allerdings 
Statt, und der Executionsführer iſt berechtiget, ſo lange er allein 
die Execution führt, dieſelben zu ſeiner Befriedigung zu verwenden. 
Er ſchließt auch bis zu feiner vollen Befriedigung jeden ſpätern Exe⸗ 
cutionsführer aus, wenn dieſem nicht ſchon ein früheres bis zur Exe⸗ 
cutionsführung ruhendes Pfandrecht zuſtand. 

War aber entweder der Pacht- oder Miethzins ſelbſt ſchon frü⸗ 
her vertragsmäßig verpfändet, oder ſind auf dem verpachteten oder 
vermietheten Gute Gläubiger intabulirt, und führt entweder der auf 
dem Pacht- oder Miethzinſe verſicherte Gläubiger auf dieſen die Exe⸗ 
cution, oder erwirkt ein ſchon früher auf das verpachtete oder ver⸗ 
miethete Gut intabulirter Gläubiger auf das Pfandgut die Seque⸗ 
ſtration, fo muß der erſte Executionsführer den ſchon früher verfis 
cherten Gläubigern von dem Tage des überreichten Executionsgeſu⸗ 
ches weichen, weil das bereits erworbene Pfandrecht durch eine ſpä⸗ 
tere Exeeutionsführung nicht aufgehoben oder zurückgeſetzt werden 
kann, und weil der Pacht- oder Miethzins für das verpfändete Gut 
als Civilfrucht desſelben betrachtet werden muß, worauf ſich das 
Pfandrecht nach F. 457 b. G. B. allerdings erſtrecket, wenn nicht 
der Pfandgläubiger es vielleicht gar vorzieht, das Pacht- oder Mieth⸗ 
gut in natura zu ſequeſtriren, und dadurch den Pacht oder die Me 
the fartifch aufhebt. 5 f 


9. 314. 
e) Auf die Erbpacht⸗ und Erbzinsbeträge. 

Die Erbpacht- und Erbzinsbeträge ſind nur damahls als jähr⸗ 
liche Nenten außer der Sequeſtration nach dieſem Abſchnitte in die 
Execution zu ziehen, wenn fie für ſich allein — abgeſondert — be⸗ 
ſtehen. Sind aber dieſe Bezüge bloß Theilerträgniſſe eines ganzen 
Körpers, z. B. einer Herrſchaft, dann werden ſie mit den andern 
Erträgniſſen des Korpers mittelſt Sequeſtration im nem 
eingebracht. 
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Beſtehen fie aber für ſich allein, fo findet nach dem Hofdecrete 

vom 4. Jung 1792 zur Einbringung derſelben im Executionswege 

die Aufſtellung eines Sequeſters nicht Statt, ſondern es genügt die 

allfällige Vormerkung und die Anweiſung an den Erbpacht- oder Erb⸗ 

zinsmann, den entfallenden Betrag quoad summam concurrentem 

dem Executionsführer zu entrichten, welcher darauf bis zu feiner vol— 

len Befriedigung, wenn er der einzige oder der erſte Executionsfüh— 

rer iſt, und einem allfällig ſpätern Executionsführer nicht ein frü⸗ 
heres Pfandrecht darauf zuſtand, allein Anſpruch hat. 


9. 315. 


d) Auf die Leibrentenbeträge. 


Nach dem F. 1286 b. G. B. find weder die Gläubiger ch 
die Kinder berechtiget, den Leibrentendertrag umzuſtoßen, wohl aber 
konnen die Erſteren ihre Beftiedigung aus der Leibrente ſuchen; es 
iſt alſo derſelbe in dem ganzen Umfange ein geeigneter Gegenſtand, 
mit der Execution belegt zu werden. nf 

Diejenigen Gläubiger, welche auf dem Gute, wofür die Leib: 
rente bedungen wurde, verſichert ſind, bleiben in ihrem Hypothekar— 
rechte ungeachtet des Leibrentenvertrages unverrückt, weil ihre bereits 
erworbenen Rechte durch den Leibrentenbertrag nicht beirret werden 
können. Allein auf die Leibrente 1 05 ihnen defiwegen fein Pfand⸗ 
recht zu, weil ſich der §. 457 G. B. auf dieſelbe nicht erſtre⸗ N 
cket; denn dieſe iſt kein Zugehör des Pfandgutes, ſondern fie verttitt 
die Stelle des Kaufſchillings, iſt daher ſelbſtſtändig, alſo ale ein Ni 
ſich beſtehendes Vermögen zu betrachten. 

Hieraus folgt, daß zwar auch die auf dem Gute berſicherten 
Gläubiger alleldings die Execution auf die Leibrente führen können, 
daß aber dieſe Execution hinſichtlich des Vorrechtes nicht auf den 
Zeitpunct der auf das Gut erwirkten Intabulation zurückwirke, und 
daß aus der Leibrente nur in der Ordnung die Befriedigung elfbl⸗ 
gen könne, in welcher das Pfandrecht unmittelbar auf dieſelbe eis 
werben wurde. 

Uebrigens aber bleibt es bey dem oben aufgeſtellten Grundſa⸗ 

e, daß, wenn ſchon vor dem Executionsführer ein Gläubiger frü- 
her das vertragsmäßige Pfandrecht erworben hat, jener die Leibrente 
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nur fo lange zu feiner Befriedigung verwenden koͤnne, bis der ſchon 
früher verſicherte Gläubiger die Execution anſuchet und bewilliget 
erhält, von dieſem Zeitpuncte an ſteht der erſte Executionsführer 
dem ſchon früher verſicherten Gläubiger nach. f 


F. 316. 
Ob eine Rentenvertheilung nöthig ſey? 

Eine Vertheilung der eingehenden Nenten iſt auch in dem Fal— 
le nicht nöthig, wenn die dießfälligen Beträge wegen Streitig— 
keit des Vorrechtes depoſitirt worden wären, weil immer ein Execu— 
tionsführer den andern bis zur vollen Befriedigung ausſchließet, und 
der zwehte eigentlich erſt dann die Ausführung der Execution beginnt, 
wenn der Erſte die volle Befriedigung erhalten hat. 
| Iſt das Vorrecht wirklich ſtreitig, fo ſteht es den Partheyen zu, 
dasſelbe im ordentlichen Nechtswege auszutragen, wornach der obſie— 
gende Theil als vorausgehender Executionsführer aus den depoſitir⸗ 
ten Geldern zuerſt ſeine Befriedigung erhalten wird. 


5. 317. 
Ausnahme von dieſer Regel. 

Eine Ausnahme von dieſer Regel dürfte nur dann Statt fin⸗ 
den, wenn die eingehobenen Beträge die Stelle der Naturalfrüchte 
eines Pfandgutes vertreten, z. B. wenn der Pachtſchilling oder der 
Miethzins eines verpfändeten Körpers, oder die Renten eines ver— 
pfändeten Tazes in Execution gezogen werden; denn in einem fols 
chen Falle haben auch hier die hoͤchſten Hofdecrete vom 12. Oet. 
1790 und 6. May 1814 Anwendung, daß nähmlich die Zahlung 
der Intereſſen früher intabulirter Capitalien durch dieſe Execution 
nicht unterbleiben darf, und in dieſem Falle müßte dann, wenn 
ein Executionsführer wegen verſchiedenen, nicht nach einander vers 
ſicherten Capitalien, oder wenn mehrere nicht unmittelbar nach ein⸗ 

ander folgende Gläubiger die Einhebung dieſer Renten im Exe— 
g cutionswege verlangten, wie bey der Sequeſtration ($. 285 u. 286) 
wegen Ausmittelung der ſchuldigen Intereſſenzahlung eine Rimliche 
Vertheilung gemacht werden. 


— — 
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II. Haupt ſt ü ck. 


Von der Befriedigung concurrirender Gläubiger aus den 
Beſoldungen und Penſionen der Schuldner. 


5. 318. 


Was man unter Beſoldungen verſtehe? 

Im weiteſten Sinne des Wortes verſteht man unter Befoldun- 
gen jene Nenten in Geld, welche als Entgeld fortwährend zu lei— 
ſtender Dienfte in beſtimmten Zeiträumen den Dienſtleiſtern aus- 
gezahlt werden. In dieſem Sinne gehören auch der Liedlohn, die 
Löhnungen und Gagen unter den Begriff der Beſoldung. 

Im engern Sinne des Wortes ſind aber Beſoldungen nur jene 
Nenten in Geld, welche den Beamten für die Ausübung ihrer Amts— 
pflichten in beſtimmten Zeiträumen verabfolgt werden. 

Von den Beſoldungen unterfcheiden ſich die Taggelder (Diur— 
nen), welche als tägliche Belohnung für bloß zeitliche Dienſtleiſtun⸗ 
gen ausgezahlt werden. 

b. 319. 
In wie ferne Beſoldungen ein Gegenſtand der Exe— 
cutions führung ſeyen? f 

Wenn von den Beſoldungen im weitern Sinne die Rede iſt, 
muß man zwiſchen den Beſoldungen der Beamten und den Loͤh— 
nungen anderer Diener einen Unterſchied machen. Die Letzteren 
können ohne alle Beſchränkung in die Execution gezogen werden, 
weil dießfalls keine geſetzliche Beſchränkung befteht. 

Vetreffend aber die Beſoldungen der Beamten, muß man zwis 
ſchen den Beſoldungen der Privat- und der öffentlichen Beamten un— 
terſcheiden. Die Beſoldungen der Erſtern können allerdings mit Eres 
eution belegt werden; denn ſowohl das Hofdecret vom 20. März. 
1794, Zahl 165, als auch das Hofdecret vom 25. Oct. 1798, Zahl 
436 ſprechen nur von den Beſoldungen öffentlicher Beamten, 
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Die Beſoldungen der öffentlichen Beamten aber, zu welchen 
auch die Beſoldungen der Beamten des Verſatzamtes, der Kran— 
ken⸗ und Verſorgungsanſtalten und der ſtädtiſchen Beamten (Hof— 
decret vom 26. Jänner 1799, Nr. 453), die Beſoldungen der 
Subjecte der Hofapotheke (Hofdec. vom 3. April 1805), die Be⸗ 
ſoldungen jener Dienerſchaft des Hofſtaates, welche gleich den Staats— 
beamten aus dem Univerſo erhalten werden (Hofdec. vom 26. April 
1799, Nr. 468), die Beſoldungen der Hoftheaterbeamten (Hofdec. 
vom 1. July 1803, Nr. 614, und vom 8. Febr. 1828, Nr. 2328), 
die Adjuten der mit Anſtellungsdecreten verſehenen Practicanten 
und Auscultanten (Hofdec. vom 19. Dec. 1800, Nr. 513), die Ges 
halte und Deputate der öffentlichen und ſtädtiſchen Schullehrer und 
Induſtriallehrerinnen (Hofdec. vom 3. July 1801, Nr. 532), die 
Procentenvorſchüſſe der Beſoldungen (Hofdec. vom 23. Nov. 1810, 
Nr. 918), die Quartiergelder der Beamten (Hofdec. vom 17. Sept. 
4795, Nr. 256), die Gefällsverſchleiß-Proviſionen der Tabakverles 
ger (Hofdec. vom 18. Jänner 1805, Nr. 709), und die Stallbe⸗ 
ſoldungen, Rittgelder, Briefportoantheile und Gebühren der Poſtmei⸗ 
ſter (Hofdec. vom 23. Auguſt 1783, Nr. 202, und 15. Sept. 
1785, Nr. 466) gerechnet werden, find nach dem Hofdecrete vom 
25. October 1798, Zahl 43 6, kein Gegenſtand einer Execution; nur 
die Ehegattinn und die Kinder koͤnnen auf die Beſoldungen der Be— 
amten (des Gatten oder Vaters), wenn dieſe kein eigenes hinläng⸗ 
liches Vermögen beſitzen, ſo wie auf die Quartiergelder derſelben 
rückſichtlich der zu fordern habenden Alimentation verſichert und 
angewieſen werden (Hofdecrete vom 19. April 1799, Nr. 467; 14. 
September 1805, Nr. 7483 15. May 1818, Nr. 1455, §. 14; 
19. November 1819, Nr. 1626, und Hofkammerdecret vom 27. De⸗ 
cember 1827). 1 Ber 5 

Das Patent vom 25. October 1798 wegen nicht geſtatteter 
Execution auf die Beſoldungen der Staatsbeamten, wurde auch durch 
das Hofdecret vom 8. Juny 1816, Nr. 1455, in allen wieder zus 
rückgefallenen Provinzen angeordnet; für die neu erworbenen Pro= 
vinzen iſt aber insbeſondere verordnet: a) daß die Beſoldungen der 
Beamten noch dermahl in Beſchlag genommen werden können, wenn 
durch gerichtlicheoder öffentliche Urkunden ein Notariatszeugniß, oder 
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andere rechtliche Beweismittel erwieſen iſt, daß die Schuld vor der 
mit hoͤchſter Entſchließung vom 24. Mai 1816 (Hofdec. vom 8. 
Jung 1816) angeordneten Kundmachung des Patentes vom 25. 
October 1798 entſtanden iſt; b) daß das eben eitirte Normale auch 
auf alle noch proviſoriſch verwendeten Beamten der vorigen Negie— 
rung ausgedehnt werde (§. 2); c) daß auch die Perſonalzulagen 
($. 3), die Adjuten (F. 4), die Quartiergelder ($. 5), die Stall⸗ 
und Rittgelder, die Briefportoantheile und Gebühren der Poſtmei⸗ 
ſter (F. 6), die Verſchleißproviſionen der Tabakverleger ($. 7) von 
der Execution befreyet ſeyen. 

| Die ſeit dem 5. März 1828 verfallenen Bezugsraten der 1 
d abbayes, welche das k. k. h. Aerar von der niederländiſchen Res 
gierung übernommen hat, dürfen ohne Bewilligung der Negierung 
weder veräußert noch verpfändet, alſo auch mit keiner Execution be⸗ 
legt werden, in fo ferne dieſe Beſchränkung in den urſprünglichen 
Verleihungsurkunden enthalten iſt. Entſchließung vom 8. Juny 
1832, durch welche Entſchließung das Hofdecret vom 1. Auguſt 
1829, Nr. 2421, nach welchem auf die pains d' abbayes durch⸗ 
aus keine Execution Statt fand, beſchränkt wird). 

Auf Taggelder und Diäten, welche früher laut Hofdecret vom 
30. Auguſt 1805, Zahl 743, nicht mit Execution belegt werden 
konnten, findet nun nach dem höchſten Hofkanzleydecrete vom 22. 
Auguſt 1835, Zahl 21354, die Execution Statt, in ſo ferne ſie 
ſolchen Perſonen zufließen, die nicht wirkliche Staatsbeamte ſind. 
Deer Kriegsbegtrag, die bey Eröffnung des Feldzuges bewilligte 
Gratisgage, und die Tafelgelder der Generale, Stabsofficiere und 
anderer Militärparthegen, dann die Medaillenzulage, fie mag von In⸗ 
dividuen aus dem Stande der Mannſchaft, oder von dienenden oder 
penſionirten Officieren bezogen werden, unterliegen weder dem Ver⸗ 
bothe noch einer Execution (Hofdecret vom 2. Jänner 1796, Nr. 
272, und Hofkriegsr. Entſchließung vom 7. Auguſt 1823, Nr. 675); 
doch unterliegt derſelben ein Drittheil der Friedeusgage der Ae 
. som 18. April 1806, Nr. 762). 


17 


140 
5. 320. 


In wie weit Penſionen, Quiescentengehalte u. dgl. 
ein Gegenſtand der Executionsführung feyen? 
Kein Gegenſtand der Execution ſind: 
a) Die Präbenden der Stiftsdamen (Hofdecret vom 23. März 
1793, Nr. 94). 

b) Die Almoſengelder aus den ſtädtiſchen oder ſtändiſchen Fonds⸗ 
caſſen, wenn ſie jährlich 200 fl. nicht überſteigen (Hofde⸗ 
cret vom 20. Auguſt 1799). 

c) Die aus dem Armen» und Stiftungsfonde, und den übrigen 
Staatscaſſen ertheilten Almoſengelder, die tags, wochen- und 
monathweiſe bemeſſenen Genüſſe, und die Proviſionen min⸗ 
derer Staatsdiener und ihrer Witwen und Waiſen (Hofdecrete 
vom 5. July 1784, Nr. 3135 11. April. 1789, Nr. 10025 
11. September 1795, Nr. 253; und 15. May 1818, Nr. 
1455, Beylage II., $. 4). 8 

a) Die Erziehungsbeyträge, welche den Witwen landesfürſtlicher 

Beamten für ihre Kinder wegen Unzulänglichkeit der Pen⸗ 
ſion bis zur Erreichung des Normalalters derſelben als Er— 
gänzung des Familienbedarfes, oder zur Beſtreitung der Pfles 
gekoſten eines kränklichen Kindes bis zu deſſen Herſtellung 
insbeſondere verliehen werden (Hofdec. vom 15. May 1818, 
Nr. 1455, Beylage II., §. 2). 

e) Die Penſionen der Witwen und Waiſen aus der Witwenge⸗ 
ſellſchaft der bürgerlichen Seidenzeug-, Sammet⸗ und Dünn⸗ 
tuchmachermeiſter in Wien (Hofentſchl. vom 16. Febr. 1796). 

1) Die Verſorgungsbeträge des Inſtitutes zur Verpflegung der 
zum Dienen unfähigen Handlungsdiener (Deeret der n. 
öſterr. Neg. vom 11. Auguſt 1796). FOR 

g) Die Penfionen der Witwen und Waiſen des Prager Witwen-, 
Waiſen⸗ und Taubſtummen⸗Privatinſtituts (Hofdecret vom 
3. April 1807, Nr. 804). 

h) Die aus dem Fonde der Geſellſchaft zur Verſorgung mittel⸗ 
loſer und gebrechlicher Mitglieder der Wiener-Juriſtenfacul— 
tät fließenden Verſorgungsbeträge (Hoforeret vom 14. März 
1812, Nr. 980); und 
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i) Die Penſionen der Witwen der Wiener medieiniſchen und chie 
rurgiſchen Witwenſocietät (Hofdee. vom 21. October 1817, 
Nr. 1380). 
Dagegen konnen: 

1) Die Penſionen, Juͤbllations- und Quiescentengehalte landes— 
fürſtlicher Beamten, ſo wie die Penſionen und Gnadengenüſſe ih— 
rer Witwen zur Hälfte in Execution gezogen werden (Hofdecrete 
vom 16. Jänner 1786, Nr. 518; und 15. May 1818, Nr. 
1455, Beylage II., §. 1). 

2) Die Genüſſe der im lombardiſch⸗ venetianiſchen Koͤnigreiche, fo 
wie auch in den übrigen neu erworbenen Provinzen auf halben 
Sold geſetzten Beamten der vorigen Regierung, vertreten die Stelle 
eines Quiescentengehaltes, und können folglich zur Hälfte mit 
Execution belegt werden (Hofdecret vom 15. May 1818, Nr. 
1455, Beylage I., $. 9). N r 

3) Die den großjährigen Beamtenwaiſen bis zu ihrer Verſorgung 
bewilligten Unterhaltsbeiträge dürfen nur dann zur Hälfte in ges 
richtliche Execution gezogen werden, wenn ſie den Betrag jähr— 

licher 100 fl. erreichen (Hofdecret vom 15. May 1818, Beylage 
II., §. 3). 

4) Die Penſtonen und Gnadengehalte der außer Dienſtleiſtung ges 
ſetzten Generale, Stabs- und Oberofficiere, und ihrer Witwen 
und Waiſen können, wenn ſie über 400 fl. betragen, mit einem 
Drittheile, find fie aber unter 400 fl., mit einem Viertheile in Exe— 
cution gezogen werden ‚Hofer. vom 19. März 1791, Nr. 129, 
§. 1 und 2). 

Eben ſo ſind zu behandeln: 

5) Die Penſtonen der Generalauditor-Lieutenants, Stabs-, Garni⸗ 
ſons- und Negimentsauditoren, der en Het und ade 

mentsärzte (Verord. vom 19. März 1791). f . 

6) Die Penſton des milit. Thereſienordens ae Verord. vom 
27. Auguſt 1811); und 6 

7) Von den Cautionsintereſſen der Officierswitwen kann, wenn ſie 
jährlich mehr als 400 fl. ausmachen, ein Drittheil, in dem Bes 
trage vem 400 fl. bis 100 fl. ein Viertheil mit Execution belegt 
werden. Die Cautionsintereſſen unter 100 fl. find von der Exe— 
cution befreyet (Hofdec. dom 15. April 1803, Nr. 601). 
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h Jun 171 7 tu 39 9 321. j 190 vi fi 
Bon dem Vorrechte der Shekstrorsflekt auf Be⸗ 

ſoldungen und Penſionen ꝛc. 

Das Vorrecht der Executionsführer auf Beſoldungen, Penſio⸗ 
nen u. dgl. richtet ſich auch nach der Zeit, des auf das Meg 
erworbenen Pfandrechtes. 

f Weil aber Beſoldungen, Pepſtggen, Duleisontengehalfe, Sag 
geld er u. dgl. „ in fo weit fie mit Execution belegt werden koͤn⸗ 
nen, auch ein Gegenſtand der frepwilligen Verpfändung des Bezugs⸗ 
rechtes ſind; ſo kann der Fall eintreten, daß ein oder der andere 
Gläubiger ſchon vor dem Executionsführer ein, gertvagsmäßiges Pfand⸗ 
recht hierauf erworben hat, welches aber, bisher. nicht zur Ausfüh⸗ 
rung kam. In dieſem Falle würde auch hier der Erecutionsführer 
die verfallenden Raten nur ſo lange zu feiner Befriedigung verwen⸗ 
den können, bis der frühere Pfandgläubiger, ſein Pfandrecht, im Exe 
cutionswege geltend machen wird. Von dieſem Zeitpuncte au, müßte 
der frühere Executionsführer dieſem weichen, und geftatten, daß der 
frühere Pfandgläubiger vor ihm aus den verfallenden Naten ſeine 
Befriedigung erhalte. 

Damit aber ein ſolches vertragsmäßiges Pfandrecht von dem 
früheren Executionsführer anerkannt werden muß, iſt es nöthig, daß 
dieſes Pfandrecht auf eine allgemein erkennbare Art erworben wur⸗ 
de, welches nur dadurch geſchieht, daß dasſelbe bey der Caſſe, wo 
die Raten ausgezahlt werden, in dem Anweiſungsbuche f ſelbſt vor⸗ 
gemerkt wird, welche Vormerkung auf das Bezugsrecht, nicht auf die 
einzelnen Raten zu geſchehen hat, und welche bey der Gerichtsbe⸗ 
hörde angeſucht, und durch dieſel be. beg der Caſſe, und der N 
vorſtehenden Behörde veranlaßt werden muß. 

Hierüber beſteht zwar kein allgemein derbindendes Geſet, al 
lein dieſe Behauptung rechtfertiget ſich aus dem F. 455 b, G. 2. 1 
und aus der vom Hofkriegsrathe den untergeordneten Stellen, unterm 
41. October 4834, Zahl 4468 kund gemachten Verordnung. 
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9. 322. 
Borſicht der Gerichte bey Bewilligungen der Exe⸗ 
cution auf Beſoldungen, Penſtonen u. dgl. 

Die Execution auf Beſoldungen, Penſionen u. dgl. wird da⸗ 
durch bewilliget, daß man dem executionführenden Gläubiger die 
Zahlungsraten , in fo weit fie der Execution unterliegen, quoad 
summam concurrentem einantwortet, und veranlaſſet, daß ſelbe 
nicht mehr dem zum Bezuge Berechtigten, ſondern dem Gläubiger 
ausgezahlt werden. Weil es aber, wie oben gezeigt wurde, leicht 
möglich iſt, daß entweder ſchon früher eine Parthey die Execution 
hierauf erwarb, oder daß dem Executionsführer im Laufe der Exe— 
cution ein ſchon früherer Pfandgläubiger vorgehen kann; ſo ſoll die 
Executionsbehörde die executive Einantwortung immer mit dem Bey— 
ſatze „früheren Nechten unbeſchadet“ bewilligen, und auch bey den 
Caſſen um die Auszahlung an den Gläubiger mit dieſem Beyſatze 
anſuchen. 


9. 323. 
Von dem Benehmen der Zahlungscaſſen bey ſich 
ergebendem Vorrechtsſtreite. 

So lange nur Ein Executionsführer die Beſoldung, Penfion ꝛc. 
im Executionswege in Anſpruch genommen hat, wird ihm die Faſ— 
ſe bis zu ſeiner vollen Befriedigung die in Execution gezogenen Na⸗ 
ten auszahlen, und von dem Tage der bekannt gegebenen Exeeu— 
tionsbewilligung dem Exequirten die in Beſchlag genommene Nate 
auch dann nicht auszahlen, wenn ſich auch der Executionsführer 
um die Zahlung nicht melden würde, bis nicht die Execution wie— 
der gerichtlich aufgehoben wird. 

Wenn aber mehrere Gläubiger zugleich die Execution führen, 
und unter ihnen ein Vorrechtsſtreit in Hinſicht des Bezuges entſteht, 
ſo kann von dieſem Tage an die Caſſe an keinen der Gläubiger 
die Auszahlung pflegen, bis ſie nicht ihr Vorrecht gerichtlich ausge— 
tragen haben. Die bis dorthin verfallenen Naten werden zurück— 
behalten, und dann demjenigen bis zu ſeiner Befriedigung ausge⸗ 
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folgt, welcher ſich auszuweiſen im Stande ift, daß ihm nach gericht: 
lichem Erkenntniſſe das Vorrecht zuſtehe. 

Wenn nach F. 321 bloß auf das Bezugsrecht der Beſoldung 
oder Penſion ꝛc. die Pfandvormerkung zur Sicherſtellung einer For— 
derung bey der Caſſe erwirkt wird, fo hemmt dieſe Vormerkung die 
Auszahlung der verfallenden Raten an den Bezugsberechtigten nicht, 
bis nicht in Folge des erworbenen Pfandrechtes auch die executive 
Einantwortung der verfallenen Naten erfolget. 
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IV. Abſchnitt. 


Von der geſetzlichen Befriedigung concurri⸗ 
render Verlaſſenſchaftsgläubiger. 


F. 324. 
Von den Verlaſſenſchaftsgläubigern überhaupt. 


Unter Verlaſſenſchaftsgläubigern verſteht man überhaupt alle 
jene Perſonen, welche aus was immer für einem Titel gegen den 
Erblaſſer ſelbſt, und nach deſſen Abſterben gegen ſeine Verlaſſen⸗ 
ſchaftsmaſſe eine Forderung zu ſtellen haben. 

Von dieſen Verlaſſenſchaftsgläubigern unterſcheiden ſich die erſt 
nach dem Tode des Erblaſſers gegen deſſen Maſſe, ſey es aus dem 
erklärten Willen des Erblaſſers, oder auf andere Art entſtandenen 
Anſprüche. 

Obgleich der Eintritt des Todes des Schuldners in dem Rechts: 
verhältniſſe desſelben gegen feine Gläubiger im Weſentlichen keine 
Veränderung hervorbringt, indem den Letztern das Recht zuſteht, 
ſich mit ihren Forderungen aus dem zurückgelaſſenen Vermögen des 
Schuldners eben ſo gut im Executionswege befriedigen zu laſſen, 
als wenn der Schuldner noch am Leben wäre; ſo treten doch ſo 
wichtige Abweichungen ein, daß es ſich der Mühe lohnt, dieſelben 
in dieſer Abhandlung in einem beſondern Abſchnitte darzufiellen. 


9. 325. 


Eintheilung der Materie dieſes Abſchnittes. 
Daß nach Abſterben des Schuldners derſelbe nicht mehr um 
die Befriedigung angegangen werden könne, verſteht ſich von ſelbſt; 


es iſt daher zu erörtern, wie dießfalls der Verſtorbene vertreten wer- 
2. Bd. 10 
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de, und wer von den Gläubigern um die Befriedigung angegangen 
werden müſſe. 

Da ferner auf das Verlaßvermögen nebſt den Gläubigern auch 
Erben und Legatare aus dem Geſetze oder dem letzten Willen An— 
ſprüche haben, ſo wäre zu unterſuchen, in welchem Verhältniſſe die 
Verlaſſenſchaftsgläubiger zu dieſen letztern, und überhaupt zu den 
erſt nach dem Tode des Schuldners entſtandenen Anſprüchen ſtehen. 

Jeder Nachlaß muß einer Abhandlung unterzogen werden. Da 
aber die Verlaßabhandlung und Einantwortung auch auf die Ver— 
laſſenſchaftsgläubiger einen weſentlichen Einfluß nimmt, ſo wäre dar⸗ 
zuſtellen, in wie weit die Verlaſſenſchaftsgläubiger bey den einzelnen 
Abhandlungsſchritten ſelbſt zu interveniren berechtiget ſind, oder über 
an ſie ergangene gerichtliche Aufforderung zur Sicherheit ihrer Rechte 
einzuſchreiten haben. 

Endlich iſt zu erörtern, in welchem Nechtsverhältniſſe die Ver⸗ 
laſſenſchaftsgläubiger ſelbſt zu einander ſtehen, wenn die Befriedigung 
Aller aus dem Zahlungsobjecte nicht erfolgen kann. 

Es zerfällt daher dieſer Abſchnitt in vier Hauptſtücke. 

4) Von der Repräſentation des Erblaſſers; i 

2) Von dem Rechtsverhältniſſe der Verlaſſenſchaftsgläubiger zu den 
erſt nach dem Tode des Schuldners entſtandenen Anſprüchen. 

3) Von dem Rechte der Gläubiger zur „Suterdeuirung bey den ein⸗ 
zelnen Abhandlungsſchritten. 

4) Von dem g e d der Verlaſſenſchaftsgläubiger zu ein⸗ 
ander. 


I. Haupt ſt ü 
Von der Repräſentation des ae 


' | 5. 326. 
Der Erblaſſer wird durch einen Eurator repräſentirt. 
Der Erblaſſer wird den Verlaſſenſchaftsgläubigern gegenüber nicht 
immer von denſelben, ſondern nach den verſchiedenen Zeitverhältniſ— 
ſen und Umſtänden auch von verſchiedenen Perſonen repräſentirt. 
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Hat fih noch Niemand als Erbe zur Verlaſſenſchaft des Schuldners 
erklärt, ſo müßte der Verlaſſenſchaftsgläubiger um Aufſtellung eines 
Curaters ad actum bitten, weil nach dem $. 547 b. G. B. vor 
der Annahme des Erben die Verlaſſenſchaft ſo betrachtet wird, als 
wenn ſie von dem Verſtorbenen noch beſeſſen würde. Gegen dieſen 
aufgeſtellten Curator müßte die Liquidirungs- und Zahlunsklage von 
dem Verlaſſenſchaftsgläubiger überreicht werden. Iſt nun einmahl 
ein ſolcher Curator beſtellt, ſo könnten füglih alle Verlaſſenſchafts— 
gläubiger gegen dieſen klagen; nur müßte er erinnert werden, daß 
ſeine Aufſtellung auch rückſichtlich dieſer neuen Kläger zu gelten habe. 

Wäre aber, entweder wegen Abweſenheit der Erben, oder aus 
einem andern Grunde vom Gerichte ſelbſt, ohne daß von den 
Erben eine Erbserklärung vorläge, ein Verlaſſenſchaftscurator aufge⸗ 
ſtellt, fo werden gegen denſelben die Klagen überreicht. 


5. 327. 
Wann die Erben den Erblaſſer vorstellen. 


Nach demſelben §. 547 b. G. B. ſtellt der Erbe, ſobald er 
die Erbſchaft angenommen hat, in Nüdfiht auf dieſelbe den Erb⸗ 
laſſer vor; daher haben die Verlaſſenſchaf ftsgläubiger nach überreich— 
ter Erbserklärung die Erben um die Befriedigung zu belangen. Wä— 
re aber die Klage bereits gegen den Curator anhängig gemacht, ſo 
wird ſie auch gegen denſelben, ungeachtet der in der Zwiſchenzeit 
eingelaufenen Erbserklärungen, fortgeſetzt. 

Wie aber, wenn aus dem letzten Willen, oder aus dem Sper⸗ 
berichte erhellet, daß Mehrere als Erben zur Erbſchaft berufen ſind, 
aber nur Einer, oder Einige bereits ihre Erbserklärung überreicht ha— 
ben? In dieſem Falle wird es genügen, wenn nur die bereits erklärten 
Erben belangt werden, und es iſt nicht nöthig, daß in Betreff der 
nicht erklärten Erben ein Curator beſtellt werde; denn im $. 550 
b. G. B. heißt es ausdrücklich: Mehrere Erben werden in Anſehung 
ihres gemeinſchaftlichen Erbrechtes für Eine Perſon angeſehen. Sie 
ſtehen in dieſer Eigenſchaft vor der gerichtlichen Uebergabe der Erb⸗ 
ſchaft Alle für Einen, und Einer für Alle. Wenn daher ſchon meh— 
rere erklärte Erben (denn vor der Erklärung ſind ſie keine Erben) 
rückſichtlich der Verlaſſenſchaft in solidum haften, um wie viel mehr 

20,7 
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muß es genügen, daß die bereits erklärten Erben belangt werden, 
obgleich die Erbſchaft Mehreren angefallen iſt. 


5. 328. 


Wie ae Erben nach der Einantwortung zu 
belangen ſeyen. 

Anders verhält es ſich nach der Einantwortung der Verlaſſen⸗ 
ſchaft, wobey auf die Art der überreichten Erbserklärung Nückſicht 
genommen werden muß. Haben ſich alle Erben bedingt erklärt, ſo 
muß jeder beſonders rückſichtlich des auf ihn entfallenen Antheils 
belangt werden. 

Der unbedingt erklärte Erbe, welchem die Verlaſſenſchaft ſchon 
vor dem errichteten Inventare nach $. 810 b. G. B. zur Beſorgung 
und Benutzung übergeben wurde, haftet aber mit feinem ganzen Der: 
mögen den Verlaſſenſchaftsgläubigern auch nach der erfolgten Ein— 
antwortung; daher kann derſelbe, wenn auch andere bedingt erklärte 
Erben vorhanden ſind, zuverſichtlich allein — in solidum — ges 
klagt werden, und es fteht ihm über erfolgte Befriedigung des Ver— 
laßgläubigers nur das verhältnißmäßige Regreßrecht gegen die an— 
dern Erben, und zwar nach Verſchiedenheit ihrer Erbserklärungen ente 
weder unbedingt nach $. 896 b. G. B., oder nach den Kräften der 
jedem Erben zugefallenen Erbſchaft, zu. Iſt aber entweder von Amts— 
wegen, oder wegen vorhandenen bedingten Erbserklärungen ſchon vor 
der Uebergabe der Verlaſſenſchaft ein Inventar errichtet worden; ſo 
kann nach der Einantwortung ſelbſt der unbedingt erklärte Erbe nur 
fo wie der bedingt erklärte belangt werden (§. 807 b. G. B.). 


5. 329, 
Wann die Legatare von den Berlaſſenſchaftsgläu⸗ 
bigern geklagt werden können. 

Die Vermächtnißnehmer haben nur in ſo weit einen Anſpruch 
auf die Befriedigung mit ihren Legaten, als eine wirkliche Verlaſ— 
ſenſchaft vorhanden iſt; in ſo weit daher dieſe durch die Verlaſſen— 
ſchaftsgläubiger erſchöͤpft iſt, find die angeordneten Legate unwirk— 
ſam, wenn nicht der Erbe ſich unbedingt erklärt hat, wornach nach 
$. 801 b. G. B. die praesumtio juris et de jure eintritt, daß 
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die Erbſchaft ſowohl zur Befriedigung der Gläubiger als der Legas 
tare hinreiche. Aus dieſer Deduction ergibt ſich, daß die Legatare, 
wenn ſie ihre Vermächtniſſe von dem Erben bereits erhalten haben, 
das noch erübrigende Verlaßvermögen aber, bey vorhandener beding— 
ter Erbserklärung zur Befriedigung der Verlaſſenſchaftsgläubiger nicht 
hinreicht, auf Herauszahlung der bereits erhaltenen Legate belangt 
werden können, ſoweit ſelbe zur Befriedigung der Verlaſſenſchafts— 
gläubiger nöthig iſt. Jedoch ſcheint es, daß die Vermächtnißnehmer 
nur in subsidio belangt werden können, wenn nähmlich der dem 
Erben gebliebene Verlaſſenſchaftsantheil zur Befriedigung nicht zu— 
reicht, weil eigentlich nur der Erbe den Erblaſſer vorſtellt, und auch 
nur dieſer alle Rechte und Verbindlichkeiten des Erblaſſers übernimmt. 

Hievon dürfte lediglich der Fall eine Ausnahme begründen, 
wenn der Verlaſſenſchaftsgläubiger auf dem dem Legatare zugefalle- 
nen Verlaſſenſchaftsſtücke mit ſeiner Forderung ſicher geſtellt iſt, weil 
es in dem F. 662 b. G. B. ausdrücklich heißt: „Iſt die vermachte 
Sache verpfändet oder belaſtet, fo übernimmt der Empfänger auch die 
darauf haftenden Laſten.“ Indeſſen iſt dieſes nicht ſo zu verſtehen, als 
müßte in dieſem Falle der Legatar geklagt werden; der Gläubiger kann 
ohne Anſtand auch den Erben klagen, denn nur dieſer ſtellt nach 
§. 547 b. G. B. den Erblaſſer, alſo den Perſonalſchuldner vor, 
an welchen fi) der Pfandgläubiger der Zahlung wegen auch aller— 
dings zu halten hat. 

Geſetzt aber, der unbedingte Erbe hätte einen Legatar aus dem 
Verlaßvermögen gezahlt, weil er dafür hielt, daß der Verlaß zur Be— 
friedigung aller Gläubiger und der Legatare zureichen werde; es 
ſey aber der Verlaß durch die Befriedigung der Legatare erfchöpft, 
der unbedingt erklärte Erbe beſitze aber kein eigenes Vermögen, um 
die ſich meldenden Verlaſſenſchaftsgläubiger zu befriedigen, ſo wäre 
die Frage, ob die Legatare quoad summam concurrentem zur 
Zurückzahlung an die Gläubiger verhalten werden können. 

Ich glaube allerdings; denn der Erblaſſer konnte auf den To⸗ 
desfall nur in ſo weit über ſein Vermögen verfügen, als dasſelbe 
nicht durch die Verlaſſenſchaftsgläubiger erſchöpft würde, eine jede 
weitergreifende letztwillige Anordnung muß unwirkſam ſeyn. Da nun 
im gegebenen Falle die Legatare aus dem zur Befriedigung der Gläu⸗ 
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biger nöthigen Vermögen befriediget wurden, fo iſt an fie die Zah: 
lung indebite aus Irrthum erfolgt, und fie müffen den erhaltenen 
Betrag in die Maſſe wieder zurückſtellen. Um dieſe Rückſtellung 
können ſie aber gerade von den Gläubigern angegangen werden, weil 


in dem gegenwärtigen Falle nur dieſen auf das ausgefolgte Vermö⸗ 
gen ein Recht zufteht. 


J. 330. 


In wie ferne Geſchenknehmer von den Verlaſſen— 
ſchaftsgläubigern belangt werden können. 
Bekanntlich ſind die Geſchenknehmer entweder unter Lebenden, 

oder mortis causa beſchenkt; gegen die einen, fo wie gegen die an⸗ 

dern kann den Verlaſſenſchaftsgläubigern ein Klagerecht auf Befrie— 
digung mit ihrer Forderung zuſtehen, jedoch muß in jedem Falle 
nachgewieſen werden, daß aus dem noch erübrigenden Vermögen des 

Erblaſſers die volle Befriedigung nicht erzielt werden könne. 
Rückſichtlich der ſchon bey Lebzeiten des Erblaſſers Beſchenkten 

muß aber der Verlaſſenſchaftsgläubiger nach F. 952 u. 953 noch 

- Überdieß nachweiſen, daß ſich das Geſchenk noch in Handen des Be⸗ 

ſchenkten befinde, daß die Forderung zur Zeit der gemachten Schen— 

kung ſchon beſtanden, oder daß ſich der Beſchenkte eines hinterliſti— 
gen Einverſtändniſſes in fraudem creditorum bedient habe. 

Schenkungen auf den Todesfall find nach §. 956 b. G. B. ent; 
weder nur als Legate, oder wenn ſie nach der vorgeſchriebenen Form 
errichtet werden, als Verträge anzuſehen. Im erſten Falle gilt rück⸗ 
ſichtlich derſelben dasjenige, was oben (§. 329) von den Legataren 
geſagt wurde; in dem letztern Falle aber hat der Kläger nur zu be— 
weiſen, daß er mit ſeiner Forderung aus dem übrigen Verlaßver— 
mögen nicht befriediget werden könne, und daß ſich das Geſchenk 
noch in Händen des Beſchenkten befinde. 


J. 351. 
Wer außer den aufgeführten Perſonen noch belangt 
werden könne. 


Die Verlaſſenſchaftsgläubiger haben überhaupt das Necht, ihre 
Defriedigung aus dem Verlaſſenſchaftsvermoͤgen zu ſuchen; daher muß. 


151 


es ihnen frey ſtehen, zum Behufe ihrer Befriedigung das ganze Ver: 
mögen des Erblaſſers, wo es ſich immer befindet, in Beſchlag zu nehmen, 
deßwegen ſteht ihnen auch das Recht zu, alle jene, welche etwas aus 
dem Vermögen des Erblaſſers in Händen haben, dahin zu belangen, daß 
ſie das in ihren Händen befindliche Verlaßvermögen herauszugeben ha— 
ben, und zu geſtatten ſchuldig ſehen, daß hiemit die Verlaſſenſchafts— 
forderungen befriediget werden. — Den Verlaſſenſchaftsgläubigern 
iſt demnach auch das Recht eingeräumt, diejenigen, welche im Ver— 
dachte einer Verſchleppung eines Theiles des Verlaßvermögens ſte— 
hen, auf die Ablegung des Manifeſtationseides zu belangen. 


9. 332. 
Von dem Regreßrechte der Verlaſſenſchaftsgläubiger. 


Wenn das vorhandene Verlaßvermögen aus Verſchulden derje— 
nigen Perſonen, welchen die Obſorge über dasſelbe obgelegen hat, 
dergeſtalt verſchmälert wurde, daß die die Befriedigung ſuchenden 
Gläubiger ihre volle Befriedigung nicht mehr erlangen können, fo 
ſteht ihnen nach dem §. 1295 b. G. B. in fo weit das Necht auf 
Schadenerſatz zu, als erwieſen werden kann, daß die Verlaßgläubi⸗ 
ger ohne die eingetretene Sorgloſigkeit aus dem Verlaßvermögen 
ihre Befriedigung würden erhalten haben. 

Auf dieſe Art können verantwortlich werden, ein Curator oder 
Sachwalter, ein bedingt erklärter Erbe, derjenige, dem das Gericht 
zur einſtweiligen Verwahrung das Verlaßvermögen übergab, und ſelbſt 
die Abhandlungsbehoͤrde. 


d. 333. 


In wie ferne den Verlaßgläubigern das Recht zu— 
ſtehe, den letzten Willen des Erblaſſers unwirkſam 
zu machen. | 

Der Erblaſſer iſt nicht berechtiget, durch feinen letzten Willen 
die Verlaſſenſchaftsgläubiger zu beeinträchtigen; daher iſt deſſen letz⸗ 
ter Wille in ſo weit unwirkſam, als dadurch die Gläubiger eine Be— 
einträchtigung zu erweiſen vermögen; deßwegen iſt die Anordnung 
prunkvoller Begräbniſſe ꝛc., wenn ſelbe zum Abbruche der Verlaß— 
gläubiger gereichen würde, ungültig; ſelbſt die allg. C. O. §. 15, 
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litt. a, ſpricht nur von dem Vorzuge des zur Beerdigung des Ver⸗ 
ſchuldeten nothwendigen Koſten. 

Es kann aber auch noch andere letztwillige Anordnungen ges 
ben, welche offenbar zum Nachtheile der Verlaſſenſchaftsgläubiger ges 
reichen, und deßhalb von dieſen mit Recht beſtritten werden können; 
ſolche finds Erſtens, die Erklärung des Teſtators, daß er Jeman— 
den etwas ſchulde. Die Gläubiger können nicht verpflichtet ſeyn, 
ihnen gegenüber dieſe Erklärung als vollen Beweis der Forderung 
gelten zu laſſen, ſondern der vermeintliche Gläubiger hat ſeine For— 
derung gerichtsordnungsmäßig zu erweiſen (§. 665 b. G. B.). Zwey⸗ 
tens die Erklärung des Teſtators, daß ihm ein Dritter nichts ſchul⸗ 
de. Die Verlaſſenſchaftsgläubiger haben dieſer Erklärung ungeach— 
tet das Recht, den Beweis der wirklich beſtehenden Schuld zu füh— 
ren, welcher für den Schuldner die Verbindlichkeit der Zahlung zu 
dem Nachlaſſe des Erklärenden begründet. Eben ſo verhält es ſich 
drittens mit der letztwilligen Erklärung, daß der Schuldner dem Erb⸗ 
laſſer die beſtandene Forderung bereits bezahlt habe. Ein gleiches 
Bewandtniß hat es viertens, wenn der Erblaſſer erklärt, daß eine ſich 
in dem Verlaſſe befindliche Sache das Eigenthum eines Dritten ſey. 
Mit dieſer Erklärung allein kann der Dritte die vermeinte Sache 
nicht vindieiren, ſondern er muß gegen die Verlaſſenſchaftsgläubiger 
den ſtrengen Beweis des Eigenthums führen, eben fo, wie dies 
ſer Dritte erſt die Executionsentwehrungsklage zu überreichen hätte, 
wenn gleich bey der Pfändung der Schuldner erklärte, daß die ges 
pfändete Sache ein Eigenthum dieſes Dritten ſey. 


b. 334. 


In wie weit die Verlaßgläubiger einen Ehevertrag 
unwirkſam machen. 

Auch durch einen Ehevertrag, Ehepacte, können die ſchon 
zur Zeit des eingegangenen Vertrages beſtehenden Gläubiger in ſo 
ferne beeinträchtiget werden, als in demſelben zum Nachtheile dieſer 
dem andern Theile in Bezug des Vermögens Vortheile eingeräumt 
werden, welche, je nachdem fie ſchon bey Lebzeiten in Erfüllung kom⸗ 
men, als Geſchenke unter Lebenden, oder wenn ſie auf den Ueber⸗ 
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lebungs fall beſtimmt wurden, als Geſchenke auf den Todesfall zu 
betrachten ſind. 

Zu den erſtern gehören die beſtimmte Morgengabe, zu den letztern 
das Heirathsgut, die Wiederlage, und nach Umſtänden auch die einge— 
gangene theilweiſe Gütergemeinſchaft. Die allgemeine Gütergemein— 
ſchaft kann ſchon aus dem Grunde hieher nicht gerechnet werden, weil 
bey der Gütergemeinſchaft unter Ehegatten, die ſich auf das ganze 
Vermögen bezieht, nach §. 1235 b. G. B. ohnehin vor der Thei⸗ 
lung alle Schulden ohne Ausnahme abzuziehen ſind. Auch das 
in den Ehepacten allenfalls enthaltene Aufgriffsrecht des überleben— 
den Ehegatten — das Recht, das ganze Vermögen, oder einen bes 
ſtimmten Theil um den Schätzungswerth zu übernehmen, — kann 
zum Nachtheile der Verlaſſenſchaftsgläubiger keine Gültigkeit haben. 


II. Sauptſtück. 


Von dem Rechtsverhältniſſe der Verlaſſen— 
ſchaftsgläubiger zu den erſt nach dem Tode 
des Schuldners entſtandenen Anſprüchen. 


6. 335. 


Aufzählung der nach dem Tode des Erblaſſers 
entſtehenden Anſprüche. 

Die erſt nach dem Tode des Erblaſſers entſtehenden Anſprüche 
beziehen ſich entweder auf eine Leiſtung, auf einen Vertrag auf den 
Todesfall, auf eine letzte Willenserklärung, oder auf das Geſetz. 

Zu den erſten gehören die Begräbnißkoſten und die Maſſeverwal⸗ 
tungskoſten; zu den zwegten die Schenkungen auf den Todesfall, 
die Rechte des überlebenden Ehegatten auf das Vermögen des Ver⸗ 
ſtorbenen, in ſo weit dieſelben in dem Ehecontracte gegründet ſind; 
zu den dritten das teſtamentariſche Erbrecht und die Vermächtniſſe, 
und zu den vierten die auf eine Verlaſſenſchaft entfallenden geſetz⸗ 
lichen Anlagen, und das geſetzliche Erbrecht. 
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d. 356. 


Von der Concurrenz der Begräbnißkoſten mit den 
Verlaßgläubigern. 

Die nothwendigen Begräbnißkoſten ſind eine wahre Forderung, 
die aus dem Verlaßvermögen des Beerdigten ohne weiters beſtritten 
werden muß; denn ſie ſind ein geſetzlich nothwendiger Aufwand, wel— 
cher nach §. 1042 b. G. B. ohne weiters zu erſetzen iſt. 

Ob aber gleich dieſen Koſten nach §. 15 allg. C. O. litt. a 
der Vorzug der erſten Claſſe gebührt; ſo ſcheint es doch nicht 
richtig zu ſeyn, daß denſelben auch außer dem Concurſe den Ver— a 
laſſenſchaftsgläubigern gegenüber ein Vorzug gebühre, dergeſtalt, daß 
ein Verlaſſenſchaftsgläubiger zur Tilgung ſeiner Forderung gegen 
das Verlaſſenſchaftsvermoͤgen nur in ſoweit die Execution führen 
könnte, als dadurch die Möglichkeit der Befriedigung der Beerdi— 
gungskoſten nicht aufgeheben würde. Denn eine allgemeine Vor— 
ſchrift, womit dieſen Koſten das Vorzugsrecht geſichert wäre, beſteht 
nicht, die bloß für Concurſe erlaſſene Vorſchrift aber kann auf an— 
dere Fälle nicht angewendet werden. 

Hat daher ein Verlaßgläubiger zur Befriedigung mit ſeiner 
Forderung das ganze vorhandene Verlaßvermögen in die Pfändung 
gezogen; ſo iſt er auch ohne Rückſicht der noch nicht befriedigten 
Beerdigungskoſten berechtigt, aus dem gepfändeten Vermögen ſeine 
volle Befriedigung zu ſuchen. 


9. 337. 


Von der Concurrenz der Adminiſtrations- und Cu— 
ratelskoſten mit den Verlaßgläubigern. 


Die Adminiſtration des Verlaßvermögens wird entweder von 
Amtswegen, oder auf Begehren einer Parthehy eingeleitet, eben fo 
wird entweder von Amtswegen, oder auf ein geſetzlich geſtelltes An⸗ 
ſuchen ein Curator aufgeſtellt. 

Wird die Vermögensadminiſtration von Amtswegen lente 
oder von Amtswegen ein Verlaßcurator aufgeſtellt, ſo unterliegt es 
keinem Zweifel, daß ſowohl der Adminiſtrator, als auch der Cura— 
tor aus der Verlaſſesmaſſe zu befriedigen komme, weil beyde auf 
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öffentlichen Auftrag für dieſelbe gearbeitet haben; jedoch kann man 


nicht behaupten, daß dieſen Forderungen ir irgend ein Vorzug vor den 
Verlaſſenſchaftsgläubigern zuſtehe; denn es iſt ein ſolcher Vorzug 
nirgends geſetzlich beſtimmt. Die Anordnung des $. 14 litt b C. O. 
kann aber auf vorkommende Fälle außer dem Concurſe nicht ange— 
wendet werden. Daher hätte der Adminiſtrator und Curator ſelbſt 
zu ſorgen, daß ſie mit ihren Deſerviten und Auslagen aus dem 
Verlaßvermögen ſicher geſtellt werden, und dem Curator ſteht es nach 
F. 2 der allg. C. O., wenn ſich die Unzulänglichkeit der Verlaſſen— 
ſchaft darſtellt, ohnehin frey, die Eröffnung des Concurſes zu be— 
gehren, in welchem Falle er mit den vom Tage der Concurseroffnung 
auflaufenden Deſerviten vor allen Gläubigern "claffifieirt werden 
müßte. Mit den bis zur Concurseröffnung aufgelaufenen Deſervi— 
ten würde er aber, ſo wie der Verlaßvermögens-Adminiſtrator in 
die vierte Claſſe geſetzt werden. Auch ſteht ſowohl dem ämtlich auf— 


geſtellten Adminiſtrator als auch dem Curator das Necht zu, von 


der Abhandlungsbehörde ſogleich einen angemeſſenen Vorſchuß zu 


verlangen, welcher ihnen auch aus dem Verlaſſenſchaftsvermögen 


gegen Verrechnung verabfolgt werden muß. 

Iſt ein Curator oder Adminiſtrator nur auf Anſuchen einer 
Parthey aufgeſtellt worden, fo muß ohnehin dieſelbe auch die dieß— 
fälligen Koſten tragen, und iſt nur berechtiget, als ein Gemeingläu— 
biger den Regreß bey der Verlaſſenſchaftsmaſſe zu ſuchen (§. 288). 


J. 338. 


Von der Concurrenz der auflaufenden Gerichtsge⸗ 
bühren, als Diäten, Stämpel ꝛc. mit den Ver— 
laſſenſchaftsgläubigern. 

Von Gerichtstaxen und andern geſetzlichen Abgaben kann hier 
keine Rede ſeyn, weil ſolche nur von dem reinen Verlaßvermögen zu be— 


ziehen ſind, und weil dieſe Gebühren, wenn ſie bereits bezogen wä— 
ren, und es ſich zeigen würde, daß durch nachträglich vorgekommene 


Paſſiva das Verlaßvermögen ganz erſchöpft werde, wieder zurückerſetzt 


werden müßten. Anders verhält es ſich aber mit den für die vor— 
zunehmenden Amtshandlungen auflaufenden Diäten und Auslagen, 
und mit dem für geſetzlich verwendetes Stämpelpapier ſich ergebenden 
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Betrage, welcher auch bey einem unzulänglichen Verlaſſe berichtiget 
werden muß. 

Man kann zwar auch hier nicht behaupten, daß dieſem Betra- 
ge ein geſetzliches Vorrecht vor den Verlaßgläubigern zuſtehe, weil 
ein ſolches nirgends geſetzlich ausgeſprochen iſt; allein der Abhand— 
lungsinſtanz ſteht doch unbezweifelt das Recht zu, dieſen Betrag aus 
dem unverpfändeten Verlaßvermögen, ohne Rückſicht auf die bereits 
bekannten Verlaßgläubiger zu beziehen, und hiermit obige Auslagen 
zu beſtreiten, oder dieſen Betrag von den Erben oder dem Verlaß— 
curator einzubringen, welchen aber gleichfalls das Recht zuſteht, aus 
der Verlaſſesmaſſe einen angemeſſenen Vorſchuß zu verlangen. 

Wäre aber das ganze Verlaßvermögen mit Pfandrecht belegt; 

ſo kommt es darauf an, ob der Verlaß auch durch die liquiden 
Forderungen erſchöpft werde, oder nicht. Im erſten Falle wird ohne» 
hin keine Amtehandlung, außer über Einſchreiten vorgenommen, ſon⸗ 
dern der Verlaß armuthshalber abgethan; werden aber die Amts» 
handlungen über Einſchreiten vorgenommen, ſo zahlt ohnehin die 
dießfälligen Auslagen die einſchreitende Parthey. 
Iſt zwar das ganze Verlaßvermögen mit Pfandrecht belegt, 
dasſelbe aber durch die liquiden Forderungen nicht erſchöpft, fo kön⸗ 
nen die Diäten und Stämpelgebühren erſt aus dem erübrigenden 
Verlaßvermögen befriediget werden. 


5. 339. 


Von der Concurrenz der Verlaſſenſchaftsgläubiger 
mit den auf den Todesfall Beſchenkten. 

Nückſichtlich der auf den Todesfall Beſchenkten kommt es dars 
auf an, ob die Geſchenknehmer bereits vor dem Einſchreiten der 
Verlaſſenſchaftsgläubiger die Geſchenkgegenſtände erhielten, oder aber, 
ob ihr Anſpruch noch unerfüllt blieb. In dem erſtern Falle müß⸗ 
ten die Verlaſſenſchaftsgläubiger gegen die Geſchenknehmer mit der 
Neſtituirungsklage auftreten, und hiebey beweiſen, a) daß fie aus 
dem noch vorhandenen Verlaffenfchaftsvermögen ihre Befriedigung 
nicht erhalten können, und b) daß die Geſchenknehmer das Geſchenk 
oder deſſen Werth noch in ihrem Beſitze haben (§. 952 b. G. B.) 
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In dem zweßten Falle aber ſteht den Verlaffenfchaftsgläubi« 
gern das Recht zu, gegen die Ausfolglaſſung der Geſchenke zu proter 
ſtiren; denn ein Geſchenk auf den Todesfall kann eben ſo, wie ein 
Legat, nur unter der Bedingung als gültig gedacht werden, wenn 
ſich ein auf den verſchenkten Betrag erſtreckendes reines Verlaßver⸗ 
mögen vorfindet, weil man ſonſt zugeben müßte, man könne über 
fremdes Vermögen rechtlich disponiren, und weil, wenn die Gläu— 
biger nach $. 953 b. G. B. zu ihrer Befriedigung ſchon realiſirte 
Geſchenke zurückfordern konnen, dieſelben um fo mehr berechtiget 
ſeyn müſſen, gegen die Ausfolglaffung der noch nicht übergebenen 
Geſchenke zu proteſtiren. 


5. 340. 


Von der Concurrenz der Verlaſſenſchaftsgläubiger 
mit dem überlebenden Ehetheile rückſichtlich der 
Anſprüche aus den Ehepacten. 

Die Anſprüche des überlebenden Ehegatten aus den Ehepae— 
ten begründen entweder wahre Forderungen, oder Schenkungen auf 
den Todesfall, oder Erbrechte. 

Zu den erſtern gehört das Heirathsgut und überhaupt (nach 
der Volksſprache) das Zubringen. In Rückſicht desſelben ſteht dem 
überlebenden Ehegatten entweder die Vindicationsklage zu, wenn 
demſelben das Eigenthum zuſteht, oder er erſcheint als bloßer Ver— 
laſſenſchaftsgläubiger, wenn das Eigenthum des Zubringens dem ver— 
ſtorbenen Ehegatten gebührte ($- 1227 u. 1228 b. G. B.). 

Die Wiederlage nimmt in der Negel die Natur des Heirath— 
gutes an, deſſen Vermehrung fie nach §. 1230 b. G. B. iſt; def: 
wegen ſteht auch der Ehegattinn, wenn ſie ihren Mann überlebt, 
das Eigenthum darauf zu, d. h. ſie hat das Recht zu fordern, daß 
ihr dasſelbe aus dem ehegattlichen Verlaſſe zur freyen Dispofition 
verabfolgt werde. Sie iſt daher rückſichtlich desſelben, ſo wie jeder 
andere Verlaſſenſchaftsgläubiger anzuſehen, hat aber auch vor den 
übrigen dießfalls außer dem Concurſe gar keinen Vorzug, wenn die 
Wiederlage in einer beſtimmten Summe Geldes beſteht. Beſteht ſie 
aber in einer beſtimmten Sache, die ſich in dem Verlaſſe befindet; 
fo ſcheint es, daß ihr hierauf die Eigenthumsklage nach §. 1230 
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b. G. B. zuſtehe, und daß fie damit auch gegen die Verlaſſenſchafts— 
gläubiger auftreten könne. 

Wären aber Verlaßgläubiger vorhanden, welche zu beweiſen 
vermöchten, daß der Erblaſſer ſchon zur Zeit der beſtimmten Wie— 
derlage überſchuldet war, und daß ihre Forderungen damahls ſchon 
beſtanden, ſo ſcheint es, daß ſie zum Zwecke ihrer Befriedigung aus 
dem §. 953 b. G. B. die Wiederlage beſtreiten könnten; denn die 
Wiederlage iſt im Grunde doch nichts anders als eine Schenkung, 
weil kein Rechtsgrund für die Nothwendigkeit der Beſtellung derſel— 
ben, folglich kein Forderungsgrund vorhanden ift (§. 938 b. G. B.). 

Die partielle Gütergemeinſchaft über das gegenwärtige Vermö— 
gen iſt in ſoweit als eine wahre Schenkung zu betrachten, als der 
andere Ehegatte einen kleineren Theil in die Gemeinſchaft bringt, 
und kann von dieſer Anſicht aus nach den Beſtimmungen der $$. 
952 u. 953 b. G. B. von den Verlaſſenſchaftsgläubigern beſtrit⸗ 
ten werden. 

Die Morgengabe wird von dem Geſetze ſelbſt $. 1292 als ein 
Geſchenk angegeben, daher können die Gläubiger gegen das Anſu— 
chen der hinterlaſſenen Ehegattinn um Auszahlung derſelben aus 
dem Verlaſſe ihres Ehegatten bis zu ihrer vollen Befriedigung pro— 
teſtiren, oder auch nach den §§. 952 u. 953 b. G. B. die Rück⸗ 
erſtattung verlangen. 

Obgleich auch der vertragsmäßige Witwengehalt in ſo weit, als 
der Witwe nicht ein geſetzliches Recht darauf zuſtände, auch nur als 
eine Schenkung zu betrachten iſt, ſo erſcheint die Witwe rückſichtlich 
desſelben doch von dem Tage des Todes ihres Mannes an als eine 
wahre Verlaſſesgläubigerinn, und es könnten höchſtens diejenigen Gläu⸗ 
biger dagegen Einſpruch thun, welche ſchon zur Zeit des bedungenen 
Witwengehaltes zu fordern hatten, und durch den Witwengehalt 
verkürzt worden wären. 

In Betreff des Erbvertrages und des in den Ehepacten ent— 
haltenen wechſelſeitigen Teſtamentes erſcheint der überlebende Ehe— 
gatte als Erbe, und es iſt dießfalls auf denſelben alles jene anzu— 
wenden, was in der Folge (§. 341) von der Concurrenz der Vers 
laſſesgläubiger mit den Erben wird angeführt werden. 
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5. 341. 


Von der Concurrenz der Verlaſſenſchaftsgläubiger 
mit den Erben überhaupt. 

Der Erbe, er mag dann ein teſtamentatiſcher oder geſetzlicher 
Erbe ſeyn, ſtellt immer als ſolchen nur den Erblaſſer vor, erſcheint 
demnach den Verlaſſenſchaftsgläubigern gegenüber als Schuldner, 
und da auf den Erben nur das reine Verlaßvermögen entfallen 
kann, fo konnen die Verlaſſenſchaftsgläubiger mit ihm nur in der 
Beziehung in einer Concurrenz gedacht werden, als entweder der 
Erbe ſelbſt Gläubiger des Erblaſſers zugleich iſt, oder als er für 
die Maſſe einen Aufwand gemacht hat, deſſen e aus 
derſelben er anzuſprechen berechtiget iſt. 

In erſter Hinſicht kommt es darauf an, ob ſich der Gibe be⸗ 
dingt oder unbedingt als Erbe erklärt hat. Der bedingt erklärte 
Erbe kann ſich eben ſo gut, wie jeder andere Verlaſſenſchaftsgläu— 
biger, aus dem Verlaſſenſchaftsvermögen zahlhaft machen, nur darf 
er dabeh nicht eigenmächtig zu Werke gehen, ſondern muß ſich hier— 
bey ſowohl rückſichtlich der Liquidirung als der wirklichen Befriedi— 
gung der vorgeſchriebenen gebe b eben ſo, wie IE andere 
Verlaßgläubiger bedienen. 

Hat er fich aber unbedingt als Erbe erklärt, fo wird von die— 
fer Erklärung an fein Vermögen mit dem Verlaßbermögen dergeſtalt 
vereiniget, daß ſeine Forderung durch Confuſion erliſcht, und er 
ſein eigener Gläubiger und Schuldner wird; denn bey der unbe— 
dingten Erbserklärung tritt nach §. 801 b. G. B. die praesum- 
tio juris et de jure ein, daß die Verlaſſenſchaft zur Befriedigung al: 
ler Verlaſſenſchaftsgläubiger und Legatare zureiche, weßwegen der 
unbedingt erklärte Erbe mit feiner eigenen Forderung mit den Ver⸗ 
laſſenſchaftsgläubigern nicht mehr in Concurrenz treten kann. Selbſt 
dann, wenn die Verlaſſenſchaftsgläubiger nach $. 812 b. G. B. 
die Abſonderung des Verlaßvermögens begehrt hätten, und der Er— 
be daher denſelben ungeachtet der unbedingten Erbserklärung mit ſei— 
nem eigenen Vermögen nicht mehr haftet, kann er an der Verlaſ— 
ſenſchaftsmaſſe mit ſeiner Forderung nicht mehr Theil nehmen, weil 
er in Folge der Abſonderung geſtatten muß, daß das ganze abge⸗ 
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fonterte Vermögen zur Befriedigung der Abſonderer verwendet wer 
de, und weil durch dieſe Abſonderung die durch die unbedingte Erbs— 
erklärung eingetretene Confuſion nicht mehr aufgehoben wird. 

Auch in Betreff der für die Maſſe gemachten Auslagen kommt 
es darauf an, ob ſich der Erbe bedingt oder unbedingt als Erbe 
erklärt hat, weil er bey der unbedingten Erbserklärung alle Verlaß— 
gläubiger und Legatare vollkommen befriedigen muß, es mag hiezu 
die Verlaſſenſchaftsmaſſe zureichen oder nicht, deßwegen kann hier 
der Erbe mit feinen für die Maſſe gemachten, wenn gleich nothwen— 
digen oder geſetzlichen Auslagen, nicht mehr in die Concurrenz als 
Verlaſſesgläubiger treten. 

Hat er ſich aber bedingt als Erbe erklärt, ſo iſt er berechtiget, 
von der Abhandlungsinſtanz zur Beſtreitung der nothwendigen und 
geſetzlichen Auslagen, als zur Bezahlung von Taxen, Diäten, Stäm⸗ 
peln ꝛc. einen angemeſſenen Vorſchuß aus der Maſſe zu verlangen, 
welcher ihm auch verabfolgt werden muß, weil er als bedingt er⸗ 
klärter Erbe nur als Machthaber für die Maſſe erſcheint, und er 
wird rückſichtlich des empfangenen Vorſchuſſes ſelbſt von den Ver⸗ 
laſſenſchaftsgläubigern zu nichts andern, als zur Verrechnung dieſes 
Vorſchuſſes verhalten werden können. 

Hat er aber die gedachten Auslagen aus Eigenem beſtritten, 
ſo unterliegt es keinem Zweifel, daß er zum Rückerſatze derſelben aus 
der Verlaſſenſchaftsmaſſe berechtiget fey; allein es ſteht ihm dießfalls 
kein Vorrecht vor den Verlaſſenſchaftsgläubigern zu, ſondern er ſteht 
mit denſelben in gleichem Verhältniſſe; denn ein ſolcher Vorzug iſt 
in dem Geſetze nirgends gegründet, und die in der allg. C. O. § 14, 
litt. b, vorkommende Anordnung kann hieher um fo weniger bezo— 
gen werden, als es dort ausdrücklich heißt, daß vor allen Gläubi— 
gern nur jene zu ſetzen feyen, welche n ach eröffnetem Concurſe für 
die Maſſe ſelbſt etwas verwendet, oder für felbe gearbeitet haben. 


5. 342. 
Fernere Rechtsverhältniſſe der e 
gläubiger gegen die Erben. 
Denkt man ſich den Erben (außer der Concurrenz mit den Verlaſ— 


ſenſchaftsgläubigern) lediglich als Schuldner der Letzteren, ſo treten 
verſchiedene Nechtsverhältniſſe zwiſchen beyden hervor, und zwar; 
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a) während der Verlaßabhandlung, und 
b) nach der Einantwortung des Verlaſſes. 
Während der Verlaßabhandlung verändern ſich die Nechtsver— 
hältniſſe 

1) durch den Umſtand, ob nur Ein Erbe, oder ob mehrere Erben 
eintreten, und ob der einzige Erbe ſich bedingt, oder unbedingt 
erklärt hat; 

2) beym Vorhandenſeyn mehrerer Erben, ob ſich alle bedingt, oder 
alle unbedingt, oder einige bedingt, und andere unbedingt erklärten. 

Nach der Verlaſſeseinantwortung kommt es auf den Umſtand 
an, ob 

1) nur Ein Erbe vorhanden iſt, oder ob der Verlaß mehreren Gr: 
ben eingeantwortet wurde, und ob der einzige Erbe ſich bedingt 
oder unbedingt erklärt hat. 

2) Bey dem Vorhandenſeyn mehrerer Erben, ob ſich alle bedingt 
oder alle unbedingt als Erben erklärten, oder ob einige als be— 
dingt, andere als unbedingt erklärte Erben eintreten. 

5. 343. 

Von dem Rechtsverhältniſſe der Verlaßgläubiger 

gegen einen einzigen bedingt erklärten Erben. 
Iſt ein einziger Erbe vorhanden, und hat ſich derſelbe bedingt 
erklärt, fo haftet er den Verkaſſenſchaftsgläubigern nicht weiter, als 
die Kräfte der Verlaſſenſchaft reichen, und er bleibt gegen die Ver— 
laſſenſchaftsgläubiger mit feinem eigenen Vermögen ohne alle Haf— 
tung, wenn er ſich anders nach den geſetzlichen Vorſchriften benimmt, 


und nicht etwa ſich nach den Grundſätzen der Entſchädigung durch 
ſeine Handlungsweiſe verantwortlich macht. 


J. 344. 


Wodurch ſich der bedingt erklärte Erbe nach den 
Grundſätzen der Entſchädigung verantwortlich ma— 
chen könne. 

Als allgemein geltender Grundſatz muß hier aufgeſtellt werden, 
daß der Erbe vor der Verlaſſeseinantwortung, wenn ihm auch nach 


$. 810 b. G. B. die Beſorgung und Benützung der Verlaſſenſchaft 
2. Bd. 11 
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überlaffen wurde, lediglich Machthaber derfelben fey, niemahls aber 
als Beſitzer angeſehen werden könne, womit auch die Herren Com⸗ 
mentatoren, Hofrath v. Zeiller, und Appellationsrath Nippel ), in 
ihren Erläuterungen übereinſtimmen. Aus dieſem hier aufgeſtellten 
Grundſatze ergibt ſich die Folgerung, daß der Erbe, wenn ihm die 
Beſorgung und Benützung der Verlaſſenſchaft übertragen wurde, alle 
jene Pflichten zu beobachten habe, welche einem Machthaber fremden 
Vermögens nach dem zwegundzwanzigften Capitel des allg. b. G. B. 
obliegen, und jede Vernachläſſigung einer ſolchen Pflicht macht ihn 
den Verlaſſenſchaftsgläubigern verantwortlich; er haftet demnach den 
Verlaſſenſchaftsgläubigern nicht nur allein für die wirklich bezogenen 
Früchte und Nutzungen, ſondern auch für jene, welche bey einer ges 
hörigen Verwaltung hätten bezogen werden können. 

Insbeſondere aber iſt er nach §. 813 b. G. B. verpflichtet, 
zur Erhebung des Schuldenſtandes die edictaliſche Einberufung der 
Verlaſſenſchaftsgläubiger zu veranlaſſen, und jede frühere Entferti— 
gung eines Gläubigers oder Legatars geſchieht auf ſeine Verantwor— 
tung, und er iſt ſchuldig, bey nicht hinreichendem Verlaſſe das Ab— 
gängige in ſo weit aus Eigenem zu erſetzen, als die Verlaſſenſchaft 
zur theilweiſen Befriedigung der bey der Convocation ſich gemeldeten 
Verlaſſeuſchaftsgläubiger hingereicht in würde (§§. 814 u. 815 
b. G. B.). 

9. 345. 

Ob die Einberufung der Verlaßgläubiger den 
Rechts- und Executionszug Eines Verlaßgläubi— 
gers hemme. 

Obgleich der §. 813 b. G. B. ausdrücklich erklärt, es ſtehe 
dem Erben oder Verlaſſenſchaftscurator freh, die Verlaſſenſchaftsgläu⸗ 
biger zur Anmeldung einberufen zu laſſen, und bis nach verſtriche— 
ner Friſt mit der Befriedigung der Gläubiger inne zu halten, und 
obgleich auch der berühmte Commentator und Nechtsgelehrte, Herr Ap— 
pellationsrath Nippel 2) behauptet, daß dem Verlaſſenſchaftsgläubi— 


4) Siehe Nippels Commentar, V. 5. S. 208, zum h. 310 b. G. B., Nr. a. 


2) Siehe feinen Commentar B. 5., S. 215, zum (. 813, Nr. 2, u. S. 219 zum g. 
315, Nr. 2. 
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ger bis zum Auslaufe des Edictaltermines die Execution, wenn 
ihm nicht etwa ſchon früher ein Pfandrecht zuſtände, nicht bewil— 
liget werden könnte; fo kann ich mich doch unmöglich von der Nich— 
tigkeit dieſer Behauptung überzeugen, ſondern getraue mich im Ge— 
gentheile zu behaupten, daß die angeſuchte und bewilligte Gläubiger— 
Convocation weder den Rechtsweg eines Verlaßgläubigers, noch die 
Execution desſelben zu hemmen vermöge. 

Sey es der bedingt erklärte Erbe, oder der Verlaſſenſchaftscu— 
rator, ſo vertritt er dem Verlaſſenſchaftsgläubiger gegenüber doch im— 
mer nur den Erblaſſer, und der Gläubiger kann gegen jenen keinen 
härtern Stand haben, als wenn der Erblaſſer und reſpective Schuld⸗ 
ner noch am Leben wäre; ſo wenig alſo, als der eigentliche 
Schuldner mit der Einwendung würde gehört werden, daß er den 
Umfang ſeines Schuldenſtandes noch nicht kenne, daß er nicht wiſſe, 
ob ſein Vermögen zur Befriedigung aller ſeiner Gläubiger hinreiche, 
der Gläubiger ſich alſo gedulden müſſe, bis er ſeinen Schuldenſtand 
werde erhoben haben, eben ſo wenig kann eine ſolche Einwendung 
dem klagenden, oder um die Execution anſuchenden Gläubiger mit 
Grund von dem Erben oder Verlaßcurator entgegengeſetzt werden. 

Man wird mir zwar einwenden, dieſe Rechts- und Executions— 
hemmung ſey ein bloß für die Verlaffenfchaften in dem §. 813 b. G. 
B. gegründetes Vorrecht, welches dem Erblaſſer, wenn er noch lebte, 
nicht zugeſtanden wäre. Allein ich finde dieſes Vorrecht in dem $. 818 
b. G. B. durchaus nicht, weder buchſtäblich, noch nach dem Zuſam— 
menhange der Worte in dem Sinne des Geſetzes gegründet. In dem 
$. 818 iſt nur von der freywilligen Zahlung der Verlaſſenſchafts⸗ 
gläubiger und Legatare, nicht aber von der nothwendigen, durch rich— 
terlichen Ausſpruch aufgetragenen Befriedigung der Erſteren die Re— 
de; dieſes erhellet offenbar aus dem Anfange des $. 815 b. G. B., 
wo es heißt: Unterläßt der Erbe die ihm bewilligte Vorſicht der Ein— 
berufung, oder befriediget er ſogleich einige der ſich anmeldenden 
Gläubiger u. ſ. w.; er haftet alſo nur für die unvorſichtige, eigens 
mächtige und vorſchnelle Befriedigung, nicht aber für die ihm ges 

richtlich auferlegte Zahlung. Haben die vorſichtigen Gläubiger ihre 

Befriedigung im Wege Nechtens geſucht, und erhalten, fo kümmert 

es weder fie, noch den Erben, wenn die Zögernden wegen Unzuläng⸗ 
447 
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lichkeit der Maſſe mit einem Theile, oder mit der ganzen Forderung 
durchfallen. Die vorſichtigern Gläubiger werden gerade deßwegen 
für ſich den Vorſprung zu gewinnen ſuchen, weil fie wohl vermu— 
then, daß die Maſſe zur vollen Befriedigung Aller nicht hinreiche; 
ſo wie andererſeits ſich es die Durchfallenden nur ſelbſt zuſchreiben 
müſſen, wenn ſie ihre Befriedigung nicht erlangen. 

Wollte man mit Herrn Appellationsrath Nippel die Rechts— 
und Executionshemmung annehmen, fo würde man mit dem F. 
811 b. G. B. in Colliſion gerathen; denn nach dieſem F. hat der 
Nichter für die Sicherſtellung oder Befriedigung der Gläubiger nicht 
weiter zu ſorgen, als ſie ſelbſt verlangen; würde nun der Richter 
aus der angeblichen Beſorgniß des Erben, daß nicht alle Verlaßgläu— 
biger gezahlt werden möchten, das Urtheil auf Zahlung nicht ſchoͤ— 
pfen, oder bey bereits gefälltem Urtheile die angeſuchte Execution 
verweigern, fo würde er offenbar feinen ihm im §. 811 b. G. B. 
vorgeſchriebenen Wirkungskreis überſchreiten, indem er eben durch 

dieſe Verweigerung für jene Gläubiger ſorgen würde, welche dieſe 
Vorſorge nicht verlangten. 

Auf der andern Seite haben die Verlaſſenſchaftsgläubiger eben 
nach dieſem F. nicht einmahl eine Erbserklärung abzuwarten, ſon— 
dern ſie können ſchon früher gegen einen aufzuſtellenden Curator 
ihre Forderung ausführen, d. h. nach dem Sprachgebrauche dieſelbe 
bis zur erlangten Zahlung aus der Maſſe verfolgen. Wenn ſie nun 
dieſes gegen den aufgeſtellten Curator ſchon vor überreichter Erbser— 
klärung zu thun berechtiget ſind, wie viel mehr muß ihnen dasſelbe 
Necht, ungeachtet der eingeleiteten oder erſt einzuleitenden Convo— 
cation gegen den erklärten Erben zuſtehen, nachdem der Erbe nach 
§. 547 b. G. B., fobald er die Erbſchaft angenommen hat, in Nüd- 
ſicht auf dieſelbe den Erblaſſer vorſtellt, und beyde in Beziehung auf 
einen Dritten für Eine Perſon gehalten werden. 
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9. 346. 


Von dem Rechtsverhältniſſe der Verlaßgläubiger 
zu einem bedingt erklärten Erben nach der Ein— 
antwortung. 


Wenn der Verlaß gehörig abgehandelt, d. i. das Necht des Er— 
ben gehörig nachgewieſen, das Verlaßvermögen erhoben iſt, und die 
geſetzlichen Abgaben von dem ſich zeigenden reinen Vermögen ent— 
richtet ſind, wird der Verlaß dem Erben eingeantwortet, und durch 
dieſe Einantwortung wird er theils gleich Eigenthümer der Berlafs 
ſeseffecten, theils aber liegt in dieſer Einantwortung der Grund, ſich 
mit derſelben nach Vorſchrift des §. 436 das volle Eigenthum zu 
erwerben. Der Erbe vereiniget demnach von dem Tage der Einant- 
wortung und der erwirkten Anſchreibung das Verlaßvermögen mit ſei— 
nem eigenen, und die Selbſtſtändigkeit der Maſſe hört auf. 

Dieſe Veränderung der Dinge bringt auch in dem Nechtsver— 
hältniſſe zwiſchen den Verlaßgläubigern und dem Erben eine bedeu— 
tende Veränderung hervor. Während vor der Einantwortung der 
Verlaßgläubiger nur dahin das Begehren ſtellen kann: Der Er- 
be fey ſchuldig, zu geſtatten, daß ſich, der Gläubiger aus dem Ver— 
laſſe zahlhaft mache, und in Folge deſſen auch nur auf die Verlaſ— 
ſenſchaftsſtücke die Execution führen kann, fo wird nach der Ein— 
antwortung des Verlaſſes der Erbe, als successor universalis des 
Erblaſſers, Perſonalſchuldner der Verlaßgläubiger, dieſe ſind berech— 
tiget auf das geſammte Vermögen des Erben ohne Unterſchied die 
Execution zu führen, ſo weit es nähmlich die Kräfte des Nachlaſſes 
in Folge der vorausgegangenen bedingten Erbserklärung geſtatten. 


5. 347. 


Nach welchem Maßſtabe die Kräfte der Verlaſſen— 
ſchaft nach der Einantwortung bemeſſen werden. 
Bey einer bedingten Erbserklärung muß nach Vorſchrift des 

F. 802 b. G. B. über das Verlaßvermögen ſogleich ein genaues, 
mit der Werthsbeſtimmung der Gegenſtände verſehenes Verzeichniß 

(Inventarium) errichtet werden, damit ein bleibender Beweis da— 
durch hergeſtellt werde, worin das ganze Verlaßvermögen beſtehe, 
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und wie viel der ordentliche Werth desſelben betrage. Vor der Ein— 
antwortung des Verlaſſes iſt der Verlaſſenſchaftsgläubiger nicht ver— 
pflichtet, ſich mit dem in dem Inventare aufgeführten Werthe der 
Verlaſſenſchaftsgegenſtände zu begnügen; ſondern er kann im Exe— 
cutionswege darauf dringen, daß die Verlaſſenſchaftseffecten im Lizi— 
tationswege verſteigert werden, und der geſammte hieraus erzielte 
Betrag gehört zur Verlaſſesmaſſe, wenn er auch den Inventarial⸗ 
werth bey weitem überſteigt. 

Anders verhält es ſich aber nach der Einanwortung des Ver— 
laſſes; denn da durch die Vereinigung des Verlaßvermögens mit dem 
Vermögen des Erben die Verlaſſesmaſſe ganz aufhört, fo ſteht dem 
Verlaſſenſchaftsgläublger auf die beſondern Verlaſſenſchaftsſtücke kein 
abgeſondertes Necht mehr zu, und er kann den bedingt erklärten Er⸗ 
ben nur in ſo weit zur Zahlung verhalten, als über Abrechnung 
der mit Recht hievon hintangezahlten Beträge an dem Inventarial— 
werthe noch etwas erübriget, und es würde dem Gläubiger nichts 
nützen, wenn er auch beweiſen konnte, daß der Erbe die Verlaſſen— 
ſchaftsſtücke nach der Einantwortung um einen weit über den Inven⸗ 
tarialwerth ſteigenden Betrag veräußert habe. | 

Wie aber, wenn der Gläubiger beweiſen könnte, das Verlaß⸗ 
vermögen ſey während der Abhandlung mit Bewilligung der Abhand— 
lungsbehörde um einen den Inventarialwerth weit überſteigenden Be— 
trag veräußert worden; könnte er dann ſein Forderungsrecht auf die⸗ 
ſen erzielten Meiſtboth ausdehnen? i 

Ich glaube dieſe Frage allerdings bejahend beantworten zu kön⸗ 
nen; denn da während der Abhandlung mit Genehmigung der Ab: 
handlungsbehörde die Verlaſſenſchaftsgegenſtände verſteigert wurden, 
ſo iſt dem Erben auch nur der aus der Verlaſſesmaſſe erzielte Betrag 
eingeantwortet worden; dieſer Betrag iſt jener Erbtheil, für welchen 
der bedingte Erbe zu haften verbunden iſt, und nach deſſen Maß⸗ 
ſtab er von den Gläubigern nach §. 821 b. G. B. um die Befrie⸗ 
digung angegangen werden kann. Hingegen iſt aber auch der Er⸗ 
be, wenn die Verlaſſenſchaftsſtücke während der Abhandlung um einen 
unter dem Inventarialwerthe ſtehenden Betrag veräußert wurden, 
den Verlaſſenſchaftsgläubigern nach der Einantwortung nicht nach 
Maßgabe des Inventarialwerthes, ſondern nur nach dem aus den 


167 


Meiſtbothsgeldern erhaltenen VBetrage zu haften ſchuldig, weil nur 

dieſer Betrag ſeinen Erbtheil enthält. 

Eine Ausnahme von dieſer Regel würde der Umſtand begrün— 
den, wenn der Erbe Schuld daran wäre, daß die Verlaſſenſchafts— 
ſtücke unter dem Inventarialwerthe veräußert werden mußten, in wel— 
chem Falle er aber rückſichtlich dieſes Betrages mit der Entſchädi⸗ 
gungsklage angegangen werden müßte. 

. 348, 

Ob der Erbe verpflichtet ſey, zur Befriedigung der 

Gläubiger das Verlaßvermögen wieder herzuſtellen. 

Bis zur Einantwortung kann das Verlaßvermögen durch Zah— 
lung einiger Verlaſſesgläubiger, durch Entfertigung von Legaten, und 
durch Abfuhr der Gebühren vermindert werden. Es wäre nun die 
Frage, in wie weit der bedingt erklärte Erbe für die Verminderung 
des Verlaßvermögens zu haften habe. 

Man muß hier unterſcheiden 
1) ob die in der Frage ſtehende Paſſiopoſt zur Zeit der Abhandlung 

ſchon bekannt war, oder nicht; 

2) in dem letztern Falle zwiſchen der Verminderung durch Entfer— 
tigung der Gläubiger und Legatare, und durch die 0 
gebühren. 

Wenn die nach der Einantwortung erſt in Anſpruch genom⸗ 
mene Paſſivpoſt ſchon während der Abhandlung, ſey es durch die 
Anmeldung, oder auf eine andere Art dem Erben bekannt war, ſo 
wäre es auf alle Fälle Pflicht des Erben geweſen, fowohl bey Ent» 
fertigung der Gläubiger und Legatare, als auch bey Ueberreichung 
des Vermögensausweiſes zur Beſtimmung der Abhandlungsgebühren 
auf dieſe Schuldpoſt Bedacht zu nehmen, und nach Maßgabe der— 
ſelben die Zahlungen zu beſchränken. Hat er dieſes zu thun unter: 
laſſen; fo haftet er dem Verlaßgläubiger in dem Maße, als er bey 
einer ordentlichen Gebahrung feine Zahlung aus der Maſſe würde 
erhalten haben; nur könnte ihm die Entfertigung jener Verlaßgläu⸗ 
biger nicht zur Laſt gelegt werden, welche in Folge der geführten 
Execution befriediget werden mußten (§. 345). 
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War dem Erben aber die Paſſiopoſt bey der Einantwortung 
unbekannt, ſo wäre rückſichtlich der befriedigten Verlaßgläubiger und 
Legatare zu unterſuchen, ob der Erbe nach Vorſchrift des §. 813 
b. G. B. die Vorrufung der Gläubiger begehrt habe, oder nicht. 
In dem erſten Falle iſt der Erbe dem erſt nach der Einantwortung 
ſich meldenden Gläubiger nur aus dem noch übrigen, oder von dem 
Gläubiger mit Pfandrecht belegten Vermögen zu haften verbunden, 
wie dieß aus dem F. 814 b. G. B. ausdrücklich erhellet. Hätte 
er jedoch die Convocation nicht eingeleitet, ſo haftet ihm der bedingt 
erklärte Erbe nach §. 815 b. G. B. mit feinem ganzen Vermögen 
in dem Maße, als er die Zahlung erhalten haben würde, wenn die 
Verlaſſenſchaft nach der geſetzlichen Ordnung zur Befriedigung der 
Gläubiger verwendet worden wäre, wobey der Erbe nur berechtiget 
ſeyn müßte, den bezahlten Betrag jener Gläubiger ganz in Abzug 
zu bringen, welche er zwangsweiſe hatte bezahlen müſſen. 

Hätte aber ein Legatar im Executionswege ſeine Befriedigung 
erhalten; ſo müßte der Erbe doch allerdings dafür haften, weil er 
demſelben den bey der Liquidation ſich zeigenden Abgang der Zah— 
lungsmittel, welcher in dieſem Maße die Unhültigkeit des Legats 
nach ſich geführt haben würde, hätte entgegen ſetzen können. 

Eben ſo muß der bedingte Erbe in dem Falle der nicht ein⸗ 
geleiteten Convocation auch die zu viel gezahlten Abhandlungsge— 
bühren und Stämpelbeträge dem ſich meldenden Gläubiger zurück— 
verſchaffen, weil dieſer Mehrbetrag nicht hätte bezahlt werden müfe 
ſen, und ſich daher die Vermögensverminderung nicht ergeben hätte. 


b. 349. 

Ob der bedingte Erbe dem nach der Einantwor— 
tung ſich meldenden Gläubiger die gemachten Aus— 
lagen und eigenen Forderungen entgegen ſetzen 
könne. 

Der Etbe iſt durch die nothwendig gemachten Auslagen für 
den Verlaß nach §. 1042 b. G. B. eben ſo, als wenn er von dem 
Erblaſſer zu fordern hätte, ſelbſt Gläubiger des Verlaſſes geworden, 
er erſcheint daher vor der Einantwortung ſowohl als Gläubiger, als 
auch als Erbe. Durch die erwirkte Einantwortung aber iſt eine 
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Vereinigung des Nechtes und der Verbindlichkeit entſtanden, wodurch 


nach F. 1445 b. G. B. beyde erloſchen find, weil ſich der Erbe 
durch die Uebernahme des Verlaſſes ſelbſt bezahlte. 

Hat nun der bedingte Erbe die Convocation eingeleitet, und 
der nun auftretende Gläubiger hat ſich bey der Tagſatzung nicht ges 


meldet, ſo muß er ſich die Abrechnung der durch die Confuſion er- 


loſchenen Schuld von dem Verlaßvermögen allerdings gefallen laſ— 
ſen, weil ſich das Verlaßvermögen um den von dem Erben zu for— 
dern gehabten Betrag verminderte; wäre aber keine Einberufung der 
Gläubiger eingeleitet worden, ſo könnte er, ungeachtet der geſchehe— 
nen Vereinigung, feine Forderung nach Vorſchrift des §. 815 b. 
G. B. in Anſpruch nehmen. Denn die geſchehene Vereinigung kann 
den Verlaſſenſchaftsgläubigern gegenüber keine andere Wirkung, als 
die wirklich geſchehene Zahlung einer Verlaſſesforderung haben. 


5. 350. 


Die Einantwortung ändert das Rechtverhältniß des 
Verlaßgläubigers durch die Gläubiger des Erben. 

Ob es gieich richtig bleibt, daß der bedingt erklärte Erbe auch 
nach der Einantwortung den Verlaſſesgläubigern nach Kräften des 
Verlaſſes haftet; fo wird doch durch die Einantwortung das Nechts— 
verhältniß der Verlaßgläubiger auch dadurch geändert, daß ſie nach 
der Einantwortung mit den Gläubigern des Erben in das Geſammt— 
vermögen des Letztern concurriren, wodurch es leicht geſchehen kann, 
daß der Verlaßgläubiger, auch bey an ſich hinreichender Maſſe, feine 
Befriedigung nicht erhält. 

Aus dieſem Grunde bewilliget das Geſetz im §. 812 b. G. 
B. den Berlafgläubigern und Legataren die Abſonderung des Ver— 
laſſes, damit keine Vereinigung mit dem Vermögen des Erben Statt 
finden kann. 
| Die Gläubiger des Erben können fogar den Verlaßgläubigern, 
wenn dieſe die Abſonderung nicht nachſuchen, den Vorſprung abge— 
winnen, wenn fie nach F. 822 b. G. B. ſchon vor der Einantwor⸗ 
tung auf das Verlaßbermögen ſich das Pfandrecht erwerben. Denn 
wenn es gleich in dieſem §. heißt, daß ein ſolches Pfandrecht nur 


mit dem ausdrücklichen Vorbehalte ertheilt werden könne, daß ſel⸗ 
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bes den bey der Verlaßabhandlung vorkommenden Anſprüchen un⸗ 
nachtheilig, und erſt von Zeit der erlangten Einantwortung wirkſam 
ſeyn ſoll; ſo wirkt doch dieſe Klauſel nur bis zum Zeitpuncte der 
Einantwortung, von welchem an aber das bedingt erwirkte Pfand— 
recht als ein unbedingtes anzuſehen iſt. 5 


f g. 351. 
Rechtsverhältniß des Verlaßgläubigers gegen den 
unbedingt erklärten Erben. 

Gegen den unbedingt erklärten Erben gilt die Praesumtio 
juris et de jure, daß die Verlaſſenſchaft zur Befriedigung aller 
Verlaſſenſchaftsforderungen und Legate zureiche, und es würde dieſem 
Erben nach §. 801 b. G. B. nichts nützen, wenn er auch zu ‚bes 
weiſen im Stande wäre, daß der Verlaß zur Befriedigung Aller nicht 
zureiche. Dieſe geſetzliche, keinen Gegenbeweis zulaſſende Vermu— 
thung würde nur durch die nach §. 812 b. G. B. begehrte Abſon⸗ 
derung des Vermögens, aber auch nur rückſichtlich jener Verlaßgläu— 
biger aufgehoben ſeyn, welche dieſe Abſonderung wirklich begehrt ha— 
ben, indem die Handlung des Einen dem Andern Neder Vortheil 
noch Nachtheil bringen kann. 

Aus dieſer Vorausſchickung folgt, daß der Verlaſſenſchaftsgläu— 
biger, welcher die Abſonderung des Vermögens nicht bewirkte, von 
dem Zeitpuncte der erklärten unbedingten Annahme des Verlaſſes 
den alleinigen Erben ſogleich, und folglich ſchon vor der Verlaſ— 
ſeseinantwortung als feinen Perſonalſchuldner anzugehen, denſelbe n 
auf Zahlung zu klagen, und die Execution ſowohl auf das Verlaß— 
vermögen, als auch auf das eigene Vermögen des Erben zu führen 
berechtiget ſeh. 


d. 352. 
Ausnahme von dieſer Regel. 

Anders verhält es ſich jedoch, wenn zwar ein einziger Erbe 
vorhanden iſt, dieſer ſich zwar unbedingt als Erbe erklärt hat, aber 
vom Gerichte von Amtswegen bereits ein. Inventar errichtet wurde. 

In dieſem Falle genießt auch der unbedingt erklärte Erbe fos 
wohl vor, als nach der Verlaſſenſchaftseinantwortung die Wohlthat 
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des Inventars, und iſt einem bedingt erklärten Erben gleich zu hal⸗ 
ten. Es wird nähmlich hier der Fall vorausgeſetzt, daß die Abhand— 
lungsbehoͤrde nach Vorſchrift der Geſetze ein Inventar errichten muß— 
te, in welchem Falle nach §. 807 b. G. B. der unbedingt erklärte 
Erbe, wenn die Errichtung des Inventars früher vor ſich ging, als 
dem unbedingt erklärten Erben die Erbſchaft nach §. 810 b. G. 
B. zur Beſorgung und Benützung übergeben wurde, ſo wie der be— 
dingt erklärte, die Wohlthat des Inventars genießt. 


9. 353. 
Von dem Rechtsverhältniſſe der Verlaßgläubiger 
zu mehreren Erben während der Verlaßabhandlung. 


Wenn mehrere Erben vorhanden ſind, ſo kommt es darauf an, 
ob ſich alle unbedingt, oder alle bedingt, oder einige bedingt, und 
andere unbedingt als Erben erklärten. 

Haben ſich alle unbedingt erklärt, und es wurde von Amtswe⸗ 
gen kein Inventar errichtet, ſo haften den Verlaſſenſchaftsgläubigern 
alle Erben, fo wie der einzige unbedingt erklärte Erbe ($. 351) 
ſchon vor der Verlaßeinantwortung mit ihrem eigenen, und dem 
Verlaßvermögen, und zwar in solidum, 

Haben ſie ſich aber Alle bedingt als Erben erklärt, ſo werden 
fie nach §. 550 b. G. B. in Anſehung ihres gemeinſchaftlichen 

Erbrechtes für Eine Perſon angeſehen, und fie haften, jedoch le— 
diglich mit der Verlaſſenſchaftsmaſſe, den deen 
in solidum. 

Haben ſich aber einige bedingt, und andere unbedingt als Er⸗ 
ben erklärt; ſo kommt es darauf an, ob einem, oder einigen der 
unbedingt erklärten Erben ſchon vor der Errichtung des Inventars 
die Verlaſſenſchaft nach $. 810 b. G. B. zur Beſorgung und Be— 
nützung iſt übergeben worden. Dieſe unbedingt erklärten Erben 
haften den Verlaßgläubigern auch ſchon vor der Einantwortung mit 
ihrem eigenen Vermögen, wie der einzige unbedingt erklärte Erbe, 
weil die ſpätere Errichtung des Inventars auf ſelbe keinen Einfluß 
mehr ausüben kann ($. 807 b. G. B.). 

Iſt aber das Inventar errichtet worden, bevor einem unbedingt 
erklärten Erben die Verlaſſenſchaft übergeben wurde; ſo ſind ſie alle 
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als bedingt erklärte Erben zu betrachten, und haften lediglich mit 
der ganzen Verlaſſenſchaft nach §. 550 b. G. B. 


F. 354. 


Von dem Rechtsverhältniſſe der Verlaſſenſchafts— 
gläubiger zu mehreren Erben nach der Einant— 
wortung des Verlaſſes. 

Nach der Einantwortung des Verlaſſes hört auch, wenn meh— 
rere Erben vorhanden ſind, eben ſo, wie bey einem einzigen Erben 
die Selbſtſtändigkeit der Maſſe auf, und die Erbtheile der einzelnen 
Erben vereinigen ſich mit dem Vermögen derſelben. 

Daher können die Verlaſſenſchaftsgläubiger nach der Ginant- 
wortung nicht mehr auf das Verlaſſenſchaftsvermögen greifen, fondern 
ſie haben die Erben als ihre Perſonalſchuldner anzuſehen, und auf 
die Befriedigung zu belangen. 

Ihr dießfälliges Rechtsverhältniß richtet ſich jedoch nach dem 
Umſtande, ob ſich alle Erben bedingt, oder alle unbedingt, oder 
einige bedingt, und andere unbedingt erklärt haben. 5 

Haben ſich alle Erben bedingt erklärt; ſo kann jeder von ih⸗ 
nen nur auf Herauszahlung jenes Betrages geklagt werden, wel— 
chen er wirklich aus der Verlaſſenſchaftsmaſſe erhielt (§. 821 b. G. 
B.), Neichen die Erbſchaftstheile aller Erben zur Befriedigung des 
Gläubigers nicht zu, ſo muß er ſich, ausgenommen, es trete der 
Fall des §. 815 b. G. B. ein, den Verluſt gefallen laſſen. 

Die einzelnen Erben haften auch nach der erfolgten Einant⸗ 
wortung nicht mehr in solidum, deßwegen kann ſich der Erbſchafts— 
gläubiger an den übrigen Erben nicht regreſſiren, wenn er von 
einem oder einigen die entfallende Tangente nicht erhält. 

Uebrigens haftet aber jeder einzelne bedingt erklärte Erbe den 
Verlaßgläubigern in dem Maße, als der einzige bedingt erklärte 
Erbe haftet. 

Hätten die Erben ohne Einleitung einer Convocation bereits 
mehrere Gläubiger befriediget, und dadurch die Unzulänglichkeit der 
Maſſe zur Befriedigung der ſich noch meldenden Verlaßgläubiger 
herbeygeführt, fo würden für den Abgang zwar alle Schuldtragen— 
den nach §. 815 b. G. B. zu haften haben, allein ihre Haftung 
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müßte pro parte, und nicht in solidum ausgeſprochen werden; weil 
ſich die Antheile beſtimmen laſſen, und der Schade lediglich in 
einem Verſehen beſteht (§. 1302 b. G. B.). 

Haben ſich alle Erben unbedingt erklärt, und lag der Verlaß— 
abhandlung kein von Amtswegen errichtetes Inventar zum Grunde; 
ſo haften den Verlaſſenſchaftsgläubigern alle mit ihrem ganzen Ver— 
mögen in solidum, wenn nicht etwa nach §. 812 b. G. B. eine 
Abſonderung des Vermögens Statt gefunden hat. 

Wäre aber ein ämtlich errichtetes Inventar der Abhandlung 
zum Grunde gelegen, welches ſchon früher errichtet wurde, als die 
Verlaſſenſchaft den Erben nach §. 810 b. G. B. übergeben wur— 
de; ſo haften ſelbſt die unbedingt erklärten Erben auch nach der 
Einantwortung den bedingt erklärten Erben gleich. 

Wenn ſich einige bedingt, und andere unbedingt erklärt haben, 
fo kommt es darauf an, ob den unbedingt erklärten Erben die Ver— 
laſſenſchaft vor der Errichtung des Inventars übergeben wurde, oder 
nicht. Im erſten Falle haften die unbedingt erklärten Erben nach 
der Einantwortung in solidum mit ihrem ganzen Vermögen, im 
letztern Falle aber ſind ſie den bedingt erklärten Erben gleich zu 
achten. 


5. 355. 
Rechtfertigung der in dem vorſtehenden g. aufge— 
ſtellten Behauptungen. 

Schon Herr Appellationsrath Nippel 1) hat aus der Textirung 
des F. 807 b. G. B. gefolgert, daß der unbedingte Erbe in dem 
Falle, wenn von Amtswegen ein Inventar errichtet werden mußte, 
die Nechtswohlthat der Inventur genieße, und daß auch aus meh— 
reren Erben die unbedingt erklärten in dem Falle, daß, wenn über 

vorgekommene bedingte Erbserklärung ein Inventar nach §. 802 b.“ 
G. B. errichtet werden mußte, und ihnen vor der Errichtung des Ins 
dentars die Erbſchaft nach §. 810 b. G. B. noch nicht übergeben wur⸗ 
de, ſelbſt nach der gerichtlichen Einantwortung nur den bedingt er— 
klärten Erben gleich zu haften haben. 


1) Siehe feinen Commentar B. 5. S. 195 zum f. 207, Nr. 3 et seg. 
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Indem ich dieſer ſeiner Meinung ganz und gar beypflichte, 
finde ich zur mehreren Begründung derſelben, da es noch viele theo— 
retiſche und practiſche Rechtsgelehrte gibt, welche dafür halten, daß 
die unbedingt erklärten Erben nach der Einantwortung auf alle 
Fälle mit ihrem ganzen Vermögen haften, nur noch nachſtehende 
Rechtfertigung beßzuſetzen. 

Obgleich der $. 801 b. G. B. ganz allgemein ausſpricht, „die 
unbedingte Erbserklärung habe zur Folge, daß der Erbe allen Gläu— 
bigern des Erblaſſers für ihre Forderungen, und allen Legataren für 
ihre Vermächtniſſe haften müſſe, wenn gleich die Verlaſſenſchaft nicht 
hinreichte,“ fo enthält doch von dieſer Regel der §. 807 b. G. B. 
ganz unbezweifelt eine Ausnahme, wo es heißt: „Wenn aus meh— 
reren Erben einige unbedingt, andere aber, oder auch nur Einer 
aus ihnen mit Vorbehalt der erwähnten Nechtswohlthat ſich zu Er— 
ben erklären; ſo iſt ein Inventarium zu errichten, und die auf die— 
ſen Vorbehalt beſchränkte Erbserklärung der Verlaſſenſchaftsabhand— 
lung zum Grunde zu legen. In dieſem, ſo wie in allen Fällen, 
in welchen ein Inventarium errichtet werden muß, ge⸗ 
nießt auch derjenige, welcher eine unbedingte Erbserklärung abgegeben 
hat, ſo lange ihm die Erbſchaft noch nicht übergeben 
worden, die rechtliche Wohlthat des Inventariums.“ 

Es kömmt nun lediglich darauf an, ob der Satz „fo lange 
ihm die Erbſchaft noch nicht übergeben worden“ einen terminum 
a quo oder ad quem enthalte. 

Da Geſetze nach ihrem Wortlaute ausgelegt werden müſſen, 
"fo iſt es klar, daß obiger Satz nur einen terminum a quo enthal— 
te, denn gerade der terminus a quo wird mit der Zeitbeſtimmung 
„ſo lange“ ausgedrückt, während der terminus ad quem mit dem 
Beſtimmungswörtchen „bis“ angegeben wird. 

Dieſer terminus a quo iſt aber der Zeitpunet der Uebergebe 
der Erbſchaft nach §. 810 b. G. B. in Vergleichung mit dem Zeit: 
puncte des nach §. 802 b. G. B. errichteten Inventars, dergeſtalt, 
daß dem unbedingt erklärten Erben die Rechtswohlthat der Inven— 
tur nur dann zu Statten kommt, wenn ihm nicht ſchon vor der 
Errichtung des Inventars die Erbſchaft zur Verwaltung und Benü⸗ 
tzung übergeben werden iſt. Dieſe Geſetzesauslegung ſtimmt mit dem 
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Sprachgebrauche überein. Sie läßt ſich aber auch aus dem Geiſte 
des Geſetzes, und aus der Verbindung anderer Geſetzesſtellen mit der 
eben erklärten rechtfertigen. 

Die Anordnung des Geſetzes im §. 801 b. G. B., daß der 
unbedingt erklärte Erbe den Gläubigern und Legataren mit ſeinem 
eigenen Vermögen hafte, wenn auch der Nachlaß nicht zureicht, grün— 
det ſich auf die Vorausſetzung, daß die Gläubiger und Legatare bey 
dem Mangel einer Vermögensbeſchreibung in der Folge nicht mehr 
zu erweiſen vermöchten, worin das Verlaßvermögen beſtand, und wie 
viel dasſelbe betrage, und es blieb dem Geſetzgeber kein anders Mit— 
tel, als feſtzuſetzen, daß, wenn durch die unbedingte Erbserklärung 
die Aufnahme eines Inventars vereitelt wurde, der unbedingte Er— 
be aus der geſetzlichen Vermuthung, daß der Verlaß zur Beſtreitung 
aller Paſſiva und Legate hinreiche, ſogar mit dem eigenen Vermö— 
gen für alle Paſſiva und Legate zu haften habe. Man kann aber 
auf keinen Fall annehmen, daß, wenn der Beweis der Unzulänglich— 
keit des Nachlaſſes geſetzlich vorliegt, der Geſetzgeber habe verordnen 
wollen, daß der Erbe den aus der Verlaßabhandlung hervorgehenden 
Anſprüchen über die Kräfte des Verlaſſes haften ſoll, weil ſich eine 
rechtliche Verbindlichkeit, für einen Dritten Zahlungen zu leiſten, 
nicht denken läßt, und daher der Geſetzgeber eine ſolche gewiß nicht 
hat anordnen wollen. 

Der rechtliche Beweis der Unzulänglichkeit der Verlaſſenſchaft 
iſt aber dann vorhanden, wenn das Vermögen, bevor es durch die 
Einmengung des Erben eine Veränderung erlitten haben könnte, 
inventirt wurde; folglich dann, wenn entweder ſogleich über die vor— 
gelegte Sperr-Relation die Inventur von Amtswegen, oder in der 
Felge auf Verlangen des bedingt erklärten Erben, oder des Noth— 
erben (§. 804) ſchon früher vorgenommen wurde, als dem unbe— 
dingt erklärten Erben die Verlaſſenſchaft nach §. 810 b. G. B. 
übergeben wurde. 

Daß aber die Errichtung des Inventars erſt nach der bereits 
geſchehenen Uebergabe an den unbedingt erklärten Erben dieſen ven 
der im $. 801 b. G. B. ausgeſprochenen Verbindlichkeit nicht mehr 
befreye, liegt, wie Herr Appellationsrath Nippel richtig bemerkt, in 
dem Umſtande, daß das Verlaßvermögen durch die Einmengung des 
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Erben bereits eine Veränderung erlitten haben kann, weßwegen das 
Inventar nicht mehr mit der gehörigen Gewißheit den Umſang des 
Verlaßvermögens darzuſtellen vermag. 

Die oben aufgeſtellte Anſicht rechtfertiget ſich auch aus dem 
Zuſammenhange der einzelnen Geſetzesſtellen. 

Der $. 550 b. G. B. ſagt: „in wie ferne die Erben nach 
der erfolgten Uebergabe zu haften haben, wird in dem Hauptſtücke 
von der Beſitznahme der Erbſchaft beſtimmt.“ Es muß daher ans 
genommen werden, daß in dieſem letzten Hauptſtücke alle möglichen 
Fälle der Haftung, wenn nur Ein Erbe, oder wenn mehrere Erben, 
im Falle der durchaus bedingten oder unbedingten, oder der theil— 
weiſe bedingten, theilweiſe unbedingten Erbserklärung, vorhanden 
ſind, entſchieden worden ſeyen. 

Wie ein einziger, unbedingter Erbe im Allgemeinen, vor und 
nach der Einantwortung hafte, ei im F. 801 b. G. B. ausgefpro: 
chen, wovon jedoch der $. 807 b. G. B. für den Fall eine Aus⸗ 
nahme feſtſetzt, wenn von e ein Inventar errichtet wurde. 
Daß der F. 807 ausnahmsweiſe den § 801 b. G. B. ergänze, 
geht aus dem Ausdrucke, „in allen Fällen, in welchen ein Inven⸗ 
tar errichtet werden muß (des $ 807), hervor, folglich muß auch 
der einzige unbedingt erklärte Erbe die Rechtswohlthat der Inventur 
in dieſen Fällen genießen. 

Wie der bedingt erklärte Erbe vor und nach der Einantwor— 
tung, wenn er der einzige Erbe iſt, verbindlich werde, beſtimmt der 
§. 802; wie aber mehrere unbedingt erklärte Erben, und mehrere 
bedingt erklärte nach der Einantwortung haften, beſtimmen die §§. 
820 und 821 b. G. B. 

Warum iſt aber nicht auch ein dritter S. für den Fall feſtge⸗ 
ſetzt worden, wenn einige ſich bedingt, und andere ſich unbedingt er— 
klärt haben? Offenbar nur aus dem Grunde, weil die dießfällige 
Beſtimmung ſchon in dem F. 807 b. G. B. enthalten iſt, in wel— 
chem bereits feſtgeſetzt wurde, unter welchen Bedingungen ein unbe⸗ 
dingt erklärter Erbe den bedingt erklärten gleich zu halten ſey. Hätte 
aber der Geſetzgeber anordnen wollen, daß der unbedingt erklärte Erbe, 
welcher nach dem F. 807 den bedingt erklärten gleichgeſtellt wurde, 
nach der Einantwortung nach dem F. 801 b. G. B. zu haften habe, 
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fo würde er dieſe Anordnung da, wo die Haftungsverbindlichkeit der 
Erben nach der Einantwortung ausgeſprochen iſt, gewiß nicht anzus 
führen unterlaſſen haben. 


III. Haupt ſtü ck. 


Von dem Rechte der Verlaßgläubiger, bey den 
Verlaßabhandlungsſchritten zu interveniren, 


b. 356. 


In wie weit die Verlaßgläubiger bey der Verlaß— 
abhandlung intereſſirt ſeyen? 

Wenn es unbezweifelt am Tage liegt, daß die Verlaſſenſchafts— 
gläubiger aus dem vorhandenen Verlaßvermoͤgen ihre volle Befriedi— 
gung auf jeden Fall erhalten werden, ſo liegt es wohl nicht in ih— 
rem Intereſſe, bey den einzelnen Amtshandlungen der Verlaßabhand— 
lung einzuſchreiten, weil ſie in keinem Falle der Gefahr eines Ver— 
luſtes ausgeſetzt find. Anders aber verhält es ſich, wenn Gefahr 
vorhanden iſt, daß das Verlaßvermögen zu ihrer Befriedigung nicht 
hinreichen, oder daß ihnen durch die Vereinigung des Verlaß⸗ 
vermögens mit dem Vermögen des Schuldners ein Nachtheil zu— 
gehen dürfte. In dieſen letztern Fällen liegt den Gläubigern dar: 
an, daß das Verlaßvermögen gehörig erhoben, und die für fie nach— 
theilig erſcheinende Vereinigung verhindert werde, und man kann 
“fie aus dieſem Grunde von ihrer Intervenirung, in fo weit fie zur 
Verwahrung ihrer Nechte nöthig if, nicht ausſchließen. 

$. 357. 
Die Gläubiger haben das Recht, letztwillige An- 
ordnungen, Ehepacte u. dgl. einzuſehen. 

Wie bereits bey dem erſten Gapitel eröctert wurde, ſteht den Gläu— 
bigern das Necht zu, Ehepacte, letztwillige Anordnungen, Schenkun— 
gen auf den Todesfall u. dgl., in ſo weit zu beſtreiten, als dieſelben 


in lraudem creditorum Anordnungen enthalten. Damit fie aber von 
2. Bd. 12 
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dieſem Nechte Gebrauch machen können, müſſen fie auch berech— 
tiget ſeyhn, den Inhalt dieſer Urkunden einzuſehen, um dagegen 
proteſtiren zu können, wenn auf dieſe Urkunden zu ihrem Nachthei— 
le die Abhandlungspflege geſtützt werden wollte. 
5. 358. 
In wie weit die Gläubiger rückſichtlich der Sperre 
zu interveniren haben. 

Es kann den Gläubigern ſehr daran liegen, daß das vorhan— 
dene Verlaßvermögen nicht etwa durch zu ſpäte Einſchreitung des 
Gerichtes verſchleppt werde; daher ſteht es jedem Verlaßgläubiger 
frey, nach Abſterben ſeines Schuldners alſogleich bey der competen— 
ten Behörde die Anzeige des Todes zu machen, und zu verlangen, 
daß die Sperre ſogleich, um Verſchleppungen zu verhindern, ange— 
legt werde. Der Verlaßgläubiger iſt auch berechtiget, bey der Sperre 
ſelbſt zu erſcheinen, und die Commiſſion auf die ihr unbekannten 
Umſtände aufmerkſam zu machen, und bey vorhandener Gefahr der 
Vertuſchung eines Theils des Vermögens, ſelbe durch Anhandgabe 
der Mittel zu verhindern, und wegen Gefahr der Verſchleppung die 
Anlegung der engen Sperre, und nach Umſtänden die Deportation 
auf feine Koften zu fordern. 
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5. 359. 
Die Verlaſſenſchaftsgläubiger ſind berechtigt, die 
Bekanntgabe der Erbserklärungen zu verlangen. 

Da der Erbe erſt durch die überreichte Erbserklärung in die 
Nechte und Verbindlichkeiten des Erblaſſers nach $. 547 b. G. B. 
eintritt, fo liegt den Verlaßgläubigern ſchon in dieſer Hinſicht daran, 
zu erfahren, ob ſich die Erben überhaupt ſchon als ſolche erklärt ha— 
ben. Da aber ins beſondere das Nechtsverhältniß des Verlaßgläu⸗ 
bigers zu den Erben durch die Art der Erbserklärung beſtimmt wird; 
ſo liegt den Gläubigern auch daran, zu wiſſen, ob ſich der einzige 
Erbe bedingt oder unbedingt, ob ſich von mehreren Erben alle be— 
dingt, oder alle unbedingt, oder einige bedingt, und andere unbe— 
dingt als Erben erklärt haben, weil ſich nach der Art dieſer Erbs— 
erklärungen die Einſchreitungen der Gläubiger gegen die Erben rich— 
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ten. Wenn daher ein Verlaſſenſchaftsgläubiger bey der Abhand⸗ 
lungsinſtanz um die abſchriftliche Mittheilung der Erbserklärungen 
einſchreitet, darf dieſelbe auf keinen Fall verweigert werden. 

Die Abhandlungsbehörde iſt auch verbunden, dem Gläubiger 
auf ſein Anſuchen bekannt zu geben, ob gegenſeitig ſich widerſtrei— 
tende Erbserklärungen eingelaufen ſeyen, und der Gläubiger iſt be— 
rechtiget, ſich von dem Ausgange des dießfalls abgeführten Streites 
in Kenntniß zu ſetzen, weil er nur den obſiegenden Theil als Er— 
ben, ſohin als Nepräſentanten des Erblaſſers anzuſehen berechtigt iſt. 


b. 360. 


Von dem Rechte der Verlaßgläubiger, bey der In— 
ventur zu interveniren. 


Die gerichtliche Inventur iſt jener Act, bey deſſen Vornahme 
die Verlaſſenſchaftsgläubiger das meiſte Intereſſe haben; denn ſo 
oft eine Inventur über ein Verlaßvermögen entweder von Amtswegen, 
oder über eine vorliegende bedingte Erbserklärung vorgenommen wer— 
den muß, wird dieſelbe der Verlaßabhandlung zum Grunde gelegt, 
und die Erben haften den Verlaßgläubigern nur mit dem ſich bey 
der Inventur gezeigten Verlaßvermögen ($$. 802, 807 u. 821 b. 
G. B.); daher liegt es in ihrem vorzüglichen Intereſſe, bey der Ins 
ventur zu erſcheinen, und die Inventurs-Commiſſion auf alle, auf die 
richtige Vermögenserhebung Bezug nehmenden Umſtände aufmerkſam 
zu machen. 

Die Inventur beſteht aus zwey Haupthandlungen, nähmlich 
aus der Beſchreibung des Verlaßvermögens, und aus der Werthbe— 
ſtimmung desſelben. 

In Hinſicht der erſtern ſteht den Gläubigern das Recht zu, 
dafür zu ſorgen, daß alles, was zum Verlaſſe gehört, nähmlich alle 
bewegliche und unbewegliche Sachen, alle Rechte und Forderungen, 
welche nicht bloß in den perſönlichen Verhältniſſen des Erblaſſers 
gegründet waren, ſelbſt alles, was ein Erbe oder Legatar in die 
Maſſe ſchuldig iſt, in das Inventar aufgenommen werde. Es muß 
den Verlaßgläubigern ſogar das Necht zuſtehen, wenn Inzichten einer 
Vermögensverſchleppung oder Vertuſchung vorhanden find, auf die 
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Ablegung des Manifeſtationseides zu dringen, um auf dieſe Art in 
die Kenntniß des bisher unbekannten Verlaßvermögens zu kommen. 


Selbſt wenn die Inventur ſchon geſchloſſen wäre, ſteht den 


Gläubigern das Recht zu, ein neu entdecktes, noch nicht inventirtes 
Vermögen nachträglich in das Inventar aufnehmen zu laſſen. 

Ob es gleich den Verlaſſenſchaftsgläubigern freyſteht, während der 
Verlaſſenſchaftsabhandlung auf die Verlaſſenſchaftsſtücke ſelbſt die 
Execution zu führen, und folglich dieſelben im Executionswege ſchätzen 
zu laſſen; fo muß es ihnen doch bey der Errichtung des Inventars frey 
ſtehen, in Bezug der Werthbeſtimmung der Verlaßgegenſtände ihre Be— 
merkungen anzubringen, weil in dem Falle, als ſie nicht in der Lage 
ſind, ihre Forderungen ſchon während der Verlaßabhandlung einzu— 
bringen, ſie ſich nach der durch die Verlaſſeseinantwortung geſchehe— 
nen Confuſion mit dem erhobenen Inventarialwerthe begnügen müſſen, 
in welchem Falle es ihnen demnach nicht gleichgültig ſeyn kann, wenn 
die Verlaſſenſchaftsſtücke in einem zu niedern Preiſe angenommen 
werden. Deßwegen ſcheinen fie auch berechtiget zu feyn, auf die 
ordentliche Schätzung der vorhandenen Objecte dringen zu dürfen. 


J. 361. 


Ob die Verlaßgläubiger gegen die Ueberlaſſung 
der Verlaſſenſchaft an die Erben nach b. 810 pro— 
8 teſtiren können? 


Wenn die Verlaſſenſchaft dem anerkannten Erben in die Be— 
ſorgung und Benützung überlaſſen wird, fo erſcheint dieſer Erbe bis 
nach erwirkter Einantwortung lediglich als Vermögensverwalter; ges 
ſchieht nun dieſe Ueberlaſſung in Folge einer bedingten Erbserklä— 
rung, oder überhaupt über Errichtung eines Inventars, ſo liegt den 
-Berlaßgläubigern offenbar daran, daß die Vermögensverwaltung nicht 
einer ſolchen Perſon anvertraut werde, bey welcher eine Gefahr der 
Verſchlimmerung des Inventarialzuſtandes zu befürchten iſt. Wäre 
daher dieſes der Fall, fo könnten die Verlaſſenſchaftsgläubiger offen- 


bar gegen die Ueberlaſſung der Verlaſſenſchaft proteſtiren. Denn 


obgleich dießfalls der $. 810 b. G. B. keine Beſchränkung enthält, 
fo liegt es doch in der Natur der Sache, und ſelbſt implicite in 
dem §. 811 b. G. B., daß die Gläubiger berechtiget feyen, für die 
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Sicherheit ihrer Nechte gerichtlich einzuſchreiten; es gehört aber mit 
zu ihrer Sicherheit, daß das Inventarialvermögen, woraus ſie allein 
ihre Befriedigung zu ſuchen berechtiget ſind, nicht durch eine zweck— 
widrige Verwaltung vermindert, oder in dem Werthe herabgeſetzt werde. 
9. 362 
Ob die Verlaſſenſchaftsgläubiger gegen die frey— 
willige Veräußerung des Verlaßvermögens wäh— 
rend der Abhandlung proteſtiren können? 

Bis zur Verlaſſeseinantwortung kann der Erbe, wenn ihm 
auch die Beſorgung und Benützung der Verlaſſenſchaft übertragen 
worden iſt, immer nur als Verwalter eines fremden Vermögens an— 
geſehen werden, er kann daher für ſich mit demſelben keine, die 
bloße Verwaltung überſchreitende Handlung, alſo auch keine Ver— 
äußerung vornehmen, ſondern müßte auf alle Fälle um die gericht— 
liche Genehmigung hiezu einſchreiten. Würde aber ein Erbſchafts— 
gläubiger aus den Umſtänden der Zeitverhältniſſe beſorgen, daß eine 
ſolche Veräußerung zu feinem Nachtheile ſeyn würde, fo ſcheint es, 
daß ihm allerdings das Necht zuſtehe, gegen ſelbe zu proteſtiren; 
denn da er ſich rückſichtlich ſeiner Forderungen an das Verlaßver— 
mögen zu halten hat, ſich auch nach der Einantwortung lediglich 
an dem erzielten, und dem Erben eingeantworteten Betrage zu regreſ— 
ſiren hätte, ſo liegt ihm beſonders daran, daß dieſes zu ſeiner 
Deckung dienende Vermögen durch unzeitige Veräußerung der Ver— 
laſſenſchaftsobjecte nicht vergeudet werde. 

Man wird zwar dagegen einwenden, der Erbe ſtelle den Erb— 
laſſer vor; da aber der Erblaſſer, wenn er noch lebte, die ihm ge— 
hörigen Gegenſtände, ungeachtet der vorhandenen Gläubiger nach 
Belieben veräußern könnte, ſo fey nicht abzuſehen, warum der Er— 
be, der doch als eine Perſon mit dem Erblaffer anzuſehen ſey, nicht 
ein Gleiches zu thun befugt ſeyn ſoll? 

Allein man darf die Anordnung des §. 547 b. G. B. nicht 7 
in dieſem ausgedehnten Sinne nehmen, ſonſt müßte man auch be— 
haupten, der Erbe habe ſchon vor der Einantwortung das Recht, 
Verlaſſenſchaftsgegenſtände zu verſchenken, was doch gewiß nicht wird 
behauptet werden können. Der Erbe ſtellt nur in fo ferne den Erb: 
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laſſer vor, wie allenfalls ein Curator feinen Curanden vorſtellt, d. 
h., er hat dritten Perſonen, welche Anforderungen an die Maſſe 
machen, Rede und Antwort zu geben; keineswegs aber ſteht ihm, 
ſo wie früher dem Eigenthümer, das Dispoſitionsrecht zu. 
F. 363. 
Ob die Verlaßgläubiger von den Erben die Ver— 
rechnung der Nutzungen aus der Maſſe verlangen 
können? f 

Obgleich dem erkannten Erben nach §. 810 b. G. B. die Bes 
ſorgung und Benützung der Verlaſſenſchaft überlaſſen werden kann, 
ſo darf man doch daraus auf keinen Fall ableiten, daß die von der 
Maſſe eingehenden Nutzungen dem Erben eigenthümlich zufallen, ſo 
lange noch Intereſſenten vorhanden find, welche auf dieſe Nutzun— 
gen aus was immer für einen Titel einen Anſpruch haben. Der 
Erbe iſt und bleibt lediglich ein Maſſeverwalter, und als ſolcher hat 
er allen jenen, welche bey der Verwaltung der Maſſe intereſſirt ſind, 
nach den §§. 837 u. 1012 b. G. B. über feine Verwaltung Rech— 
nung zu legen. Solche Intereſſenten ſind aber gerade auch die Erb— 
ſchaftsgläubiger bey einem inventarialiſch behandelten Verlaſſe. Das 
Verlaßvermögen iſt ſammt dem Zuwachſe zu ihrer Befriedigung be— 
ſtimmt, und der Erbe iſt nicht berechtiget, ſich die eingehenden Nu— 
gungen zu ihrem Nachtheile zuzueignen, folglich muß er ſelbe den 
Verlaſſenſchaftsgläublgern auf ihr Anſuchen Yerrechnen. 


5. 364. 


Von der Intervenirung der Gläubiger bey der Ab— 
handlung auf den Grund einer unbedingten Erbs— 
erklärung. 

Bey der Verlaßabhandlung aus einer unbedingten Erbserklä⸗ 
rung hat der Verlaßgläubiger keinen Grund zu einer Intervenirung, 
weil er bey derſelben nicht an das Verlaßvermoͤgen gebunden iſt, 
ſondern auf das Gefammtsermögen des Erben greifen kann; feine 
Vorſorge wird daher nur darin beſtehen, daß er aus dem Geſammt⸗ 
dermögen feine Befriedigung erhalte. Fürchtet er durch die Vereini⸗ 
gung des Verlaſſes mit dem Vermögen des Erben der Gefahr eines 
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Verluſtes ausgeſetzt zu werden, fo ſteht es ihm nach $. 812 b. G. 
B. frey, um die Abſonderung der Verlaſſenſchaft von dem Vermö— 
gen des Erben einzuſchreiten, in welchem Falle er durch die dabey 
zu errichten kommende Inventur in dasſelbe Nechtsverhältniß verſetzt 
wird, welches ihm bey der inventariellen Verlaßabhandlung zuſteht. 


J. 365. 


Von der Intervenirung der Gläubiger bey der 
Abſonderung des Verlaſſes. 

Die Abſonderung des Verlaſſes von dem Vermögen des Erben 
kann auf keine andere Art geſchehen, als daß das Verlaßvermögen 
genau erhoben und beſchrieben werde. Es wird ſomit, wie bey einer 
bedingten Erbserklärung, ein Inventar errichtet. Bey der Errichtung 
dieſes Inventars liegt daher den Verlaßgläubigern, welche die Abſon— 
derung verlangen, alles daran, daß das geſammte Verlaßvermögen 
n das Inventar aufgenommen werde, deßwegen ſteht ihnen das Recht 
zu allen jenen Mitteln zu, welche zur genauen Vermögenserhebung 
führen, fie Eönnen daher allerdings auch zu dem Offenbarungseide 
ihre Zuflucht nehmen, und es ſteht ihnen das Necht zu, den Be— 
weis zu führen, daß die noch in dem Beſitze der Erben ſich befind— 
lichen Gegenſtände zur Verlaſſesmaſſe gehören. Haben die Gläubi— 
ger aber dieſe Abſonderung gegen den unbedingt erklärten Erben be— 
wirkt, fo find fie auch verbunden, nur aus dieſem abgeſonderten Verlaß— 
vermögen ihre Befriedigung zu ſuchen, und der unbedingt erklärte 
Erbe hat jenen Gläubigern, welche die Abſonderung bewirkten, mit 
ſeinem Vermögen nicht mehr zu haften, außer in ſo ferne gegen ihn 
bewieſen werden kann, daß er an der Verminderung des Verlaßver— 
mögens Schuld trage (§§. 812 u. 1295 b. G. B.). 


. 366. 
Ob gegen den bedingt erklärten Erben eine Ab— 
ſonderung Statt finde, und worin ſelbe beſtehe. 
Das Geſetz räumt den Verlaſſenſchaftsgläubigern ohne Unter— 
ſchied, ob eine bedingte oder unbedingte Erbserklärung vorliegt, das 
Recht der Abſonderung des Berlaßvermögens ein; allein in der Ma— 
nipulation beſteht ein weſentlicher Unterſchied. Bey vorliegender ber 
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dingter Erbserklärung iſt bereits ein Inventar errichtet, und dadurch 
factiſch das Vermögen der Maſſe von dem Vermögen des Erben ſchon 
abgeſondert, es wird daher hier die Abſonderung bloß darin beſte— 
hen, daß die Verlaſſesmaſſe von der Verwaltung und Benützung 
des Erben abgenommen, in gerichtliche Verwahrung gebracht, oder 
einem Curator zur Verwaltung übergeben wird, je nachdem das Be— 
gehren geſtellt, oder die Beſchaffenheit der Umſtände es erfordern wird. 


. 367. 
Von der rechtlichen Wirkung der Abſonderung. 

Die rechtliche Wirkung der Abſonderung beſteht lediglich darin, 
daß das Verlaßvermögen der Verwaltung und Benützung des Er— 
ben entzogen, und daß dasſelbe durch die Einantwortung mit dem 
Vermögen des Erben nicht vereiniget wird, dann daß bey vorhan— 
dener unbedingter Erbserklärung der unbedingt erklärte Erbe den 
Gläubigern und Legataren mit feinem eigenen Vermögen nicht mehr 
haftet. Allein mit der Meinung des Herrn Appellationsrathes Nip— 
pel 1), daß wenn zur Zeit der bewilligten Abſonderung die Erbſchaft 
dem unbedingt erklärten Erben noch nicht zur Beſorgung und Be— 
nutzung übergeben war, derſelbe nach dem §. 807 b. G. B. zu bes 
handeln ſey, und auch jenen Gläubigern und Legataren nicht mehr 
mit ſeinem eigenen Vermögen zu haften habe, welche die Abſonde⸗ 
rung nicht begehrt haben, kann ich mich nicht vereinigen. 

Der Herr Appellationsrath will dieſe Meinung dadurch begrün— 
den, daß in dieſem Falle ein Inventar errichtet werden müſſe, folg— 
lich der Fall des F. 807 b. G. B. eintrete. Allein der Ausdruck 
in dem genannten §.: „In dieſem, fo wie in allen Fällen, in wel⸗ 
chen ein Inventarium errichtet werden muß, iſt in einem ganz an— 
dern Sinne zu verſtehen. Der Geſetzgeber verſteht nähmlich darunter 
jene Fälle, in welchen nicht auf Anſuchen, ſondern von Amtswegen 
ein Inventar zu errichten iſt. Daß dieſe die richtige Auslegung ſey, 
geht ſelbſt aus dem §. 812 b. G. B. hervor, wo es am Ende heißt: 
„In einem ſolchen Falle hat ih m aber der Erbe, obſchon dieſer ſich 
unbedingt als Erbe erklärt hätte, aus eigenem Vermögen nicht mehr 


4) Siehe feinen Commentar B. 8. S. 212. zum $. 212, Nr. 4. 
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zu haften.“ Das Geſetz bedient ſich im Zuſammenhange mit dem 
Anfange des F. „Beſorgt ein Erbſchaftsgläubiger oder Legatar“ des 
perfönlichen Fürwortes ihm, woraus doch klar erhellet, daß der un: 
bedingt erklärte Erbe mit ſeinem eigenen Vermögen nur denjenigen 
nicht mehr zu haften habe, welche die Abſonderung verlangt haben. 
Von denjenigen, die der Abſonderung nicht beygetreten find, macht 
das Geſetz keine Erwähnung, es bleibt daher rückſichtlich derſelben 
die Anordnung des $. 801 b. G. B. aufrecht, und zwar ohne Un— 
terſchied, ob dem unbedingt erklärten Erben vor der begehrten Abſon— 
derung die Verlaffenfchaft zur Beſorgung und Benützung bereits über— 
geben war, oder nicht. 


9. 368. 


In welchem Falle der Verlaßgläubiger über erfolg— 
te Aufforderung einzuſchreiten habe. 

Bisher iſt von der freywilligen Intervention der Verlaſſen— 
ſchaftsgläubiger die Rede geweſen. Nun wäre aber zu erörtern, in 
welchen Fällen die Verlaßgläubiger über an ſie ergangene 97 
liche Aufforderung einzuſchreiten haben. 

Dieſe Fälle ſind, erſtens, wenn über Anſuchen des e 
tors oder der bedingt erklärten Erben über die überſchuldete Verlaſ— 
ſesmaſſe der Concurs eröffnet wird, bey welcher Gelegenheit ohne— 
hin jeder Gläubiger zur Liquidirung ſeiner Forderung vorgeladen wer— 
den muß, und wovon in dem dritten Bande über die geſetzmäßige 
Befriedigung der Gläubiger im Concurswege die Nede ſeyn wird; 
zweytens, wenn der Verlaßcurater oder der bedingt erklärte Erbe nach 
$- 813 b. G. B. um die Convocation der Verlaſſenſchaftsgläubiger 
anſucht. 

Es kann zwar auch der unbedingt erklärte Erbe eine Convoca— 
tion einleiten laſſen, allein eine ſolche Vorrufung würde die Wir— 
kung der §§. 813 bis 815 b. G. B. nicht nach ſich ziehen, weil 
der unbedingt erklärte Erbe nicht nur mit dem Verlaßvermögen, ſon— 
dern auch mit ſeinem eigenen Vermögen für die volle Befriedigung 
der Verlaſſenſchaftsgläubiger haftet. 
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0. 369. 
Welche Einſchreitung den Verlaßgläubigern über 
ergangene Convocation obliege. f 

Wenu nach Vorſchrift des $. 813 b. G. B. die Gläubigercon— 
vocation eingeleitet wurde, ſo haben alle jene Verlaſſenſchaftsgläu— 
biger binnen dem in dem Edicte beſtimmten Zeitraume ihre Forde— 
rungen gerichtlich anzumelden, welche nicht etwa ſchon vor der Con— 
vocation ihre Forderung entweder im Klagswege, oder auf eine an— 
dere Art zum Verlaſſe gerichtlich angemeldet haben. 

Von dieſer Anmeldungsverbindlichkeit ſind nur jene Gläubiger 
ausgenommen, welchen in Rückſicht ihrer Forderungen ein Pfand— 
recht zuſteht, und auch dieſe kann die widrige Folge der nicht 
geſchehenen Anmeldung in dem Falle, und in ſo weit treffen, als 
fie aus dem Pfandgute ihre Befriedigung nicht erhalten (§. 814 
b. G. B.). 


5. 370. 


Worin die Anmeldung beſtehe, und was auf ſelbe 
erfolge. 

Die in Folge der Vorrufung der Gläubiger zu machende An— 
meldung beſteht darin, daß die Gläubiger bey der Abhandlungsbe— 
hörde ihren Forderungsanſpruch ſchriftlich oder mündlich anbringen, 
und dieſen Anſpruch mit den ihnen zu Gebothe ſtehenden, gerichts— 
ordnungsmäßigen Beweiſen unterſtützen. Die auf ſolche Weiſe vor— 
gekommenen Anſprüche werden dem Verlaßcurator oder dem Erben 
um ihre Liquidirungsäußerung zugefertiget, oder es wird gleich bey 
der Liquidirungstagſatzung die Liquidirungsäußerung aufgenommen. 

Der Curator oder Erbe wird bey dieſer Aeußerung entweder 
die vorgekommenen Anſprüche bedingt oder unbedingt anerkennen, 
oder ſelbe ganz oder zum Theile als illiquid ausſtellen. 

Hierüber hat das Gericht weiter nichts zu veranlaſſen, als den 
ſich gemeldeten Gläubigern das Reſultat der Liquidirungsäußerung 
bekannt zu geben. 

Iſt die Forderung ganz für liquid erkannt worden, ſo hat der 
Gläubiger rückſichtlich ſeiner Forderung gegen den Erben nichts mehr 
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einzuleiten. Iſt die Forderung bedingt liquidirt, ſo hat der Gläu— 
biger dieſe Bedingung zu erfüllen; iſt ſelbe aber ganz, oder zum Thei⸗ 
le illiquid hintan gewieſen worden, ſo iſt es Sache des Gläubigers, 
im Rechtswege den wirklichen Beſtand der Forderung zu erweiſen, 
wozu ihm aber die ganze Verjährungszeit zu Statten kommt. 


9. 371. 


Irrige Anſicht der Practiker in Erledigung der 
Liquidirungsäußerungen. 

Bey Erledigung der Liquidirungsäußerungen pflegen ſich in der 
Praxis zwey weſentliche Verſtöße einzuſchleichen. 

Der erſte beſteht darin, daß es in der Erledigung gewöhnlich 
heißt: Es werde in Folge der vorgenommenen Liquidirung die und 
die Poſt unbedingt, die und die Poſt unter der Bedingung für li— 
quid erklärt, und die und die Poſten als illiquid hintan gewieſen, 
jo daß es das Anſehen gewinnt, als fey von Amtswegen in die Li⸗ 
quidirung eingegangen worden, und als wäre die erſolgende Erledi— 
gung das Refultat der richterlichen Entſcheidung. Dieſes Verfahren 
iſt nicht nur allein an ſich ganz unrichtig, indem ſich der Richter 
im adeligen Richteramtswege in eine Entſcheidung über die Liquidi— 
tät nicht einlaſſen darf, ſondern dasſelbe bringt auch verſchiedene 
Inconſequenzen mit ſich; denn die Liquidirungsäußerung im Wege 
der Einberufung der Gläubiger wirkt lediglich gegen den ſich Aeußern— 
den, keineswegs aber gegen einen Dritten, und jeder Gläubiger muß, 
wenn z. B. über den Verlaß in der Folge der Concurs eröffnet würde, 
ſeine Forderung gegen den Concursmaſſevertreter, ungeachtet ſelbe 
im adeligen Nichteramtswege bereits von dem Erben für liquid er— 
kannt wurde, neuerdings liquidiren. Nun konnte es geſchehen, daß 
im ſtreng rechtlichen Wege die bereits für liquid erkannte Forderung 
als illiquid hintan gewieſen werden müßte, und es würde nun der 
nähmliche Nichter, welcher früher bey der Erledigung der Liquidirungs— 
äußerung die Forderung für richtig erkannt hatte, ſelbe nun durch 
Urtheil als illiquid abweiſen müſſen. 

Eine im adeligen Nichteramtswege erſtattete Liquidirungsäuße— 
rung wäre daher immer nur mit der Erklärung des ſich Aeußern⸗ 
den zu erledigen. 
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Der zweyte Mißgriff beſteht darin, daß es in der Liquidirungs— 
erledigung in Hinſicht der ganz oder zum Theile hintan gewieſenen 
Poſten heißt: „Es ſtehe den abgewieſenen Gläubigern, wenn ſie ſich 
mit dieſer Liquidirungserledigung nicht zufrieden ſtellen wollten, be— 
vor, binnen dreyßig Tagen um fo gewiſſer ihre Anſprüche im ordent— 
lichen Nechtswege geltend zu machen, als fonft der Verlaß ohne 
Rückſicht auf dieſelben abgehandelt, und den Erben eingeantwortet 
werden würde.“ 

Dieſer Zuſatz in den Liquidirungserledigungen iſt nicht nur in 
dem Geſetze nicht gegründet, ſondern iſt den geſetzlichen Anordnun— 
gen gerade zu entgegen. 

Der Gläubiger iſt nach $. 814 b. G. B. zu nichts andern 
verpflichtet, als über ergangene edictaliſche Aufforderung ſeine For— 
derung anzumelden. Iſt dieſe Anmeldung geſchehen, ſo kann den 
Gläubiger der in dem §. 814 b. G. B. ausgeſprochene Nachtheil 
nicht mehr treffen, wenn gleich ſeine Forderung vor der Hand als 
illiquid hintan gewieſen wurde. Genug, der Erbe oder Verlaßecura— 
tor iſt in die Kenntniß des gemachten Anſpruches gekommen, und 
er kann, wenn auch er die Forderung nicht für liquid hält, ohne 
Rückſicht auf dieſen Anſpruch die von ihm als liquid erklärten For— 
derungen nicht befriedigen, ohne ſich des im §. 815 b. G. B. aus⸗ 
geſprochenen Nachtheiles auszuſetzen. 

Will der Verlaßcurator oder Erbe ſicher gehen, muß er den 
zur Zahlung dieſes für illiquid hintangewieſenen Anſpruches nöthi— 
gen Betrag bis zur Austragung der Sache ausſcheiden, kann aber 
den Anſprecher zur Liquidirung ſeiner Forderung aus der bey der 
Anmeldung gemachten Berühmung im Aufforderungswege belangen. 
Der Nichter aber hat für ſich kein Recht, dem Gläubiger einen Ter— 
min zur Liquidirung ſeiner Forderung zu ſetzen. 

Dem Gläubiger muß es auch ganz gleichgültig ſeyn, wenn der 
Nichter den Verlaß ohne Nückſicht auf des Anmelders Forderung eins 
antwortet, indem ſelbſt die eingeleitete Liquidirung den Richter nicht 
hindern könnte, den Verlaß noch während des Rechtszuges einzuant— 
worten, indem der §. 819 b. G. B. durchaus nicht erwähnet, daß 
vor der Einantwortung alle Forderungen liquidirt ſeyn müſſen. Die— 
fer $. fordert zur Einantwortung nichts anders, als daß über die 
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eingebrachte Erbserklärung der rechtmäßige Erbe von dem Gerichte 
erkannt, und von demſelben die Erfüllung der Verbindlichkeiten ge— 
leiſtet eg, unter welche Verbindlichkeiten man doch gewiß nicht auch 
die Befriedigung der Verlaßgläubiger zählen kann. 

Die Practiker glauben zwar, man könne vor Liquidirung der 
Paſſiva die Abhandlungsgebühren nicht bemeſſen. Allein dann müß— 
te man den Verlaß durch dreyßig Jahre hängen laſſen, denn wäh— 
rend dieſer Zeit konnen ſich noch immer Verlaſſenſchaftsgläubiger mit 
ihren Anſprüchen im Nechtswege melden. Warum fol man nicht 
die angemeldeten, aber noch nicht liquidirten Anſprüche unter dem 
zweifelhaften Paſſivſtande ausſetzen, und auf dieſe Art die Abhand— 
lungsgebühren berechnen können? 

5. 372. 
Ob die Gläubiger auch bey der Liquidation der 
Verlaſſespaſſiva zu interveniren haben? 

In die Liquidation der Verlaßpaſſiva haben ſich die Verlaſſen— 
ſchaftsgläubiger durchaus nicht einzumengen, denn dieſe Liquidation 
iſt lediglich ein Met zwiſchen dem Verlaßcurator oder dem Erben und 
den einzelnen Anſprechern, es müßte ſich denn um eine cridamäßige 
Vertheilung handeln, bey welcher die Gläubiger zu fordern berech— 
tiget ſind, daß jeder einzelne Anſprecher ſeine Forderung gegen einen 
gemeinſchaftlichen Curator oder Maſſevertreter liquidire. 


—— —. ——— 


IV. Hauptſtück. 


Von dem Rechtsverhältniſſe der Verlaſſen— 
ſchaftsgläubiger unter ſich. 


b. 373. 
Allgemeiner Grundſatz. 


Als allgemeiner Grundfatz über dieſes Nechtsverhältniß muß 
aufgeſtellt werden, daß der Tod des Schuldners in dem Rechtsver— 
hältniſſe der Gläubiger unter ſich durchaus keine Veränderung her— 
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vorbringe, daß bis zur Verlaſſenſchaftseinantwortung angenommen 
werden müſſe, daß der Erblaſſer noch am Leben fey, indem derſelbe 
entweder durch den aufzuſtellenden Curator, oder durch den erklär— 
ten Erben repräfentirt werde, gegen welche Repräſentanten die Gläu— 
biger eben ſo einzuſchreiten berechtiget ſind, als wenn der wirkliche 
Schuldner noch am Leben wäre. 

Jeder einzelne Verlaſſenſchaftsgläubiger iſt demnach ſo lange, 
als über den Verlaß nicht der Concurs verhängt, oder mittelſt Ein— 
verſtändniß eine cridamäßige Vertheilung eingeleitet wurde, ohne 
Nückſicht auf die übrigen Verlaſſenſchaftsgläubiger berechtiget, für 
ſeine Forderung Sicherheit zu ſuchen, oder auf die Zahlung ſelbſt 
zu dringen, ohne daß ihm die Einwendung der noch nicht nachge— 
wieſenen Zulänglichkeit des Verlaſſes eingewendet werden kann. 

5. 374. 

Die erwieſene Unzulänglichkeit des Verlaſſes iſt 
kein Hinderniß, auf Sicherſtellung oder Zahlung 
zu dringen. 

Gleichwie der einzelne Gläubiger gegen ſeinen Schuldner, wenn 
auch die Unzulänglichkeit des Vermögens des Letztern zur Befriedi— 
gung aller ſeiner Gläubiger erwieſen wäre, bis zur wirklichen Con— 
eurseröffnung immer berechtiget iſt, für feine Forderung Sicherheit 
zu ſuchen, und nach der Verfallszeit auf die Befriedigung zu drin— 
gen, eben ſo muß den einzelnen Verlaſſenſchaftsgläubigern auch bis 
zu einer allfälligen Concurseröffnung das Recht, Sicherſtellung zu 
ſuchen, und auf die Zahlung zu dringen, zuſtehen, wenn gleich durch 
die erfolgte Liquidation erſichtlich wurde, daß die Verlaſſesmaſſe zur 
Befriedigung aller Gläubiger nicht hinreiche; denn er iſt aus keinem 
Geſetze verpflichtet, aus Rückſicht für die übrigen Gläubiger ſein 
eigenes Intereſſe fahren zu laſſen. 

Man dürfte zwar dagegen den $. 813 und 815 b. G. B. 
einwenden, aus deren erſtern hervor geht, daß es dem Erben mit 
der Zahlung bis nach Auslauf des Liquidationstermins zuzuwarten 
frey ſteht, und nach deren zweyten von der Befriedigung der Gläu— 
biger nach der geſetzlichen Ordnung die Nede iſt, aus welchem man 
die Folgerung ziehen könnte, daß, wenn es ſich aus der Liquidation 
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zeigen würde, daß nicht alle Gläubiger aus dem Verlaßvermoͤgen 
befriediget werden können, ſich jeder Gläubiger die Vertheilung nach 
den Kräften der Maſſe müſſe gefallen laſſen. Allein ſo ſind dieſe 
SS. durchaus nicht zu verſtehen. Die einzelnen Gläubiger konnen 
dieſe geſetzlichen Anordnungen nicht betreffen, ſondern ſie ſind nur 
als Richtſchnur für die Erben erlaſſen; dieſe haben, wenn aus der 
Liquidation erhellet, daß nicht alle Gläubiger ihre volle Befriedigung 
erhalten können, daß folglich der Paſſioſtand den Activftand über— 
ſteiget, ſogleich den Concurs eröffnen zu laſſen, wodurch ſie nicht 
nur allein dem Andringen der einzelnen Gläubiger auf Sicherſtel— 
lung, ſondern auch den Executionsſchritten Einhalt thun. 

Ueber dieſe Concurseröffnung folgt dann erſt jene geſetzmäßige 
Befriedigung, wovon in dem §. 815 b. G. B. Ermähnung geſchieht, 
und dieſe geſetzmäßige Befriedigung wird nach jenem Sicherheits— 
ſtande der Gläubiger erfolgen, in welchen ſie entweder durch das 
Geſetz, oder durch ihre eigenen, bis zur Concurseroffnung fortge— 
ſetzten Einſchreitungen zu ſtehen gekommen ſind. 

5. 375. 

Die Unzulänglichkeit der Maſſe könnte vor der Con— 
curseröffnung gegen die einzelnen Gläubiger nicht 
erwieſen werden. 

Wollte man aber auch zugeben, dem Erben ſtände das Necht 
zu, den einzelnen Gläubigern die Einwendung der Unzulänglichkeit 
der Maſſe entgegen zu ſetzen, um nach der geſetzlichen Ordnung 
die Maſſe unter die Gläubiger zu vertheilen; ſo könnte er die Un⸗ 
zulänglichkeit nicht einmahl erweiſen. Denn dieſen Beweis konnte 
er lediglich aus der Liquidation ableiten, und behaupten, es beſtän— 
den ſo viele liquide Anſprüche, daß zur Deckung derſelben die Maſſe 
nicht zureiche; allein dieſe Liquidation gründet ſich, wie bereits er— 
örtert wurde, auf die Liquidirungsäußerung des Erben, folglich auf 
ſein Zugeſtändniß; allein dieſes Zugeſtändniß beweiſt gegen den 
Dritten noch keineswegs die Nichtigkeit der gemachten Anſprüche, 
folglich auch nicht die Ueberbürdung der Verlaſſesmaſſe. Um die— 
ſen Beweis herzuſtellen, muß jeder einzelne Anſprecher gegen den 
zu dieſem Zwecke aufzuſtellenden Vertreter ſeine Forderung ſtrenge 
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liquidiren, die Aufſtellung eines ſolchen Vertreters feßt aber die Con— 
eurseröffnung voraus. 


b. 37 
Ob die Abſonderung des Vermögens einen Vorzug 
der Gläubiger unter ſich bewirke. 

Die Abſonderung des Vermögens hat lediglich zum Zwecke, 
daß die Verlaſſesmaſſe mit dem Vermögen des Erben nicht vereini— 
get werde, und daß die Abſonderer nicht verpflichtet werden, den 
Erben als ihren Perſonalſchuldner anzuſehen; andern Gläubigern 
gegenüber wirkt aber dieſe Abſonderung gar keinen Vorzug, wenn 
nicht etwa mit derſelben ein anderer Act, z. B. die Pfändung 
oder executive Vormerkung in Verbindung gebracht wird; dann wirkt 
aber dieſen Vorzug nicht die Abſonderung, ſondern der mit derſelben 
beſonders in Verbindung gebrachte Act der Sicherſtellung. Ein ſol— 
cher Sicherſtellungsact kann auch mit dem Acte der Abſonderung 
allerdings in Verbindung gebracht werden, wenn der Abfonderer, 
ſey es nun nach dem Geſetze (§. 1101 b. G. B.), oder aus ge— 
richtlicher Einſchreitung, in der Lage iſt, ſein Pfandrecht unter einem 
mit der Abſonderung auf das Verlaßvermögen vormerken zu laſſen, 
son welcher Vormerkung der F. 812 b. G. B. ausdrücklich Er— 
wähnung macht. 
| 6. 377. 

Darſtellung der vom Hrn. Appellationsrathe Nippel 
aufgeſtellten Meinung. 


Herr Appellationsrath Nippel behauptet .) ganz richtig, die 
Wirkung der Abſonderung fey aus ihrem Zwecke zu beurtheilen, und 
ſchließt daraus allgemein, daß ſelbe ein Pfandrecht zu Gunſten der 
Abſonderer nicht bewirke. Nach dieſer allgemein hingeſtellten Be— 
hauptung fährt er fort, „man müſſe, um die Wirkung dieſer Abſon— 
derung für den Fall, als nur einige aus den in dem §. 812 ge— 
nannten Perſonen dieſelben verlangt haben, genau zu bezeichnen, 
mehrere Fälle, und hauptſächlich den der bedingten Erbsantretung, 


1) Siehe feinen Commentar Band 5, S. 311 et seg, zum 9. 312 Nr. a. et teg. 
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von dem der unbedingten unterſcheiden,“ er bemerkt ferner, daß, 
wenn bey der bedingten Erbserklärung der Legatar die Abſonderung 
verlangte, derſelbe nichts erhalte, wenn die Erbſchaft auf Befriedi— 
gung der Paſſiva aufgehe; der die Abſonderung anſuchende Verlaß⸗ 
gläubiger aber genieße vor den Nichtbeytretenden keinen Vorzug, 
auch falle der bis zur Abſonderung aus dem Verlaßvermögen bereits 
verzehrte Theil allen Gläubigern zur Laſt. Bey der unbedingten Erbs— 
antretung ſey der Erbe, wenn die Abſonderung vor der an ihn geſche— 
henen Uebergabe der Erbſchaft erfolgte, nach F. 807 den beding— 
ten Erben gleich zu halten; in dem Falle aber, als die Abſonde— 
rung erſt nach der Uebergabe erfolgte, hätten diejenigen, welche die 
Abſonderung verlangten, allerdings vor den übrigen Gläubigern und 
Legataren das Recht, vorzugsweiſe die Befriedigung ihrer Anſprüche 
aus der abgeſonderten Maſſe zu verlangen, und wenn ſie dadurch 
erſchöpft würde, ſtände den übrigen lediglich das Recht zu, ſich aus 
dem eigenen Vermögen des Erben zahlhaft zu machen. Denn eben 
dadurch, weil Letztere die Abſonderung nicht begehrten, hätten ſie 
ſtillſchweigend erkläret, daß fie ſich mit der perſönlichen Haftung 
des Erben begnügen. 


5. 378. 
Würdigung dieſer aufgeſtellten Behauptung. 

Herr Appellationsrath Nippel ſtellt anfänglich ſelbſt den all— 
gemeinen Grundſatz auf, daß die Vermögensabſonderung kein Pfand⸗ 
recht bewirke, und doch behauptet er in der Folge, daß bey der un— 
bedingten Erbesantretung denjenigen, welche die Abſonderung begehr— 
ten, vor denjenigen, welche derſelben nicht beygetreten find, ein 
Vorzug dergeſtalt zuſtehe, daß die Letzteren, wenn das Verlaßvermö— 
gen durch die Erſteren erſchöpft werde, ſich nur an das Vermögen 
des unbedingt erklärten Erben zu halten berechtiget feyen. 

Abgeſehen davon, daß dieſe Behauptung dem von ihm auf— 
geſtellten Grundſatze offenbar widerſpricht, (denn wenn die Abſonde— 
rer das ausſchließliche Recht auf das Verlaßvermögen haben ſollten, 
fo müßte ihnen doch offen bar das Pfandrecht darauf zuſtehen) fo 
wäre dieſe Behauptung auch andern anerkannten Nechtsgrundſätzen 


zuwider. 
2. Bd. 13 
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Außer dem Concurfe gibt nur das Pfandrecht dem Gläubiger 
einen Vorzug vor dem andern, und dieſes Pfandrecht müßte entweder 
ein geſetzliches, oder ein vertragsmäßiges ſeyn. Daß die Abſonderung 
kein geſetzliches Pfandrecht gebe, behauptet der Herr Appellationsrath 
ſelbſt, indem er ausdrücklich bemerkt, daß der im $. 812 vorkommende 
Ausdruck, „er könne fordern, daß ſein Anſpruch auf die Erbſchaft 
vorgemerkt werde,“ nicht dahin zu verſtehen ſey, daß ihm eine ſolche 
Vormerkung an ſich das Pfandrecht verſchaffe; ein vertragsmä— 
ßiges Pfandrecht iſt aber ohnehin nicht vorhanden, und eine ge— 
richtliche Pfändung ſchließt die Abſonderung ihrer Natur nach nicht 
in fich, folglich kann dem Abſonderer nach dem Begriffe der Er— 
werbung des Pfandrechtes ein ſolches aus der bloßen Abſonderung 
nicht zuſtehen. So lange ihm aber ein Pfandrecht nicht zuſteht, 
muß auch der Abſonderer jedem weichen, welcher auf die abgeſonder— 
ten Verlaſſesgüter auf geſetzlichem Wege ein Pfandrecht erworben 
hat. Ein ſolches Pfandrecht kann aber jeder Verlaßgläubiger dar— 
auf erwirken, wenn er auch der Abſonderung nicht beygetreten iſt, 
denn ſo lange der Verlaß noch als eine für ſich beſtehende Maſſe 
exiſtirt, bleibt immer die Verlaſſesmaſſe die eigentliche Quelle, wor— 
aus die Verlaſſesgläubiger ihre Befriedigung ſuchen fünnen. Der 
Umſtand, daß bey der unbedingten Erbserklärung der Verlaßgläu— 
biger auch ſchon vor der Einantwortung berechtiget iſt, den unbe— 
dingt erklärten Erben auf die Bezahlung auch aus eigenem Vermö— 
gen zu klagen, hebt ſein Recht, aus der Maſſe ſeine Befriedigung 
zu ſuchen, nicht auf, eben weil er durch die unbedingte Erbserklärung 
nicht aufhöret, ein Verlaſſesgläubiger zu ſeyn. 

Der Herr Appellationsrath ſcheint den Beweis der Richtigkeit 
ſeiner Behauptung auf die Billigkeit gründen zu wollen, indem er 
ſagt: „Der Abſonderer verliere ſein Forderungsrecht aus dem Ver— 
moͤgen des unbedingt erklärten Erben durch die Abſonderung, wäh— 
rend derjenige, welcher dieſe Abſonderung nicht angeſucht habe, 
oder ihr ſpäter nicht beygetreten ſey, ſein Recht auf das Vermögen 
des Erben beybehalte; dieſer koͤnne demnach nebſt dieſem Rechte nicht 
auch noch die Vortheile der Abſonderung genießen.“ 

Allein abgeſehen davon, daß Billigkeitsverhältniſſe keinen Maß⸗ 
ſtab der rechtlichen Beurtheilung liefern, könnte man fragen, wie 
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wohl der Abſonderer dazu komme, den übrigen Verlaſſesgläubigern 
durch den willkührlichen Act der Abſonderung jenes Necht zu entzies 
hen, welches ihnen vom Geſetze aus zuſtehet? Nach dem Geſetze hat 
jeder Verlaßgläubiger das Recht, feine Befriedigung aus der Maſſe 
im Wege Nechtens zu ſuchen, fo lange nicht die ganze Maſſe durch 
die Ausübung des nähmlichen Rechtes von Seite anderer Maſſe— 
gläubiger erfchöpft iſt. Durch die Abſonderung allein hat der Abs 
ſonderer nicht einmahl ein Pfandrecht auf die Maſſegegenſtände er— 
worben, wie käme er nun dazu, die übrigen Gläubiger ſo lange aus- 
zuſchließen, bis er (Abſonderer) mit ſeiner Forderung befriediget wäre? 

Der Herr Appellationsrath ſpricht nicht nur von dem Falle, 
daß ein Verlaßgläubiger die Abſonderung verlangt, es könnte dem— 
nach der Abſonderer auch ein Legatar ſeyn, und in dieſem Falle 
müßten daher die Verlaßgläubiger auch dem Legatare weichen, und 
geſtatten, daß ſie aus dem Verlaſſenſchaftsvermögen nur in dem Fal— 
le etwas erhalten, wenn der Legatar mit ſeinem Anſpruche befriedi— 
get ſehn wird; und doch gibt die unbedingte Erbesantretung dem 
Legatare kein größeres Necht auf die Verlaſſenſchaftsmaſſe, als dem— 
ſelben nach dem Geſetze zuſteht, er kann folglich aus dem Verlaſſe 
fein Legat nur dann verlangen, wenn ein reines Verlaßvermögen 
erübriget. Die unbedingte Erbesantretung wirkt nur gegen den Er— 
ben in ſo weit, daß er auch den Legataren mit ſeinem Vermögen 
haftet, wenn auch die Erbſchaft nicht zureichen ſollte. Hat der Le— 
gatar auch die Abſonderung erwirkt, ſo kann er nicht verhindern, daß 
die Verlaſſenſchaftsgläubiger aus dem abgeſonderten Vermögen ihre 
Befriedigung ſuchen, und wird die Maſſe durch dieſelben erfchöpft, 
ſo ſteht ihm rückſichtlich ſeines Legates wegen der Unzulänglichkeit 
des Verlaßvermögens, ungeachtet der von ihm erwirkten Abſonderung, 
kein Recht auf dieſelbe zu. 

. 379. 
Von der Concurrenz der Verlaſſenſchaftsgläubiger 
unter ſich. 

Im Allgemeinen iſt eine Concurrenz der Verlaſſenſchaftsgläu⸗ 

biger unter ſich nicht anders denkbar, als ſolche bey einem noch le— 


benden Schuldner einzutreten pflegt, und wovon ſchon in den frü— 
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heren Abſchnitten gehandelt wurde; denn in der Regel verfolgt je— 
der Verlaſſenſchaftsgläubiger gegen den Verlaß, deſſen Curator oder 
Erben ſein Recht eben ſo, als wie er dasſelbe verfolgt haben wür— 
de, wenn ſein Schuldner noch am Leben wäre. Eine einzige hier ganz 
beſondere Concurrenz wäre dann möglich, wenn bey vorhandener be— 
dingter Erbserklärung, und bey der nachgewieſenen Unzulänglichkeit 
des Verlaſſes auf Anſuchen des Erben eine cridamäßige Vertheilung 
eingeleitet würde. 


5. 0. 


Von der cridamäßigen Vertheilung überhaupt. 

Wenn mehrere, und zwar fo viele unbeſtrittene Verlaßpaſſiva 
vorhanden find, daß das Verlaßvermögen offenbar zur Befriedigung 
aller Gläubiger nicht zureicht; ſo wäre es eigentlich Pflicht des Er— 
ben oder des Curators, den Concurs eröffnen zu laſſen, wenn der 
Abhandlung eine bedingte Erbserkläruug zum Grunde liegt. Da 
aber mit der Concursverhandlung bedeutende Auslagen verbunden 
ſind, welche die Kräfte des ohnehin verſchuldeten Verlaſſes noch be— 
deutend vermindern würden; ſo pflegt der Verlaßcurator oder Erbe 
auf die Vermuthung geſtützt, daß ſich die Gläubiger lieber einer 
cridamäßigen Vertheilung unterziehen, als in eine ordentliche Con— 
cursverhandlung einlaſſen werden, unter Vorlage eines Vertheilungs— 
entwurfes, welcher nach den Grundſätzen einer Cridavertheilung 
entworfen iſt, um Einvernehmung der Gläubiger anzuſuchen, ob 
fie ſich dieſer Vertheilung unterziehen wollen, oder ob fie die Con- 
curseröffnung vorziehen. 

F. 381. 

Welche Vorſicht der Erbe hiebey zu beobachten habe? 

Daß eine ſolche eridamäßige Vertheilung nur bey einer be— 
dingten Erbsantretung Statt finden konne, verſteht ſich von ſelbſt; 
denn bey einer unbedingten Erbserklärung müßte auch das Vermö— 
gen des Erben mit in den Concurs genommen werden. Aber auch 
bey einer bedingten Erbesantretung kann der Erbe oder Curator 
eine eridamäßige Vertheilung nur dann mit Sicherheit einleiten, 
wenn derſelben nach §. 813 b. G. B. die Convocation der Gläu⸗ 
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biger vorangegangen iſt. Denn wäre dieſes nicht der Fall, und der 
Erbe würde das vorhandene Verlaſſenſchaftsbermögen, wenn auch 
nach Art der Cridavertheilung, unter die bekannten Gläubiger zur 
theilweiſen Befriedigung ihrer Forderungen verwenden; ſo würde er 
deſſenungeachtet mit ſeinem eigenen Vermögen den ſich erſt nach der 
Vertheilung noch meldenden Gläubigern nach Maßgabe des §. 815 
b. G. B. haften. ' 


b. 382. 


Ob die Gläubiger zur Annahme der cridamäßigen 
Vertheilung verhalten werden können? 


Die Gläubiger können aber zur Annahme einer ſolchen erida— 
mäßigen Vertheilung durchaus nicht verhalten werden, deßwegen 
ſteht ihnen auch das Recht zu, jene Bedingungen feſtzuſetzen, unter 
welchen ſie ſich derſelben unterziehen wollen. 

Die gewöhnlichſten dieſer Bedingungen find, daß ſie ihre For— 
derungen gegen einen gemeinſchaftlich aufzuſtellenden Curator zu li— 
quidiren haben, und daß fie daher nicht gehalten ſeyn ſollen, die 
von dem Erben erkannte Liquidität unbedingt anzuerkennen, (§. 827 
b. G. B.); daß ſie ſich bey der Vertheilung ſelbſt nicht mit dem In— 
ventarialwerthe zu begnügen ſchuldig ſeyn ſollen, ſondern daß das 
ganze Verlaßvermögen verſteigert, und die Vertheilung nach dem ein— 
gegangenen Meiſtbothe gemacht werde; daß zu dieſem Meiſtbothe auch 
die von der Maſſe ſeit dem Todestage entfallenen Nutzungen einbe— 
zogen werden, und ſomit das ganze auf ſolche Art realiſirte Ver— 
mögen zur Vertheilung gebracht werde; daß endlich die Vertheilung 
ſelbſt in Betreff der geſetzlichen Ordnung zur Zufriedenheit Aller 
verfaßt, und nach ſogeſtaltig richtig geſtellter Vertheilung die Zah— 
lung ſogleich bewerkſtelliget werde. 


. 383. 

Was Rechtens ſey, wenn einige der Gläubiger in 
die cridamäßige Vertheilung willigen, andere da— 
gegen proteſtiren. 

Wenn einige der Verlaſſenſchaftsgläubiger in die eridamäßige 
Vertheilung willigen, andere der Erſcheinenden aber dagegen prote— 
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ſtiren, und wieder andere zur Einvernehmungstagſatzung gar nicht 
erſcheinen; ſo kann der Erbe oder Curator mit der Bezahlung der— 
jenigen vorgehen, welche nach richtig geſtellter Vertheilung, und ge— 
hörig realiſirtem Vermögen in die cridamäßige Vertheilung eingewil— 
liget haben, wenn anders die Liquidität ihrer Forderungen von den 
erſcheinenden Gläubigern nicht widerſprochen wurde, oder wenn fie 
ihre Forderungen im Wege Nechtens liquidirt haben, wobey dann 
das auf die diſſentirenden Gläubiger entfallende Vermögen, und die 
Antheile der gar nicht erſchienenen Gläubiger depoſitirt werden, 

Dieſe Behauptung läßt ſich auf folgende Art rechtfertigen: Nach 
§. 813 b. G. B. ſteht es dem Erben oder Curator nur bis nach 
Auslauf des Anmeldungstermines frey, mit der Zahlung der Gläu— 
biger inne zu halten, weil ihm früher noch nicht bekannt ſeyn konn— 
te, wie viel aus dem Verlaßvermögen auf jeden Gläubiger entfalle. 
Iſt ihm aber dieſes aus der Liquidation bekannt, ſo kann er mit 
der Zahlung nach Verhältniß der entfallenden Tangenten vorgehen, 
wenn er nicht zu beſorgen hat, daß ihm die übrigen Gläubiger die 
Einwendung der nicht rechtlich geleiſteten Zahlung machen werden. 
Dieſe Beſorgniß fällt aber hinweg, wenn die Forderungen der zu 
zahlenden Gläubiger entweder von den übrigen bey der Tagſatzung 
ta eingeftanden, oder dieſelben im Wege Rechtens liquidirt 
worden find, 

Es wird ferner vorausgeſetzt, daß die eridamäßige Vertheilung 
ganz nach den geſetzlichen Vorſchriften verfaßt, daß dagegen bey der 
Tagſatzung keine gegründete Einwendung gemacht, und auch die Zah— 
lung nur nach Verhältniß dieſer Vertheilung geleiſtet worden ſey. 
In dieſem Falle kann dem Erben oder Verlaßcurator auch nicht die 
Einwendung gemacht werden, daß zu viel hinausgezahlt wurde, weil 
die Befriedigung nach dem Verhältniſſe der geſetzlichen Ordnung 
Statt gefunden hat, der Erbe oder Curator aber nur dann, und 
nur in ſo ferne haftet, als gegen ihn erwieſen werden könnte, daß 
die Zahlung nicht nach der geſetzlichen Ordnung geleiſtet worden fey, 
was aber nach der Vorausſetzung nicht der Fall iſt. 

Die nicht einwilligenden Gläubiger leiden aber auch keinen Scha— 
den, weil ſie nach der Vorausſetzung auch in Folge einer wirklichen 
Cridavertheilung nicht mehr würden erhalten haben, als für fie aus- 
geſchieden worden iſt. 
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Glauben ſie aber aus einem andern Titel gegen den Erben 
oder Curator auf einen höheren Betrag, oder auf die ganze Befrie— 
digung einen Anſpruch zu haben, weil z. B. nicht das ganze Ver— 
mögen in die Vertheilung genommen wurde, oder der Erbe ſich die 
Verlaſſenſchaftsgegenſtände zugeeignet, und nur den Inventarialwerth 
in die Vertheilung aufgenommen hat u. dgl., fo ſtehen dieſe An— 
ſprüche mit der Frage, ob der Erbe oder Curator nach der Crida— 
vertheilung die Conſentirenden zu befriedigen berechtiget war, oder 
nicht, in gar keinem Zuſammenhange. 


5. 384. 
Ob der Erbe oder Curator auch über begehrte Ver— 
talſende ne eine cridamäßige Vertheilung 
einleiten könne? 


Wie bereits bemerkt wurde, hat die Abſonderung des Vermö— 
gens keinen andern Zweck, als die Vereinigung des Verlaßvermögens 
mit dem Vermögen des Erben zu verhindern, und es ſteht dem Er— 
ben oder dem Curator zuverläßlich auch nach abgeſondertem Vermoͤ— 
gen das Recht zu, über den überſchuldeten Verlaß den Concurs ver— 
hängen zu laſſen, weil ihnen dieſes Necht im $. 2, allg. C. O., 
litt. b, allgemein eingeräumt, und dem Erben auch nach der geſche— 
henen Abſonderung daran gelegen iſt, daß die Verlaßgläubiger nach 
der geſetzlichen Ordnung befriediget werden. Stände ihnen nun das 
Recht der Concurseröffnung zu, fo kann man auch nicht bezweifeln, 
daß es ihnen frey ſtehe, eine cridamäßige Vertheilung einzuleiten, 
und auf dieſe Art die verhältnißmäßige Befriedigung der Gläubiger 
zu verſuchen. Stimmen aber in dieſem Falle nicht Alle überein, 
ſo kann der Erbe mit der Befriedigung der Conſentirenden nicht vor— 
gehen, weil dem Erben durch die Abſonderung das Dispoſitionsrecht 
über das Verlaßvermögen entzogen wurde. In einem ſolchen Falle 
bleibt dem Erben kein anderes Mittel, als, wenn eine gütliche Aus⸗ 
gleichung der Gläubiger auf dieſe Art nicht erzielt werden kann, den 
Concurs wirklich eröffnen zu laſſen. 
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J. 385. 

Ob einzelne Verlaßgläubiger auf das für die diſ— 
ſentirenden Gläubiger depoſitirte Vermögen Exe— 
cution führen können? 

Von jenen Gläubigern, welche in die eridamäßige Vertheilung 
gewilliget haben, und nach Maßgabe derſelben befriediget worden ſind, 
kann ohnehin keine Rede mehr ſeyn, weil fie ſich mit der erhaltenen 
Abfertigung contractmäßig zufrieden geſtellt haben, und als befriedi— 
get anzuſehen ſind. Allein ein Verlaßgläubiger, welcher der Crida— 
vertheilung nicht beygetreten iſt, hat noch immer das Recht, auf die 
noch vorhandene Maſſe zu greifen, und daraus ſeine volle Befriedi— 
gung zu ſuchen. Dieſe Maſſe beſteht aber in dem für die diſſen— 
tirenden Gläubiger ausgeſchiedenen und allenfalls depoſitirten Betra— 
ge. Es kann daher jeder noch unbefriedigte Verlaſſenſchaftsgläubiger, 
fo lange nicht wirklich der Concurs über die noch wirklich beſtehen— 
de Maſſe eröffnet wurde, darauf die Execution führen, und ſich die— 
ſelbe nach Verhältniß ſeiner Forderung einantworten laſſen, wenn 
gleich die übrigen Verlaſſenſchaftsgläubiger mit ihren Forderungen 
nicht befriediget werden; denn da ſie den ihnen zugedachten Betrag 
bey der Cridavertheilung nicht angenommen haben, ſo erſcheint das 
ausgeſchiedene Vermögen noch als Verlaſſenſchaftsgut, worauf keinem 
einzelnen Gläubiger ein anderes Recht zuſteht, als welches er ſich 
bereits darauf aus ſeinen vertragsmäßigen Handlungen oder gericht⸗ 
lichen Einſchreitungen erworben hat. 

Auch die geſchehene Abſonderung hindert den einzelnen Gläubiger 
an der Executionsführung nicht, weil die Abſonderung demjenigen Gläu⸗ 
biger, welcher ſelbe erwirkte (§. 376), kein Vorzugsrecht verſchafft. 


5. 386. 
Von der Concurrenz der ſich erſt nach der Liqui— 
dation meldenden Gläubiger mit denjenigen, wel— 
che ihre Forderungen bey der Liquidation ange— 
meldet haben. 
Die Concurrenz der ſich ſpäter meldenden Gläubiger mit den 
ſchon bey der Liquidation vorgekommenen Gläubigern muß aus dem 
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F. 814 b. G. B. beurtheilt werden. Dieſer F. fpricht die Wirkung 
der gerichtlichen Einberufung dahin aus, daß den Gläubigern, wel— 
che ſich binnen der beſtimmten Zeit nicht gemeldet haben, an die 
Verlaſſenſchaft, wenn ſie durch die Bezahlung der angemeldeten For— 
derungen erfchöpft worden iſt, kein weiterer Anſpruch zuſteht, als in 
ſo ferne ihnen ein Pfandrecht gebühret. 

Nach dem Wortlaute dieſes F. kommt es vorzüglich darauf an, 
ob bis zur Meldung der bey der Liquidation nicht vorgekommenen 
Gläubiger aus dem Verlaßvermögen bereits Zahlungen geleiſtet wur— 
den, oder nicht. Rückſichtlich der bereits bezahlten Gläubiger kann 
eine Concurrenz nicht mehr Statt finden, weil, wenn auch auf ſol— 
che Art die ganze Verlaßmaſſe abſorbirt worden wäre, der ſich zu 
ſpät gemeldete Gläubiger weder gegen den Erben ein Forderungs— 
noch gegen die bezahlten Gläubiger ein Rückforderungsrecht haben kann— 

Eine ſolche Concurrenz findet daher nur mit den bey der Li— 
quidation angemeldeten, aber noch nicht bezahlten Gläubigern Statt. 
In dieſer Nückſicht find dreyerley Umſtände zu unterſcheiden: 

a) Entweder treffen die Gläubiger bey der Geſammtexecution zu— 
ſammen, und es handelt ſich lediglich um die geſetmäßige 
Vertheilung unter ſie, oder 

b) der bey der Liquidation angemeldete Gläubiger it auf das 
noch vorhandene Verlaßvermögen bereits die be bis 
zur Sicherſtellung erwirkt, oder 

c) der bey der Liquidation vorgekommene Gläubiger hat keinen 
andern Schritt, als die Liquidirung ſeiner Forderung vorge— 
kehrt. 

In dem erſten Falle könnten die ſich inner dem Edictaltermine 
gemeldeten Gläubiger jenen Betrag in Auſpruch nehmen, der nach 
einer gleichmäßigen Nepartition unter alle mit ihnen im gleichen 
Nange ſtehenden Gläubiger entfiele, ohne daß ihnen die bereits ge— 
ſchehene Bezahlung der bey der Liquidation vorgekommenen Gläubis 
ger zum Nachtheile gereichen könnte. Ein folder Nachtheil konnte 
nur auf die ſich zu ſpät gemeldeten Gläubiger entfallen. 

Hierüber hat Herr Appellationsrath Nippel 1) ein ſehr Paſſen⸗ 
des Beyſpiel gegeben, indem er ſagt: „Es betrage das Verlaßvers 


4) Siehe feinen Commentar B. 5, S. 217, zum F. 21%, Nr. 2. 
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mögen 10000 fl., es hätten ſich bey der Liquidation acht Gläubiger, 
jeder mit 1000 fl. gemeldet, nach der Liquidation komme noch ein 
neunter mit 4000 fl. vor. Wäre noch kein Gläubiger gezahlt, wür— 
de auf jeden der acht Erſtern 833 fl. 20 kr. und auf den neunten 
3333 fl. 20 kr. entfallen. Wären aber vor der Meldung des neun⸗ 
ten bereits vier Gläubiger mit 4000 fl. zuſammen befriediget, ſo 
müßte jeder der noch unbefriedigten Gläubiger 833 fl. 20 kr. er— 
halten, und auf den neunten würden nur mehr 2666 fl. 40 kr. 
entfallen. 

Hat aber im zweßtten Falle einer oder der andere der bey der Liqui⸗ 
dation angemeldeten Gläubiger auf das ganze Verlaßvermögen bereits 
die Execution bis zur Sicherſtellung erwirkt, ſo wird auf die noch 
unbefriedigten Gläubiger, ſie mögen dann ihre Forderungen bey der 
Liquidation, oder erſt ſpäter gemeldet haben, nur der noch bleibende 
Reſt entfallen, wenn nicht etwa Einem oder dem Andern ein frühe— 
res Pfandrecht zugeſtanden hat. Der noch verbleibende Reſt würde 
bey einer Geſammtexecution nach dem obigen Beyſpiele vertheilt, in— 
dem der bis zur Sicherſtellung Execution führende Gläubiger als 
bereits ganz befriediget angeſehen wird. Hätten aber drittens die bey 
der Liquidation angemeldeten Gläubiger keinen andern Schritt, als 
die Liquidirung ihrer Forderungen vorgekehrt; ſo ſtände dem ſich 
ſpäter gemeldeten Gläubiger allerdings das Recht zu, auf das ganze 
vorhandene Verlaßvermögen die Execution zu führen, in ſo weit 
dasſelbe nicht bereits verpfändet iſt; denn in dieſem Falle hätte der 
§. 814 b. G. B. gegen ihn keine nachtheilige Wirkung, weil er als 
ein wahrer Verlaßgläubiger das Necht hat, aus der Verlaſſesmaſſe 
ſeine Zahlung zu ſuchen, und auf dieſe Maſſe noch kein Gläubiger 
ein theilweiſes, oder gänzlich ausſchließendes Recht erworben hat. 

6. 387. 
Von der Abthuung eines Verlaſſes mittelſt Ein— 
antwortung jure crediti. 

Erſt nach der bisher gepflogenen Auseinanderſetzung iſt man 
in derdeLage, die in der Praxis gewöhnlich vorkommende Verlaßab— 
thuung durch die Einantwortung jure crediti nach den gehörigen 
Grundſätzen Ih beurtheilen. 
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In der Ausübung pflegt man in dem Falle, als aus dem 
Sperrberichte ſchon hervorgeht, daß das Verlaßvermögen nicht hin— 
reiche, die Paſſiva zu decken, den Verlaß jure crediti einzuantwors 
ten, oder denſelben unter die bekannten Gläubiger zu vertheilen, 
ohne daß eine Erbserklärung abgefordert, oder eine Gläubigercon— 
vocation eingeleitet wird. 

Herr Dr. Vincenz Auguſt Wagner ) hat ſelbſt dieſe Art der 
Verlaſſenſchaftsabthuung als in der Praxis gewöhnlich aufg eführt, 
und rechtfertiget ſelbe damit, daß der Wiener Magiſtrat, wenn er 
jeden unbedeutenden Verlaß gehörig abhandeln wollte, erliegen müß— 
te. Wir wollen nun unterſuchen, auf welche rechtliche Folgen eine 
ſolche Verlaſſesabthuung führt, welche durch kein Geſetz gerechtfer— 
tigt werden kann. 8 


5. 388. 


Darſtellung des zu dieſem Behufe beobachteten 
Verfahrens. 

Die Sperrcommiſſion hat bey den Gerichtsſtellen ſchon ein für 
allemahl die Weiſung, ſo oft ein Verlaß vorkömmt, bey welchen die 
bey der Sperre ſchon bekannt werdenden Paſſiva das Verlaßvermö— 
gen überſteigen, ſogleich bey der Sperre das Vermögen zu beſchrei— 
ben, zu ſchätzen, und zugleich die bekannten Paſſiva in der Sperr⸗ 
Relation aufzuführen. 

Ueber einen ſolchen vorgelegten Sperrbericht pflegt man die 
Gläubiger bey einer Tagſatzung zu vernehmen, läßt ſich die Richtig— 
keit ihrer Forderungen ausweiſen, und leitet von Amtswegen, wenn 
mehrere Gläubiger vorhanden find, eine eridamäßige Vertheilung 
ein, nachdem man vorher dem Sperrcommiſſär von Amtswegen die 
Verlaßeffecten verſteigern ließ. Zur Eingehung dieſer eridamäßigen 
Vertheilung pflegt man die Gläubiger dadurch zu bewegen, daß man 
ihnen mit der Eröffnung des Concurſes droht. 

Nehmen ſie die eridamäßige Vertheilung an, ſo wird mit der 
verhältnißmäßigen Auszahlung vorgegangen, und ſonach der Verlaß 
wegen Mangel eines Vermögens abgethan. 


1) Siehe den t. Band feines adelichen Richteramtes vom Jahre 1330, Seite 65, g. 1% 
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Iſt nur ein Gläubiger bekannt, welcher, feg es nun der Erbe, 
oder ein Dritter, die Cur- und Leichenkoſten ꝛc. beſtritten hat, wo⸗ 
durch der Verlaß an ſeinem Vermögen erſchöpft wird; ſo wird der 
ganze Verlaß dieſer Perſon jure crediti eingeantwortet, und nur, 
wenn man recht vorſichtig zu Werke gehen will, trägt man dem 
Sperrcommiſſär auf, die Verlaßeffecten zu verſteigern, den genann- 
ten Gläubiger zu befriedigen, und den allfälligen Reſt über Abfuhr 
und Abzug des Mortuars für die unbekannten Gläubiger, oder in 
Ermanglung ſolcher für die Erben zu depoſttiren. 

Ja zuweilen geſchieht es ſogar, daß, wenn auch mehrere Gläu— 
biger bekannt ſind, man den Verlaß dem in der Sperr-Relation 
aufgeführten Erben, gleich über vorgelegten Sperrbericht, gegen dem 
einantwortet, daß er gehalten feyn fol, aus der Maſſe die ſich mel⸗ 
denden Gläubiger zu befriedigen. 


9. 389. 

Dieſes Verfahren iſt im Allgemeinen geſetzwidrig. 
Schon das Verfahren der Sperrcommiſſion, vermöge welchem 

ſie gleich bey der Sperre ohne gerichtlichen Auftrag inventirt, iſt ge— 
ſetzwidrig. Die Amtshandlungen, welche bey der Sperre vorzuneh— 
men ſind, erſcheinen geſetzlich bezeichnet, und der Sperrcommiſſär 
darf dieſelben nicht erweitern, am wenigſten darf er eigenmächtig 
inventiren, indem die Inventur ein Act von der höchſten Wichtig— 
keit iſt, welcher immer nur auf beſondern gerichtlichen Auftrag vor— 
genommen werden darf. Selbſt die Gerichtsſtelle dürfte einen ſol— 
chen Auftrag an die Sperrcommiſſion nicht erlaffen, weil wieder die 
Fälle geſetzlich bezeichnet find, in welchen ein Inventar von Amtswe— 
gen errichtet werden muß, wozu der gegebene Fall durchaus nicht gehört. 
Die Vorrufung der in dem Sperrberichte aufgeführten Gläu— 
biger zur Liquidirung ihrer Anſprüche iſt an und für ſich eine Nul⸗ 
lität, denn der Richter hat von Amtswegen weder eine Forderung 
für richtig zu erkennen, noch eine ſolche als unrichtig hintan zu wei— 
fen; man kann daher auf keinen Fall behaupten, daß eine Forde- 
rung nicht mehr beſtritten werden könne, weil ſie die Abhandlungs— 
inſtanz bey der ſogenannten Liquidirungstagſatzung für richtig aner— 
kannt habe. Iſt aber die Forderung nicht richtig, wie kann dann 
auf den Grund derſelben entweder der Verlaß dem Gläubiger jure 
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erediti eingeantwortet, oder das Verlaßvermögen cridamafig unter 
Mehrere vertheilt werden? 

Nur der Erbe oder Verlaßcurator allein iſt nach §. 813 b. 
G. B. berechtiget, eine Liquidation mit den Gläubigern vorzukehren, 
auf welche geſtützt, er mit Sicherheit die liquiden Poſten bezahlen kann. 

In dem gegebenen Falle iſt aber nicht einmahl ein Erbe vor⸗ 
handen, denn es wird durchaus keine Erbserklärung abgefordert; und 
doch antwortet man den Verlaß jure crediti ein. Eine ſolche Ein— 
antwortung iſt in jedem Falle eine Nullität; denn es gibt nach dem 
Geſetze nur zwey Fälle einer gültigen Einantwortung, entweder aus 
dem Titel des Erbrechtes nach §. 819 b. G. B., oder die Einant— 
wortung eines Vermögens im Executionswege. Allein die erſte ſetzt 
eine Erbesantretung, die zweyte aber ein rechtskräftiges Urtheil, 
oder einen gerichtlichen Vergleich als nothwendige Bedingung voraus. 


b. 390. 


Darſtellung der verantwortlichen Folgen dieſes 
Verfahrens. 

Daß ein ſolches Verfahren, wenn es von Jemanden beſtritten 
wird, auf jeden Fall aufgehoben werden muß, verſteht ſich von ſelbſt, 
und da jede Aufhebung einer geſetzwidrigen gerichtlichen Verfügung 
die unmittelbare Folge nach ſich zieht, daß der Richter, welcher ſich 
die nichtige Amtshandlung zu Schulden kommen ließ, auch die nach— 
theiligen Folgen derſelben tragen muß; ſo folgt daraus, daß er aus 
dieſer geſetzwidrigen Verhandlung allen jenen verantwortlich wird, 
welche erweiſen können, daraus einen Schaden gelitten zu haben. 

Daß es aber Fälle geben könne, in welchen Jemand einen Scha⸗ 
den erweiſen wird, erhellet aus Folgendem: 

Man präſumire den Fall, welchen Hr. Profeſſor Wagner in 
feinem adelichen Richteramte Seite 66 1. Band aufgeführt hat: Es 
betragen die Krankheits-, die Leichenkoſten und der ausſtändige Zins 
zuſammen 80 fl. 40 kr. 

Das Verlaßvermögen nach Paul betrage im Inventarial— 
TJ % ͤœ-p;˖¼ 50 fl. 80 
wozu das Lizitationsdrittel mit . . 20 fl. 10 kr., 


a zuſammen 80 fl. 40 kr., 
und es werde dem Peter nun der Verlaß jure crediti eingeantwortet. 
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Hierauf klage aber gegen den Verlaß ein Dritter 100 fl. C. M. 
aus einem Darleihen ein, erwirke das Liquidirungsurtheil, und führe 
die Execution. Sind nun die Verlaßeffecten nicht mehr vorhanden; 
ſo wird ſich die Verlaßinſtanz ſchwerlich damit rechtfertigen können, 
fie habe das ganze Verlaßvermögen dem Peter jure crediti einge— 
antwortet, der Dritte wird ſich mit dieſer Einantwortung nicht ab— 
fertigen laſſen, ſondern wird darauf beſtehen, daß das auf geſetz— 
widrige Art hintangekommene Vermögen wieder hergeſtellt werde. 
Der dritte Gläubiger iſt nicht einmahl verpflichtet, ſich mit Peter 
in eine Theilung einzulaſſen, indem nur er, aber nicht Peter eine 
liquide Forderung hat, und daher nur er berechtiget iſt, ſich im 
Executionswege das Verlaßvermögen einantworten zu laſſen. 

Man wird zwar einwenden wollen, die Krankheits- und Leis 
chenkoſten, fo wie der Hauszins ſehen, und zwar die erſtern an ſich, 
und die dritte Forderung durch das geſetzliche Pfandrecht priorirt. 
Allein abgeſehen von dem, daß die Krankheits- und Leichenkoſten 
nur im Concurſe priorirte Forderungen ſind, und daß der Haus— 
zins nur auf jene invecta et illata das Pfandrecht genieße, wel: 
che zur Zeit der Klage, die nie überreicht wurde, ſich in der Woh— 
nung befanden; ſo ſteht dieſer Einwendung ſchon der weſentliche 
Anſtand entgegen, daß die genannten Forderungen nicht liquid ſind, 
indem die von Amtswegen geſchehene Liquiderkennung an ſich null 
und nichtig iſt, und gegen keinen Dritten eine verbindliche Kraft 
haben kann. 

Der nähmlichen Verantwortung unterliegt auch das Seite 67 
derſelben Abhandlung aufgeführte Beyſpiel, vermöge welchem der 
Commiſſär die Verlaßeffecten von Amtswegen verſteigert, den Peter 
bezahlt, und den Reſt pr. 10 fl., über Abzug des Mortuars pr. 10 
kr., eigentlich mit 9 fl. 50 kr. fuͤr die ſich allenfalls meldenden 
Gläubiger depoſitirt; nur kann hier noch der dritte Verlaßgläubiger 
das Gericht auch wegen der ex offo vorgenommenen Verſteigerung 
verantwortlich machen, in ſo ferne er zu erweiſen im Stande wäre, 
daß bey einer erecutiven Verſteigerung ein größerer Erlös würde 
erzielt worden feyn. 

Noch muß es bey dieſem Beyſpiele auffallen, daß der Hr. 
Verfaſſer von dem für die unbekannten Gläubiger und Erben ver— 
bleibenden Nefte ſogleich das Mortuar abziehen läßt, da er doch noch 
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nicht wiſſen kann, ob dieſer Betrag ein reines Verlaßvermoͤgen fey, 
wovon allein ein Mortuar zu entrichten kommt. 

Selbſt dann, wenn kein Gläubiger, wohl aber ein Erbe ſich 
meldet, und die Erbſchaft antritt, kann er das Gericht darüber ver— 
antwortlich machen, daß es den Verlaß dem Peter ein geantwortet, 
oder denſelben aus den Lizitationsgeldern gezahlt habe, weil er mit 
Recht behaupten kann, daß er die Forderungen des Peter nicht für 
liquid erkenne. 

Nicht minder kann ſich der Erbe auch über die ämtlich vorge— 
nommene Verſteigerung beſchweren, indem er behauptet, daß er, 
dem allein das Recht zuſtand, die Verlaſſeseffecten in fein Eigen 
thum zu übernehmen, dieſelben nie würde veräußert haben, und der 
Richter dürfte dem Erben, da dieſes geſetzwidrige Verfahren eine 
auffallende Sorgloſigkeit in ſich ſchließt, volle Genugthuung nach 
deu §§. 1299 und 1324 b. G. B. zu leiſten ſchuldig ſeyn. 

Eine gleiche Verantwortung des Nichters tritt auch dann ein, 
wenn er auf die oben genannte Art den Verlaß eridamäßig ver— 
theilt, weil ſowohl ein dritter mit einem rechtskräftigen Urtheile 
auftretender Gläubiger ſich an dieſe Vertheilung nicht kehren, ſon— 
dern die Herſtellung des Verlaſſes fordern, als auch der die Erb— 
ſchaft antretende Erbe die Liquidität der Forderungen der Betheilten 
beſtreiten kann. 

Iſt endlich der Verlaß dem in der Sperr-Relation aufgeführ⸗ 
ten, aber nicht erklärten Erben eingeantwortet worden gegen dem, 
daß er die Verlaßſchulden bezahle, und können ſich die Verlaßgläu— 
biger an dieſem Erben nicht regreſſiren, ſo hat es keinen Anſtand, 
daß dieſelben die Abhandlungsbehörde um die Wiederherſtellung des 
Verlaſſes angehen, weil das Gericht nicht das Necht hatte, den 
Verlaß Jemanden einzuantworten, welcher die Erbſchaft gar nicht an— 
getreten hatte. 

Eben ſo iſt das Abhandlungsgericht ſchuldig, einem Erben, wel— 
cher die Erbſchaſt aus einem beſſern Titel anſpricht, und ſich als 
Erbe erklärt, die Verlaſſenſchaft z ſchaffen, weil dieſem der Nach⸗ 
laß durch die geſetzwidrige Handißg der Abhandlungsbehörde ent— 
zogen worden iſt. . 


— —————ñ —ä 
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Von der Concurrenz der Gläubiger durch die 
Behandlung. 


5. 391. 
Was man unter der Behandlung der Gläubiger 
verſtehe? 

Unter der Behandlung der Gläubiger verſteht man im ge— 
ſeßlichen Sinne jenen gerichtlichen Act, vermöge welchem einige 
Gläubiger des zahlungsunfähigen Schuldners über Einſtimmung der 
Mehrheit aller bey der Behandlungstagſatzung erſchienenen Gläubi— 
ger verhalten werden, einen Theil ihrer Forderungen gegen dem nach— 
zulaſſen, daß ein Dritter ſich verpflichtet, den Reſt ihrer Forderun⸗ 
gen zu bezahlen. 

5. 392. 
Eintheilung der Materie dieſes Abſchnittes. 

Um dieſe Materie erfchöpfend zu behandeln, muß erſtens von 
der Form, unter welcher eine Behandlung eingeleitet und geführt 
werden muß; zweytens von den Gläubigern, welche fi) in die Behand— 
lung einlaſſen müſſen, und drittens von den Rechtswirkungen ge— 
fprochen werden, welche mit der Behandlung hinſichtlich des ur— 
ſprünglichen Schuldners, des Intereedenten und der Gläubiger ver— 
bunden ſind. 

Es zerfällt daher dieſer Abſchnitt in dreh Hauptſtücke: 

a) Von der bey der Einleitung und Führung der Behandlung 
zu beobachtenden Form; 

b) von den Gläubigern, welche ſich in die Behandlung nicht ein⸗ 
zulaſſen ſchuldig find; 

c) von den mit der Behandlung verbundenen Rechtswirkungen. 


Br 
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I. Hauptſtück. 


Von der bey der Einleitung und Führung der 
Behandlung zu beobachtenden Form. 


5. 393. 


Wer eine gerichtliche Behandlung der Gläubiger 
einzuleiten berechtiget ſey? 

Es liegt in der Natur der Sache, daß nur der Schuldner be— 
rechtiget feyn Fünne, eine Behandlung der Gläubiger gerichtlich eins 
leiten zu laſſen; denn die Behandlung iſt, wenn ſie zu Stande 
kömmt, eine Aſſignation ‚welche nur dadurch entſteht, daß der Schuld 
ner an ſeine Stelle einen Dritten als Zahler ſtellet, und die Gläu— 
biger an ihn anweiſet (§. 1400 b. G. B.). Der Schuldner muß 
in feinem Geſuche nachweiſen, daß ſein Paſſioſtand feinen Actisftand 
überſteige; er muß daher ſein Vermögens- und Schuldenverzeichniß 
vorlegen, und nur über ſeine, des Schuldners, Bitte wird das Ge— 
richt die vorgeſchriebene Einleitung treffen. 

Einige Practiker find zwar der Meinung, daß auch der Inter— 
cedent die Behandlung bey Gericht begehren könne; allein dieſes 
könnte nur dann der Fall ſeyn, wenn dieſer Dritte als geſetzlich 
oder vertragsmäßiger Bevollmächtigter des Schuldners auftreten wür— 
de. Wäre aber eine ſolche Bevollmächtigung nicht ausgewieſen, ſo 
muß der Dritte mit ſeinem Geſuche als geſetzwidrig hintangewieſen 
werden; denn um eine Behandlung einleiten zu können, muß er— 
wieſen vorliegen, daß der Schuldner ſeine Gläubiger nicht bedecken 
könne, dieſer Beweis aber kann nur dadurch hergeſtellt werden, daß 
der Schuldner das Bekenntniß der Zahlungsunfähigkeit entweder ſelbſt, 
oder durch einen ausgewieſenen Bevollmächtigten gerichtlich ablegt, 
und durch das von ihm gefertigte Activ- und Paffisverzeichniß dies 
ſes Bekenntniß beſtätiget. i 

Der Richter dürfte auch ohne ausdrückliche Einwilligung des 


Schuldners jene Vorkehrungen nicht treffen, welche er über das Be— 
2. Bd. | 14 
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handlungsgeſuch vornehmen muß; auch hat der Schuldner auf Bes 
gehren der Gläubiger den geſetzlich vorgeſchriebenen Eid abzulegen, 
zu welchem man ihn nicht zwingen konnte, wenn er mit der einge 
leiteten Behandlung nicht einverſtanden wäre. 


$. 394. 
Die Behandlung unterſcheidet ſich von Einlöſung 
der Forderungen des Schuldners. 

Einem Dritten, folglich auch dem Intercedenten, ſteht es zwar 
frey, die Forderungen an den Ueberſchuldeten einzulöſen; allein dieſe 
Einlöſung unterſcheidet ſich weſentlich von der Behandlung. Die 
Einlöſung iſt ein freges Geſchäft zwiſchen dem Cedenten und Ceſ— 
ſionar, dieſer kann jenen aus was immer für Gründen zur Abtre— 
tung feiner Forderung zu bewegen ſuchen, und es kann hiebey was 
immer für ein Einlaß bedungen werden; allein eine ſolche Einlö— 
fung iſt und bleibt ein freywilliger, außergerichtlicher Act, während 
die Behandlung gerichtlich eingeleitet, und der einzelne bey der Be— 
handlungstagſatzung erſcheinende Gläubiger durch die Mehrheit der 
Stimmen gezwungen werden kann, ſich in die angetragene Vehand— 
lung zu fügen. 

Bey der Behandlung muß ſich jeder im gleichen Verhältniſſe 
ſtehender Gläubiger den gleichen Abzug gefallen laſſen, während ein 
ſolcher bey der Abtretung von Fall zu Fall durch die Uebereinkunft 
bepder Theile beſtimmt wird. 


. 395. 
Bey welchem Gerichte die Behandlung 
anzuſuchen ſey. 

Der Schuldner muß die Behandlung feiner Gläubiger bey fei- 
ner eigenen Perſonalinſtanz anſuchen (F. 359 allg. G. O.), was 
auch in der Natur der Sache liegt, weil der Richter über ein ſol— 
ches Geſuch, wenn die Gläubiger nicht einſtimmig das Gegentheil 
verlangen, alles jene vorkehren muß, was bey einem ausgebrochenen 
Concurſe vorgeſchrieben iſt, und weil der Nichter nach dem Hofde— 
crete vom 9. Jänner 1788, Nr. 763, bey vorkommenden hinterli⸗ 
ſtigen Einverſtändniſſe ſogleich die Behandlung einzuſtellen, und die 
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Goncurseröffnung vorzukehren ſchuldig if, was nur der Perſonalrich— 
ter des Schuldners zu thun befugt iſt, da der Concurs nur von 
dem Perſonalgerichte eröffnet werden kann (§. 1 C. O.). 


. 396. 
Von der Form des Geſuches um Behandlung der 
Gläubiger. 

Die äußere Form dieſes Geſuches iſt der einer andern Einla— 
ge im ſtreitigen Nichteramte gleich, nur pflegt man dasſelbe in du— 
plo und mit den Rubriken für die bekannten Gläubiger belegt, ein— 
zureichen. 

Betreffend die innere Form muß das Geſuch mit dem Active 
und Paffivverzeichniffe belegt, und aus demſelben nachgewieſen wer— 
den, daß des Bittſtellers Vermögen nicht hinreiche, alle feine Gläu— 
biger zu befriedigen. 

Er muß in ſeinem Geſuche ferner nachweiſen, daß ſich ein 
Dritter herbeylaſſe, die Gläubiger gegen Einlaß gewiſſer Procen⸗ 
te zu befriedigen, worüber er den Beweis entweder durch eine dem 
Geſuche beyzulegende, von dem Intercedenten ausgeſtellte Erklärung, 
oder durch die Mitunterſchrift des Dritten liefert; endlich hat er in 
dem Geſuche nachzuweiſen, daß die Gläubiger durch die Behandlung 
beſſer daran feyen, als wenn über das Vermögen des Schuldners 
der Concurs eröffnet würde, oder wenn ſie ſich an das Vermögen 
des Schuldners allein halten würden. Um dieſen letzten Beweis ge⸗ 
nügend herzuſtellen, ſoll erſichtlich gemacht werden, daß die von dem 
Dritten an die Gläubiger zu zahlende Hauptſumme das dem Schuld— 
ner gehörige Vermögen erreiche, oder dasſelbe wohl gar überſteige. 


9. 397. 
Was der Richter über das Abhandlungsgeſuch zu 
i veranlaſſen habe? 

Ueber ein ſolches Geſuch hat der Richter ſogleich ſämmtliche 
Gläubiger mittelſt Edict zu einer nach Umſtänden auf dreyßig, fünf⸗ 
und vierzig, ſechzig oder neunzig Tage anzuberaumenden Tagſatzung 
vorzuladen, und zwar mit dem Beyfaße, daß die Nichterſcheinenden 
von der Behandlung ausgeſchloſſen erachtet werden würden. 

44 5 
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Herr Doctor und Profeſſor Weſſelli behauptet zwar 1), der Nich— 
ter habe dieſe Tagſatzung auf jeden Fall mit dem Termine von neun⸗ 
zig Tagen anzuordnen, weil es ſeyn könnte, daß der Schuldner feie 
ne Gläubiger nicht aufrichtig genug angegeben habe, und daß daher 
einige derſelben im Auslande ſich befinden könnten. 

Er hätte eben ſo gut behaupten können, die Tagſatzung müſſe 
jederzeit mit dem Termine von ſechs Monathen ausgeſchrieben wer— 
den, weil es ja eben ſo leicht ſeyn könnte, daß ſich Gläubiger des 
Behandelten in Siebenbürgen befänden (Verordnung vom 22. April 
1796, Nr. 292, F. 5.). 

Der Richter wird aus den Verhältniſſen, aus dem Stande und 
dem Gewerbe des Bittſtellers zu beurtheilen im Stande ſeyn, ob es 
wahrſcheinlich iſt, daß ſich Gläubiger des Schuldners in fremden 
Provinzen, oder ſogar im Auslande befinden dürften, und nach die— 
fen Umſtänden wird er die Zeit, auf welche die Tagſatzung ange— 
ordnet werden ſoll, beſtimmen. 

Es wäre gewiß höchſt lächerlich, wenn ein Bauer, welcher ſei— 
nen Geburtsort nie verlaſſen, und bekannter Maſſen nie in einem 
auswärtigen Verkehre geſtanden hatte, um die Behandlung ſeiner 
Gläubiger einſchritte, und der Richter hierüber eine Tagſatzung 
auf neunzig Tage anordnen würde. 


5. 398. 
Ob der Richter für die abweſenden Gläubiger einen 
Curator zu ernennen habe? 

Durch vorſtehendes Edict werden zwar alle Gläubiger im All⸗ 
gemeinen zur Behandlungstagſatzung vorgefordert, und man möchte 
glauben, daß es nicht nöthig wäre, insbeſondere für die Gläubiger 
unbekannten Aufenthaltes einen Curator aufzuſtellen. Allein wenn 
der Schuldner einen oder den andern Gläubiger ausdrücklich mit dem 
Beyſatze aufführt, daß deſſen Aufenthaltsort unbekannt fey, fo ſcheint 
es doch in dem Geiſte der Geſetze zu liegen, daß für ſolche ein Eu: 
rator aufgeſtellt werde. Denn das b. G. B. F. 276 verordnet im 
Allgemeinen, daß für Abweſende, wenn fie keinen Sachwalter zurück⸗ 


1) Siebe fein ſtreitiges Richteramt, Band 3., Seite 7. 
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gelaſſen haben, ein Curator dann aufgeſtellt werden müffe, wenn 
ihre Rechte ohne ſolchen gefährdet werden würden. Dieß iſt hier 
allerdings der Fall; denn der Abweſende konnte in feinem Forderungs— 
rechte gefährdet werden, wenn er aus dem Grunde ſeiner Abweſen— 
heit bey der Behandlungstagſatzung nicht erſcheinen könnte, weil er 
ſchon nach der geſetzlichen Beſtimmung nicht fo gut daran iſt, wenn 
er ſich an das Vermögen des Schuldners halten muß, als wenn er 
an der Behandlung Theil nehmen kann. 


. 599. 
Was der Richter noch ferner zu veranlaſſen habe? 

Der F. 360 allg. G. O. beſtimmt zwar, der Nichter habe in 
Rückſicht des Vermögens auf Verlangen auch eines einzigen Gläu— 
bigers alles jene vorzukehren, was nach einem eröffneten Concurſe 
vorzukehren verordnet worden iſt, woraus hervorzugehen ſcheint, daß 
der Richter von Amtswegen außer der edictaliſchen Vorladung über 
ein ſolches Geſuch gar nichts zu veranlaſſen habe. Allein das Hof— 
decret vom 9. Jänner 1788, Nr. 763, verordnet ausdrücklich, daß 
nebſt der Einberufung ſogleich wegen des Vermögensſtandes alles 
dasjenige, was nach einem eröffneten Concurſe zu geſchehen hat, vor— 
gekehrt werden müſſe, wenn N alle Gläubiger einhellig das Ge— 
gentheil verlangen. 

Aus dieſer geſetzlichen Anordnung erhellet klar, daß der Rich— 
ter über ein vorgekommenes Behandlungsgeſuch nebſt der Einberu— 
fung der Gläubiger auch von Amtswegen die Sperre und Inventur 
vorzukehren, nöthigen Falls auch einen Maſſeverwalter aufzuſtellen 
habe. 5 

Man könnte zwar behaupten wollen, der Richter habe hinſicht— 
lich dieſer Vorkehrungen die Einvernehmungstagſatzung abzuwarten, 
weil erſt bey derſelben die Gläubiger zu erſcheinen haben, und weil 
es heißt, daß dieſe Vorkehrungen dann Statt finden, wenn nicht 
ſämmtliche Gläubiger das Gegentheil verlangen. Allein theils aus 
dem Zwecke, theils aber auch aus dem Wortlaute der Verordnung 
geht gerade das Gegentheil hervor. Der Zweck der Verordnung muß 
nähmlich der ſeyn, daß den Gläubigern nach von dem Schuldner 
eingeſtandener Zahlungsunvermögenheit, das vorhandene Vermögen 
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erhalten werde, dieſes geſchieht aber nur dann, wenn der Richter 
gleich nach überreichtem Geſuche ſolche Vorkehrungsmittel trifft, wo— 
durch eine allfällige Verſchleppung oder Minderung des Vermögens 
hintangehalten wird. 

Es deutet aber auch der Wortlaut des Geſetzes dahin, daß dieſe 
Vorkehrungen ſogleich Statt finden ſollen, denn es heißt: „Wenn 
ſich aber auch wirklich eine gegründete Behandlung darſtellte, ſoll 
ſich gegenwärtig gehalten werden, daß ſogleich wegen Einberufung 
ſämmtlicher Gläubiger, und wegen des Vermögensſtandes alles das— 
jenige, was nach einem eröffneten Concurſe zu geſchehen hat, vorge— 
kehrt werden müſſe, wenn nicht alle Gläubiger einhellig das Gegen— 
theil verlangen.“ Das Wort „ſogleich“ bezieht ſich offenbar auf den 
ganzen Satz, weil der Ausdruck „vorgekehrt werden müſſe,“ ſich auf 
beyde Sätze als beſtimmtes Zeitwort bezieht. Der Richter wird da— 
her unter einem mit der Einberufung der Gläubiger, auch die Sper— 
re und die Inventur vornehmen, und im Erforderungsfalle einen 
proviſoriſchen Vermögensverwalter aufſtellen, und wird von dieſen 
mittlerweiligen Vorkehrungen nur dann abgehen, wenn die erſchei⸗ 
nenden Gläubiger einhellig darauf einſtimmen. N 


J. 400. 


Von dem rechtlichen Verhalten der Gläubiger bis 
zur Behandlungstagſatzung. 

Den Gläubigern liegt daran, ſich ſchon vor der Tagſatzung die 
genaue Kenntniß des Sachverhaltes zu verſchaffen; deßwegen ſteht 
ihnen das Recht zu, bey der Inventur zu erſcheinen, und der In— 
venturscommiſſion die nöthigen Aufklärungen zu verſchaffen, damit 
kein Vermögenszweig der gerichtlichen Beſchreibung entgehe. Es liegt 
den Gläubigern ferner daran, zu erforſchen, ob der Schuldner in 
ſeinem Vermögensausweiſe Alles getreulich aufgeführt, ob er keine 
Gläubiger fingirt, oder ſonſt unrichtige Angaben gemacht habe; da= 
her haben fie das Recht, in der Zwiſchenzeit das belegte Geſuch in 
der Negiſtratur einzuſehen, von dem Activ- und Paſſioverzeichniſſe 
Abſchriften zu nehmen, und nachzuforſchen, in wie ferne ſelbe rich— 
tig ſeyen, oder nicht, um ſich bey der Tagſatzung nach dem Reſul⸗ 
tate der gemachten Erfahrungen benehmen zu koͤnnen. Sie haben 
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das Recht, ſchon vor der Tagſatzung ſich über die Zahlungsfähigkeit 
des Intercedenten zu erkundigen, und die Berechnungen dahin an— 
zuſtellen, ob die Behandlung für ſie vortheilhafter ſey, als wenn ſie 
ſich aus dem Vermögen des Verſchuldeten ihre Befriedigung verſchaf— 
fen, wobey fie vorzüglich auf den Umſtand Nückſicht nehmen wer— 
den, ob es wahrſcheinlich ſey, daß der Verſchuldete durch Erbſchaft, 
oder auf eine andere Art in beſſere Vermögensumſtände kommen dürf— 
te; denn nicht das gegenwärtige Vermögen allein, ſondern auch das 
zukünftige ſteht ihnen zu ihrer Befriedigung zu Gebothe, wenn ſie 
ſich in die Behandlung nicht einlaſſen, während ſie ſich nach ein— 
gegangener Behandlung an dem Schuldner nicht mehr regreſſiren 
koͤnnen. 


b. 401. 


Von dem Verfahren bey der Behandlungstagſa— 
tzung, a) wenn bey derſelben kein Gläubiger 
erſcheint. 

Wenn bey der Behandlungstagſatzung kein Gläubiger erſcheint, 
und die edictaliſche Vorrufung derſelben durch Vorlage der affigir— 
ten Edicte und der Zeitungsblätter gehörig ausgewieſen iſt, hat der 
Richter die Behandlungstagſatzung mit dem zu erledigen, daß kein 
Gläubiger erſchienen fey, und muß ſogleich von Amtswegen den Con— 
curs eröffnen. Denn der F. 2 allg. C. O. erklärt sub a), der Gone 
curs ſey von Amtswegen zu eröffnen, wenn Jemand ſich unvermö— 
gend erklärt, ſeine Schulden zu zahlen. Nun hat aber der Schuld— 
ner ſchon in feinem Behandlungsgeſuche unter Vorlage des Aetiv— 
und Paffivverzeichniffes die Erklärung abgegeben, daß fein Paſſioſtand 
fein Vermögen überſteige, daß er folglich zahlungsunfähig fey, und 
da nun kein Gläubiger erſchienen iſt, folglich keine Behandlung zu 
Stande kommen kann, fo erübriget nach dem Geſetze nichts, als die 
Eröffnung des Concurſes. 
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9. 402. 


b) Wenn vor oder bey der Tagſatzung der Inter— 
cedent ſein Verſprechen, die Zahlung der Gläubi— 
ger zu übernehmen, widerruft. 

Daß der Intercedent vor, und ſelbſt bey der Tagſatzung ſein 
Verſprechen, die Zahlung der Gläubiger zu übernehmen, ſo lange 
widerrufen könne, bis die Behandlung zu Stande gekommen iſt, dürf— 
te kaum einem Zweifel unterliegen; denn die abgegebene und ge— 
richtlich überreichte dießfällige Erklärung iſt nichts anders, als ein 
gemachtes Verſprechen; allein das Verſprechen verbindet vor der An— 
nahme nicht, welche letztere aber erſt durch den gefaßten Beſchluß 
der Gläubiger ſich in die Behandlung einzulaſſen, eintritt. 

Wenn nun der Intercedent ſein Verſprechen vor erfolgter An— 
nahme zurücknimmt, ſo kann wieder von einer Behandlung keine 
Nede mehr ſeyn, weil die im F. 354 allg. G. O. ausdrücklich ge— 
ſetzte Bedingung hinwegfällt; es bleibt daher nichts mehr übrig, als 
die Erklärung der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners, vermöge wel— 
cher wieder der Richter nach §. 2 C. O., litt. a, mit der Concurs⸗ 
eröffnung von Amtswegen vorgehen muß. 


b. 403. 


c) Wenn nur Ein Gläubiger bey der Tagſatzung 
erſcheint. 


Eben ſo wenig kann von einer Behandlung der Gläubiger eine 
Rede ſeyn, wenn bey der angeordneten Tagſatzung nur Ein Gläu— 
biger erſcheint, welcher verhalten werden könnte, der Behandlung bey— 
zutreten, weil die Behandlung der Gläubiger ſchon dem Begriffe nach 
die Erſcheinung mehrerer Gläubiger vorausſetzt. Es ſteht zwar nichts 
entgegen, daß der anweſende Gläubiger ſich mit ſeinem Schuldner 
und dem Intercedenten rückſichtlich der Einlöſung ſeiner Forderung 
einverſtehen kann; allein dieſes Einverſtändniß iſt noch keine Behand 
lung, ſondern iſt als ein bloßer Privatact zwiſchen den Contrahen⸗ 
ten anzuſehen, welcher auf dritte Perſonen keinen Einfluß hat. 

d Die Folge hievon iſt, daß der Nichter auch in dieſem, ſo wie 
in den beyden früheren Fällen den Concurs von Amtswegen zu er 
öffnen haben wird. 
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F. 404. 

d) Wenn wirklich mehrere Gläubiger erſcheinen. 

Erſcheinen hingegen mehrere Gläubiger, welche geſetzlich ver— 
halten werden können, ſich in die Behandlung einzulaſſen, ſo wird 
mit denſelben verhandelt, und dieſe Verhandlung damit begonnen, 
daß den Gläubigern das belegte Behandlungsgeſuch zur Einſicht und 
Beurtheilung vorgelegt wird. Hierauf ſind die Gläubiger nach der 
Ordnung und unter Anführung ihrer Forderungsbeträge zu Proto— 
coll zu vernehmen, und jeder derſelben wird ſich dahin äußern, ob 
er der in Antrag gebrachten Behandlung bedingt oder unbedingt bey— 
trete. Nachdem auf ſolche Art alle Gläubiger vernommen ſind, wird 
zur Abzählung der Stimmen ſelbſt geſchritten. 


5. 405. 


Was Rechtens ſey, wenn ſich ein erſchienener Gläu— 
biger gar nicht äußert. 

Wäre unter den erſchienenen Gläubigern Einer, welcher die 
Aeußerung zu Protocoll verweigert, ſo kann er hiezu nicht gezwun— 
gen werden, eben ſo wenig, als er zum Erſcheinen hätte gezwungen 
werden können. Im Gegentheile muß ein ſolcher Gläubiger ſo an— 
geſehen werden, als wenn er zur Tagſatzung gar nicht gekommen wäre. 

Denn will ein erſchienener Gläubiger durchaus in die Behand— 
lung nicht einwilligen, und fürchtet er, daß er ſeiner negativen Stim— 
mung ungeachtet, durch die Mehrheit der Stimmen zur Behandlung 
gezwungen werden könnte, ſo kann er ſich von der Behandlung ſelbſt 
dadurch ausſchließen, daß er über den gemachten Antrag gar keine 
Nede und Antwort gibt, und wodurch er dann ſo anzuſehen iſt, als 
wäre er zur Verhandlung gar nicht erſchienen. 


5. 406. 
Von der Stimmenzählung. 

Die Stimmen der Gläubiger werden nicht nach Köpfen, ſon⸗ 
dern nach dem Betrage der Forderungen gezählt, ſo zwar, daß der 
Gläubiger der größern Forderung dem Gläubiger der kleinern For— 
derung gegenüber ſo viele Stimmen hat, als wie oft die Forderung des 
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Zwehyten in der Forderung des Erſteren enthalten iſt; iſt aber die 
Forderung des Erſtern durch die des Zwegten nicht ganz theilbar, 
ſo kommt es hinſichtlich des Bruchtheiles darauf an, ob ſelber un— 
ter eder über ½ ſteht; im erſtern Falle läßt man dieſen Bruchtheil 
ganz fallen, im zwegten aber wird er als eine ganze Stimme an— 
genommen. 

In der Regel pflegt man den kleinſten der angemeldeten Beträ— 
ge als die Einheit oder den Divifor, und alle andern Forderungen 
als Dividenden zur Stimmenzählung anzunehmen. Meines Erach— 
tens aber beſtände die ſicherſte Methode der Stimmenzählung da— 
rin, daß die Forderungen aller conſentirenden Gläubiger in eine, 
und die Forderungen aller diſſentirenden Gläubiger in die andere 
Summe gebracht, und dann begde Summen mit einander verglichen 
würden; die größere Summe gibt dann darüber den Ausſchlag, ob 
die Behandlung der Gläubiger Statt finde oder nicht. 

Sollten die Stimmen dem Betrage nach gleich ausfallen, ſo 
gilt die Mehrheit der Stimmen nach Köpfen, und wenn auch darin 
ſich die Stimmengleichheit ergeben würde, ſo entſcheidet der Richter 
nach dem wahrſcheinlichſten Beſten der Gläubiger §. 357 allg. 
G. O. und Hofreſol. vom 11. Sept. 1784, Nr. 335, p. 15. 


F. 407. | 
Von dem Reſultate der Verhandlungstagſatzung. 


Wenn bey der Behandlungstagſatzung entweder gar kein Gläu— 
biger in die Behandlung williget, oder wenn die Mehrheit der Stim— 
men gegen die Behandlung ausfällt, wird die Tagſatzung mit dem 
erlediget, daß eine Behandlung der Gläubiger nicht zu Stande ge— 
kommen ſey; wäre Stimmengleichheit vorhanden, und der Richter 
fände, daß es dem Beſten der Gläubiger angemeſſener fey, die Bes 
handlung nicht zu bewilligen, fo wird er das motivirte Erkenntniß 
dahin erlaſſen, daß der Behandlung nicht Statt gegeben werde, wo— 
gegen aber die conſentirenden Gläubiger ſowohl, als auch der Schuld— 
ner die Appellation ergreifen können. 

Beh den zwey erſtern Erledigungen hat aber der Richter ſo— 
gleich, bey der dritten aber nach rechtskräftigem Erkenntniſſe nach $+ 
2 allg. C. O., litt a, den Concurs von Amtswegen zu eroͤffnen. 
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Sind hingegen alle erſchienenen Gläubiger mit der Behand— 
lung einverſtanden; ſo wird die Tagſatzung lediglich mit dieſer Er— 
klärung der Gläubiger, und mit dem, daß nunmehr von den mit— 
lerweiligen Vorkehrungen abgegangen werde, erlediget. 

Iſt die Mehrheit der Stimmen für die Behandlung, oder ent— 
ſcheidet wegen Gleichheit der Stimmen der Nichter für die Behand— 
lung; ſo darf noch nicht geſprochen werden, daß die Diſſentirenden 
der Behandlung beyzutreten ſchuldig feyen, ſondern die diſſentiren— 
den Gläubiger müſſen angewieſen werden, einen Vertreter zu wäh— 
len, gegen welchen die conſentirenden Gläubiger ihre Forderungen 
rechtsbeſtändig zu erweiſen verbunden ſind. 


. 408. 


Was Rechtens ſey, wenn eine oder mehrere For— 
derungen der conſentirenden Gläubiger für illiquid 
erkannt würden? 


Wird eine, oder werden mehrere Forderungen der confentiren- 
den Gläubiger ganz oder zum Theile für illiquid erkannt; ſo ſind 
die illiquiden Beträge nach rechtskräftigem Erkenntniſſe von der Stim— 
menzahl abzuziehen, und dann iſt das Nefultat zu ziehen, ob dem 
ungeachtet noch die Majorität, oder doch Stimmengleichheit für die 
Behandlung vorhanden iſt, dann kann der Nichter erſt im erſten 
Falle aus der Majorität, im letztern Falle mittelſt Darſtellung der 
Beweggründe das Erkenntniß ſchöpfen, daß die Diſſentirenden ſchul— 
dig ſeyen, der Behandlung beyzutreten. 

Würde es ſich aber zeigen, daß über Abrechnung der als illi— 
quid erkannten Poſten die Stimmenmehrheit gegen die Behandlung 
ausfalle, fo verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Erledigung dahin er- 
fließen müſſe: Die Behandlung der Gläubiger habe nicht Statt, 
worüber dann der Richter von Amtswegen den Concurs zu eröff— 
nen hätte. 
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9. 409. 

Ob bey der Stimmenzählung auch die rückſtändi— 

gen, und für liquid erkannten Intereſſen mitzu— 
rechnen ſeyen? 

Die rückſtändigen, obgleich für liquid erkannten Intereſſen 
werden bey der Stimmenzählung fo wenig, als die currenten In— 
tereſſen berückſichtiget; denn der §. 357 allg. G. O. ſpricht ſich 
dahin aus: Die Mehrheit der Stimmen iſt nicht nach der Anzahl 
der Perſonen, ſondern nach dem Betrage der Forderungen zu rech- 
nen. Es muß aber hier das Wort „Forderung“ in der gewöhnli— 
chen Bedeutung genommen werden, nach welcher man immer nur 
das Capital ſelbſt, nicht aber das Capital mit Inbegriff der Inte— 
reſſen zu bezeichnen pflegt. 


5. 410. 


Was Rechtens iſt, wenn der Schuldner und der 
Intercedent auf Verlangen der Gläubiger den vor— 
geſchriebenen Eid nicht ablegen würde? 


Das Hofdecret vom 9. Jänner 1787 Nr. 763 ſpricht die Be⸗ 
dingungen aus, unter welchen eine Behandlung der Gläubiger Statt 
haben ſoll. Unter dieſen Bedingungen befindet ſich auch die, daß 
ſowohl der Schuldner, als auch der Intercedent den in derſelben 
Verordnung vorgeſchriebenen Eid auf Begehren auch nur eines ein— 
zigen Gläubigers ablegen müſſen. Würde daher einer oder der an— 
dere dieſen Eid nicht ablegen, fo dürfte der Richter, wenn nicht alle 
Gläubiger einſtimmig deſſenungeachtet in die Behandlung willigen, 
nicht dahin erkennen, daß die Diſſentirenden ſchuldig ſeyen, der Be— 
handlung beyzutreten, theils weil dadurch wirklich der Verdacht eines 
hinterliſtigen Einverſtändniſſes begründet würde, theils aber, weil 
die Bedingung nicht erfüllet iſt, unter welcher die Diſſentirenden 
zur Beyſtimmung gezwungen werden können, der Nichter aber über: 
haupt angewieſen iſt, ihre Rechte zu verwahren. 

Man könnte zwar einwenden, daß darunter die Conſentirenden 
leiden, indem dadurch die ſonſt durch die Mehrheit der Stimmen 
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Statt habende, ihnen vortheilhafter ſcheinende Behandlung vereis 
telt werde. 

Allein den conſentirenden Gläubigern ſteht ja noch immer das 
Recht zu, ſich von dem Intercedenten ihre Forderungen nach den 
vorgeſchlagenen Bedingungen ablöſen zu laſſen. Und ſelbſt, wenn 
der Dritte ſich zu dieſer theilweiſen Ablöſung nicht herbey laſſen 
wollte; ſo wäre doch der vermeintliche Nachtheil kein Grund der 
Beſchwerdeführung, indem die Diſſentirenden nur unter den geſetz— 
lichen Bedingungen ſchuldig ſind, ſich die Behandlung nach der 
Mehrheit der Stimmen gefallen zu laſſen. 


. 411, 


Die Behandlung findet nicht Statt wegen nicht 
nachgewieſener Zahlungsſicherheit. 

Eben ſo wenig könnte der Behandlung Statt gegeben werden, 
wenn der Dritte nicht im Stande wäre, entweder die übernomme— 
nen Poſten alfogleich zu bezahlen, oder wegen der verſprochenen künf— 
tigen Zahlung annehmbare Sicherheit zu verſchaffen; denn auch dieſe 
ſogleiche Zahlung, oder Verſchaffung der annehmbaren Sicherheit 
iſt eine im §. 355 allg. G. O. ausgeſprochene nothwendige Bedin— 
gung. Wenn demnach auch die Mehrheit der erſchienenen Gläubi— 
ger, fey es aus Freundſchaft, oder aus was immer für einem Grunde, 
ungeachtet der nicht vorhandenen gehörigen Sicherheit, ihre Zuſtim— 
mung zur Behandlung geben würden; ſo darf doch der Richter in 
dieſem Falle das Erkenntniß nicht dahin ſchöpfen, daß die Diſſen— 
tirenden der Behandlung beyzutreten ſchuldig ſeyhen. Ob aber eine 
Sicherſtellung annehmbar ſey, oder nicht, iſt nach den §§. 1373 
und 1374 b. G. B. zu beurtheilen. 


II. Hauptſtück. ö 


Von den Gläubigern, welche ſich in die Behand— 
lung einzulaſſen nicht ſchuldig ſind. 


5. 412. 
Die Schuldigkeit, ſich in die Behandlung einzulaſ— 
ſen, iſt überhaupt nur bedingt. 

Jeder, der von einem Andern zu fordern berechtigt iſt, hat 
auch das Necht, auf die Befriedigung ſeiner ganzen Forderung in 
der Regel zu dringen, und wenn es, ſo wie bey Concursverhandlun— 
gen, geſchieht, daß ſich Gläubiger mit Theilzahlungen begnügen 
müſſen, fo geſchieht dieſes nur aus dem Grunde, weil das Vermö— 
gen des Schuldners zur gänzlichen Befriedigung Aller nicht zureicht, 
wodurch dann, weil das Recht Aller im Staate geſchützt werden muß, 
ſich die einzelnen Gläubiger den verhältnißmäßigen Abzug gefallen 
laſſen müſſen. Indeſſen verlieren fie dadurch das Recht nicht, den 
Reſt ihrer Forderungen in der Folge einzubringen, wenn der Schuld— 
ner ſich wieder ein Vermögen erworben hat. 

Anders verhält es ſich aber bey der Behandlung der Gläubi⸗ 
ger. Wenn da einmahl die Behandlung angenommen iſt, müſſen 
ſich die behandelten Gläubiger mit dem in der Behandlung verſpro— 
chenen Betrage begnügen, und ſie haben in der Zukunft kein Recht 
mehr, gegen den Schuldner den abgängigen Betrag zu verlangen, 
denn die Behandlung enthält eine vollſtändige Aſſignation in fich. 
Aus dieſem Grunde will, und kann der Geſetzgeber Niemanden di— 
rect zwingen, ſich in die Behandlung einzulaſſen, um ſich einen 
Abzug an feiner Forderung gefallen zu laſſen; alle erlaſſenen ge— 
ſetzlichen Anordnungen gehen auch wirklich dahin, jeden directen 
Zwang zu einem Nachlaſſe zu verhindern. 

So iſt in der Verordnung vom 9. Jänner 1788 angeordnet, 
daß die nicht erſcheinenden Gläubiger von der Behandlung ausgeſchloſ— 
fen feyen, Wer ſich demnach durchaus in keine Behandlung eins 
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laſſen will, ſoll bey der Tagſatzung nicht erſcheinen. Wer bey der 
Behandlungstagſatzung erſcheint, gibt dadurch zu erkennen, daß er 
geneigt iſt, ſich in die Behandlung einzulaſſen, wenn ihm ſelbe nach 
den Umſtänden vortheilhaft erſcheint. Und da man annehmen muß, 
daß alle Gläubiger mit demſelben Entſchluſſe zur Tagſatzung erſchei— 
nen, ſo iſt es auch billig, zu erwarten, daß jeder nach den Umſtän— 
den genau beurtheilen wird, ob die Behandlung vortheilhaft ſet; 
wenn nun die Stimmenmehrheit auf die Behandlung ausfällt, ſo 
muß auch mit Necht angenommen werden, daß für die im gleichen 
Verhältniſſe ſtehenden Gläubiger die Behandlung wirklich vortheil— 
haft ſeg. Werden demnach die Diſſentirenden nach der Stimmen— 
mehrheit zum Beytritte zur Behandlung verhalten, wobeh fie noch 
insbeſondere in allen ihnen zuſtehenden Rechten nach dem Hofde— 
crete vom 9. Jänner 1788 geſchützt werden müſſen; fo wird eigent— 
lich dadurch nur ihr eigener Entſchluß, womit ſie zur Tagsatzung 
erſchienen ſind, realiſirt. 
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Selbſt die bey der Tagſatzung erſcheinenden Gläu— 
biger können nicht alle verhalten werden, der Be— 
handlung beyzutreten. 

Jene Gläubiger, welche zwar bey der Tagſatzung erſcheinen, 
auch die Sachverhältniſſe aus den vorliegenden Aeten unterſuchen, 
dann aber bey der Abſtimmung ſich gar nicht äußern, oder die ſich 
vor der Abſtimmung aus dem Gerichtsorte wieder entfernen, konnen 
zum Beytritte der Behandlung rechtlich nicht verhalten werden; denn 
da dieſelben ſich weder erklärt haben, daß ſie der Behandlung bey— 
treten, noch, daß ſie dieſelbe verweigern; ſo gehören ſie weder zu 
den conſentirenden noch zu den diſſentirenden Gläubigern, und ſie 
können demnach bey der Stimmenzählung nicht mitgerechnet werden. 

Ueberhaupt iſt der Ausdruck „bey der Tagſatzung erſcheinen“ 
nicht in weiteſter, ſondern in der engern Bedeutung zu nehmen, 
vermöge welcher nur diejenigen als erſcheinend angeſehen werden, 
welche ſich hey der Tagſatzung wirklich äußern. 
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F. 414. 


Fortſetzung. 

Nach dem F. 356 allg. G. O. find auch jene Gläubiger, des 
nen ein Vorrecht gebührt, oder welche mit einem Pfandrechte be— 
decket ſind, und ſich lediglich an ihr Pfand halten wollen, nicht 
ſchuldig, ſich in die Behandlung einzulaſſen, verſteht ſich, wenn ſie 
auch wirklich bey der Tagſatzung erſchienen ſind, und ſich in eine 
Aeußerung über die Behandlung eingelaſſen haben; denn wäre die— 
ſes nicht der Fall, fo könnte ohnehin davon keine Rede ſeyn, ob 
fie ſich in die Behandlung anzuſchließen verbunden ſegen. 


6.415. 


Was man unter dem Ausdrucke »Vorrecht« hier 
verſtehe? 

Es dringt ſich hier die Frage auf, ob unter den bevorrechteten 
Gläubigern auch die Gläubiger der dritten Claſſe, oder nur die in 
den Vorzugspoſten, und in der erſten Claſſe Fate de Gläubiger 
verſtanden werden ſollen? 

Man dürfte glauben, daß auch die Gläubiger der dritten Claſſe 
zur Behandlung nicht gezwungen werden können, weil 
1) ſich der §. 356 allg. G. O. im Allgemeinen dahin ausſpricht, 

daß jene Gläubiger, denen ein Vorrecht gebührt, ſich in die Bes 
handlung einzulaſſen nicht ſchuldig ſeyen, der §. 19 der allg. 
C. O. aber ausdrücklich ſagt, daß den Gläubigern der dritten 
Claſſe ein Vorrecht vor den Gemeingläubigern theilt werde, 


und weil 
2) dieſem nach die Gläubiger der dritten Claſſe mit jenen der vier— 


ten Claſſe nicht im gleichen Verhältniſſe ſtehen, folglich jene ſich 
nicht dasjenige gefallen laſſen dürfen, was ſich die Gläubiger der 
4. Claſſe durch die Mehrheit der Stimmen gefallen laſſen müſſen. 
Allein für die entgegengeſetzte Meinung ſpricht, daß der §. 

356 nur von jenen Gläubigern zu ſprechen ſcheine, welchen ein all 
gemeines, und nicht bloß relatives Vorrecht gebühret, als da ſind 
die Gläubiger der Vorzugspoſten, und die der erſten Claſſe, was 
beſonders daraus erhellet, daß gleich darauf von den Pfandgläus 
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bigern die Rede ift, welche doch in die zwehte Claſſe gehören. Ganz 
klar entſcheidend iſt aber das Hofdecret vom 6. Juny 1791, Nr. 161, 
§. 4, wo es heißt: „In Betreff der förmlichen Wechſel, und der 
von Handelsleuten an die Landesfabriken und gewiffe erbländiſche 
Manufactursarbeiter ausgeſtellten trockenen Wechſel kann von den 
beſtehenden allgemeinen Geſetzen für Trieſt nicht abgegangen, und 
eben daher können bey gütlicher Behandlung der Gläubiger die In— 
haber derley Wechſelforderungen an die mehreren Stimmen der Ge— 
meingläubiger nicht gebunden werden.“ Hieraus erhellet klar, 
daß in andern Fällen die Inhaber ſolcher Wechſelforderungen, die 
doch offenbar nach §. 19, C. O., in die dritte Claſſe gehören, an 
die Mehrheit der Stimmen der Gemeingläubiger gebunden werden 
können, denn exceptio firmat regulam in casibus non exceptis. 


b. 416. 
In dem Behandlungsvorſchlage find aber die Gläu— 
biger der dritten Claſſe beſonders zu berückſichtigen. 

Wenn aber auch die Gläubiger der dritten Claſſe in die Be— 
handlung eingezogen werden ſollen, ſo verſteht es ſich, daß ſie da— 
durch beſonders berückſichtiget werden müſſen, daß man ihnen keinen 
fo großen Verluſt, als den Gemeingläubigern zumuthet, weil bey einer 
Concursverhandlung auf die Gemeingläubiger nur in fo ferne etwas 
entfällt, als über die Befriedigung der Gläubiger der dritten Claſſe 
etwas erübriget. Da in dem Behandlungsgeſuche überhaupt nach: 
gewieſen werden muß, daß durch die Behandlung die Gläubiger beſ— 
fer daran feyen, als wenn fie ſich an das Vermögen des Schuldners 
hielten; ſo muß eben auch ruͤckſichtlich der Gläubiger der dritten 
Claſſe nachgewieſen ſehn, daß insbeſondere fie beſſer durch die Be— 
handlung daran ſeyen, als wenn fie ſich, mit Ausſchluß der Gemein— 
gläubiger, an das Vermögen des Schuldners halten würden. 

VBare dieſes nicht nachgewieſen, fo dürfte der Nichter die Bes 
handlung gar nicht einleiten, weil eine in dem F. 354 allg. G. O. 
feſtgeſetzte Bedingung fehlt. 

Würde aber dennoch die Behandlung eingeleitet werden, fo wäre 
diefe Einleitung zwecklos, weil die Gläubiger der dritten Claſſe theils 
gar nicht erſcheinen, theils aber ſchon gegen die Einleitung der Bes 

2. Bd. 15 
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handlung wegen nicht nachgewieſener geſetzlicher Bedingung proteſtiren 


würden, wornach dann von einer Abſtimmung rückſichtlich ihrer kei⸗ 
ne Rede ſeyn könnte. 


5. 417. 


Welche Pfandgläubiger an die Behandlung nicht 
gebunden werden können. 

Der F. 356 allg. G. O. ſpricht ſich im Allgemeinen dahin aus, 
daß jene Gläubiger, welche mit einem Pfandrechte bedeckt ſind, und 
ſich lediglich an ihr Pfand halten wollen, nicht ſchuldig feyen, ſich 
in die Behandlung einzulaſſen. Da das Geſetz keinen Unterſchied 
zwiſchen den Special- und allgemeinen Pfandgläubigern macht, ſo 
muß angenommen werden, daß auch die Letztern ſich in die Behand⸗ 
lung nicht einzulaſſen haben. 

Solche allgemeine Pfandgläubiger können bey einer Behand— 
lung noch allerdings vorkommen; denn obgleich das allg. b. G. B. 
das allgemeine Pfandrecht aufgehoben hat, ſo können doch noch ſol⸗ 
che Forderungen vorkommen, welche aus Schuldverſchreibungen, die 
vor dem Jahre 1812 ausgeſtellt wurden, herrühren, und worin das 
allgemeine Pfandrecht verſchrieben iſt. 

Die Forderungen dieſer allgemeinen Pfandgläubiger erſcheinen 
auch in fo weit als priorirte Forderungen, als bey einer Concurs— 
verhandlung weder ein Gläubiger der dritten, und noch weniger der 
vierten Claſſe eine Zahlung erhalten kann, ſo lange die allgemei— 
nen Pfandglänbiger nicht ganz befriediget ſind. 

F. 418. 
In wie ferne ein in der Execution begriffener Gläu— 
biger der Behandlung beyzutreten ſchuldig ſey. 

Das Hofdecret vom 4. Nov. 1791, Nr. 216, verordnet: Die 
im Zuge ſtehende gütliche Behandlung der Gläubiger könne den Exe— 
cutionszug nie hemmen, oder unterbrechen. Hieraus folgt, daß, wenn 
gleich die Behandlung der Gläubiger ſchon eingeleitet iſt, der Gläu— 
biger, welcher ein rechtskräftiges Urtheil, oder einen gerichtlichen und 
executionsfähigen Vergleich in Händen hat, deſſen ungeachtet die Exe— 
eution führen, folglich dich bis zur Behandlungstagſatzung ein Pfand— 
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recht verſchaffen könne, kraft welchen er dann nicht mehr verbunden 
werden kann, der Behandlung beyzutreten. Hat er aber bis zur Be— 
handlungstagſatzung kein executives Pfandrecht erwirkt, und gibt er 
bey der Behandlung ſeine Aeußerung ab, ſo kann er allerdings durch 
die Stimmenmehrheit zur Behandlung verhalten werden, wornach er 
aber auch nicht mehr berechtiget iſt, die Execution gegen den Schuld— 
ner zu führen; denn findet die Behandlung Statt, ſo tritt ein neuer 
Schuldner durch Delegation ein, und die Forderung gegen den erſten 
Schuldner, ſomit auch das Executionsrecht gegen denſelben erliſcht. 


5. 419, 
Gläubiger, welche nach eingeleiteter Behandlung 
ſich ein Pfandrecht erworben haben, ſind von der 
Behandlung befreyet. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß es den Gläubigern fresfteht, ſich 
auch nach eingeleiteter Behandlung ein Pfandrecht zu verſchaffen; denn 
obgleich der Schuldner, nachdem er feine Zahlungsunvermögenheit eins 
geſtanden hat, keinen Gläubiger zum Nachtheile der übrigen mehr 
bedecken darf, obgleich von Amtswegen die enge Sperre und die In⸗ 
ventur angeordnet werden muß, ſo iſt doch noch kein Concurs über 
den Schuldner eröffnet worden, und es ſteht jedem Gläubiger bis 
zur Concurseröffnung frey, ſich ein Pfandrecht zu verſchaffen. Ein 
ſolches Pfandrecht kann ſich der Gläubiger rechtlich erwerben, wenn 
er ſich in Folge eines intabulationsſähigen Schuldbriefes intabuliren 
läßt, oder wenn nach überreichter Klage die invecta et illata beſchrie⸗ 
ben werden u. dgl. 

Hat ſich nun ein Gläubiger bis zur Vehandlungstagſatzung ein 
ſolches Pfandrecht zu verſchaffen gewußt, fo iſt er nicht mehr ſchul⸗ 
dig, der Behandlung beyzutreten, weil er zu der Zeit, in welcher es 
ſich um dieſe Schuldigkeit handelt, als Pfandgläubiger erſcheint, als 
welcher er an die Behandlung nicht gebunden iſt. 


5. 420. 
Ob die pränotirten Gläubiger ſchuldig ſeyen, ſich 
der Behandlung anzuſchließen? 
Die Pränotation wirkt nach $. 453 b. G. B. ein bedingtes 
Pfandrecht, welches durch die Pränotirungs' htfertigung in ein uns 
18 
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bedingtes übergeht, und da die Pränotirungsrechtfertigung ($. 23) 
bloß in der Liquidirung der Forderung beſteht, ſo kann man auch 
von dem pränotirten Gläubiger fagen, feine Forderung ſey, in fo 
weit fie als rechtlich beſtehend nachgewieſen worden, mit einem Pfand— 
rechte bedeckt; iſt aber dieſes der Fall, ſo iſt er an die Behandlung 
nach §. 356 allg. G. O. nicht gebunden, folglich find die präno— 
tirten Gläubiger nicht ſchuldig, ſich in die Behandlung einzulaſſen. 


9. 42. 


In wie ferne Steuern und obrigkeitliche Abgaben 
an die Behandlung gebunden ſeyen? 

Landesfürſtliche Steuern und obrigkeitliche Giebigkeiten ſind in 
einem drey Jahre nicht überſteigenden Nückſtande aus zweyfacher Rüde 
ſicht an die Behandlung nicht gebunden, weil fie. erſtens bey Con— 
cursverhandlungen das Vorrecht der erſten Claſſe genießen, und zwey⸗ 
tens, weil ihnen das geſetzliche Pfandrecht vor den intabulirten Gläu— 
bigern in Nückſicht jener Nealitäten zuſteht, wovon ſie zu entrichten 
kommen. Allein die über drey Jahre aushaftenden Beträge ſind we— 
der priorirt, noch ſteht ihnen ein Pfandrecht zu; es trifft daher keine 
der Bedingungen des F. 356 allg. G. O. ein, folglich find ſolche 
ältere Nückſtände allerdings an die Behandlung der Gläubiger ge— 
bunden. 

. 422. 6 
Ob ein durch Bürgſchaft bedeckter Gläubiger in 
die Behandlung zu treten ſchuldig ſey? 

Da der F. 356 allg. G. O. nur jene Gläubiger, denen ein 
Vorrecht gebührt, oder welche mit einem Pfande bedeckt ſind, von der 
Behandlung der Gläubiger frey ſpricht, fo kann man durchaus nicht 
behaupten, daß die durch die Bürgſchaft bedeckten Gläubiger nicht 
gebunden feyen, der Behandlung beyzutreten, indem das Geſetz keine 
ausdehnende Auslegung leidet. Glaubt der Gläubiger, um ſeine 
Nechte gegen den Bürgen ſich zu erhalten, der Behandlung nicht 
beytreten zu dürfen, ſo bleibe er von der Behandlungstagſatzung 
aus. Er hat dabey auch gar nicht zu beſorgen, daß der Bürge ihm 
dieſes Ausbleiben wird einwenden können, weil der Gläubiger ſich an 
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die Vertragsverbindlichkeit zu halten berechtiget iſt, folglich, wenn der 
urſprüngliche Schuldner auf die erfolgte Einmahnung nicht bezahlt, 
der Gläubiger ſeine Befriedigung von dem Bürgen fordern kann. 


III. Sauptſtück. 


Von den mit der gerichtlichen Behandlung der 
Gläubiger verbundenen Rechtswirkungen. 


5. 423. 
Eintheilung dieſer Rechtswirkungen. 
Die Behandlung der Gläubiger bringt Rechtswirkungen mit ſich: 
a) Zwiſchen dem urſprünglichen Schuldner und dem Intercedenten. 
b) Zwiſchen dem Intercedenten und den in die Behandlung ein— 
gezogenen Gläubigern. 

c) Zwiſchen dieſen und dem urſprünglichen Schuldner. 

d) Zwiſchen dem Intercedenten und denjenigen Gläubigern, wel— 
che ſich in die Behandlung nicht einzulaſſen haben, und 

e) zwiſchen dem Schuldner und den in die Behandlung nicht 
eingezogenen Gläubigern. 


5. 424. 


Von der Rechtswirkung zwiſchen dem urſprüngli— 
chen Schuldner und dem Intercedenten. 

Das RNechtsverhältniß zwiſchen dem urſprünglichen Schuldner 
und dem Intercedenten iſt entweder vertragsmäßig beſtimmt, oder 
nicht. In dem erſten Falle gibt die vertragsmäßige Verabredung dar— 
über den Ausſchlag. Iſt aber darüber gar nichts beſtimmt worden, 
fo kann in der Kegel nicht angenommen werden, daß der Dritte un⸗ 
entgeldlich die Zahlung der Gläubiger werde auf ſich genommen ha* 
ben. Da wie bereits erörtert wurde, nur der Schuldner um die Be: 
handlung einſchreiten kaun, und da er in dieſem Geſuche nachzuwei⸗ 
ſen hat, daß ein Dritter die Bezahlung auf ſich nehme, ſo kaun, 
wenn die Behandlung zu Stande kommt, der Dritte nur mit Ein— 
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willigung des Schuldners die Zahlung für dieſen leiſten, und es iſt 
demnach das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Schuldner und dem Drit⸗ 
ten nach dem §. 1422 b. G. B. zu beurtheilen. Nach dieſem §. 
ſind die Gläubiger, welche ihre Zahlung auf dieſe Art erhalten, ſchul— 
dig, dem Dritten ihre Nechte abzutreten, und dieſer iſt demnach be— 
rechtiget, ſich an dem Vermögen des Schuldners zu regreſſiren. 


9. 425. 
Wie weit ſich dieſes Regreßrecht gegen den Schuld— 
c ner erſtrecke? 

Die Tendenz des Geſetzes, aus welcher dasſelbe die Behandlung 
der Gläubiger geſtattet, kann keineswegs dahin gehen, den Schuld— 
ner von einem Theile ſeiner Schuldenlaſt zu befreyen, ſondern von 
den Gläubigern einen größern Nachtheil zu entfernen; daher muß 
bey der Behandlung der Gläubiger nachgewieſen werden, daß ſie durch 
die Behandlung beſſer daran ſeyen, als wenn fie ſich an das Ver⸗ 
mögen des Schuldners halten würden. Es bleibt daher die Schul— 
denlaſt des inſolventen Schuldners, wenn zwiſchen ihm und dem Drit⸗ 
ten nichts verabredet worden iſt, dieſelbe, nur iſt darin eine Umän⸗ 
derung der Verbindlichkeiten herbeygeführt worden, daß der Dritte 
als neuer Gläubiger eintritt. Dieſem ſteht demnach das Necht zu, 
wenn er gleich die in die Behandlung gezogenen Gläubiger nur über 
einen beſtimmten Abzug befriedigte, ſich gegen den Hauptſchuldner 
mit der ganzen Summe der beſtandenen Forderungen zu regreſſiren. 
Denn der Dritte iſt eben ſo, wie der Ceſſionar anzuſehen, wel— 
cher, wenn er auch von dem Cedenten die Forderung um einen ge⸗ 
ringeren Betrag eingelöfet hat, berechtiget iſt, gegen den Ceſſus den 
ganzen Forderungsbetrag einzuklagen; dafür haben ihm aber auch 
die Gläubiger für die Einbringlichkeit derſelben nicht zu haften. Man 
könnte zwar einwenden, die Behandlung fey mit dem Ceſſtonsgeſchäf— 
te nicht zu vergleichen, indem dieſes ein zwiſchen dem Cedenten und 
Ceſſionar abgeſchloſſener, den Dritten — Ceſſus — nichts angehen— 
der Vertrag ſey, während bey der Behandlung der Schuldner 
ſelbſt nachſuche, daß die Gläubiger ihm einen Theil ihrer Forderun: 
gen gegen dem nachſehen möchten, daß der Dritte den noch bleiben⸗ 
den Reſt befriedige. Gingen nun die Gläubiger die Behandlung ein, 
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ſo hätten ſie nur dem Schuldner einen Theil ihrer Forderungen ein— 
gelaſſen, und der Dritte könnte gegen den Schuldner nur den wirk— 
lich ausgelegten Betrag fordern. 

Wie ſcheinbar richtig auch dieſe Einwendung iſt, ſo kann ſie 
doch die obige Behauptung nicht erſchüttern; denn aus dem Ge— 
ſetze geht keineswegs hervor, daß bey der Behandlung die Gläu— 
biger dem Schuldner einen Theil ihrer Forderungen nachlaſſen, ſon— 
dern fie begnügen ſich überhaupt mit der ihnen angetragenen Be- 
zahlung, ohne Rückſicht deſſen, wem der Vortheil des Nachlaſſes zu 
Guten kommen ſoll. Auch der Cedent läßt meiſtens von ſeiner For— 
derung nach, allein man wird deßwegen gewiß nicht behaupten, daß 
dieſer Nachlaß dem Schuldner zu Guten komme. Man darf nicht 
überſehen, daß ein Vertragsverhältniß zwiſchen dem Schuldner und 
dem Intercedenten in Betreff des Regreßes nach der Vorausſetzung 
gar nicht beſtehe, ſondern daß ſich der Dritte nur herbeygelaſſen ha— 
be, die Schulden des Erſtern über einen beſtimmten Nachlaß zu be— 
zahlen. Hat er nun dieſes gethan, ſo hat er nach §. 1422 mit Ein⸗ 
willigung des Schuldners gezahlt, und die Gläubiger ſind dann ver— 
bunden, ihm (Zahler) ihre Rechte, wie ſie ihnen gegen den Schuldner 
zugeſtanden, abzutreten; folglich tritt der Zahler in die Nechte der 
Gläubiger ein, und iſt berechtiget, die ganzen Forderungen gegen 
den Schuldner in Anſpruch zu nehmen, ohne daß ihm dieſer ein— 
wenden kann, daß er für ihn nur einen kleinern Betrag ausgelegt habe. 


9. 426. 


Von dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Inter- 
cedenten und den in der Behandlung ſtehenden 
N Gläubigern. 

Wenn die im Antrage ſtehende Behandlung zu Stande kömmt, 
ſo tritt der Dritte als neuer Schuldner für alle jene Gläubiger, wel— 
in der Behandlung begriffen ſind, und zwar für jeden mit dem Be— 
trage ein, welcher demſelben über Abzug des in der Behandlung be— 
ſtimmten Nachlaſſes gebührt, und der Dritte iſt ſchuldig, nach jenen 
Bedingungen die Zahlungen zu leiſten, unter welchen die Behand- 
lung zu Stande gekommen iſt. Er muß demnach entweder ſogleich 
ganz oder zum Theile die Zahlung leiſten, oder in Betieff der künf— 
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tig zu leiſtenden Zahlung den Gläubigern annehmbare Sicherſtel⸗ 
lung verſchaffen. Den Gläubigern ſteht auf das Eine, ſo wie auf 
das Andere, das Klagerecht gegen den Dritten zu. 


5. 427. 

Ob den in der Behandlung ſtehenden Gläubigern 
das Pränotations- und Pfändungsrecht gegen den 
Dritten zuſtehe? 

Es kommt darauf an, ob der Dritte bey der Behandlung ſelbſt 
bereits annehmbare Sicherheit geleiſtet hat, oder ob es bey dem blo— 
ßen Verſprechen, dieſelbe zu verſchaffen, geblieben iſt. In dem er— 
ſtern Falle haben die in der Behandlung ſtehenden Gläubiger kei— 
nen Titel zu einem weitern Pfandrechte mehr, wenn ihnen nicht et⸗ 
wa der §. 458 b. G. B. einen ſolchen verſchafft. In dem zwey—⸗ 
ten Falle aber liegt überhaupt der Titel zum Pfandrechte darin, 
daß der Dritte nach dem Behandlungsacte ſchuldig iſt, die Gläubi⸗ 
ger mit ihrem Forderungsreſte ſicher zu ſtellen. Wer aber einen Ti⸗ 
tel zum Pfandrechte überhaupt hat, iſt berechtiget, die Pränotirung 
ſeiner Forderung zu verlangen. Auch die Mobilarpfändung muß 
den Gläubigern bewilliget werden, wenn ſie ihre Forderungen gegen 
den Dritten einzuklagen berechtiget ſind, und etwa dieſer Dritte ſol— 
che Einwendungen entgegen ſetzt, welche nicht ſogleich entſchieden wer— 
den können, und der klagende Gläubiger die Pfändung bis zur Si⸗ 
cherheit verlangt, weil der Behandlungsact, wodurch der Dritte Pers 
ſonalſchuldner geworden iſt, eine vollen Glauben verdienende Urkun⸗ 
de darſtellet (§. 298 allg. G. O.). 


\ 9. 428. 
In wie ferne der Dritte berechtiget fey, der Zah: 
lungsklage Einwendungen entgegen zu ſetzen? 
Die Einwendungen gegen die Zahlungsklage theilen ſich in di— 
latoriſche und peremtoriſche. Von den erſtern könnte der Dritte dem 
Gläubiger nur dann die exceptio plus petitionis tempore entge— 


gen ſetzen, wenn der Tag noch nicht gekommen iſt, an welchem er 
nach dem Behandlungsvertrage die Zahlung zu leiſten hat. 
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Von den peremtorifchen Einwendungen könnte der Dritte al— 
lerdings die Einwendung der Gegenrechnung entgegen ſetzen, in ſo 
ferne ihm gegen den Kläger eine gleichartige, richtige und fällige For— 
derung zuſteht. Denn da nach dem F. 1438 b. G. B. die Compen⸗ 
ſation eine geſetzliche Aufhebung der Rechte und Verbindlichkeiten 
darſtellet, ſo iſt die Einwendung der Compenſation der Einwendung 
der geleiſteten Zahlung gleich zu halten, und da der Dritte dem 
Kläger die Einwendung der ſchon geleiſteten Zahlung ohne weiters 
entgegen ſetzen könnte; ſo kann er auch von der Einwendung der 
Gegenrechnung Gebrauch machen. 

Allein gegen die Nichtigkeit der Forderung Einwendungen zu 
machen, iſt der Dritte nicht berechtiget; denn entweder iſt die in der 
Behandlung übernommene Forderung vor dem Abſchluſſe der Behand— 
lung ſelbſt nach $. 358 allg. G. O. und dem Hofdecrete vom 9. 
Jänner 1788 bereits rechtshältig liquidirt worden, oder nicht. In dem 
erſten Falle kann von einer Einwendung gegen die Richtigkeit ohne— 
hin nicht mehr die Rede ſeyn; in dem zwegten Falle aber hat der 
Dritte die Nichtigkeit der Forderung dadurch ſchon gerichtlich einge— 
ſtanden, daß er bey der Behandlung gegen dieſe Forderung keine 
Einwendung machte, ſondern die vollſtändige Aſſignation der in die 
Behandlung aufgenommenen Gläubiger angenommen hat. 


5. 429. 

Ob der Dritte berechtiget ſey, bey der Behandlung 
ſelbſt auf die Liquidirung der angemeldeten For— 
derungen zu dringen? 

Der Dritte iſt allerdings berechtiget zu fordern, daß der Schuld— 
ner über die Nichtigkeit der bey der Behandlungstagſatzung angemel— 
deten Forderungen vernommen werde; denn ihm muß ſchon deß— 
wegen daran liegen, daß er keine, von dem Schuldner nicht ause 
drücklich zugeſtandene Forderung zur Zahlung übernehme, damit ihm 
nicht von dieſem im Negreßzuge die Einwendung der gezahlten Nicht— 
ſchuld entgegen geſetzt werden kann, was er nicht zu beſorgen hat, 
wenn der urſprüngliche Schuldner die Nichtigkeit der Forderung bey 
der Tagſatzung einbekannte, weil dieſe ſeine Erklärung, welche zu 
Protocoll genommen wird, den Intercedenten gegen eine ſolche Ein⸗ 
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wendung ſchützt, indem der urſprüngliche Schuldner in Folge des 
beſtehenden Behandlungsvertrages rückſichtlich jeder einzelnen für rich— 
tig erkannten Forderung als Aſſignant erſcheint, und als ſolcher die 
Einwendung des Nichtbeſtehens der von ihm ſelbſt angewieſenen 
Forderung nicht machen kann. Aber auf eine ſtrengere Liquidirung, 
allenfalls gegen einen aufzuſtellenden Curator zu dringen, iſt der 
Dritte nicht berechtiget, weil rückſichtlich ſeiner jede angemeldete For⸗ 
derung für richtig erſcheint, wenn ſie von dem Schuldner als rich— 
tig beſtehend eingeſtanden wird. So wenig als der Aſſignat auf 
eine weitere Liquidation der Forderung des Aſſignatars auf das Ein— 
geſtändniß des Aſſignanten dringen darf, eben ſo wenig kann auch 
bey der Behandlung der Dritte auf eine weis re Nachweiſung der 
Forderung, als durch das Geſtändniß des Schuldners dringen; deß— 
wegen hat auch der Dritte in dem nach dem Hofdecrete vom 9. Jän⸗ 
ner 1788 vom ihm abzulegenden Eide nicht zu beſchwören, daß Fei: 
ne erdichtete Schuld angeſetzt worden ſey. 


b. 430. 


Von dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen den in der 
Behandlung ſtehenden Gläubigern und dem urſprüng— 
lichen Schuldner. 5 
Durch die Behandlung der Gläubiger iſt eine vollſtändige Aſ— 
ſignation vor ſich gegangen, dergeſtalt, daß die in die Behandlung 
gezogenen Gläubiger keinen Anſpruch mehr auf das Vermögen des 
urſprünglichen Schuldners haben. Wenn daher entweder der Dritte 
die übernommenen Verbindlichkeiten nicht erfüllen könnte, oder Dies 
ſelben nicht erfüllen wollte, ſo ſteht den Gläubigern gegen den ur— 
fprünglichen Schuldner, außer dem Falle eines erweislichen Betru— 
ges, kein Necht mehr zu. Die die Behandlung eingegangenen Gläu— 
biger haben auch in dem Falle, als der urſprüngliche Schuldner wie— 
der zahlungsfähig wird, kein Recht, den einmahl zugeſtandenen Nach⸗ 
laß ihrer Forderungen zu begehren. Wohl aber würde ihnen dieſes 
Recht zuſtehen, wenn fie erweiſen könnten, daß ihr Schuldner ſchon 
zur Zeit der Behandlung ſolvent geweſen ſey, und nur durch Ver— 
tuſchung eines Theiles feines Vermögens die Zahlungsunvermögen— 
heit vorgeſchützt habe; denn durch dieſe Handlung hätte er feine Gläu— 
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biger in Irrthum geführt, ohne welchen fie ſich zu einem Nachlaſſe 
nicht würden herbeygelaſſen haben. Dieſer Irrthum macht den Ber 
handlungsvertrag ungültig (§. 871 b. G. B.). 

9. 431. 

Von dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Inter— 
cedenten und den in der Behandlung nicht begrif— 
fenen Gläubigern. 

Obgleich der Intercedent rückſichtlich der in der Behandlung 
nicht begriffenen Gläubiger keine Verbindlichkeit übernimmt, ſo kommt 
er doch mit denſelben in Bezug der Negreßnahme in Concurrenz, 
weil er eben ſo, wie dieſe, durch die Zahlungsübernahme Gläubiger 
desſelben Schuldners wird. In dieſer Beziehung ſteht dem Inter— 
cedenten, ſo wie jedem in der Behandlung nicht begriffenen Gläu— 
biger das Recht zu, aus dem Vermögen des Schuldners Sicherheit 
zu ſuchen, und ſich der Zahlung wegen zu erhohlen. In einer all— 
fälligen Concurrenz der Gläubiger aber, wenn z. B. über den Schuld 
ner der Concurs ausgebrochen wäre, frägt es ſich, ob der Interce— 
dent gegen den Concurs die Summe der eingelöften oder übernom⸗ 
menen Forderungen, oder nur den für die eingelöften Forderungen 
ausgelegten, oder noch auszulegenden Betrag liquidiren konne? 

Es ſcheint durchaus keinem Anſtande zu unterliegen, daß der 
Intercedent die Summe der übernommenen Forderungen gegen den 
Concurs liquidiren könne; denn da ſchon oben (F. 424) nachgewie⸗ 
fen wurde, daß in der Regel, wenn nähmlich durch einen Vertrag 
nichts anderes beſtimmt worden iſt, der Intercedent gegen den Schuld— 
ner das Regreßrecht nach der Summe der übernommenen Forderun— 
gen habe, gegen den Concurs aber alle jene Anſprüche als liquid 
erkannt werden müſſen, welche gegen den Cridatar als richtig beſte⸗ 
hend nachgewieſen werden können; fo muß auch dieſer Negreßan— 
ſpruch liquid ſeyn, in fo ferne nicht vertragsmäßig etwas anderes 
bedungen worden iſt. In dieſem letztern Falle aber könnte er auch 
im Concurrenzwege nicht mehr als den bedungenen Betrag behaup— 
ten, weil er als Gläubiger auch in der Concurrenz mit den übrigen 
nicht ehr anzuſprechen berechtiget iſt, als er gegen feinen Mit: 
contrahenten aus dem abgeſchloſſenen Vertrage zu fordern hat. 
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Von dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem urſprüng— 
lichen Schuldner und den in der Behandlung nicht 
begriffenen Gläubigern. 

Die nicht in die Behandlung eingezogenen Gläubiger bleiben 
zu ihrem Schuldner in dem Nechtsverhältniſſe, in welchem fie bis— 
her ſich befunden haben, für ſie iſt es eben ſo viel, als wenn eine Be— 
handlung gar nicht angeſucht worden wäre. Sie können demnach 
noch immerfort Sicherheit und ihre Bezahlung aus dem Vermögen 
des Schuldners ſuchen, und find auch in der Negel rückſichtlich der 
ihnen zu Gebothe ſtehenden Zahlungsmittel nicht beſſer daran, als 
wenn eine Behandlung gar nicht nachgeſucht worden wäre; denn 
wenn gleich aus der Geſammtſumme der Gläubiger durch die Be— 
handlung mehrere hinwegfallen, ſo tritt doch an ihre Stelle der 
Dritte als Intercedent mit der ganzen Summe der von ihm zur 
Zahlung übernommenen Beträge. Nur dann, wenn vertragsmäßig 
beſtimmt worden wäre, daß der Intercedent nur rückſichtlich eines 
beſtimmten Betrages das Negreßrecht haben ſoll, z. B. mit dem 


wirklich auf die Zahlung der übernommenen Gläubiger zu verwen— 


denden Betrage, kann es geſchehen, daß ſich die Concurrenz der For— 
derungen beg einem allfälligen Concurſe vermindert. 


ö 9. 433. 


Ob nach abgeſchloſſener gerichtlicher Behandlung 
noch Gläubiger derſelben beytreten können? 
Wer bey der Behandlungstagſatzung nicht erſcheint, iſt nach 

dem Geſetze von derſelben ausgeſchloſſen; es kann alſo davon nicht 

mehr die Rede ſeyn, daß er in die Behandlung aufgenommen wer— 
den muß; indeſſen folgt daraus noch nicht, daß ein ſolcher Gläu— 
biger nicht doch im Vertragswege noch der Behandlung beytreten 
könnte, wenn nähmlich der Intercedent und der urſprüngliche Schuld— 
ner hiezu einwilligen, welcher vertragsmäßige Begtritt ſodann die 
nähmliche Wirkung für die drey Contrahenten hat, als wenn der 
Gläubiger in die gerichtliche Behandlung ſelbſt wäre einbezogen worden. 
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LCormul are 
zum 9. 219. 


A) Einer executiven Vertheilung. 


Von dem k. k. Landrechte N. wird über den am 1. Dezem— 
ber 1836 erfolgten executiven Verkauf der Herrſchaft N. in Erle— 
digung der am 1. Jänner 1837 abgehaltenen Liquidirungs- und 
Vertheilungstagſatzung der für dieſe Herrſchaft eingegangene Meiſt— 
„ are ggg Fi 
der Meiſtboth für den beſonders verſteigerten Fundus 
r ee 8000 fl., 
der Meiſtboth für die ebenfalls beſonders verſteigerten 
ſtehenden Früchte err. 5000 fl., 
und endlich der Uebernahmspreis für die liquidirten, 
und von dem Erſteher zur eigenen Einbringung über— 
nommenen Unterthansrückſtande per. 10000 fl., 


| in Summa pr. 123000 fl. 
C. M. nach dem Sinne der höchſten Hofdecrete vom 15. Jänner 
1787 und 23. October 1794 auf nachſtehende Art vertheilt, und 
den betreffenden Gläubigern zugewieſen: 


I. 


Vor allen eingetragenen Tabulargläubigern ſind zu befriedigen 
die ſeit drey Jahren vom Tage der Liquidirungstagſatzung, d. i. 
ſeit 1. Jänner 1837 zurückgerechnet, ausſtändigen landesfürſtlichen, 
auf die verſteigerte Herrſchaft entfallenden Steuern im Betrage 
pr. 400 fl. C. M., welche mit . 351 fl. 13 kr. 
aus dem Meiſtbothe ſammt Fundus instructus, 
und mit dem Neſte pp. 43g fl. 47 kr. 
aus den Früchten und Nutzungen zur Zahlung zu— 
gewieſen werden. 
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II. 


Eingetragene Tabularpoſten. 
Hievon haben nach dem vorliegenden en, nachſte⸗ 
hende Poſten Theil zu nehmen: 

1) Die auf dem erſten Satze haftende Octava für Waiſen⸗, Depo⸗ 
ſiten⸗ und Unterthansforderungen, für welche einſtweilen bis zur 
beſondern Octavalvertheilung ausgeſchieden werden 

a) von dem Herrſchaftsmeiſtbothe und dem Meiſtbothe für den 
Fundus instructus . . 43500 fl., und 
b) aus den Früchten und Nutzungen. 1875 fl., 


zuſammen pr. 15375 fl. 

Sonach bleiben noch zur beſondern Vertheilung übrig: 
1) aus dem Meiſtbotgnñhe . 94448 fl. 47 kr., 
2) aus den Früchten und Nutzungen. . 13076 fl. 13 kr., 


zuſammen . 107225 fl. — kr. 

2) Auf dem 2. Satze haftet die Servitut der Viehweide auf den 
herrſchaftlichen Gründen für die Unterthanen des Dorfes N., wel⸗ 
che als von dem Erſteher übernommen, außer der Vertheilung bleibt. 

Die Satzpoſt 3 iſt gelöſcht. 

3) Satzpoſt 4 die Schuldforderung des gräfl. N. ſchen Fideicommiſſes 
aus der Schuldverſchreibung des N. N. an das obige Fideicom— 
miß, ddto. et intab., pr. 25000 fl. W. W. oder in CM. pr. 10000 fl. 
ſammt den hievon ſeit 1. Auguſt 1834 ausſtändigen 
5% gen Intereſſen pp. 1250 fl. 


zuſammen pr.. 11250 fl. 


welche angewieſen werden an fl. kr. fl. kr. fl. kr. 
den Meiſtboth mit + 9879-194 
und an die Früchte und Nu: 
tzungen mit 1370-405 
4) Satzpoſt 5. das auf den 
Früchten der Herrſchaft inta⸗ 
bulirte, aus der Schuldver— 
ſchreibung des N. N. an Dr. 
N. N., ddto. et intab., her⸗ 
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Conb. Münze. 
rührende, und durch Ceſſion, fl. kr. fl. kr. fl. kr. 
ddto. et superintab. , an Hrn. 

v. N. N. gediehene Capital 
ohne Intereſſen pr.. 11090-474 
welches ganz an die Früchte 
und Nutzungen angewieſen 
wird in dieſeu Betrage pr. 11090-4757 
5) Satzpoſt 6, die aus dem - 
Kaufvertrage, ddto, et intab, N 
zwiſchen dem N. N. und dem 
N. N. haftenden Kaufrechte 
rückſichtlich des bey der Liqui⸗ 
dirungstagſatzung mit 16000 
fl. angeſprochenen, im Ver— 


gleichswege aber mit.. | 8000- — 
liquidirten Betrages, welcher 
mit + - * + * + + 614-453 


an die Früchte und Nutzun— 

gen, und mit dem Neſte pr. 7385-147 

an den Meiſtboth angewieſen 

wird. 
Da hierdurch der Zah— 

lungsfond der Früchte und 

Nutzungen im Betrage pr. f 13076 13 

erſchöpft iſt, ſo folgen die ferneren Anweiſungen aus 

dem Meiſtbothe allein, an welchem über die geſche— 

henen Zuweiſungen noch erübrigen 176884124 
Hierauf werden ferner angewieſen: ’ 

6) Satzpoſt Nr. 7, das bey der Liquidirungstagſatzung 

von dem Hrn. v. N. N. aus der Schuldverfchreibung, 

ddto. et intab., des N. N. an N. N., und aus der 

Ceſſion des Letztern an den Hrn, Anmelder, ddto. 

et intab., angemeldete Capital pr. 4000 fl. C. M. 

ſammt den ſeit drey Jahren rückſtändigen Intereſſen 
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C. M. 
pr. 600 C. M. zuſammen pp.... 
wird, da dieſe Poſt nicht für liquid erkannt wurde, 
ausgeſchieden, und hat Hr. Anmelder ſeinen allfälli— 
gen Anſpruch hierauf auf dem ordentlichen Rechts— 
wege auszutragen. Eben ſo wird auch 

7) die sub Satzpoſt Nr. 8, aus der Schuldverſchreibung 
ddto. des N. N. an N. N. über 2000 fl. angemel- 
dete aber nur pränotirte, und bisher noch nicht ge— 
rechtfertigte Forderung, ſammt den dreyjährig rück— 
ſtändigen Intereſſen im Geſammtbetrage pr. 
einſtweilen ausgeſchieden. 

8) Satzpoſt Nr. 9, die angemeldete und liquidirte For- 
derung des N. N. pr. 8000 fl. aus der Schuld— 
verſchreibung ddto. welche auf der veräußerten Herr— 
ſchaft untern — und auf dem Taze des N. N. un⸗ 
tern — intabulirt wurde, ſammt den davon ſeit einem 


Jahre ausſtändigen Intereſſen pr. 400 fl., zuſam⸗ 


„%% / NL ee 

9) Satzpoſt Nr. 10, die angemeldete und liquidirte For- 
derung pr. 6000 fl. ſammt den rückſtändigen zwey 
jährigen Intereſſen aus der Schuldoerſchreibung des 
N. N. an N. N. ddto. et intab. — wird, da fel- 
be auch auf der, unter einem verſteigerten, der Herr— 
ſchaft ſelbſt sub Urb. Nro. — unterthänigen Hof— 
mühle am zwehten Satze haftet, auf dieſen Zahlungs— 
r „ ˙ ub a a aa 
und mit dem Neſte pr. 1294 fl. 7 kr. auf den aus 
der Mühle gebildeten Zahlungsfond pr. 30,000 fl. 
angewieſen. 

10) Satzpoſt Nr. 11, die angemeldete und Liquidirte 
Forderung pr. 4000 fl., ſammt den durch drey Jah: 
re rückſtändigen Intereſſen pr. 600 fl., zuſammen 
pr. 4600 fl., aus der Schuldverſchreibung ddto, et 


f. r. 
4600- — 


2300-— 


Ss400-— 


5305-53 


Fürtrag » 20605-53 


C. M. 
Hebertrag.. 
intab. — des N. N. an N. N. wird, da ſelbe auch 
auf obiger Mühle am zwölften Satze haftet, auf die- 
fen Zahlungsfond miiikll. 
angewieſen, da aus dem Mühlkaufſchillinge auf ſelbe 
nur 600 fl. entfallen. 

11) Satzpoſt Nr. 12, die angemeldete und Liquidirte 
Forderung pr. 8000 fl., ſammt den einjährigen In⸗ 
tereſſen pr. 400 fl., zuſammen pp. 
aus der Schuldverſchreibung des N. N. an N. N., 
ddto, et intab., wird aus dieſem Zahlungsfonde ganz 
zugewieſen, da ſelbe auf der Mühle am dreyzehnten 
Satze ganz durchfiel. 

12) Satzpoſt Nr. 13, a) aus der Schuldoerſchreibung 
des N. N. an N. N., ddto. et intab, pr. 6000 fl., 
ſammt dreyjährigen Intereſſen pr. 900 N „ zuſam⸗ 
men pr. 6900 fl., und 

13) Satzpoſt 13, b) aus der Schuldverſchreibung ddto,, 
et intab. eodem des N. N. an N. N. pr. 3000 fl., 
ſammt dreyjährigen Intereſſen pr. 450 fl., zuſammen 
pr. 3450 fl., beyde Poſten zuſammen pr. 

14) Satzpoſt Nr. 14, aus der Schuldverſchreibung des 
N. N. an N. N., ddto. et intab., pr. 8000 fl., und 
Satzpoſt Nr. 26, aus der Schuldverſchreibung des 
N. N. an N. N., ddto, et intab., pr. 10,000 fl., 
welcher Letztern mit der Erſtern aus der Urkunde, 
ddto, et intab., gleiches Satzrecht eingeräumt wur— 
de, da auf dieſe letzte Forderung ohne Einräumung 
des gleichen Satzrechtes nichts entfallen wäre, werden 
zuſammen angewieſen mit dem Capitale pr. 8000 fl., 
und den dreyjährigen Intereſſen pr.. . 1200 fl., 


zuſammen fr. 


Fürtrag. 
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fl. kr. 
20605 -53 


4000- — 


8400- — 


10350- — 


9200- — 
52555-53° 


2. Bd. 16 
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C. M. 

Uebertrag . 
15) Satzpoſt Nr. 15, aus der Schuldverſchreibung des 
N. N. an N. N. ddto, et intab., pr. 8000 fl., ſammt 

dreyjährigen Intereſſen pr. 1200 fl., 

zuſammen pr. 9200 fl., wird, 
da der Satzpoſt Nr. 24, pr. 4000 fl., ſammt drey⸗ 
jährigen Intereſſen pr.. . 600 fl., zuſammen pr. 
4600 fl., aus der Ur- 
kunde ddto. et intab., das Vorrecht eingeräumt 
wurde, hier nur angewieſen mik 
16) Satzpoſt Nr. 24, aus der Schuldyerfchreibung des 
N. N. an N. N. ddto, et intab,, pr. 4000 fl., 
ſammt den obigen Intereſſen pr + + 600 fr; 
zuſammen mit 

aus dem Grunde der obigen Vorrechtseinräumung. 
17) Satzpoſt Nr. 23, aus der Schuldverſchreibung des 


fl. kr. 
5255553 


4600 — 


4600 — 


N. N. an N. N. ddto. et intab., pr. 4000 fl., 


da derſelben vor der Satzpoſt Nr. 16, pr. 2000 fl. 

Haus der Urkunde ddto, et intab., das Vorrecht 
eingeräumt wurde, wird hier in dem Betrage pr. 2000 fl., 
ſammt den einjährigen Intereſſen pr.. . 100 fl., 
Wſammen rr... „„ „ 
zugewieſen. 

18) Satzpoſt Nr. 17, aus der Schuldverſchreibung ddto. 
et intab,, des N. N. an N. N., pr. 3000 fl., 
ſammt drepjährigen Intereſſen pr. 450 fl., 
wird, da ſich der Exequirte mit den als gelöfcht cer⸗ 
tifizirten Urkunden ausgewieſen hat, die Löſchung in 
der Landtafel aber nicht vorgenommen wurde, bis zur 
wirklichen Löſchung ausgeſchieden mit. 

Eben ſo wird 

19) Satzpoſt Nr. 18, die als verjährt und indebite haf⸗ 

tende Forderung des N. N. an N. N. aus der Schuld- 
Fürtrag 


2100- — 


.8450- — 


67305-53 


C. M. 

Uebertrag 

verſchreibung des N. N. ddto. et intab., pr. 1000 fl., 

ſammt dreyjährigen Intereſſen pr... 130 fl., 

eiimen pfr . 3 
einſtweilen ausgeſchieden. 

20) Satzpoſt Nr. 19 wird, da es nachgewieſen vorliegt, 
daß ſelbe nur aus Irrung hieher eingetragen wurde, 
als nicht vorhanden übergangen, hingegen aber wird 

21) der aus Satzpoſt Nr. 20 entfallende Betrag an 
Capital pr. 2000 fl., und an dreyjährigen Intereſ— 
fen pr... 300 fl., zuſammen pfp r. 
wegen beſtrittener Gültigkeit der Intabulation einft- 
weilen ausgeſchieden. Auf gleiche Weiſe wird 

22) die sub Satzpoſt 21, aus der Schuldverſchreibung 
ddto. et intab, des N. N. an N. N., als ge: 
zahlt nachgewieſene, aber noch nicht gelöſchte Forde— 
rung pr. 1000 fl., ſammt dreyjährigen Intereſſen 
pr. 18350 fl., zuſammen pr. 
bis zur wirklichen Löſchung ausgeſchieden. 

23) Satzpoſt Nr. 22, das höchſte Aerar mit der der— 
zeit noch unbeſtimmten Subarrendirungsforderung 
aus dem Vertrage ddto, et intab., welcher der noch 
verhleibande Neſt pr 
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fl. N 
67305-53 


1150- — 


2300- — 


1150-— 


4978-192 


76884124 


pro summa concurrenti vorläufig zugewieſen wird. 
Da durch die hier aufgeführten Zuweiſungen der 
ganze Zahlungsfond erfchöpft erſcheint, wird mit 
der Satzpoſt Nr. 22 die Vertheilung und Zuweiſung 
geſchloſſen, und zugleich feſtgeſetzt, daß 
a) der aus der Octava allenfalls verbleibende Reſt, 
b) der sub Poſt 6 zugewieſene Betrag pr. 4600 fl., 
in fo weit die Liquidität nicht erwieſen werden folke, 
c) der sub Poſt 7 ausgeſchiedene Betrag pr. 2300 
fl., wenn die sub Satzpoſt 8 erwirfee Pränotation 
nicht gerechtfertiget werden würde. 


16 * 
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d) der sub Poſt 18 ausgeſchiedene Betrag pr. 
3450 fl., falls die Löſchung erwirkt würde; dann 

e) der sub Poſt 19 ausgeſchiedene Betrag pr. 1150 
fl., wenn die Liquidität der Forderung nicht be⸗ 
hauptet würde; ferner 

) der sub Poſt 21 ausgeſchiedene Betrag pr. 2300 
fl., für den Fall der erfolgenden Ungültigkeits⸗ 
erklärung der Satzpoſt; 

g) der sub Satzpoſt 22 ausgeſchiedene Betrag pr. 
1150 fl., nach erwirkter Löſchung, endlich 

h) der allenfalls aus der Poſt 23 erübrigende Be⸗ 
trag auf nachſtehende Satzpoſten, und in der 
nachfolgenden Ordnung entfallen würde, als 

1) auf die Satzpoſt Nr. 22, falls ſelbe mit dem aus⸗ 
geſchiedenen Betrage nicht gedeckt würde; 


2) auf die sub Satzpoſt 23 intabulirte Forderung 
Pr. % Q „ „% „„ „„ „ „„ 4000 fl., 


ſammt dreyjährigen Intereſſen pr.. . 600 fl., 


zuſammen pr. 4600 fl., 


über die sub Poſt 17 zugewieſenen . 2100 fl., 
, TR N 
3) auf die Satzpoſt Nr. 16 pr. 2000 fl., ſammt 
einjährigen Intereſſen pr... 100 fl., zuſam⸗ 
% RR 
4) auf die Satzpoſt Nr. 15 pr. 8000 fl., ſammt den 
dreyjährigen Intereſſen pr. 1200 fl., zuſammen 
pr. 9200 fl. über die sub Poſt 15 ſchon zugewie⸗ 
ſenen 4600 fl. in dem noch bleibenden Reſte pr. 
5) auf die Satzpoſt Nr. 25 pr. 1000 fl., ſammt ein⸗ 
jährigen Intereſſen pr... 50 fl., zuſammen pr. 
6) auf die Satzpoſten Nr. 14 und Nr. 26 pr. 8000 fl., 
Aud e, e en RD 


ſammt den dreyjährigen Intereſſen pr. 2700 fl., 


zuſammen pr. 20700 fl., 
über sub Poſt 14 bereits zugewieſene 9200 fl., 


fl. kr. 


2500- — 


2100- — 


4600- — 


1050- — 


noch im Ne ſte pr. 24 „„ 9 11500 — 
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’ fl. kr. 
7) auf die sub Satzpoſt 27 intabulirten, und auf. 450 — 
gemäßigten Klags- und Executionskoſten zur Flüſſig⸗ 
machung der sub Poſt 3 aufgeführten Forderung; 
endlich 
8) auf die durch die ausgeſchiedene Octava unbefrie— 

diget gebliebenen Waiſen-, Depoſiten- und Unter⸗ 

thansforderungen. 

Sollte auch durch dieſe Poſten der ganze Zahlungsfond nicht 
erfchöpft werden; fo fällt der noch erübrigende Betrag dem Erequir« 
ten N. N. als Vermöoͤgensreſt zu. 

Von dieſer Vertheilung und reſpective Zuweiſung werden das 
k. k. Fiscalamt, nomine des höchſten Steuerfondes, des höchſten 
Aerars und der Octava, und die übrigen Satzgläubiger auf zu ver= 
faffende Nubriken durch Auszüge der Vertheilung mit dem Beyſatze 
verſtändiget, daß fie das Extenſum der Vertheilung in der Negiſtra— 
tur einſehen können, und daß diejenigen, welche mit der in dieſer 
Vertheilung aufgeführten Vorrechtsordnung ſich nicht zufrieden ſtel— 
len, binnen dreyßig Tagen um ſo gewiſſer mit der Vorrechtsklage 
aufzutreten, oder wenn ſie rückſichtlich der Zuweiſung Anſtände zu 
machen hätten, binnen vierzehn Tagen ſich dießfalls um ſo gewiſ— 
fer zu melden haben, als ſonſt die Vertheilung für rechtskräftig er= 
achtet werden würde. 

Dem Erſteher N. N. wird ein Extenſum der Vertheilung mit 
dem Auftrage zugeſtellt, daß er nach rechtskräftiger Vertheilung den 
Octavalbetrag, fo wie die einſtweilen ausgeſchiedenen Beträge zu Dez 
poſitiren, die übrigen Gläubiger aber nach der Zuweiſung entweder 
zu bezahlen, oder zu übernehmen; daß er aber die sub Poſt ange— 
wieſene Forderung nur mit Zuſtimmung der Superſatzgläubiger zu 
befriedigen habe. Demſelben wird unter Einem bedeutet, daß es ihm 
nach gepflogener und ausgewieſener Nichtigſtellung der Befriedigung 
oder Uebernahme frey ſtehe, um die Ausfolglaſſung der Adjudizirungs— 
urkunde und um Neinigung der Landtafel einzuſchreiten. Von die⸗ 
ſen Verfügungen wird auch der Exequirte auf ein Extenſum der 
Vertheilung verſtändiget. Original ad acta, und den Intereſſenten 
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binnen dreyßig Tagen Einſicht zu geſtatten, und auf Verlangen Ab⸗ 
ſchriften zu ertheilen. 


Anmerkung. Wäre ein Theil des zu vertheilenden Betrages depoſitirt, 
ſo müßte in der Zuweiſung auch ausgedrückt werden, welche Gläubi— 
ger, und mit welchen Beträgen ſie an die Depoſitencaſſe angewieſen 
werden, mit dem Beyſatze, daß es ihnen frey ſtehe, nach rechtskräfti— 
ger Vertheilung um die wirkliche Erfolglaſſung einzuſchreiten. 


B) Formular einer Sequeſtrationsgelder-Verthei⸗ 
lungs-Erledigung. 


In Erledigung der Tagſatzung vom 1. December 1836, wegen 
Vertheilung der aus der Sequeſtration der Herrſchaft N. ſammt 
Zugehör eingegangenen Sequeſtrationsgelder, wird über die dießfalls 
unter den Intereſſenten gepflogene Verhandlung, im Wege des erſt— 
richterlichen Erkenntniſſes nachſtehende Vertheilung und Zuweiſung 
gepflogen: 

A) Die aus der Sequeſtrationsrechnung A) für die Zeit vom 1. 
Jänner bis 1. July 1834 eingegangenen Sequeſtrationsgel der pr. 
3650 fl. werden dem in dieſer Zeit allein beſtandenen Sequeſtrati⸗ 
onsführer N. N. auf Abſchlag ſeiner mit Urtheil vom 1. October 
1833 liquidirten, am 8. Satze haftenden Forderung pr. 6000 fl., 
und der vom 1. July 1832 bis dahin 1834 verfallenen 
, . RED. TE, 


— 


zuſammen pr.. 6600 fl., 
in dem ganzen Beten Pr... 38650 fl., 
zugewieſen, wornach derſelbe an Capital noch.. . 2950 fl., 
ſammt den von dieſem Betrage ſeit 1. July 1834 verfallenden In⸗ 
tereſſen zu fordern hat. 

B) Die aus der Sequeſtrationsrechnung B) vom 1. July 1834 
bis dahin 1835 eingegangenen Sequeſtrationsgelder pr. 8600 fl. 
werden auf nachſtehende Art vertheilt: 6 
1) Vor Allen wird darauf angewieſen der Pupill N. N. mit ſeiner 

im Syndicatswege behaupteten Pupillarforderung pr. 1500 fl. C. 
M. aus der am 1. Satze haftenden Octava, und der zur Ein- 
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bringung dieſer Forderung am 1. July 1834 erwirkten, und ad 
Numerum der Octava eingetragenen Sequeſtration. 


2) Werden zur Zahlung zugewieſen, die von dem secundo loco 
intabulirten Capitale pr. 4000 fl. C. M. vom 1. July 1834 
bis dahin 1835 verfallenen 5 % Intereſſen pr. 200 fl. 

3) Die von dem tertio loco intabulirten Capitale pr. 600 fl. C. 
M. vom 1. July 1832 bis dahin 1835 verfallenen 5 % Inte 
reſſen werden einſtweilen bis zur Austragung des Liquidirungss 
ſtreites ausgeſchieden mit. 90 fl. 


4) Die von dem quarto loco intabulirten Capitale pr. 8000 fl. C. 
M., vom 1. Zuny 1834 bis dahin 1835 verfallenen Intereſſen 
pr. „ * + ©; u A + + + [2 * * * = + * + 400 fl. 


5) Die von dem auf dem 5. Satze haftenden Capitale pr. 2000 
fl. vom 1. May 1834 bis dahin 1835 verfallenen Intereſſen 
pr. * + + 2 + + + * * + >” * . * + + 100 fl. 

6) Der auf der 6. Satzpoſt haftende vom 1. Junh 1835 bis 1. 
Jung 1836 vorhinein zu zahlende Leibrentenbetrag pr.. 600 fl. 


7) Die von dem auf dem 7. Satze intabulirten Capitale pr. 3000 
fl. vom 1. May bis 1. September 1835 vorhinein zu entrich- 
tenden Intereſſen pp. 75 fl. 


0 
8) Wird angewieſen der Sequeſtrationsführer N. N. mit feinem 
aus der erſtern Sequeſtrationsvertheilung verbliebenen Capitals— 
reſte op. 4322950 fl. — kr. 
ſammt den hievon vom 1. July 1834 bis dahin 
1835 verfallenen 5 % Intereſſen pr. 147 fl. 30 ke. 
zuſammen pr. 3097 fl. 30 r. 
9) Die von den am 9. Satze haftenden 6000 fl. vom 1. April 
1834 bis dahin 1835 verfallenen Intereſſen pr. . 300 fl. 


10) Die von dem auf dem 10. Satze haftenden Capitale pr. 10000 
fl. ſeit 1. April 1834 bis dahin 1835 verfallenen 5 % Inte⸗ 
, K RE 1, 2 € 

11) Der am 11. Satze für den N. N. haftende, halbjährig vors 
hinein zu entrichtende, und vom 1. März 1838 ausſtändige Un⸗ 
terhalt jährlicher 300 fl. pp. 17750 fl. 
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12) Die von dem am 12. Satze haftenden Capitale pr. 1500 fl., 
feit 3 Jahren, d. i. feit 1. July 1832 bis 1. July 1835 aus⸗ 
ſtändigen Intereſſen pr. 225 fl. 
Ueber Abzug dieſer Poſten verbleiben noch zu verthei— 
len inn) n een, 
welche 
13) auf Abſchlag der am 13. Satze intabulirten Klags- und Ere- 
cutionskoſten des Sequeſtrationsführers entfallen, und welche Ko— 
ſten mit Inbegriff der Sequeſtrationskoſten auf den Betrag pr. 
896 fl. 30 ke. liquidirt wurden. 
Ueber Abſchlag obiger 762 fl. 30 kr. hat ſonach der Exe— 
entionsführer noch zu fordeern 134 fl. C. M. 
C) Die aus der Segqueſtrationsrechnung C) vom 1. Suly 
1835 bis 1. November 1836 eingegangenen Sequeſtrationsgelder 
pr. 10,000 fl. C. M. werden bey dem Umſtande, als am 1. July 
1835 der N. N. rückſichtlich ſeiner am 2. Satze haftenden Forde⸗ 
rung pr. 4000 fl. C. M., der N. N. rückſichtlich ſeiner am 7. 
Satze ſammt den Einbringungskoſten haftenden Forderung pr. 3000 
fl., und der N. N. rückſichtlich ſeiner am 14. Satze haftenden Poſt 
pr. 6000 fl. ſammt Einbringungskoſten die Sequeſtration erwirk- 
ten, auf nachſtehende Art vertheilt; ö 
1) Da der am 2. Satze haftenden Capitalspoſt pr. 4000 fl. — kr., 
und den vom 1. July 1835 bis 1. December 
1836 hievon aushaftenden Intereſſen pr. 28s fl. 20 kr., 
zuſammen pr. . 22s fl. 20 kr., 
welche auch auf der unter einem in Sequeſtration gezogenen Gülte 
N. N. simultan haftet, aus den Segqueſtrationsgeldern dieſer 
Gülte bereits 800 fl. C. M. zugewieſen wurden, ſo wird dieſe 
Forderung mit dem Neſte pr. 3328s fl. 20 kr. 
auf vorſtehende Sequeſtrationsgelder angewieſen, wobeg bemerkt 
wird, daß auch die Einbringungs- und Sequeſtrationskoſten be> 
reits aus den Sequeſtrationsgeldern obiger Gülte befriediget wurden. 
2) Die von den am 3. Satze haftenden 600 fl. vom 1. July 
1835 bis dahin 1836 ausſtändigen Intereſſen pr. 30 fl. werden 
bis zur Liquidirung derſelben ausgeſchieden. 
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3) Die von dem am 4. Satze intabulirten 8000 fl. vom 1. Zuny 
1835 bis dahin 1838 entfallenden Intereſſen pr. 400 fl. 


4) Die von den auf dem 5. Satze intabulirten Capitale pr. 2000 
fl. vom 1. May 1835 bis 1. November 1836 ausſtändigen In⸗ 
tereſſen pr. — + + - “ ” > — * — + — + 300 fl. 


5) Der auf der 6. Satzpoſt haftende, vom 1. Suny 1836 bis 1. 
Jung 1837 vorhinein zu zahlende Leibrentenbetrag pr. 600 fl. 

Ueber Befriedigung dieſer Poſten bleiben noch zu verthei— 

„„ EN 9a 3, A 1 


Aus welchem Betrage 

a) der Sequeſtrationsführer N. N. mit ſeinem am 7. Satze in⸗ 
tabulirten Capitale op.. 3000 fl. — Er, 
dann den vom 1. November 1835 bis 1. 

December 1836 ausſtändigen Intereſſen pr. 162 fl. 30 kr., 
und den Einbringungskoſten pr. 350 fl. — Ei, 

zuſammen pr.. 3512 fl. 30 kr. 
zu befriedigen kommt; hierauf folgt: 

b) der für das am 9. Satze haftende Capital pr. 6000 fl. für 
die Zeit vom 1. April 4835 bis 4. October 1836 ausſtändige 
Intereſſenbetrag pr 4450 fl. 

c) der von dem auf dem 10. Satze haftenden Capitale pr. 
10000 fl. vom 1. April 1835 bis 1. October 1836 ausſtän⸗ 
dige Intereſſen Betrag upp. 375750 fl. 

d) der am 11. Satze für den N. N. haftende, halbjährig vor— 
hinein zu entrichtende, vom 1. Februar 1836 ausſtändige Un⸗ 
terhalt, pr. jährlich 300 fl., für ein halbes Jahr mit 150 fl. 

e) der von dem am 12. Satze haftenden Capitale pr. 1500 fl. 
vom 1. July 1835 bis dahin 1836 ausſtändige Intereſſen⸗ 
betrag Ppỹ Pt.. 75 fl. 

f) der auf die am 13. Satze haftende, aus der Vertheilung B) 
noch verbleibende Einbringungsbetrag pr.. . 134 fl., 
ſammt den weiters vom 1. July 1835 bis nun auf 
dieſen Sequeſtrationsführer entfallenden Sequeſtra⸗ 
eoensnns? 4 


zuſammen pr.. 184 fl. 
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Ueber Befriedigung aller dleſer Poſten bleibt noch ein Caffe: 
tet pi. 0% % „ 0 on e e, 
welcher dem Sequeſtrationsführer N. N. rückſichtlich ſeines am 
14. Satze haftenden Capitals pr. 6000 fl. C. M. auf Ab⸗ 
ſchlag zugewieſen werden. | 
Da die aus allen drey Sequeſtrationsrechnungen ſich ergeben: 
den Sequeſtrationsbeträge zu Gerichtshanden erlegt wurden; ſo er— 
hält das landrechtliche Depoſitenamt auf zu verfaſſende Rubrik 
die Weiſung, nach rechtskräftiger gegenwärtiger Vertheilung die 
oben angewieſenen Gläubiger nach Maßgabe dieſer Vertheilung aus 
dem unter dem Schlagworte Herrſchaft „N. Sequeſtrationsmaſſe“ de— 
poſitirten Betrage pr. 22,250 fl. C. M. mit Ausnahme der sub 
Poſt 3 in B, und sub Poſt 2 in C ausgeſchiedenen Beträge pr. 
90 fl. und 30 fl., zuſammen pr. 120 fl. C. M., welche unter 
Anmerkung des Sachverhaltes in Depoſito zu verbleiben haben, 
gegen Quittung und Zählgeld, welche Quittung rückſichtlich des in c 
aus der Vertheilung C zugewieſenen Unterhaltes pr. 150 fl. auch von 
dem Superfaßgläubiger N. N. unterfertiget feyn muß, zu befriedigen. 
Hievon werden ſämmtliche Intereſſenten auf zu verfaſſende 
Rubriken mit dem Beyſatze verſtändiget, daß diejenigen, welche ſich 
mit dieſer Vertheilung nicht zufrieden geſtellt erachten, entweder da 
gegen binnen vierzehn Tagen den Recurs zu ergreifen, oder, falls 
ſie ſich in Betreff des Vorrechtes gekränkt hielten, binnen dreyßig 
Tagen um ſo gewiſſer mit der Vorrechtsklage aufzutreten hätten, 
als ſie widrigens hiemit nicht mehr gehört werden würden, und mit 
der Auszahlung nach Maßgabe der Vertheilung vorgegangen werden 
würde. Tagſatzungsprotocoll ad acta. 
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392. Eintheilung der Materie dieſes Abſchnitte s.. — 


I. Haupt ſt ü ck 


Von der bey der Einleitung und Führung der Behandlung zu 
beobachtenden Form. 
393. Wer e eine gerichtliche Behandlung der Gläubiger 1 be⸗ 
vechtiget ſeyn e . N. RR „208 


394. Die Behandlung unterſcheidet ſich von aue er Stan: 
gendes Schuldners „ ee 


395. Bey welchem Gerichte die Behandlung anzuſuchen 100 e 
396. Von der Form des Geſuches um Behandlung der Gläubiger . . 211 
397. Was der Richter über das Abhandlungsgeſuch zu veranlaßſen habe? — 


398. Ob der Richter für die abweſenden n einen Curator zu 
eee e a ie ER 


399. Was der Richter noch ferner zu Veränkiſſen habe 213 
400. Von dem rechtlichen Baba der Blänbigen bis zur nr 


% ˙‚—— “Are al 214 
401. Von dem Verfahren bey Bir Behandtungdtnafabung,. 3 wenn 
bey derſelben kein Gläubiger erſcheinkt +. 215 


402. b) Wenn vor oder bey der Tagſatzung der 1 1 a 
Verſprechen, die Zahlung der Gläubiger zu übernehmen, widerruft 216 


403. ) Wenn nur Ein Gläubiger bey der Tagſatzung ES . — 
404. d) Wenn wirklich mehrere Gläubiger erſcheinen .. . . 217 
405. Was Rechtens ſey, wenn ſich ein Fiche Gläubiger gar 
Wo äußert „„ Ka n ER ed. de eee ene 
406. Von der r N G de 
407. Von dem Reſultate der FEAR OB nge A 41 enter Ale 
408. Was Rechtens ſey, wenn eine oder mehrere Forderungen der 
conſentirenden Gläubiger für illiquid erkannt würden? ... 219 
409. Ob bey der Stimmenzählung auch die rückſtändigen, und für 
liquid erkannten Intereſſen mitzurechnen ſeyenn 2 . 220 


410. Was Rechtens iſt, wenn der Schuldner und der Intercedent 
auf Verlangen der es den eee en Eid Bi able⸗ 
gen würde e a - 


265 


Seite. 
8. 411. Die Behandlung findet nicht Statt wegen nicht nachgewieſener 
Zahlungs ſichec heit „„ 4˖EÜͤ(ÜQ n ee 221 


II. Haupt ſtück 


Von den Gläubigern, welche ſich in die Behandlung einzulaſſen 
nicht ſchuldig ſind. 


$. 412. Die Schutbigkeike, ſich in die Hebandlung ernshlaffen, iſt über⸗ 
haupt nur bedinne . er „ 


„ 413. Selbſt die bey dir Tagſatung sch bene Gläubiger . 
nicht alle verhalten werden, der Behandlung beyzutreten ... . 223 

„, 414. Fortſetzunn g - * 22 

„ 415. Was man unter dem Ausdrucke „Vorrecht hier verſtehe? . — 


„ 416. In dem Behandlungsvorſchlage ſind aber die ee der 
dritten Claſſe beſonders zu berückſichtigen¶nndddd . ͥ 225 
„ 417. Welche F an die e mi gebunden wer⸗ 
den können 3 22 3 „ 228 
„ 418. In wie ferne ein in der Geekuln e Sräuiger Of 
Behandlung beyzutreten ſchuldig ſ aum 3 
„ 419. Gläubiger, welche nach eingeleiteter Behandlung ſich ein Pfand⸗ 
recht erworben haben, find von der Behandlung befreyet .... . 227 


„ 420 Ob die pränotirten . ſchuldis ſchep, w der e 


lung anzuſchließßeꝛrnʒn .. „ „ 
„ 321. In wie ferne Steuern Mr orig abgeben an die Be⸗ 

handlung gebunden ſeyen? ... 228 
„ 922. Ob ein durch Bürgſchaft bedeckter Säge in die Shen 

lung zu treten ſchuldig ſee g * Kam 


1 


III. Haupt ſtück 
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denen Rechtswirkungen. 
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den in der Behandlung ſtehenden Gläubigern... 28 
„ 427. Ob den in der Behandlung ſtehenden Gläubigern das Präno⸗ 
tations- und Pfandrecht gegen den Dritten zuſtehe . 232 


„ 928. In wie ferne der Dritte berechtiget ſey, der Aae Ein⸗ 
wendungen entgegen zu ſetzen? .. 


K „ „ „ „ CET ee 


264 


Seite. 
§. 429. Ob der Dritte berechtiget ſey, bey der Behandlung felbft auf 
die Liquidirung der angemeldeten Forderungen zu dringen? .. 


„ 430. Von dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen den in der Behandlung ſte— 
henden Gläubigern und dem urſprünglichen Schuldner . . 234 


431. Von dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Intercedenten und 

den in der Behandlung nicht begriffenen Gläubigern 235 
452. Von dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem urſprünglichen Schuld— 

ner, und den in der Behandlung nicht begriffenen Gläubigern .. 236 
433. Ob nach abgeſchloſſener as run 29 e 

derſelben beytreten können?. . — 
Formulare zum §. 219. 
A) Einer executiven Vertheilung e 
B) Formular einer Segueſtrationsgelder⸗Berthellungserledigung 243 


7 


7 


„ 


4 N 
In 0 8 
1 


. 18 

1 774 ee N 

5 Er We . he 
ah, 


PLEASE DO NOT REMOVE 
CARDS OR SLIPS FROM THIS POCKET 


UNIVERSITY OF TORONTO LIBRARY 


vr 120 Sı SZ 90 0 6€ 
9 Wäll SOd J1HS Av 39NVA Q 


| | 


M3IASNMOG TV ILN 


